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Rechtsprechung
Zivilrecht

Bürgerliches Gesetzbuch 
§§ 535 ff., 823 BGB.
Der Beherbergungsvertrag ist im wesent­

lichen Wohnungsmietvertrag i. S. §§ 535 ff.

Neben der Haltung aus dem Beherber­
gungsvertrage kann sich für den Gastwirt 
u. U. eine Haftung auch aus unerlaubter 
Handlung nach § 823 Abs. 1 BGB. ergeben. 
RG.: DR. 1942, 969 Nr. 1 (Roquette)

§ 652 BGB. Eine einem Mäklervertrag 
beigefügte Befristung kann nicht ohne wei­
teres dahin verstanden werden, daß auch 
der Abschluß des zu ermittelnden Ge­
schäfts innerhalb der Frist liegen müsse, um 
einen Mäklerlohnanspruch entstehen zu las­
sen. RG.: DR. 1942, 973 Nr. 2

S! 717, 719, 717, 730, 1984 f. BGB.
er Nachlaßverwalter ist nicht befugt, 

das Ausscheiden des Erben aus einer Ge­
sellschaft des bürgerlichen Rechts (oder ei­
ner OHG.) zu vereinbaren.

Dies g ilt auch für die infolge Auflösung 
entstandene Abwicklungsgesellschaft. KG.: 
DR. 1942, 973 Nr. 3

§§ 839, 276 BGB. Zur Frage einer schuld­
halten Amtspflichtverletzung seitens eines 
Lehrers oder des Schulleiters bei der Ver­
anstaltung von Klassenausflügen. RG.: DR. 
1942, 974 Nr. 4

§ 1708 BGB.; § 322 ZPO. Die Rechtskraft 
eines früheren klageabweisenden Unter­
haltsurteils ist nicht zu beachten, wenn auf 
Grund eines danach ergangenen Status­
urteils eine neue Unterhaltsklage erhoben 
wird. Der Unterhalt kann dann aber nur 
vom Zeitpunkt der Rechtskraft des Status­
urteils ab verlangt werden. AG. Schwein- 
furt: DR. 1942, 976 Nr. 5 (Roquette)

§ 1933 BGB.; §§ 281, 253 ZPO. Eine 
durch Zustellung erhobene begründete Ehe­
scheidungsklage schließt das Erbrecht des 
anderen — schuldigen — Ehegatten nach 
§ 1933 BGB. auch dann aus, wenn ihr ein 
wesentlicher, aber heilbarer Mangel anhaf­
tete. KG.: DR. 1942, 976 Nr. 6 

§§2048, 2365 BGB.; §62 ZPO. Teilungs­
anordnungen können nicht die Wirkung 
haben, daß ein Miterbe mehr oder weniger 
als seinen Erbteil erhält. RG.: DR. 1942, 
977 Nr. 7 (Hopp)

§§ 2069, 2349 BGB. An die Stelle eines 
durch Testament bedachten, nachträglich 
weggefallenen Abkömmlings des Erblassers 
treten nach der Auslegungsregel des § 2069 
BGB. ersatzweise seine Abkömmlinge auch 
dann, wenn der Weggefallene zugleich mit 
Wirkung für sie, auf das gesetzliche Erb­
recht verzichtet hatte. KG.: DR. 1942, 980 
Nr. 8

§ 2217 BGB.
Der Testamentsvollstrecker kann Amts­

handlungen, also auch die Überlassung von 
Gegenständen an den Erben zur freien Ver­
fügung, wirksam erst nach Annahme des 
Amtes vornehmen.

Der Testamentsvollstrecker kann Nach­
laßgegenstände, die er nach dem Testament 
zu verwalten hat, nicht den Erben zur freien 
Verfügung überlassen. KG.: DR. 1942, 980 
Nr. 9

§ 2350 Abs. 1 BGB. Der zugunsten eines 
Anderen erklärte Verzicht hat, wenn der 
Begünstigte Erbe wird, allgemein zur 
Folge, daß ihm der volle Erbteil des Ver­
zichtenden zufällt. KG.: DR. 1942, 981 
Nr. 10 (Hopp)

Straßenverkehrsrecht

auch dann unerheblich, wenn er auf die 
Feststellung keinen Einfluß gehabt hat. RG.: 
DR. 1942, 983 Nr. 12

Haftpflichtversicherung. Ist nach den Ver­
sicherungsbedingungen Haftpflichtversiche­
rungsschutz für einen Lastkraftwagen nur 
unter der Voraussetzung gewährt, daß das 
Fahrzeug nicht zur Beförderung von Per­
sonen verwendet wird, so kann dies nicht 
dahin verstanden werden, schon jede ge­
legentliche Mitnahme einer Person bei ei­
ner Betriebsfahrt schließe den Versiche­
rungsschutz aus. RG.: DR. 1942, 984 Nr. 13

Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch
§§ 1293—1295 ABGB. Der ursächliche 

Zusammenhang zwischen Unfall und Be­
schwerden des Verletzten ist auch dann ge­
geben, wenn der Verletzte schon vor dem 
Unfall eine Anlage zur Erkrankung hatte 
und seine Beschwerden nur wegen dieser 
Anlage durch den Unfall ausgelöst worden 
sind. RG.: DR. 1942, 987 Nr. 14

Reichsarbeitsgericht
§ 616 Abs. 2 BGB. Der unabdingbare An­

spruch des Angestellten auf Vergütung im 
Krankheitsfall umfaßt auch Mehrarbeits­
vergütungen, wenn die Mehrarbeit ständig 
von der ganzen Belegschaft erfordert und 
von ihr regelmäßig täglich auf unbestimmte 
Zeit hinaus geleistet worden ist. RArbG.: 
DR. 1942, 988 Nr. 15

§ 626 BGB.; §1 ArbeitsplatzwechselVO. 
Die Ausübung des Rechts zur Kündigung 
aus wichtigem Grund ist an keine Frist ge­
bunden, es geht aber verloren, wenn der 
Kündigungsberechtigte nicht innerhalb ei­
nes nach Treu und Glauben zu bestimmen­
den Zeitraums seit Kenntnis von dem Kün­
digungsgrunde davon Gebrauch macht. 
RArbG.: DR. 1942, 988 Nr. 16

Anordnung zur Durchführung des Vier­
jahresplans über die Lohnzahlung an Feier­
tagen v. 3. Dez. 1937. Die Durchführungs­
anordnung v. 16. März 1940 w ill durch 
Rücknahme der gewährten Vergünstigung 
für den Fall unentschuldigten Ausbleibens 
am letzten Arbeitstag vor oder am ersten 
Arbeitstag nach den Feiertagen die volle 
Inganghaltung der Betriebe bis zu den 
Feiertagen und ihre volle Wiederingangset­
zung nach den Feiertagen sicherstellen. 
RArbG.: DR. 1942, 990 Nr. 17

§§1,2 ArbeitsplatzwechselVO. v. 1. Sept. 
1939. Die Versagung der Zustimmung des 
Arbeitsamts zu einer bereits ausgesproche­
nen Kündigung hat nicht die Folge, daß die 
bis dahin schwebend unwirksame Kündi­
gung endgültig rechtsunwirksam wird. 
RArbG.: DR. 1942, 990 Nr. 18

§§ 7, 10, 9 KraftfG.; §§ 1, 8, 9, 10, 36 
RStraßVerkO.; §§823, 844, 254 BGB. Haf­
tung bei Linksvorbeifahren an einer Ver­
kehrsinsel. Mitwirkendes Verschulden des 
zu Tode gekommenen Fußgängers. KG.: 
DR. 1942, 982 Nr. 11

V ersicherungsrecht
§ 184 VVG.
Die getroffene Feststellung weicht offen­

bar von der wirklichen Sachlage erheblich 
ab, wenn diese Abweichung jedem Sachver­
ständigen bei unparteiischer und gewissen­
hafter Prüfung deutlich erkennbar ist.

Ein Verfahrensverstoß der Gutachter ist

Reichsverwaltungsgericht
§§ 1 Abs. 2, 19, 22 Abs. 3 KSSchVO.
Die im § 19 KSSchVO. vorgeschriebene 

Rechtsmittelbelehrung muß die Angabe ent­
halten, daß die Beschwerde bei der Fest­
stellungsbehörde erster Rechtsstufe einzu­
reichen ist (§22 Abs. 3 Satz 1); andernfalls 
w ird die Rechtsmittelfrist nicht in Lauf ge­
setzt.

Die Einstellung der Schiffahrt auf Grenz­
flüssen kurz vor Ausbruch des Krieges 
stellt keine Maßnahme zur Abwendung ei­
nes drohenden Kriegssachschadens dar. 
RVG.: DR. 1942, 991 Nr. 19
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D ire k to r Eberhard W ilde rm uth , Berlin ,
der als Major in einem Infanterieregiment vom Führer m it dem Ritterkreuz zum Eisernen Kreuz ausgezeichnet

worden ist.
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Der OKW.-Bericht am 21. Juni 1940 meldete:
Bei den schnellen Durchbrüchen durch das Panzer- und Betonbollwerk der Maginotlinie vollbrachten Infanterie 

und Pioniere in schwerem Kampf m it zähem Gegner Ruhmestaten, deren Würdigung einer späteren Zeit Vorbehal­
ten bleibt. Durch ganz besondere Kühnheit und Unerschrockenheit haben sich in diesen Kämpfen ausgezeichnet: Der 
Kommandeur eines Infanterieregiments Oberst Schwalbe, der Bataillonskommandeur in einem Infanterieregiment 
Major W i l d e r m u t h  und der Oberleutnant in einem Infanterieregiment von Kettelhodt.

Erst jetzt erfahren w ir, daß es sich hier um unser Bundesmitglied D irektor Wildermuth in Berlin-Dahlem handelt.
Schon im vorigen Kriege hatte sich Wildermuth besonders ausgezeichnet und das Eiserne Kreuz I I .  und I. Klasse 

erhalten. Nach den ersten Kämpfen im Westen erhielt er 1940 die Spangen zu beiden Eisernen Kreuzen des W elt­
krieges. Unter seiner mitreißenden Führung erstürmte sein Bataillon eine Bastion der Maginotlinie und kämpfte da­
bei 12 Bunker, 2 .Panzerwerke und 3 betonierte Beobachtungsstände in kurzer Zeit bei geringen eigenen Verlusten 
nieder. Am 16. Juni 1940 nahm er durch einen kühnen Vorstoß m it einer kleinen, zunächst nur 5 Mann starken 
Abteilung 12 französische Offiziere und 2to Mann gefangen und erbeutete mehrere Fahrzeuge.

Zivilbevölkerung und Kriegsgefangene1)
Von Dr. A l f o n s  W a l t z o g ,  Kriegsgerichtsrat der Luftwaffe, kdt. zum Oberkommando der Wehrmacht

In unseren Städten und Dörfern, in den Fabriken und 
der Landwirtschaft begegnen uns täglich Kriegsgefangene. 
Bei der Arbeit stehen sie in einer dauernden Berührung 
mit der deutschen Zivilbevölkerung. Außerhalb der Ar­
beit ist durch die engen räumlichen Beziehungen leicht 
die'Möglichkeit eines Zusammentreffens gegeben. Die 
Zivilbevölkerung ist mitunter im Zweifel, wie sie sich 
Kriegsgefangenen gegenüber zu verhalten hat. Die ver­
antwortlichen Dienststellen des Reiches haben Gesetze, 
Verordnungen und sonstige Vorschriften über das Ver­
halten der Zivilbevölkerung gegenüber Kriegsgefangenen 
erlas.sen.

I. Erfahrungen aus dem Weltkrieg
Die Vorschriften beruhen auf den Erfahrungen, die 

Deutschland im Weltkrieg 1914—18 mit den in seiner 
Hand befindlichen Kriegsgefangenen hat machen müssen. 
Deutschland hatte im Oktober 1918 2526922 Gefangene, 
davon 111879 Zivilgefangene, mithin 2415043 Kriegs­
gefangene2). Die Feindstaaten haben im Laufe des ersten 
Weltkrieges ihre in unserer Hand befindlichen Volks­
angehörigen als Kampfmittel gegen uns benutzt. Sie setz­
ten sie für Spionage, Sabotage und Zersetzung an. Nicht 
etwa nur die Auskundschaftung militärisch wichtiger 
Objekte und die Weitergabe bedeutsamer Nachrichten 
wurden von den Kriegsgefangenen verlangt, sondern auch 
die Vernichtung von Saatgut und Ernte befohlen. Dem 
Vieh wurde das Futter vergiftet, Kartoffeln wurden ent­
keimt. Die Mittel hierzu erhielten die Kriegsgefangenen 
in raffiniert verpackten Liebesgabenpaketen, z. B. in 
Kuchen eingebacken, im Schuhkrem oder in der Zahn­
paste verborgen. Auch durch geschmuggelte Briefe und 
Päckchen wurden sie ihnen zugestellt. Der Erfolg war 
nicht unerheblich. Hinzu kamen nicht zu unterschätzende 
Zersetzungsversuche bei der deutschen Zivilbevölkerung. 
Sie stand besonders in den Landgemeinden, aber auch in 
den städtischen Industrieanlagen in dauernder Berührung 
mit den Kriegsgefangenen. Der Spionage, Sabotage und 
Zersetzung wurde so erheblich Vorschub geleistet. Vor 
allem aber entwickelten sich auf dem Lande, wo der zur 
Arbeit zugewiesene Kriegsgefangene meist die einzige 
männliche Arbeitskraft auf einem Bauernhof war, oft­
mals idyllische Zustände. Die Briefe der im Feld stehen­
den deutschen Männer wurden bei den mit den Kriegs­
gefangenen gemeinsam eingenommenen Mahlzeiten oder 
am Feierabend vorgelesen. Nachrichten von der Front 
erfuhr so der Kriegsgefangene und leitete sie weiter. 
Durch das Zusammenleben auf dem Hof ergaben sich 
auch in geschlechtlicher Hinsicht durchaus unerfreuliche

1) Vgl. K a l i f  el z:  DR. 1940,1811; F r e i s ie  r - Q r au - K r  u g - 
R i e t z s c h ,  „Deutsches Strafrecht“  1. Bd. S. 288ff.

-) „Völkerrecht im Weltkrieg“  III, 1 S. 180.

Zustände. Frauen, die mit Kriegsgefangenen in einem 
Liebesverhältnis standen, neigten selbstverständlich auch 
zu größerer Vertrauensseligkeit. Sie plauderten manches 
aus, was den Feindmächten zu erfahren von großem 
Nutzen war. Sie waren dann auch beim Briefschmuggel, 
ja sogar bei Fluchtversuchen behilflich. Vergegenwärtigt 
man sich noch, daß damals 313 400 in Deutschland be­
findliche Kriegsgefangene und Zivilinternierte Fluchtver­
suche unternommen haben und daß davon 67565 die 
Flucht gelungen is t3), so kann man ermessen, wie groß 
die Möglichkeit der Nachrichtenübermittlung allein durch 
die Flüchtlinge gewesen ist. Jeder entflohene Kriegs­
gefangene kennt mindestens für den Feind wichtige 
Gerüchte oder Tatsachen über die Ernährungslage, die 
Stimmung der Bevölkerung, häufig aber darüber hinaus 
auch militärisch wichtige Einzelheiten aus dem Heimat­
land oder von der Front des Gegners.

Die Tatsache des von den Feindmächten zentral ge­
leiteten Einsatzes der Kriegsgefangenen, seine Durch­
führung und die Erfolge im ersten Weltkrieg waren vor 
Ausbruch des jetzigen Krieges der Führung des neuen 
Reiches bekannt. Für sie stand fest, daß der Kriegs­
gefangene auch in der Gefangenschaft ein Feind bleibt 
und weiter kämpft. Nur seine Kampfmittel passen sich 
seiner Lage an. Eine Wiederholung dieser drohenden 
Gefahr mußte im jetzigen Kriege vermieden werden. Das 
Reich mußte erstens vor Sabotage, Spionage und Zer­
setzung seitens der Kriegsgefangenen im Rahmen des 
Möglichen geschützt werden. Zweitens mußte eine Schä­
digung des deutschen Ansehens durch unpassendes Ver­
halten einzelner sich ihrer Verpflichtung gegenüber dem 
Volke nicht bewußter Deutscher vermieden werden.

Aus dieser Erkenntnis ergaben sich zwei Forderungen:
1. Die Zivilbevölkerung mußte über die Gefährlichkeit 

der Kriegsgefangenen aufgeklärt werden.
2. Der Zivilbevölkerung mußte jeder Umgang mit Kriegs­

gefangenen untersagt werden. Das Verbot mußte 
durch hinreichende Strafandrohungen geschützt sein.

Die Aufklärung der Zivilbevölkerung ist durch die 
Presse und durch Verteilung von Merkblättern an alle 
Dienststellen und Personen, insbesondere an Arbeitgeber, 
die mit den Kriegsgefangenen dienstlich zu tun haben, 
erfolgt.

II. Rechtslage bei Beginn des Krieges
Der bei Kriegsausbruch geltende Rechtszustand war 

folgender:
Die Förderung oder M itwirkung beim Entweichen eines 

Kriegsgefangenen konnte nach § 91 b RStGB. als Feind­
begünstigung bestraft werden. Ferner bot §92b RStGB.

3) „Völkerrecht im Weltkrieg“  III, 2 S. 433.'
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der Reichsregierung die Grundlage, Einzelanordnungen 
zur Sicherung der Landesverteidigung zu erlassen. Die 
Höchststrafe des § 92 b RStGB. beträgt nur 5 Jahre Ge­
fängnis. M it diesem Strafrahmen hätte man jedoch den 
schweren Zuwiderhandlungen keinesfalls ausreichend be­
gegnen können. Darüber hinaus fehlte noch eine Sonder- 
vorschrift gegen ungehörigen Verkehr mit Kriegsgefange­
nen, die nicht ohne weiteres in einer Einzelanordnung 
nach §92b RStGB. hätte gebracht werden können.

III. Jetzige Rechtslage
Diese Lücke wurde durch § 4 VO. zur Ergänzung der 

Strafvorschriften zum Schutz der Wehrkraft des deut­
schen Volkes v. 25. Nov. 1939 (RGBl. I, 2319) geschaffen. 
§4 hat folgenden Wortlaut:

V e r b o t e n e r  U m g a n g  m i t  K r i e g s g e f a n g e n e n  
Wer vorsätzlich gegen eine zur Regelung des Um­

gangs mit Kriegsgefangenen erlassene Vorschrift ver­
stößt oder sonst mit einem Kriegsgefangenen in einer 
Weise Umgang pflegt, die das gesunde Volksempfin­
den gröblich verletzt, wird mit Gefängnis, in schweren 
Fällen mit Zuchthaus bestraft.

Bei fahrlässigem Verstoß gegen die zur Regelung 
des Umganges mit Kriegsgefangenen erlassenen Vor­
schriften ist die Strafe Haft- oder Geldstrafe bis zu 
einhundertfünfzig Reichsmark.
§ 6 VO. stellt klar, daß § 4 im Protektorat Böhmen 

und Mähren auch für Personen gilt, die nicht deutsche 
Staatsangehörige sind.

DieVorschrift enthält zwei verschiedene Straftatbestände:
a) Verstoß gegen eine zur Regelung des Umgangs mit 

Kriegsgefangenen erlassene Vorschrift (Blankett- 
gesetz).

b) Umgang mit Kriegsgefangenen in einer Weise, die 
das gesunde Volksempfinden gröblich verletzt.

1. Vorschrift z u r  R e g e l u n g  des U m g a n g s  
m i t  K r i e g s g e f a n g e n e n

Es tauchten zunächst Zweifel auf, was unter „V or­
schrift zur Regelung des Umgangs mit Kriegsgefange­
nen“  zu verstehen ist. Genügen Vorschriften der ört­
lichen militärischen Dienststellen, z. B. der Kommandanten; 
von Kriegsgefangenenlagern, der Wehrbezirkskomman­
deure öder der örtlichen Polizeibehörden? Müssen die 
Vorschriften, die durch §4 VO. v. 25. Növ. 1939 geschützt 
sein sollen, im Wege formeller Verordnungen, z. B. durch 
Polizeiverordnung, ergehen, oder sind Ausführungsbestim­
mungen der obersten Reichs&ehörden, des Innenministers 
oder des Oberkommandos der Wehrmacht erforderlich?

Ein LG. hatte den Inhalt eines Merkblattes für Arbeit­
geber, die Kriegsgefangene beschäftigen, als Vorschrift 
l. S. des §4 angesehen. Das Merkblatt war von einem 
Kriegsgefangenenlager herausgegeben worden. M it Recht 
hat das RG. diese Ansicht als rechtsirrtümlich bezeich­
net4). Es hat dazu ausgeführt: §4 VO.v. 25.Nov. 1939 
habe nicht Verwaltungsanordnungen einer beliebigen mit 
der Aufsicht über Kriegsgefangene beauftragten Stelle im 
Auge, sondern R e c h t s Verordnungen der zuständigen 
Reichs- oder der von ihnen zum Erlaß solcher Vor­
schriften besonders ermächtigten nachgeordneten Stellen.

Nachgeordnete Stellen sind zum Erlaß der Vorschriften 
nicht besonders ermächtigt worden. Dagegen hat der 
Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit dem 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht am 11. Mai 
1940 auf Grund des § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 eine VO. 
über den Umgang mit Kriegsgefangenen erlassen (RGBl. 
I, 769). v

Durch Erlaß dieser VO. haben der Reichsminister des 
Innern und der Chef des Oberkommandos der Wehr­
macht ebenfalls den in dem Urteil des RG. oben dar­
gelegten Standpunkt eingenommen. Anordnungen nach- 
geordneter Dienststellen können danach also nicht als 
Vorschriften i. S. des § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 angesehen 
werden. Andere Bestimmungen sind aber auch nicht 
mehr erforderlich. Denn die Fassung des § 1 VO. vom 
11. Mai 1940 ist so weit und beweglich gestaltet, daß 
jeder verbotene Umgang mit Kriegsgefangenen von ihr 
erfaßt ist.

‘) Urt, v. 28. Juni 1940; DJ. 1940, 875,

§ 1 der VO. lautet:
Sofern nicht ein Umgang mit Kriegsgefangenen durch 

die Ausübung einer Dienst- oder Berufspflicht oder 
durch ein Arbeitsverhältnis der Kriegsgefangenen 
zwangsläufig bedingt ist, ist jedermann jeglicher Um­
gang mit Kriegsgefangenen und jede Beziehung zu 
ihnen Untersagt.

Soweit hiernach ein Umgang mit Kriegsgefangenen 
zulässig ist, ist er auf das notwendigste Maß zu be­
schränken.
Im § 1 VO. v. 11. Mai 1940 sind zwei Begriffe näher zu 

betrachten. Einmal, was ist unter „jeglichem U m g a n g “  
und „jeder B e z i e h u n g “  zu verstehen? Zweitens, wann 
ist nach Abs.2 „das n o t w e n d i g s t e  M a ß “  des durch 
Arbeitsverhältnisse usw. erlaubten Umgangs überschritten ?

Eine allgemein gültige Abgrenzung der Begriffe kann 
nicht gegeben werden. Es bleibt immer Tatfrage, ob der 
Täter schon „Umgang“  mit einem oder mehreren Kriegs­
gefangenen gehabt hat oder in „Beziehung“  zu ihnen 
getreten ist. Nur beispielsweise kann aufgezeigt werden, 
welche Richtlinien hier gelten müssen.

Schon oben wurde angedeutet, daß durch Brief­
schmuggel der Nachrichtenübermittlung gefährlich Vor­
schub geleistet werden kann. Wer also unter Umgehung 
der Lagerzensur Postsachen für Kriegsgefangene befördert 
oder sie sich unter Deckadresse schicken läßt, tr itt in 
„ B e z i e h u n g “  zu Kriegsgefangenen. Das gleiche gilt 
für die Weiferleitung mündlicher Nachrichten (z. B. beim 
Urlauberverkehr in den besetzten Gebieten). Umwechseln 
von Lagergeld in deutsche Währung, Verkauf, Tausch 
oder Schenkung von Gegenständen jeglicher Art kann 
die Nachrichtenübermittlung (z. B. durch Schreibwaren, 
Briefmarken), die Fluchtmöglichkeit (z. B. durch Nah­
rungsmittel, Kleidungsstücke, Werkzeuge, Überlassung 
von Fahrrädern oder sonstigen Beförderungsmitteln) oder 
die Sabotage (Benzin, Feuerzeuge) fördern und ist 
„ U m g a n g “  mit Kriegsgefangenen. Die Folgen, die ein 
solcher Umgang haben kann, habe ich nur deswegen 
miterwähnt, weil daraus die Gefahr einer noch so harm­
los erscheinenden Gefälligkeit einem Kriegsgefangenen 
gegenüber zu ersehen ist. Für die Strafbarkeit des Um­
gangs kommt es hierauf nicht an. Als weitere Beispiele 
seien noch aufgeführt: Unterhaltung mit Kriegsgefange­
nen, Mitnahme in Kinos oder Wirtshäuser, Zuwendungen 
von Alkohol oder Zigaretten, Überlassung von Andenken, 
Betreten der Unterkünfte in Gegenwart der Kriegsgefange­
nen usw. Es fallen unter die VO. ferner alle Gesinnungs­
bezeigungen. Auch das bloße Zuwinken kann daher unter 
gewissen Umständen schon strafbar sein. Man darf hier­
bei jedoch nicht zu kleinlich verfahren. So hat ein AG. 
einen Werkmeister, der aus seiner einem Kriegsgefange­
nenlager gegenüberliegenden Wohnung trat, von Kriegs­
gefangenen gegrüßt wurde und diesen Gruß erwiderte, 
wegen verbotenen Umgangs bestraft. Das geht m. E. zu 
weit. Der Werkmeister hat keinen Umgang mit den 
Kriegsgefangenen oder Beziehungen zu ihnen aufnehmen 
wollen. Er hat lediglich aus Höflichkeit den ihm er­
wiesenen Gruß erwidert. Das Verbot des Umgangs mit 
Kriegsgefangenen war nötig, um das deutsche Volk 
gegen die Gefahren zu schützen, die Millionen Kriegs­
gefangener im eigenen Lande mit sich bringen. Auch 
sollte würdelosem und ehrvergessenem Treiben Einhalt 
geboten werden. Diese Zweckbestimmung muß bei An­
wendung der Verordnungen Richtschnur sein. Es kön­
nen aber keine Gefahren für das Reich entstehen und es 
stellt in der Regel kein würdeloses Verhalten dar, wenn 
man aus reiner Höflichkeit ohne d e m o n s t r a t i v e  Ab­
sicht einem Kriegsgefangenen lediglich für einen er­
wiesenen Gruß dankt. Bekanntlich ist den französischen 
Kriegsgefangenen in letzter Zeit eine etwas größere Frei­
heit eingeräumt worden. W ir sehen jetzt häufig ge­
schlossene Kolonnen französischer Kriegsgefangener oder 
sogar einzeln gehende Kriegsgefangene ohne deutsches 
Wachpersonal durch die Straßen zu ihren Arbeitsstellen 
marschieren. Die Kolonnen werden meist von französi­
schen Unteroffizieren geführt. Es kann daher mitunter 
Vorkommen, daß dem französischen Unteroffizier oder 
dem allein gehenden Kriegsgefangenen der Weg nicht 
genau bekannt ist und er einen Straßenpassanten nach 
einer bestimmten Straße fragt — ein in fast jeder deut­
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sehen Großstadt häufig zu beobachtendes Bild. Auch 
hier wird man wohl kaum sagen können, daß der Aus­
kunfterteilende strafbaren „Umgang“  mit Kriegsgefange­
nen gehabt hat, vorausgesetzt, daß er sich auf die Aus­
kunfterteilung beschränkt hat.

Die Ausübung einer Berufs- oder Dienstpflicht, vor 
allem aber die Arbeitsverhältnisse der Kriegsgefangenen 
machen einen Umgang mit ihnen selbstverständlich. Der 
Gesetzgeber hat jedoch bestimmt, daß dieser grundsätz­
lich zulässige Umgang auf das notwendigste Maß zu be­
schränken ist. Das bedeutet also, daß er sich im wesent­
lichen nur auf die Arbeit der Kriegsgefangenen und die 
damit engstens zusammenhängenden Fragen erstrecken 
darf. Hierzu gehört aber auch, daß sich der Arbeitgeber 
um das persönliche Befinden der Kriegsgefangenen küm­
mert. Das notwendigste Maß des Umgangs wird nicht 
überschritten, wenn der Arbeitgeber sich nach dem Lebens­
alter, dem Beruf oder der engeren Heimat des Kriegs­
gefangenen erkundigt. Es hebt ja auch die Arbeitsfreudig­
keit eines jeden Arbeitenden, wenn er sieht, daß er nicht 
nur als Arbeitsmaschine, sondern auch als Mensch ge­
wertet wird. Diese Fürsorge muß sich jedoch in sehr 
engen Grenzen halten. Sie darf zu keinerlei Vertraut­
heiten führen. Denn der erste und oberste Grundsatz ist 
und bleibt immer, daß der Kriegsgefangene als Feind 
unseres Volkes die Waffen gegen uns getragen hat und 
daß er, wie die Erfahrung auch jetzt immer wieder lehrt, 
in der Gefangenschaft ebenfalls Feind bleibt. Wenn mit 
den bereits besiegten westlichen Staaten, insbesondere 
mit Frankreich, eine Zusammenarbeit angestrebt wird, 
so ist das eine Maßnahme der politischen Führung. Die 
Durchführung der Zusammenarbeit wird von ihr be­
stimmt. Wie bereits oben erwähnt, sind den französi­
schen Kriegsgefangenen Erleichterungen und Vergünsti­
gungen gewährt worden, wie sie bisher noch nie Kriegs­
gefangenen zuteil geworden sind. Es ist aber nicht etwa 
Sache des Einzelnen, die Zusammenarbeit nach seinem 
Gutdünken durchzuführen und sich über bestehende ge­
setzliche Verbote hinwegzusetzen. Er kann nie wissen, 
ob nicht gerade der Kriegsgefangene, mit dem er Um­
gang pflegt, die erhaltenen Kenntnisse weiterleitet oder 
sonst irgendwie dem Reiche schadet.

Die Kriegsgefangenen gehören nicht zur F'amilie und 
nicht zur Haus- oder Hofgemeinschaft. Sie gehören erst 
recht nicht mit Deutschen zusammen in die Wirtshäuser 
und nicht zu Feiern und Familienfesten. Sie dürfen nicht 
die Radioapparate bedienen. Was an Nachrichten für sie 
bestimmt ist, erfahren sie durch ihre Lagerzeitung. Nicht 
nur die Unterhaltung mit den Kriegsgefangenen ist ver­
boten, soweit sie über das notwendigste Maß hinaus­
geht, sondern auch Gespräche in ihrer Gegenwart über 
Innen- und Außenpolitik, militärische, Ernährungs- und 
Rohstofflage, Volksstimmung u. dgl. zu führen. Dagegen 
wird das „notwendigste Maß“  des Umgangs mit Kriegs­
gefangenen noch nicht überschritten, wenn ein Arbeit­
geber in Anerkennung besonderer Arbeitsleistungen oder 
zur Hebung der Arbeitsfreudigkeit Nahrungs- oder Ge­
nußmittel in geringen Mengen zusätzlich gibt. Diese dür­
fen aber nicht etwa den für die Allgemeinheit bestimm­
ten bewirtschafteten Mengen entzogen werden. Um auch 
im Arbeitseinsatz den Umgang mit Kriegsgefangenen 
weitestgehend zu beschränken, ist angeordnet, daß die 
Kriegsgefangenen in den einzelnen Ortschaften möglichst 
geschlossen für sich untergebracht sein müssen und sie 
dort gesondert ihre Mahlzeiten einnehmen. Ausnahmen 
hiervon werden dort gemacht, wo die örtlichen Verhält­
nisse eine gesonderte Unterbringung nicht ermöglichen. 
Wenn der Kriegsgefangene dabei etwa wie ein Gast be­
handelt wird, so beruht das auf bedauerlicher Verken­
nung der fortdauernden Feindeigenschaft des Kriegs­
gefangenen und schützt den Arbeitgeber oder seine Fa­
milie nicht vor Bestrafung. Solange der Kriegszustand 
besteht, ist gegenüber jedem Kriegsgefangenen größte 
Vorsicht geboten. In ihm ist in erster Linie die für die 
deutsche Wirtschaft wertvolle Arbeitskraft zu sehen. 
Seine Behandlung ist dementsprechend einzurichten.

2. U m g a n g ,  der  gegen  das gesunde Volks­
empfinden gröblich verstößt

Der zweite Tatbestand des § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 
stellt den das gesunde Volksempfinden gröblich verletzen­

den Umgang unter Strafe. Er hat seit dem Erlaß der 
VO. v. 11. Mai 1940 an praktischer Bedeutung verloren. 
Denn durch diese ist ja schon j e d e r  Umgang unter 
Strafe gestellt, nicht nur ein das gesunde Volksempfin- 

' den gröblich verletzender. Bis zum 11. Mai 1940 jedoch, 
als noch keine denJJmgang mit Kriegsgefangenen regelnde 
Vorschrift ergangen war, konnte eine Verurteilung ja nur 
auf Grund des zweiten Straftatbestandes erfolgen. Aber 
auch jetzt ist er nicht etwa völlig bedeutungslos. Beide 
Tatbestände können in Idealkonkurrenz verwirklicht sein. 
Die Feststellung, daß der Umgang nicht nur gegen § 1 
VO. v. 11. Mai 1940 verstoßen hat, sondern darüber hinaus 
noch das gesunde Volksempfinden gröblich verletzt hat, 
wird vor allem aber bei der Strafzumessung von aus­
schlaggebender Bedeutung sein 5).

Ober die Frage, wann ein Umgang gegen das gesunde 
Volksempfinden gröblich verstößt, hat das RG. in zwei 
Entscheidungen gleichlautende Grundsätze aufgestellt. In 
beiden Fällen handelte es sich um Briefschmuggel. Es 
hat ausgeführt: In der Vermittlung des Briefverkehrs und 
von Paket- und Geldsendungen unter Umgehung der 
Lagerkontrolle sei ein das gesunde Volksempfinden gröb­
lich verletzender Umgang zu erblicken. Die Unterlassung 
solchen Verkehrs sei gleichermaßen ein Gebot natio­
naler Würde wie der Rücksichtnahme der Belange der 
im nationalen Existenzkampf stehenden Volksgemein­
schaft, die durch einen der Lagerkontrolle entzogenen 
Postverkehr und der Zusendung vtm Geld und sonstigen 
Gegenständen gefährdet werden könnte6). §4 stehe in 
einer VO., die „zum Schutz der Wehrkraft des deutschen 
Volkes“  erlassen sei. Auch ein im Sinne der Zersetzung 
der Wehrkraft gefährlicher Umgang verletze wegen die­
ser Gefahr das gesunde Volksempfinden gröblich. Es 
komme also nicht nur auf den Grad der Würdelosigkeit 
des Umgangs, sondern auch auf die Gefährdung der 
Wehrkraft des deutschen Volkes an7). Die Frage sei 
auch nicht von der Einstellung und dem Gesichtskreis 
des Täters, sondern vom Standpunkt aller gesund und 
verantwortungsbewußt empfindenden Volksgenossen aus 
zu beurteilen. Ob der Täter sein Verhalten für geeignet 
gehalten habe, diese Voraussetzung zu erfüllen, seij nicht 
entscheidend6) '1). In dem Urt. v. 28. Juni 19406) hat das 
RG. neben dem Briefschmuggel auch in der Tatsache, 
daß die Angeklagte einen Kriegsgefangenen aus ihrer 
Flasche hat Bier trinken lassen, den zweiten Tatbestand 
des § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 als erfüllt angesehen. In 
einem weiteren Urt. v. 2. Dez. 19407») ist das Tanzen mit 
Kriegsgefangenen als gröblich gegen das gesunde Volks­
empfinden verstoßend angesehen worden.

Stellen derartige Taten einen das gesunde Volksemp­
finden gröblich verletzenden Umgang dar, so ist das 
selbstverständlich der Fall bei Geschlechtsverkehr oder 
beim Austausch von Liebkosungen und Zärtlichkeiten. 
Bei Geschlechtsverkehr bilden Zuchthausstrafen die Regel. 
Er wird stets als schwerer Fall LS. von § 4 Abs. 1 an­
zusehen sein8 * *).

Der zweite Straftatbestand des § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 
erfordert einen g r ö b l i c h e n  Verstoß gegen das ge­
sunde Volksempfinden. Er setzt also ein derart verwerf­
liches Verhalten voraus, daß es fahrlässig gar nicht be­
gangen werden kann. Darum fordert das Gesetz auch 
ausdrücklich Vorsatz. Für den Vorsatz genügt die Kennt­
nis der Tatumstände, die den Umgang als das gesunde 
Volksempfinden gröblich verletzend erscheinen lassen. 
Nicht erforderlich ist es, daß der Täter selbst sein Ver­
halten als grob ungehörig empfunden hat. Denn es 
kommt nur auf den Standpunkt aller gesund empfinden­
den Volksgenossen und nicht auf die Einstellung des 
Täters an.

Eine fahrlässige Begehungsform sieht das Gesetz nur 
bei einem Verstoß gegen die zur Regelung des Umgangs 
mit Kriegsgefangenen erlassenen Vorschriften vor. Ein 
fahrlässiger Umgang mit Kriegsgefangenen nach § 1 VO.

5) Ein besonders für die Strafzumessungsgründe beachtliches 
Urteil des AG. Cottbus ist in DR. 1940,1670 veröffentlicht.

«) Urt. v. 28. Juni 1940: DJ. 1940, 875.
7) Urt. v. 19. Nov. 1940: DJ. 1941,138. 
ia ) HRR. 1941 Nr. 515.
8) Ober „schwere Fälle“  vgl. K a i l f e l z :  DR. 1940, 1813. Er

nimmt u. a. bei jedem verbotenen Verkehr, der in Ausübung von
Dienst- oder Berufspflichten begangen wird, einen schweren Fall an.
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v. 11. Mai 1940 i. Verb. m. § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 erster 
Tatbestand ist etwa denkbar, wenn der Täter fahrlässig 
die Kriegsgefangeneneigenschaft des anderen nicht kennt 

wenn er annahm, daß sein Umgang durch Arbeits- 
verhaltmsse zulässig war und er sich dabei fahrlässig 
irrte9). a

3. U m g a n g  m i t  Kriegsgefangenen 
Die VO.en v. 25. Nov. 1939 und 11. Mai 1940 regeln nur 

aen Umgang mit Kriegsgefangenen. Es gibt aber noch 
andere in unserer Hand befindliche feindliche Staats­
angehörige, ja sogar feindliche Wehrmachtangehörige, 
c . J 11 ■ Kriegsgefangene sind. Das sind die feindlichen 
reidgeistlichen und das feindliche Sanitätspersonal einer­
seits, die Zivilinternierten, auch Zivilgefangene genannt, 
andererseits. Es ist also zuerst zu untersuchen, wer 
Kriegsgefangener ist, sodann ob etwa eine entspre­
chende Anwendung der VO. auf nicht kriegsgefangene 
remdangehörige in Betracht kommen kann.

a) Wer ist Kriegsgefangener?
.. Wer Kriegsgefangener ist, kann nicht dem innerstaat­
lichen Recht entnommen werden. Die Frage regelt das 
Kriegsvölkerrecht. Allgemein meint man, daß jeder feind­
liche Wehrmachtangehörige, der im Verlaufe von Kampf­
handlungen gefangengenommen wird, aber auch n u r e r' 
Kriegsgefangener wird k>). Das ist aber nur sehr bedingt 
richtig. Es gibt Wehrmachtangehörige, die nicht Kriegs­
gefangene, und Zivilpersonen, die Kriegsgefangene wer-

Bekanntlich ist das Kriegsgefangenenrecht nach dem 
ersten Weltkrieg durch ein Abkommen neu geregelt wor- 
den11). Auf der Konferenz in Genf im Jahre 1929 hatte 
Rumänien beantragt, eine genaue Begriffsbestimmung in 
aas Abkommen darüber aufzunehmen, wer Kriegs­
gefangener ist. In längeren Erörterungen kam man zu 
dem Ergebnis, daß es kaum möglich sei, eine allumfas­
sende Begriffsbestimmung hierfür zu finden. Die Ver­
treter einiger Staaten wollten die Frage überhaupt nicht 
in das Abkommen aufgenommen haben. Man schloß 
schließlich einen Kompromiß. Es wurde Bezug auf die 
Art. 1—3 der Haager Landkriegsordnung (HLKO.) von 
1907 genommen und erklärt, daß die in diesen Artikeln 
genannten Personen der Kriegsgefangenschaft unterliegen.
. , * lch die HLKO. jedoch nur auf den Landkrieg be- 

zieht, unterwarf man in einer zweiten Ziffer alle zu 
den Streitkräften der kriegführenden Parteien gehörenden 
‘ ersonen, die im Verlaufe von kriegerischen Handlungen 
zur See oder in der Luft vom Feinde gefangengenommen 
worden sind, auch dem Kriegsgefangenenrecht. Ferner 
haben die Angehörigen des-Gefolges nach Art. 81 Kgf- 
Abk. den Anspruch auf Behandlung als Kriegsgefangene. 
a I1 Sab also keine Begriffsbestimmung, sondern eine 
Aufzahlung, für die jedoch im Verwundetenabkommen 
wieder Ausnahmen enthalten sind.

Im einzelnen sind als Kriegsgefangene zu Behandeln: 
aa) Alle Wehrmachtängehörigen nach Art. 1 HLKO., 

wobei es gleichgültig ist, ob sie Kombattanten oder 
Nichtkombattanten sind (Art. 3 HLKO.). Von der Kriegs­
gefangenschaft ausdrücklich ausgenommen sind jedoch 
nach Art. 9 des Verwundetenabkommens12) die dem Heere 
beigegebenen Feldgeistlichen, das Sanitätspersonal, H ilfs­
krankenwärter oder Hilfskrankenträger, wenn sie einen 
entsprechenden Unterricht erhalten haben, im Besitze 
eines Personalausweises sind und während der Ausübung 
sanitärer Verrichtungen in die Hand des Feindes fallen. 
Also auch der Infanterist, der für den Notfall als Hilfs­
krankenträger ausgebildet ist und während der Kampf-

8) K a l i f e l z :  DR. 1940, 1817 meint, die Ausfüllung der Blan- 
kettvorschrift des ersten Tatbestandes durch die VO v 11 Mai 
1 ;  A erart> daß, j e d e r  Umgang m it Kriegsgefangenen'strafbar 
™ U llahe zur Folge, daß auch beim zweiten Straftatbestand nun- 
X r  ®ueh eine fahrlässige Begehungsform möglich sei. Er meint 
n o;  ’ i, ; i r  T  fahrlässig begangener Umgang kaum denkbar sei.

, a“ e, lc“  aus obigen Gründen nicht fü r richtig, da die Fahr- 
lassigkeit beim zweiten Straftatbestand begrifflich ausgeschlossen ist.
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haiidlungeti, ordnungsgemäß mit der Roten-Kreuz-Bindc 
und dem Personalausweis versehen, Sanitätsdienst aus- 
r-n ! isf  nicflt Kriegsgefangener, wenn er in Feindeshand 
taut. Art. 9 Verwundetenabkommen bestimmt. ausdrück- 
lieh, daß die hier aufgezählten Personengruppen unter 
allen Umständen zu schonen und zu schützen und in 

1 Feindeshand nicht als Kriegsgefangene zu behandeln sind.
bb) Die nicht in die Wehrmacht eingegliederten*Mi- 

lizen und Freiwilligenkorps. Sie müssen die vier Voraus­
setzungen des Art. 1 HLKO. erfüllen, nämlich einen ver­
antwortlichen Führer haben, ein bestimmtes aus der 
Ferne erkennbares Abzeichen tragen, die Waffen offen 
führen und bei ihren Unternehmungen die Gesetze und 
Gebräuche des Krieges beobachten. Fehlt auch nur eins 
dieser vier Erfordernisse, so haben sie keinen Anspruch 
auf Behandlung als Kriegsgefangene. Sie sind dann viel-' 
mehr Freischärler.

cc) Die an einer rechtmäßigen Volkserhebung beteilig­
ten Zivilpersonen nach Art. 2 HLKO. Sie müssen die 
Waffen offen führen und die Gesetze und Gebräuche des 
Krieges beachten. Sie dürfen keine Zeit gehabt haben, 
sich nach Art. 1 HLKO. zu organisieren. Ihr Gebiet darf 
noch nicht vom Feind besetzt sein. Sie dürfen .vielmehr 
nur die eindringenden Truppen bekämpfen. Bei einer 
längeren Kriegsdauer kann Art. 2 HLKO. praktisch keine 
Anwendung mehr finden. Denn dann hat die Zivilbevöl­
kerung Zeit gehabt, sich nach Art. 1 HLKO. zu orga­
nisieren. Er ist also auch zur Zeit ohne praktische Be­
deutung.

dd) Pas Gefolge. Das sind Personen, die sich bei den 
Streitkräften aufhalten, ohne ihnen unmittelbar anzu­
gehören. Art. 81 KgfAbk. führt als Beispiele an: Kriegs­
korrespondenten, Zeitungsberichterstatter, Marketender 
und Lieferanten. Voraussetzung für ihre Behandlung als 
Kriegsgefangene ist der Besitz eines Ausweises der M i­
litärbehörde, die sie begleiten. Wenn der Feind sie nicht 
als Kriegsgefangene behalten will, kann er sie zurück­
senden. Er hat also freie Wahl zwischen der Behand­
lung als Kriegsgefangene und der Rücksendung.

Die Gefangennahme im Verlaufe von Kampfhandlun­
gen bildet die Regel. Bei Wehrmachtangehörigen braucht 
das jedoch nicht immer der Fall zu sein. Personen, die 
der Wehrmacht angehören oder zu ihr in einem engen 
organischen Verhältnis stehen, wie z. B. Angehörige des 
Beurlaubtenstandes, die bereits aktiven Wehrdienst ge­
leistet haben und jederzeit wieder zum aktiven Wehr­
dienst einberufen werden können, haben bei Beginn der 
Feindseligkeiten, wenn sie im Bereiche des Gegners sind, 
einen Anspruch auf Behandlung als Kriegsgefangene und 
nicht als Zivilinternierte. So hat bereits während des 
Weltkrieges das RMilG.13) entschieden, daß ein Deserteur 
des französischen Heeres, der sich bereits mehrere Jahre 
vor Kriegsausbruch als Zivilperson in Deutschland auf­
gehalten hatte, ein Recht auf Behandlung als Kriegs­
gefangener hat, da er zu den Soldaten der französischen 
Armee gehöre.

Das RG. hat nun allerdings ausgeführt14), der all­
gemeine Sprachgebrauch verstehe unter Kriegsgefange­
nen nur gefangene Soldaten eines feindlichen Staates. 
Ein solcher Sprachgebrauch ist jedoch, wie sich aus vor­
stehendem ergibt, bedenklich. Denn auch Zivilpersonen 
können Kriegsgefangene werden. Andererseits brauchen 
auch Soldaten nicht Kriegsgefangene zu sein.

Von dem Grundsatz, daß jeder Soldat der feindlichen 
Wehrmacht, der sich im Bereich des Gegners aufhält, 
Kriegsgefangen genommen werden kann, muß eine Aus­
nahme gemacht werden. Sind nämlich die Kampfhand­
lungen bereits abgeschlossen, besteht rechtlich jedoch 
noch Kriegszustand, da noch kein Friedensvertrag vor­
hegt, wie _es z. B. z. Z. m it Frankreich der Fall ist, so 
können feindliche Wehrmachtangehörige, die sich mit 
Billigung des Gegners in seinem Staatsgebiet aufhalten, 
nicht zu Kriegsgefangenen gemacht werden. Beispiel: 
Französische Soldaten werden im Einvernehmen mit 
Deutschland und Frankreich durch das von uns besetzte 
Gebiet transportiert, um auf einem anderen Kriegsschau­
platz ihr Vaterland zu verteidigen. Wird jedoch ein Waf­
fenstillstandsvertrag gekündigt, oder tr itt er sonst außer

13) RMilG. 21, 86.
“ I Urt. v. 18. Fuli 1940: DR. 1940,1836 =  DJ. 1940,1013.
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Kraft und brechen Kämpfe erneut aus, so werden die 
sich mit Genehmigung der einen Partei in ihrem Gebiet 
aufhaltenden feindlichen Wehrmachtangehörigen Kriegs­
gefangene.

Den Kriegsgefangenen stehen also gegenüber das Sa­
nitätspersonal, die Feldgeistlichen und die Zivilinternier­
ten. Die Internierung ist eine völkerrechtlich nicht ge­
regelte Freiheitsentziehung aus Anlaß oder im Interesse 
der Kriegführung. Die Genfer Konferenz im Jahre 1929 
lehnte es ausdrücklich ab, eine vertragliche Regelung 
über die Internierung zu schaffen, da das ihre Zuständig­
keit überschritten hätte. In der Hauptsache werden alle 
wehrpflichtigen Staatsangehörigen des Feindes interniert. 
In jüngerer Zeit hat sich jedoch eine Verschärfung dahin 
gehend durchgesetzt, auch Greise, Frauen und Kinder zu 
internieren. M it der Durchsetzung der englischen Auf­
fassung vom Kriege „Volk gegen Volk“  tauchen auch 
wieder völkerrechtliche Gepflogenheiten auf, die schon 
überwunden schienen. Im Altertum und Frühmittelalter 
nämlich unterlagen a l l e  Feindangehörigen einschließlich 
Greisen, Frauen und Kindern der Kriegsgefangenschaft. 
Auch die in der Gefangenschaft geborenen Kinder wur­
den Kriegsgefangene15).

b) Entsprechende Anwendung der VO. auf nichtkrjegs- 
gefangene feindliche Staatsangehörige.

Eine direkte Anwendung der VO. auf nichtkriegsgefan- 
gene Staatsangehörige des Gegners ist ausgeschlossen. 
Wenn auch eine allgemein gültige Begriffsbestimmung 
des „Kriegsgefangenen“  nicht besteht, so ist doch auf 
Grund der Aufzählung im KgfAbk. und der Ausnahmen 
hiervon im Verwundetenabkommen genau festgelegt, wer 
als Kriegsgefangener anzusehen ist. Eine Ausdehnung des 
Kreises ist daher nicht möglich. So hat auch das RG. 
mehrfach entschieden16 * *). Auch wenn durch zwischen­
staatliche Vereinbarung im Einzelfall festgelegt wird, 
daß die Bestimmungen der Kriegsgefangenenabkommen 
auf gewisse feindliche Staatsangehörige entsprechend an­
zuwenden sind, so werden die betreffenden feindlichen 
Staatsangehörigen nicht etwa Kriegsgefangene im Rechts­
sinne. Das RG. hat auch geprüft, ob eine entsprechende 
Anwendung der VO. auf sogenannte Zivilgefangene ge­
mäß § 2 RStGB. möglich ist. Es hat die Frage zutreffend 
verneint. Für eine entsprechende Anwendung eines Straf­
gesetzes sei nur Raum, wenn dadurch eine ungewollte 
Lücke des Gesetzes geschlossen werden könne, nicht 
aber, wenn der Gesetzgeber selbst der Anwendung der 
Strafbestimmung Grenzen gezogen habe, deren Über­
schreitung er nicht wünsche. Gegen eine ungewollte 
Lücke des Gesetzes führt das RG. an, daß die VO. vom 
25. Nov. 1939 erst mehrere Monate nach Kriegsbeginn er­
lassen worden ist, als es in Deutschland schon unzählige 
Kriegsgefangene und Zivilgefangene gab. Die weitere 
Ausführung, unter Kriegsgefangenen würden nach fest­
stehendem völkerrechtlichen Sprachgebrauch nur im 
Kriege gefangengenommene Soldaten feindlicher Heere 
verstanden, ist, wie unter a dargelegt, nicht ganz zu­
treffend. Sie müßte dahin abgewandelt werden, daß völ­
kerrechtlich feststeht, wer Kriegsgefangener ist.

Das RG. meint, der Gesetzgeber müsse künftig auch 
den Fall des Umgangs mit Zivilgefangenen ausdrücklich 
unter Strafe stellen, falls er ein Bedürfnis dafür bejahe. 
Ein solches Bedürfnis scheint indes bisher nicht hervor­
getreten zu sein. Das könnte daran liegen, daß die Zahl 
der Zivilinternierten im Verhältnis zu den Kriegsgefange­
nen sehr klein ist. Für die Zivilinternierten besteht kein 
Arbeitszwang. Sie kommen also höchstens bei freiwilliger 
Meldung auf eine Außenarbeitsstelle. Die Berührungs- 
inöglichkeiten mit der Zivilbevölkerung und folglich auch 
die damit verbundenen Gefahren sind daher geringer. 
Dagegen wird man wohl nicht sagen können, daß die 
Zivilinternierten als solche nicht so gefährlich seien wie 
die Kriegsgefangenen. Auch sie sind und bleiben Feinde.

Neben den Kriegsgefangenen und den Zivilinternierten 
stehen als dritte Gruppe das Sanitätspersonal und die 
Feldgeistlichen. Eine unmittelbare Anwendung der VO. 
auf den Umgang mit ihnen kommt ebenfalls nicht in

15) G r o t i u s ,  De iure belli ac pacis Buch II I  Kap. 7 II.
io) Urteile vom 18. Juli 1940: DR. 1940,1836 =  DJ. 1940, 1013, 

V. 5. Sept. 1940, 5 D 424/40 (unveröffentlicht), v. 5. Sept. 1940: DR.
1940,1921, V. 24. Okt. 1940, C 227/40 5 StS 6/40 (unveröffentlicht)
und v. 6. Jan. 1941: DR. 1941, 707.

Betracht. Denn sie sind nicht Kriegsgefangene, mögen 
sie auch im allgemeinen Sprachgebrauch manchmal etwas 
gedankenlos so bezeichnet werden. Für ihre rechtliche 
Stellung ist das ohne Bedeutung. Aber auch eine ent­
sprechende Anwendung ist nicht möglichn ). Der Grund 
hierfür ist derselbe wie bei den Internierten. Bei Erlaß 
der VO. v. 25. Nov. 1939 war dem Gesetzgeber selbstver­
ständlich bekannt, daß sich auch feindliches Sanitäts­
personal und feindliche Feldgeistliche in deutscher Hand 
befanden. Hätte er den Umgang mit ihnen bestrafen wol­
len, so hätte er es aussprechen müssen. Das wäre ein 
leichtes gewesen, indem man z. B. nicht bloß vom Um­
gang mit Kriegsgefangenen gesprochen hätte, sondern 
vom Umgang mit Kriegsgefangenen „oder anderen An­
gehörigen einer feindlichen Wehrmacht“ .

Es ergibt sich also das zunächst befremdliche Bild, 
daß der Umgang mit einem Kriegsgefangenen schwer 
bestraft wird, der Verkehr mit einem feindlichen Sani­
tätsdienstgrad, der die gleiche Uniform trägt und auch 
Soldat ist wie der Kriegsgefangene, dagegen nicht. Aber 
auch hier kann geltend gemacht werden, ziffernmäßig 
stehe die Zahl des feindlichen Sanitätspersonals in kei­
nem Verhältnis zu der der Kriegsgefangenen. Sanitäts­
personal wird meist, soweit es aus militärischen Gründen 
nicht in seinen Heimatstaat zurückgesandt werden kann, 
nur in Lazaretten oder Krankenrevieren verwendet. Es 
hat keine Arbe i t sp f l i ch t  schlechthin. Es muß seine 
s a n i t ä r e n  Verrichtungen fortsetzen (Art. 12 Abs. 3 Ver­
wundetenabkommen12)). Die Angehörigen des feind­
lichen Sanitätspersonals haben zwar in ihrer Freizeit ge­
wöhnlich eine größere Bewegungsfreiheit als die im 
Lager ständig festgehaltenen Kriegsgefangenen. Die Be­
rührungsmöglichkeiten mit der Zivilbevölkerung sind aber 
doch nicht annähernd so groß wie bei den unendlich 
vielen dauernd auf Außenarbeitskommandos eingesetzten 
Kriegsgefangenen. — Übrigens ist auch dem in unserer 
Hand befindlichen feindlichen Sanitätspersonal durch 
Sonderbefehl jeder Umgang mit deutschen Frauen und 
Mädchen verboten. Näheres darüber unter IV. —

Die Tatsache, daß der Gesetzgeber nur den Umgang 
mit Kriegsgefangenen unter Strafe gestellt hat, beweist, 
daß das Verbot lediglich eine Schutzmaßnahme für die 
Landesverteidigung gegen Spionage, Sabotage und Zer­
setzung ist. Es entspringt also, wie unter I ausgeführt, in 
der Hauptsache militärischen und nicht etwa rassepoli­
tischen Gründen. Das geht noch aus folgender Tatsache 
hervor: In immer steigendem Maße werden ausländische 
Arbeiter in Deutschland eingesetzt. Sie kommen nur zu 
einem Teil aus befreundeten oder neutralen Staaten, Die 
Mehrzahl sind Angehörige der Feindstaaten, die schon 
niedergeworfen sind (Holländer, Belgier, Franzosen). 
Über den Umgang mit ihnen hat der Gesetzgeber keine 
besonderen Bestimmungen erlassen. Militärische und ab­
wehrmäßige Gründe haben also bisher Schutzvorschriften 
nicht erfordert. Wenn aber bei der VO. über den Um­
gang mit Kriegsgefangenen andere als militärische Ge­
sichtspunkte ausschlaggebend gewesen wären, dann wür­
den sie nicht nur für die Kriegsgefangenen, sondern im 
gleichen, wenn nicht noch in verstärktem Umfang für die 
sich frei als Arbeitskräfte in Deutschland bewegenden 
feindlichen Staatsangehörigen gelten. Daraus ergibt sich 
aber auch weiter, daß eine entsprechende Anwendung 
der VO. über den unbefugten Umgang m it Kriegsgefange­
nen auf die in Gewahrsam gehaltenen feindlichen Z iv il­
internierten, Angehörigen des Sanitätspersonals und Feld­
geistliche ausgeschlossen ist. Für sie g ilt lediglich die 
PolVO. über den Verkehr mit Gefangenen v. 20. Febr. 
1941 (RGBl. 1,104).

4. P e r s ö n l i c h e r  G e l t u n g s b e r e i c h  der  VO.
§ 6 VO. v. 25. Nov. 1939 besagt, daß § 4 im Protektorat 

Böhmen und Mähren auch für Personen gilt, die nicht 
deutsche Staatsangehörige sind. Daraus könnte gefolgert 
werden, daß im übrigen Reichsgebiet die VO. nur für 
deutsche Staatsangehörige Geltung habe. Ein solcher 
Umkehrschluß wäre jedoch verfehlt. Die besondere Er­
wähnung des Protektorats beruht vielmehr auf der VO. 
über Rechtsvorschriften des Reichs für das Protektorat 
Böhmen und Mähren v. 3. April 1939 (RGBl. I, 704). § 1

u) Eine höchstrichterliche Entscheidung ist hierzu noch nicht 
ergangen.
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der VO. besagt, daß Rechtsvorschriften des Reichs für 
das Protektorat nur Gültigkeit haben, wenn sich das aus 
ihrem Inhalt ergibt oder wenn sie es ausdrücklich be­
stimmt. Im übrigen Gebiet des Reichs kann jeder Aus­
länder Täter sein. Das ergibt sich klar aus § 4 Abs. 1 
RStGB. in der Neufassung der VO. v. 6. Mai 1940 (RGBl. 
1,755). Also auch der als freier Zivilarbeiter in Deutsch­
land tätige Franzose begeht strafbaren Umgang mit 
Kriegsgefangenen, wenn er zu seinen Landsleuten, die 
hier in Kriegsgefangenschaft sind, in irgendwelche Be­
ziehungen tritt.

5. K o n k u r r e n z e n
Die VO. v. 25. Nov. 1939 kann in Idealkonkurrenz stehen 

mit den Vorschriften über Landesverrat. So kann z. B. 
Beihilfe zur Flucht, begangen durch eine Zivilperson, 
nach § 91 b RStGB. ünd nach § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 
strafbar sein. Ist der Täter ein deutscher Soldat, kann 
auch militärischer Ungehorsam nach § 92 MilStGB. in 
Betracht kommen. § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 ist nicht etwa 
lex specialis zu den anderen Strafvorschriften.

IV. Rechtslage auf seiten der Kriegsgefangenen
Die bisher erörterten VO.en sehen eine Bestrafung 

desjenigen vor, der mit Kriegsgefangenen Umgang pflegt. 
Die Kriegsgefangenen selbst unterliegen anderen Vor­
schriften.

Nach Art. 45 KgfAbk. unterstehen die Kriegsgefange­
nen den im Heer des Gewahrsamstaates geltenden Ge­
setzen, Vorschriften und Befehlen. Jede Unbotmäßigkeit 
berechtigt ihnen gegenüber zu den Maßnahmen, die in 
den Gesetzen, Vorschriften und Befehlen des Gewahrsam­
staates vorgesehen sind. Innerstaatlich ist in Deutsch­
land § 158 MilStGB. die Grundlage für Anwendung der 
sachlichen Strafrechtsbestimmungen. Er besagt, daß auf 
strafbare Handlungen eines Kriegsgefangenen nach Maß­
gabe seines Militärranges die Vorschriften des deut­
schen MilStGB. entsprechende Anwendung finden. Nach 
§ 3 MilStGB. werden strafbare Handlungen der M ilitär­
personen, welche nicht militärische Verbrechen oder 
Vergehen sind, nach den allgemeinen Strafgesetzen be­
urteilt. Somit sind auch das RStGB. und die strafrecht­
lichen Nebengesetze auf Kriegsgefangene entsprechend 
anzuwenden18).

Die Kriegsgefangenen unterliegen also auch der Straf­
vorschrift über militärischen Ungehorsam nach § 92 M il­
StGB. Ihnen ist durch besonderen Befehl strengstens 
verboten worden, sich unbefugt deutschen Frauen oder 
Mädchen irgendwie zu nähern oder m it ihnen in Verkehr 
zu treten. Sie sind darauf hingewiesen, daß Zuwider­
handlungen gegen diesen Befehl als militärischer Un­
gehorsam im Felde mit Gefängnis bis zu 10 Jahren, unter 
besonderen Umständen mit dem Tode bestraft werden 
können. Dieser Befehl g ilt für alle in deutscher Hand 
befindlichen Kriegsgefangenen. In zahlreichen Fällen ver­
suchten die Kriegsgefangenen Verstöße gegen den Be­
fehl mit Unkenntnis zu entschuldigen. Daraufhin wurde

») RM110.22,116.

sichergestellt, daß neben der Bekanntgabe in der Mutter­
sprache der Kriegsgefangenen der Befehl an deutlich 
sichtbarer Stelle in den Unterkünften der Kriegsgefange- 
nen angeschlagen worden ist. Er wird bei Appellen häu­
fig in Erinnerung gebracht. Über die Bekanntmachung 
werden Niederschriften oder Listen aufgenommen. Aus 
ihnen ist ersichtlich, welche Kriegsgefangenen bei der 
Bekanntmachung zugegen waren.

Das Sanitätspersonal hingegen unterliegt nicht ohne 
weiteres dem MilStGB. Denn die Angehörigen des1 Sani­
tätspersonals sind ja nicht Kriegsgefangene. Sie üben aber 
mit der Krankenbehandlung eine Tätigkeit des Gewahr­
samstaates aus, zu der er kraft Völkerrechts verpflichtet 
ist und für die ihm das in seine Hand gefallene Sanitäts­
personal zur Verfügung steht. Er hat daher auch das 
Recht, die feindlichen Sanitätsdienstgrade seinen Gesetzen 
und Vorschriften zu unterstellen. Deutschland hat sie als 
Gefolge dem MilStGB. und der Disziplinarstrafordnung 
unterworfen. Auch das Sanitätspersonal ist dem ihm 
gegenüber erlassenen Verbot der Annäherung an deut­
sche Frauen und Mädchen unterworfen, und zwar als 
Gefolge. Ein Verstoß dagegen ist auch bei ihm unter 
den Voraussetzungen des § 92 MilStGB. als „militärischer 
Ungehorsam im Felde“  strafbar.

Im übrigen hat auch England den in seiner Hand be­
findlichen Kriegsgefangenen verboten, sich mit irgend 
jemand zu unterhalten, außer mit einem Lageroffizier 
oder Kriegsgefangenen, es sei denn, auf Befehl eines 
Lageroffiziers oder m it dessen besonderer Erlaubnis1»).

Das in Deutschland ergangene Verbot erstreckt sich 
nur auf die Annäherung mit d e u t s c he n  Frauen und 
Mädchen. Der Verkehr m it nichtdeutschen Frauen und 
Mädchen ist also den Kriegsgefangenen nicht verboten. 
„Deutsch“  bedeutet hier nicht volkstumsmäßige Zu­
gehörigkeit, sondern Staatsangehörigkeit. Beispiel: Der 
Kriegsgefangene, der gutgläubig, wenn auch irrig, die 
Frauensperson, zu der er in Beziehung tritt, der Staats­
angehörigkeit nach für eine Nichtdeutsche hält, ist straf­
los (§ 59 RStGB.). Umgekehrt kann der Kriegsgefangene, 
der bei der Frauensperson irrig  deutsche Staatsange­
hörigkeit angenommen hat, wegen Versuchs strafbar sein. 
Ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit aber machen 
sich die betreffenden weiblichen Personen strafbar. Denn 
der § 4 VO. v. 25. Nov. 1939 g ilt ja auch für Ausländer 
(vgl. III 5). Eine andere Frage, die hier nur angedeutet 
werden kann, ist, ob etwa in diesen Fällen der Kriegs­
gefangene wegen Beihilfe zu einem Verbrechen nach § 4 
VO. v. 25. Nov. 1939 bestraft werden könnte. Das wird 
wohl kaum möglich sein, da die Betätigung des Kriegs­
gefangenen zu der sogenannten „notwendigen“  Teil­
nahme gehört. Es lassen sich kaum Fälle denken, in 
denen das Verhalten des Kriegsgefangenen über die not­
wendige Teilnahme hinausgehen kann. Anders ist es bei 
der Anstiftung, da sie über die notwendige Teilnahme 
hinausgeht19 20).

19) Appendix A Z iff. 6 der „Regulations for the maintenance iof 
Diszipline among prisoners o f war“  von 1939.

20) Über notwendige Teilnahme vgl. u. a. S c h ö n k e .  RStGB.. 
Vorbem. V II vor §47.

Übersicht über die Rechtsprechung zum Straßenverkehrsrecht
und dessen Nebengebieten

Von Amtsgerichtsrat W a l t e r  Brem in Schwabach, z. Z. in Nürnberg

(Frühere Übersicht: DR. 1941, 2422)
V e r z e i c h n i s  der  A b k ü r z u n g e n

Ä1! 3 Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht
DAutoR. =  Deutsches Autorecht
DJ. — Deutsche Justiz
DR. — Deutsches Recht, Wochenausgabe
DStrR. =  Deutsches Strafrecht
HRR. =  Höchstrichterliche Rechtsprechung

JRPV. =  Juristische Rundschau für Privatversicherung 
R. =  Recht (Monatsbeilage der Deutschen Justiz)
RdK. =  Recht des Kraftfahrers
VAE. =  Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entschei­

dungen
VrRundsch. =  Verkehrsrechtliche Rundschau
Soweit nichts anderes angegeben, bedeutet die Ziffer vor 
dem Komma den Jahrgang, die nach dem Komma die 
Seitenzahl.
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A. Materielles Recht
I. Zivilrecht

1. S c h a d e n s e r s a t z
a) Nach  BOB.

§31
1. Bei einer Haftung nach § 31 kein Entlastungsbeweis 

aus §831 BOB. (JRPV. 41,195).
2. Der Fahrdienstleiter einer Reichsbahnnebenstelle ist 

kein verfassungsmäßiger Vertreter, sondern Verrichtungs­
gehilfe der Reichsbahn (§831) (R. 41,289).

3. Der Zugführer ist Verrichtungsgehilfe der Reichs­
bahn (ft. 41,294).

§228
4. Die Wegräumung eines auf ein Eisenbahngeleis ge­

stürzten Lastkraftwagens durch Lokomotive ist unzuläs­
sig, wenn die Anwendung von Winden und anderen H ilfs­
mitteln möglich und nicht durch die Notwendigkeit so­
fortiger Gefahrenbeseitigung verhindert wird (VAE. 42,25).

§249
5. Füllt der Gehilfe des Kraftwagenführers aus einer 

offenen Büchse Benzin in den geöffneten Vergaser des 
Wagens und läßt daraufhin der Führer den Motor an, so 
ist es voraussehbar, daß eine Fehlzündung entsteht, der 
Vergaser in Brand gerät, bei unvorsichtigem Verhalten 
des Helfers der Inhalt der Benzinbüchse sich entzündet, 
der Helfer im Schrecken die Büchse wegwirft und einen 
in der Nähe stehenden Arbeiter mit dieser tr ifft und ver­
brennt. Insoweit ist adäquater Kausalzusammenhang ge­
geben. Der Kraftwagenführer handelt fahrlässig, wenn er 
den Helfer nicht so überwacht, daß eine Entzündung 
des Benzins und eine Gefahr für die umstehenden Per­
sonen verhütet wird (JRPV. 41, 206).

6. Der adäquate ursächliche Zusammenhang kann 
wegen des Selbstverschuldens des Beschädigten nur ver­
neint werden, wenn der von ihm begangene Fehler so 
außergewöhnlich ist, daß kein Mensch vernünftigerweise 
mit ihm zu rechnen braucht (R. 42, 5).

7. Adäquater Kausalzusammenhang ist gegeben, wenn 
durch das Umfahren einer Gaslaterne die Mauer eines 
daneben befindlichen Kabelschachtes beschädigt und durch 
Entzündung des ausgeströmten Gases ein Brand in dem 
Schacht verursacht wird (JRPV. 42, 9).

8. Stirbt der durch Kraftfahrzeugunfall Verunglückte 
sieben Jahre später, so ist der Unfall ursächlich, wenn 
der Tod infolge des Unfalls früher eingetreten ist, als 
dies sonst der Fall gewesen wäre (VAE. 41,199).

9. Hat eine Frau von 72 Jahren einen Kraftwagenunfall 
mit Quetschung der linken Seite und Verletzung des 
linken Beines gehabt, erleidet sie dann nach vier Wochen 
einen Schlaganfall mit Lähmung der linken Seite und 
stirbt sie einen Monat darauf an einem zweiten Schlag- 
anfall, so ist der Unfall dafür nicht die Ursache (R. 41, 358).

10. Zum Ersatz verpflichtende Unfallneurose liegt vor, 
wenn der Verletzte durch den Unfall zwar körperlich nicht 
geschädigt wurde, aber infolge falscher Verarbeitung des 
Schreckerlebnisses seelisch erkrankt (VAE. 41,182).

11. Wegen der Beschädigung eines Kraftwagens muß 
der Schädiger die Reparaturkosten ersetzen. Er kann da­
bei keinen Abzug dafür vornehmen, daß für alte Teile 
neue eingesetzt worden seien (HRR. 41 Nr. 993).

12. Der aus einem Verkehrsunfall Schadensersatzpflich­
tige muß auch die Anwaltskosten des Geschädigten er­
statten. Dabei ist Zahlungsverzug des Ersatzpflichtigen 
nicht Voraussetzung. Der Beschädigte ist nicht ver­
pflichtet, seine Ersatzansprüche zunächst selber geltend 
zu machen, um den Schaden zu mindern (§ 254 Abs. 2) 
(R. 42, 36).

13. Spricht nach der Lebenserfahrung der erste An­
schein dafür, daß die Verletzung des Klägers ohne die 
schuldhafte Falschbehandlung durch den beklagten Arzt 
ohne besondere nachteilige Folgen hätte heilen können, 
so obliegt dem Beklagten die Beweispflicht, daß auch 
bei sachgemäßer Behandlung eine überwiegende Wahr­
scheinlichkeit für eine solche Heilung doch nicht be­
standen habe (HRR. 41 Nr. 994).

Siehe Nr. 22 und 94.

§254
14. Die entsprechende Anwendung des § 254 BGB. auf 

den Ausgleichsanspruch zwischen ersatzpflichtigen Ge­
samtschuldnern ist zulässig und hat zur Folge, daß die 
Ausgleichung zwischen den Gesamtschuldnern zu glei­
chen Anteilen je nach der größeren oder der geringeren 
ursächlichen Bedeutung der die Ersatzpflicht der einzel­
nen Gesamtschuldner begründenden Tatumstände und je 
nach ihrem größeren oder geringeren Verschulden in eine 
den Umständen nach angemessene Ausgleichung sich 
verwandelt und danach auch einem der mehreren Ersatz­
pflichtigen im Verhältnis zueinander der ganze Schaden 
allein auferlegt werden kann (HRR. 41 Nr. 1006).

Siehe Nr. 12, 18, 23, 99 und 125.

§276
15. Der Eigentümer und Halter eines Kraftwagens, der 

auf Grund des Reichsleistungsgesetzes verpflichtet wird, 
mit seinem Wagen einen Transport für den Anfordern­
den auszuführen, hat mit diesem einen . Beförderungs­
vertrag abzuschließen. Sofern er gegen die darin über­
nommenen Verpflichtungen verstößt, haftet er dem An­
fordernden nach § 276 BGB. (DAutoR. 42, 23).

Siehe Nr. 68.
§ 282

16. Die Vorschrift g ilt nicht für Beförderungsver­
träge und ähnliche Verträge. Vielmehr muß der Schuld­
ner in diesen Fällen nur dann seine Schuldlosigkeit be­
weisen, wenn der erste Anschein für sein Verschulden 
spricht (HRR. 41 Nr. 813).

Siehe Nr. 14.
§631

Siehe Nr. 15.
§823

17. Bei Einstellung eines jugendlichen Kraftwagenfüh­
rers darf sich der Wagenhalter nicht mit den 'vorgeleg­
ten Zeugnissen begnügen, sondern muß vor der Einstel­
lung Erkundigungen über seine sittlichen Eigenschaften 
einziehen. Eine Probefahrt bietet dafür keinen Ersatz, 
weil sie nur die Kontrolle der fahrtechnischen Fähig­
keiten des Einzustellenden ermöglicht (HRR. 41 Nr. 815).

18. Der Kraftfahrer, der mit einem stark überladenen 
Lastwagen mit 40 km/h Geschwindigkeit an einer schwer 
einzusehenden Grundstücksausfahrt vorüberfährt, handelt 
schuldhaft und ist für die Tötung eines aus ihr heraus­
kommenden Pferdes verantwortlich. Den halben Schaden 
muß aber der Eigentümer selbst tragen, wenn sein Fuhr- 
knecht den ausfahrenden Wagen vom Bock gelenkt hat, 
obwohl er dabei keine Übersicht haben konnte, nicht 
aber das Pferd hinausgeführt hat (R. 41,234).

Anm.: Eine so weitgehende Haftung des Straßenbenüt- 
zers gegenüber dem Ausfahrenden kann bei besonderen 
Umständen begründet sein, kann aber mit Rücksicht auf 
§ 17 StraßVerkO. nicht verallgemeinert werden.

19. Der Beifahrer eines Kraftrades hat nicht ohne wei­
teres die Befugnis zum Geben von Richtungszeichen. Für 
irreführende Zeichen haftet er (VAE. 41, 203).

20. Wer zur Beleuchtung eines Gefährtes, das er nachts 
auf der Straße stehenläßt, eine Petroleumlampe benützt 
und diese vorher nicht mit allen ihm zu Gebote stehen­
den Mitteln auf ihre Brennfähigkeit prüft, handelt fahr­
lässig (R. 42, 4).

21. Der Führer eines Kraftwagens hat den durch einen 
Reifenschaden entstandenen Unfall verschuldet, wenn er 
die Fahrt mit schadhaften Mänteln der Reifen antritt, 
mag auch bei leichten Wagen regelmäßig Reifenwechsel 
erst nach 40000 km nötig und der Wagen erst 36 000 km 
gefahren sein (R. 42, 5).

22. Steht fest, daß ein Fahrer durch Bremsen den töd­
lichen oder sonst schweren Unfall nicht mehr verhüten 
konnte, so darf der Umstand, :daß er auch keinen Bremc- 
versuch gemacht hat, als ursächlich für die Schwere des 
Unfalls nur angesehen werden, wenn besondere Um­
stände die hinreichende Wahrscheinlichkeit begründen, 
daß bei geringerer Wucht des Stoßes die Folgen auch 
geringer gewesen wären (R. 42, 38).

23. Wer den Kraftfahrzeugführer zum Alkoholgenuß 
verleitet, hat den durch dessen Fahruntüchtigkeit herbei­
geführten Unfall mitverschuldet (VAE. 42, 28).
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24. Für die Straßenbahn g ilt während der Verdunke­
lung nicht der Grundsatz, daß ein Fahrzeug nur so rasch 
fahren darf, daß es innerhalb der vom Führer zu über­
sehenden Strecke zum Halten gebracht werden kann 
(HRR.41 Nr. 882).

25. Wird der schienengleiche Übergang an einer ver­
kehrsarmen Landstraße zum Rangieren mitbenützt, so ist 
die Eisenbahn nicht verpflichtet, dort einen Warnposten 
mit roter Fahne aufzustellen (VAE. 42, 30).

26. Gehwege einer Landstadt von 4 bis 5000 Einwoh­
nern brauchen nicht vor Beginn des Hauptverkehrs ge­
streut zu werden. Dieser setzt im Monat März nicht vor 
7 Uhr ein, auch wenn in einzelnen Zugangsstraßen von 
Fabriken schon vorher vorübergehend größerer Verkehr 
herrscht (HRR. 42 Nr. 143).

27. Für die Frage, ob eine Straße fehlerhaft angelegt 
ist, ist der Stand der Technik zur Zeit der Anlegung der 
Straße maßgebend, nicht die Zeit des späteren Unfalls 
infolge der angeblich fehlerhaften Anlegung (HRR. 41 
Nr. 881).

28. Von der Straßenbauverwaltung kann nicht gefor­
dert werden, daß die in der Straßendecke durch den 
Verkehr entstandenen Löcher immer sofort wieder be.- 
seitigt werden. Es muß ihr eine gewisse Frist gelassen 
werden (HRR.41 Nr. 881).

29. Eine Mulde von 10 bis 15 cm Durchmesser mit ab­
geflachtem Rand und einer Vertiefung von 2 bis 3 cm.auf 
einer Straße oder einem Platz kann nicht als gefährlich 
angesehen werden (VAE. 41,195).

30. Zur Beseitigung von Schneewehen auf einem nicht 
viel befahrenen, aber doch nicht bedeutungslosen Wege 
innerhalb von drei Tagen ist eine Landgemeinde auch in 
der Kriegszeit selbst dann verpflichtet, wenn sich unter 
den drei Tagen zwei Feiertage befinden (R. 41, 235).

31. In Großstädten muß vor Freigabe einer instand 
gesetzten Straße ein verantwortliches Organ der Stadt 
die ünbedingte Verkehrssicherheit der Straße feststellen 
(VAE. 42, 26).

32. Für Verstöße gegen die Verkehrssicherungspflicht 
bei dem Bau einer Reichsstraße haftet neben dem Reich 
(§831) das Land, dem die Verwaltung der Straße nach 
den Weisungen des Reiches übertragen ist (R. 42, 5).

33. Einem verletzten Lohnempfänger müssen als Ver­
dienstausfall außer dem Nettolohn noch die Lohn- und 
Bürgersteuerbeträge und die Beiträge zur Angestellten­
versicherung bezahlt werden, Krankenkassenbeiträge da­
gegen erst von dem Tage^n, an dem er aus der Kasse 
ausgesteuert wird (R. 41,235).

Siehe Nr. 103 und 94.
§831

34. Leidet der mit der Erfüllung der Streupflicht Be­
traute an Rheumatismüs, so ist der Streupflichtige zu er­
höhter Sorgfalt bei der Überwachung verpflichtet, weil 
anzunehmen ist, daß sich der Gehilfe seiner Gesundheit 
wegen bei ungünstiger Witterung schonen werde (VAE. 
41,223).

35. Bei einem beschrankten Bahnübergang an einer 
Straße mit besonders großem Verkehr muß die Über­
wachung des Schrankenwärters so organisiert sein, daß 
Unregelmäßigkeiten in der Schrankenschließung alsbald 
zur Kenntnis der Eisenbahn gelangen (DAutoR. 42, 21).

36. Es steht dem Entlastungsbeweis nicht entgegen, 
wenn der im Wagen mitfahrende Dienstherr gegen ein 
plötzliches Manöver des Fahrers, das den Unfall herbei­
führte, nichts unternommen hat, selbst wenn den Fahrer 
Verschulden tr ifft (VAE. 41,181).

37. Die Belassung eines Straßenbahnfahrers im Fahr­
dienst steht dem Entlastungsbeweis nicht entgegen, wenn 
der Fahrer zwar vorher mehrere Unfälle gehabt, bei 
keinem aber ein erhebliches Verschulden des Fahrers 
festgestellt werden konnte (VAE. 41,199).

Siehe Nr. 1, 2, 3 und 32.

§833
38. Ein Bauer, der seinen Knecht angewiesen hat, 

mit der Kuhherde auch die Ränder eines Weges mit 
schwachem Verkehr abzuw;eiden, kann skh wegen Ver­

schuldens nicht auf den Haftungsausschluß nach Satz 2 
berufen, wenn ein Motorradfahrer, der sein Rad 'durch 
die Herde schiebt, von einer Kuh verletzt wird (R. 41,294). 

Siehe Nr. 127.
§ 839

39. Die Reichsstraßenbauverwaltung übt bei dem Aus­
bau und der-Unterhaltung der Reichsstraßen keine öffent­
liche Gewalt aus (HRR.41 Nr. 881).

40. In Ausübung öffentlicher Gewalt handelt ein Be­
amter oder Soldat nicht schon deshalb, weil er ein Vor­
gesetzter ist und einen Untergebenen an einer solchen 
Handlung, wie er sie begangen hat, hätte hindern müs­
sen (R. 42, 38).

41. Der- mit der Entleerung der Briefkästen beschäf­
tigte Kraftfahrer der Reichspost handelt dabei in Aus­
übung öffentlicher Gewalt. Beschädigt er die Gesundheit 
eines Straßenbenutzers, so verletzt er eine ihm diesem 
gegenüber obliegende Amtspflicht (HRR. 41 Nr. 964).

42. Dienstfahrten, die der Verwaltung, Leitung und Be­
aufsichtigung des Postwesens dienen, liegen auf hoheits­
rechtlichem Gebiete und verlieren diese Eigenschaft nicht 
dadurch, daß ein Beamter ohne Führerschein den zu der 
Fahrt benutzten posteigenen Wagen steuert (R. 41,235).

43. Nicht jede dienstliche Kraftwagenfahrt der Deut­
schen Reichspost ist Ausübung öffentlicher Gewalt, ins­
besondere nicht eine Fahrt, die der Instandsetzung ihres 
Kraftwagenparks dient (R. 41,359, genauere Darstellung: 
HRR. 42 Nr. 74).

44. Der Wehrfiskus haftet für Verkehrsunfälle, die von 
Soldaten auf sogenannten Schwarzfahrten schuldhaft her- 
* 'geführt sind, wenn der Umweg, auf dem sich der 
Unfall ereignet hat, nicht so groß ist, daß dadurch der 
Gesamtcharakter der Fahrt vollständig verändert wird. 
Em Umweg in der Länge von einem Drittel des Gesamt­
weges bewirkt eine solche Veränderung nicht (HRR. 41 
Nr. 814).

45. Die befehlswidrige Benützung eines Dienstkraft- 
rades durch einen Wehrmachtsangehörigen fällt nicht in 
den Wirkungsbereich der Ausübung öffentlicher Gewalt. 
Ein militärischer Verbotsbefehl ist ausreichend zur Ver­
hütung von Schwarzfahrten durch Militärpersonen. Be­
sonderer Vorkehrungen bedarf es daher nicht (DJ. 42,218).

46. Bei Ansprüchen aus Handlungen von ^-Angehöri­
gen ist, wenn es sich um Angehörige der allgemeinen f i  
handelt, die Klage gegen die NSDAP, zu richten. Hän­
de*] sich um Angehörige der JJ-Verfiigungstruppen 
und der JJ-Totenkopfverbände, so ist die Klage gegen 
das Deutsche Reich, vertreten durch den Reichs- und 
I reußischen Minister des Innern, dieser wieder vertreten 
durch den Verwaltungschef der Schutzstaffeln der NSDAP, 
in München, zu richten. Maßnahmen der Verkehrspolizei 
gehören nicht zu den Obliegenheiten der Totenkopfver­
bände (R. 41,359).

47. Durch § 898 RVO. wird die Haftung des Reichs 
auch aus § 839 BGB., Art. 131 WeimVerf. ausgeschlos­
sen (R. 41, 359).

48. Soweit der Verletzte für einen Schaden, den er 
durch einen Unfall erleidet, von der gesetzlichen Kranken­
versicherung Ersatz bekommt, wird die Amtshaftung nach 
§839 Abs. 1 Satz 2 BGB. ausgeschlossen, wenn der Scha- 
den durch eine nach § 83Q BGB. haftpflichtige Person 
angerichtet worden war. Der Anspruch auf Ersatz des 
Erwerbsausfallschadens, der nicht durch die Kranken­
versicherung gedeckt ist und für den deshalb die Amts­
haftung bestehen bleibt, geht nach § 1542 RVO. auf die 
Krankenversicherung zur Deckung ihres Aufwandes für 
Krankengeld und Unterhaltskosten im Krankenhaus wäh- 
rend des gleichen Zeitraums über (DR. 41, 2245).

49. Welche Anforderungen im Rahmen des Abs. 3 an 
die Sorgfaltspflicht des Verletzten zu stellen sind, kann 
je nach den Umständen verschieden sein. Dabei wird 
auch auf das Maß der bei dem Beschädigten voraus­
zusetzenden Einsicht und Geschäftsgewandtheit sowie auf 
die Möglichkeit, die Rechtslage durch Einziehung von Er­
kundigungen oder von1 Rechtsrat zu klären, Rücksicht zu 
nehmen sein. Schon leichtes Verschulden zieht den Ver­
lust des Entschädigungsanspruchs nach sich (R. 41 294)

Siehe Nr. 56. ’

120
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§840
Siehe Nr. 14.

§843
50. Die Unpfändbarkeit der Renten nach §§843, 844 

BOB. hindert nicht, daß der Ersatzpflichtige den Ersatz­
ansprüchen der Geschädigten einen Ausgleichsausspruch 
wegen eigener Schuld des Verletzten bzw. Getöteten an 
der Herbeiführung des schädigenden Ereignisses ent­
gegenhält (R. 42, 6).

§844
Siehe Nr. 50.

§845
51. Bei der Dauer der Rente für die Dienste eines 

durch Unfall getöteten Sohnes ist zu berücksichtigen, 
wann dieser mutmaßlich geheiratet und einen eigenen 
Hausstand gegründet hätte. Für diesen Zeitpunkt kön­
nen die äußere Erscheinung des Getöteten und dessen 
wirtschaftliche Verhältnisse Anhaltspunkte geben (VAE. 
41, 181).

§846
52. Die Erben des nach einem Kraftfahrzeugzusanimen- 

stoß Verstorbenen müssen sich das mitwirkende Ver­
schulden des Getöteten anrechnen lassen. Dies g ilt auch 
im Bereich des Kraftfahrzeuggesetzes (HRR. 42 Nr. 204).

§847
53. Bei Bemessung des Schmerzensgeldes ist auch zu 

berücksichtigen, daß der Verletzte eine aussichtsreiche 
Stellung infolge des Unfalls verlor, auch wenn nicht be­
weisbar ist, daß er sich diese dauernd erhalten hätte 
(VAE. 41,199).

§852
54. Wird ein Reichsbeamter durch einen Unfall Im 

Dienst verletzt und infolge eines auf den Unfall zurück­
zuführenden Herzleidens in den Ruhestand versetzt, so 
geht sein Schadensersatzanspruch gegen den Schädiger 
soweit auf das Reich über, als dieses ihm Ruhegehalt 
gewährt. Die Verjährung dieses Anspruchs beginnt, so­
bald der ursächliche Zusammenhang zwischen dem Un­
fall und dem Herzleiden auf Grund ärztlichen Gutachtens 
mit genügender Sicherheit geltend gemacht werden kann 
(JRPV. 41, 212 und DR. 42,139).

55. Hat der Unfallverletzte zunächst noch annähernd 
das gleiche Arbeitseinkommen wie vor dem Unfall, so 
hat er vor dem Eintritt der Minderung des Einkommens 
keine Kenntnis von einem Schaden infolge Aufhebung 
oder Minderung seiner Erwerbsfähigkeit gehabt und es 
kann die Verjährungsfrist daher noch nicht zu laufen be­
gonnen haben (VAE. 41,181).

Anm.: In dieser Allgemeinheit bedenklich. Es kommt 
darauf an, ob sich die Erwerbsminderung überblicken 
ließ und anzunehmen ist, daß der Berechtigte diesen 
Überblick hatte. Vgl. RGZ. 73, 309.

56. Der Beginn der Verjährungsfrist setzt ausreichende 
Kenntnis der Rechtswidrigkeit und Schuldhaftigkeit der 
Amtshandlung voraus (R. 42, 38).

b) Nac h  K r a f t f a h r z e u g g e s e t z  
§ 7

57. Ist das Kraftfahrzeug von der Wehrmacht beschlag­
nahmt und einem anderen zur Benützung zugewiesen, so 
ist der Eigentümer nicht mehr Halter (VAE. 41,182).

58. Der Repräsentant einer Gewerkschaft, der seinen 
Kraftwagen gegen Zahlung eines Kilometergeldes auch 
für Zwecke der Gewerkschaft benützt hat, verliert seine 
Eigenschaft als Halter des Wagens nicht dadurch, daß 
ihm die Benutzung desselben nach Kriegsausbruch nur 
zu Fahrten im Dienst der Gewerkschaft gestattet ist, 
welche ihm dafür ein im Vergleich zur Vorkriegszeit er­
höhtes Kilometergeld zahlt (JRPV. 42, 26).

59. Ein unabwendbares Ereignis liegt vor, wenn ein auf 
der Straße liegender Stein von den Rädern eines Kraft­
wagens erfaßt und in eine Schaufensterscheibe geschleu­
dert wird (JRPV. 42,16).

Siehe Nr. 45 und 102,

§9
Siehe Nr. 52.

§10
Siehe Nr. 52.

§ 17
Siehe Nr. 65.

§24
60. Glaubt der Angeklagte, er habe den rechtmäßigen, 

bindenden dienstlichen Befehl erhalten, die Fahrt auch 
ohne Führerschein auszuführen, so ist ein Verschulden 
nicht nachzuweisen (VAE. 41,182).

§48
61. Soweit möglich, müssen die Verkehrsvorschriften 

auch im Rahmen des § 48 StraßVerkO. eingehalten wer­
den (VAE. 41,182).

c) Nach  a n d e r en  V o r s c h r i f t e n  
§1 RHaftpflG.

62. Daß ein an unbeschranktem Bahnübergang halten­
der Lastkraftwagen fahrlässigerweise von seinem Fahrer 
unter Mißachtung der Warnzeichen des herannahenden 
Zuges unerwartet wieder in Bewegung gesetzt wird, vor 
den Zug gerät und der Insasse getötet wird, ist nicht als 
höhere Gewalt anzusehen (R. 42, 45).

63. Ein Eisenbahnunternehmer handelt schuldhaft, wenn 
er nicht prüft, ob die für das Überqueren von Straßen­
kreuzungen durch Züge angeordneten Sicherungsmaß­
nahmen auch bei der durch den Krieg gebotenen Ver­
dunkelung ausreichen. Er kann sich nicht damit entschul­
digen, daß er die von der Aufsichtsbehörde geforderten 
Maßnahmen getroffen habe (VAE. 42, 5).

§ 1 BeamtHaftpflG. v. 22. Mai 1910
64. Ist ein Angehöriger des Sicherheits- und Hilfs­

dienstes Soldat im Sinne dieser Vorschrift? (DR. 41,1480 
und R. 41, 247).

Anm.: Die Frage ist zu verneinen. Einschlägig für die 
Haftung ist §18 der 1. DurchfVO. z. LuftschutzG. (RGBl. 
1939, I, 1631).

§§ 1, 3 BeamtHaftpflG. v. 22. Mai 1910
Siehe Nr. 44.

Art. 131 WeimVerf.
Siehe die Entscheidungen zu § 839 BGB.

§ 124 DBG.
65. Die Vorschrift beschränkt den Anspruch des Be­

amten sachlich. Soweit der Beamte darüber hinaus von 
einem Dritten Ersatz erlangt hat, kann dieser Dritte nicht 
gegenüber dem Reich Ausgleichung beanspruchen, weil 
soweit ein Anspruch des Reiches nicht bestanden hat, 
also auch nicht übergehen konnte. Soweit aber Ansprüche 
des Beamten auf Ersatz des Sachschadens in Betracht 
kommen, g ilt allein §17 KraftfG. (DR. 41, 2342).

Anm.: Anderer Ansicht RG.: DR. 41, 666 (670).
§ 898 RVO.

Siehe Nr. 47.
§ 1542 RVO.

66. Für Verkehrsunfälle, die sich vor dem 1. Jan. 1939 
ereignet haben, und die hieraus entstandenen und auf 
einen Versicherungsträger übergegangene Schadensersatz­
ansprüche gilt § 1542 RVO. in der alten Fassung. „Un­
fall“  i. S. des Art. 3 § 9 Ges. über Änderungen in der 
Unfallversicherung v. 17. Febr. 1939 ist nur ein Betriebs­
unfall i.S. der RVO. (HRR. 41 Nr. 884).

67. Das Mitglied eines öffentlichen Versicherungsträ­
gers, einer Krankenkasse oder Unfallberufsgenossenschaft 
ist nicht verpflichtet, sich wegen seiner Ersatzansprüche 
an diese zu wenden. In diesem Falle stehen ihm aber 
auch keine Ersatzansprüche gegen den Schädiger zu, so­
weit der Versicherungsträger auf Grund der RVO. Lei­
stungen gewähren muß (DAutoR. 42,16).

Siehe Nr. 135.
Art. 3 § 9 Ges. über Änderungen in der Unfall­

versicherung v. 17. Febr. 1939
Siehe Nr. 66,
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§ 2 ArbOG.
68. Der Schutz, den ein Unternehmer dem angestellten 

Kraftwagenfahrer vor Ersatzansprüchen Dritter, die durch 
leichte Fahrlässigkeit des Fahrers beschädigt worden 
sind, gewähren muß, umfaßt nicht nur anteilige Befreiung 
von den Schadensersatzansprüchen des Verletzten, son­
dern auch von den Kosten des Rechtsstreits zwischen 
dem Dritten und dem Fahrer, sowie von den Kosten der 
Zwangsvollstreckung (R. 41, 376 und DR. 42, 476).

§ 2 PersSchädVO.
69. Die Fahrt eines Wehrmachtkraftwagens einer mobil- 

gemachten Truppe kurz vor dem l.Sept. 1939 ist nicht 
ohne weiteres „unmittelbare Vorbereitung von Kampf­
handlungen“  (VAE. 42, 29).

2. V e r s i c h e r u n g s a n s p r ü c h e  
§ 67 VVG.

70. Für die Anwendung des § 67 VVG. ist es belang­
los, aus welchem Rechtsgrund der Versicherungsnehmer 
verlangen kann, vom Dritten entschädigt zu werden. Ein 
echtes Gesamtschuldverhältnis — mit Ausgleichspflicht 
nach § 840 BGB. — liegt auch dann vor, wenn mehrere 
Haftpflichtige den Verletzten aus unerlaubter Handlung,- 
einer von ihnen einem der mehreren Beschädigten da­
neben auch aus Vertrag haftbar sind. Bei einer Haftung 
nach §31 BGB. kommt ein Entlastungsbeweis aus §831 
BGB. nicht in Frage (JRPV. 41,195).

71. Die Vorschrift g ilt nur für die Schadensversiche­
rung, daher nicht für die Krankenversicherung, weil 
diese Personenversicherung ist (VAE. 41, 223).

72. Für die Anwendung der Vorschrift ist es belang­
los, aus welchem Rechtsgrund der Versicherungsnehmer 
von dem Dritten Entschädigung verlangen kann (R. 41, 
368).

§ 70 VVG.
73. Ist der Abschluß einer Versicherung üblich, so tr ifft 

den Erwerber der Sache eine Erkundigungspflicht hin­
sichtlich des Bestehens einer Versicherung. Kommt er 
dieser Pflicht nicht nach und unterläßt er die Kündigung 
in der in § 70 Abs. 2 VVG. vorgesehenen Monatsfrist, so 
kann er sich nachträglich auf die Nichtkenntnis von dem 
Bestehen einer Versicherung nicht berufen und muß die 
Versicherung fortsetzen (DJ. 41,1095).

§ 149 VVG.
74. Die Haftpflichtversicherungsgesellschaft muß einem 

Kraftwageneigentümer auch dann Versicherungsschutz 
gewähren, wenn sie im SchätHensprozeß geltend gemacht 
wissen w ill, daß der Eigentümer nicht mehr Halter des 
Wagens sei, selbst wenn ihre Pflicht zur Gewährung von 
Versicherungsschutz dann entfällt, wenn die Haltereigen­
schaft nicht mehr besteht (R. 41, 368).

75. Übernimmt die Haftpflichtversicherungsgesellschaft 
die Rechtsverteidigung des Versicherten in dem gegen 
ihn angestrengten Schadensersatzprozeß, dann liegt darin 
in der Regel die Anerkennung des Versicherüngsanspruchs. 
Ein späterer w iderruf dieses Anerkenntnisses widerspricht 
in der Regel Treu und Glauben, das g ilt jedenfalls dann, 
wenn die Gesellschaft von vornherein über die Sach- und 
Rechtslage im Bilde ist (R. 42,14).

76. Bei der Vertragsabrede, daß die Versicherung ledig­
lich für die mit der Benutzung eines Privatwagens ver­
bundenen Gefahren gelte, genießen nur solche Fahrten 
Versicherungsschutz, die den persönlichen Bedürfnissen des 
„Privatwagen“ besitzers zu dienen bestimmt sind (JRPV. 
42, 4).

§ 150 VVG.
77. Die Vorschrift begründet keine unmittelbare Kosten­

pflicht der Versicherungsgesellschaft als Zweitschuldnerin 
für die Gerichtskosten, welche im Rechtsstreit des Ver­
letzten gegen den schadensersatzpflichtigen Versicherungs­
nehmer von diesem erfordert werden (JRPV. 42,12).

§ 4 AVB.
78. Auch bei Umschreibung einer Versicherung auf 

das neuerworbene Fahrzeug des Versicherten beginnt der 
Versicherungsschutz erst mit der Einlösung des Nach­
trags. Soll er vorher eintreten, so bedarf es einer be­
sonderen Deckungszusage (JRPV. 41,192).

§ 3 AKB.
79. Der Versicherungsschutz entfällt, wenn der Führer 

eines Omnibusses nicht im Besitze des in § 9 VO. über 
den Betrieb von Kraftfahrunternehmungen im Personen­
verkehr v. 13. Febr. 1939 genannten Ausweises ist. Dies 
g ilt auch, wenn der Versicherungsvertrag schon vor Ein­
führung dieser Ausweispflicht abgeschlossen war (JRPV. 
42,14; R. 42, 46).

II. Strafrecht
1. S t r a f g e s e t z b u c h  

§73
80. Die Dauerstraftat der Trunkenheit im Verkehr kann 

Tateinheit zwischen der fahrlässigen Körperverletzung 
und der anschließend begangenen Verkehrsflucht her- 
stellen (VAE. 41,188).

81. Die mißbräuchliche Benutzung eines gekennzeich­
neten Kraftwagens verbindet bei dieser Fahrt begangene 
Straftaten, wie Körperverletzung, Verkehrsflucht und 
Verkehrsübertretungen, hiermit und untereinander zur 
Tateinheit (VAE. 41, 205).

82. Zwischen Vergehen gegen § 139 a und solchen gegen 
§ 330 c kann Tateinheit bestehen (R. 41,369).

§ 139 a
83. „Verkehrsunfall“  i. S. dieser Vorschrift ist jedes Er­

eignis, das im öffentlichen Straßenverkehr einen Per­
sonen- oder Sachschaden herbeigeführt hat, wie das auch 
schon nach §22 KraftfG. der Fall war (DR. 41, 2178).

84. Der ursächliche Zusammenhang zwischen Unfall 
und Schaden wird nicht dadurch in Frage gestellt, daß 
ein anderer Verkehrsteilnehmer oder ein Dritter das Er­
eignis vorsätzlich herbeigeführt hat (R. 41,369).

85. Der Sturz eines Fahrgastes aus der fahrenden 
Straßenbahn ist ein Verkehrsunfall i. S. des §139a auch 
dann, wenn er von einem anderen vorsätzlich herbei- 
gefuhrt worden ist. Die Verkehrsflucht kann sogar von 
demjenigen begangen werden, der den Sturz herbeigeführt 
hat (DR. 41, 2658).

Anm.: Dabei dürfte Voraussetzung sein, daß die tat­
sächlichen Folgen des Sturzes über den direkten Vor­
satz des Täters hinausgingen.

86. Verkehrsunfallflucht kann nicht nur am Ort des 
Unfalls begangen werden, sondern auch später an einem 
anderen Ort, der auf der Weiterfahrt erreicht wird. Es 
muß dazu aber ein zeitlicher und räumlicher Zusammen­
hang mit dem Unfallort bestehen. Wird sich der Täter 
erst längst nach Beendigung der Fahrt seiner Beteiligung 
am Unfall bewußt und verwischt er dann etwaige Tat­
spuren, so entzieht er sich seiner Feststellung nicht durch 
die Flucht (DJ. 41,1096).

87. Beteiligter an einem Unfall kann jeder sein, der in 
den Verdacht der Verursachung oder Mitverursachung 
des Verkehrsunfalls geraten ist, also möglicherweise als 
Täter in Anspruch genommen wird, insbes. auch wer mit 
dem Fahrer im Wagen Platz genommen hat (DJ. 41,995).

88. Zur Feststellung der Art der Beteiligung nach 
§ 139 a StGB, gehört auch die von einem zuständigen 
Beamten aufgegebene Blutentnahme zwecks Ermittelung 
des etwaigen Alkoholgehalts des Blutes (DJ. 41,995).

89. Zum inneren Tatbestand genügt, daß der Täter 
sich überhaupt bewußt gewesen ist, einen Gegenstand an­
gefahren oder überfahren und dadurch einen Menschen 
verletzt oder getötet oder einen nicht ganz unerheblichen 
Sachschaden verursacht zu haben. Hat der Täter sich 
über den Begriff eines „Verkehrsunfalles“  geirrt, so ist 
das für die strafrechtliche Beurteilung seiner Handlungs­
weise unerheblich (DJ. 41,963).

Siehe auch Nr. 80, 81 und 82.

§ 222
90. M it dem Auftauchen von Radfahrern auf der Auto­

bahn muß der Kraftfahrer rechnen (VAE. 41, 224).
91. Die Frage, wann der ungenügende Zustand der 

Bremsen erkennbar geworden ist, bedarf dann besonders 
genauer Nachprüfung, wenn der Wagen ständig in einer 
Werkstatt beobachtet und instand gesetzt wurde (VAE 
42, 19).

120*
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92. Dein Kraftwagenfahrer kann kein Vorwurf daraus 
gemacht werden, daß er einen auf der Fahrbahn liegen­
den Betrunkenen bei Verdunkelung nicht rechtzeitig er­
kennt (DAutoR. 42, 23).

93. Der Kraftfahrer muß nach der Verkehrslage ge­
gebenenfalls damit rechnen, daß auch ein von der linken 
Seitenstraße nach rechts einbiegendes Fahrzeug in seine 
Fahrbahn geraten könne (DAutoR. 42, 24).

94. Wenn es überhaupt zu einem Zusammenstoß mit 
einem in Fahrt begriffenen Kraftwagen gekommen ist, so 
ist nach der Lebenserfahrung anzunehmen, daß er auch 
dann zum Tod eines Beteiligten hätte führen können, 
wenn die Wucht des Anpralls geringer gewesen wäre. 
Nur ausnahmsweise kann der Tatrichter mit hinreichen­
der Sicherheit feststellen, daß bei richtigem Verhalten des 
Kraftfahrzeugführers ein unvermeidbarer Zusammenstoß 
so abgeschwächt worden wäre, daß schwere, insbes. töd­
liche Folgen vermieden worden wären (VAE. 42,18).

Siehe auch Nr. 104.
§ 230

95. Der Kraftfahrer braucht nicht damit zu rechnen, 
daß Fußgänger zur Nachtzeit den Gehweg plötzlich ver­
lassen und sich in die Fahrbahn begeben, ohne sich 
vorher zu vergewissern, ob Kraftfahrzeuge herannahen 
(DAutoR. 42,15).

Siehe auch Nr. 124.
§316

96. Wer durch Bereitung eines Hindernisses auf der 
Fahrbahn den Führer eines in voller Fahrt befindlichen 
Zuges veranlaßt, die Gefahrenbremse zu betätigen, be­
gründet die durch das plötzliche Bremsen ausgelösten 
Gefahren für die Fahrgäste des Zuges (VAE. 42,17).

Anm.: Der Grundsatz dürfte auf den Fall entsprechend 
anwendbar sein, daß ein Kraftfahrer zu plötzlichem Brem­
sen gezwungen wird (§ 1 StraßVerkO.).

§ 330 c
Siehe Nr. 82.

2. S t r a ß e n v e r k e h r s o r d n u n g

§ 1
97. Dem Vorfahrtsberechtigten geht das Vorfahrtsrecht 

nicht dadurch verloren, daß er übermäßig schnell fährt. 
Er kann sich zwar zunächst darauf verlassen, sein Vor­
fahrtsrecht werde von den anderen Verkehrsteilnehmern 
beachtet werden. Dem steht aber gegenüber, daß auch 
der Wartepflichtige ein verkehrsgemäßes Verhalten des 
auf der Hauptstraße Fahrenden zunächst erwarten darf 
und daß es zu den Verkehrspflichten auch des Vorfahrts­
berechtigten gehört, nicht jede Rücksichtnahme auf den 
Verkehr außer acht zu lassen; denn die allgemeine Pflicht 
zur gegenseitigen Rücksichtnahme im Verkehr steht über 
allen einzelnen Verkehrsregeln. Diese verschiedenen 
Grundsätze widersprechen sich nicht, können aber für 
die Beurteilung des einzelnen Falles einander entgegen­
wirken. Es ist dann Aufgabe des Tatrichters, das Ergeb­
nis richtig abzuwägen (DR. 41, 2055).

98. Bei „Straßen gleichen Ranges“  (§ 13 StraßVerkO.) 
muß der Vorfahrtberechtigte gegebenenfalles dem Um­
stand Rechnung tragen, daß die kreuzende Straße die 
größere Verkehrsbedeutung hat als die von ihm be­
fahrene (VAE. 41,183).

99. Wer durch fremde Schuld in Gefahr kommt, muß 
das ihm Mögliche zu ihrer Beseitigung tun. Insbesondere 
muß ein zu knapp überholter Radfahrer notfalls anhalten 
(VAE. 41, 200).

100. Fahrlässig handelt der Führer eines PKW., der 
an einem entgegenkommenden Lastzug auf einer nur 
5,6 m breiten Fahrbahn mit einer Geschwindigkeit von 
100 km/h und im Abstand von 0,85 m vorbeifährt (VAE. 
41, 201).

101. Im Krieg muß der Verkehrsteilnehmer mit Ver­
wendung weniger geeigneter Arbeitskräfte im Verkehr 
rechnen (R. 42, 60).

102. Bei Dunkelheit ist mit dem plötzlichen Auftauchen 
von Hindernissen auf der Fahrbahn zu rechnen, und die 
Benützung der Fahrstraße durch Fußgänger trotz Be­
stehens eines gesonderten Gehwegs liegt nicht außerhalb

halb der allgemeinen Erfahrung. Eine Schrecksekunde 
kann in solchen Fällen nicht zugebilligt werden (HRR. 
42 Nr. 144).

103. Überschreitet ein Fußgänger die Fahrbahn schräg, 
ohne das herankommende Kraftfahrzeug zu bemerken, 
so muß der Kraftfahrzeugführer, der ohne rechtzeitig 
gegebenes Warnzeichen an den Fußgänger heranfährt, 
damit rechnen, daß dieser infolge Erschreckens einige 
Schritte zurückspringt (HRR. 41 Nr. 884).

104. Ein allgemein gültiger Maßstab dafür, in welchem 
Mindestabstand ein Kraftfahrer einen Radfahrer über­
holen muß, wenn er nicht die ihm obliegenden Verkehrs­
pflichten verletzen w ill, läßt sich nicht aufstellen. Grund­
sätzlich ist nur zu beachten, daß der Radfahrer im Stadt­
verkehr damit rechnen muß, daß jederzeit neben ihm ein 
Kraftwagen auftaucht, der ihn überholen w ill, und daß 
ein Kraftfahrer im allgemeinen nicht damit zu rechnen 
braucht, daß der Radfahrer durch das Überholen in Un­
ruhe versetzt wird und in den Kraftwagen hineinfährt.

Lediglich deshalb einen größeren als den sonst als 
ausreichend zu betrachtenden Abstand zu wahren, weil 
der zu überholende Verkehrsteilnehmer noch im Kindes­
alter steht, kann vom überholenden Kraftfahrer in der 
Regel nicht verlangt werden (DR. 41, 2056).

105. Nach Lage der Umstände kann die Verkehrs­
sicherheit die Verwendung nicht gesetzlich vorgjeschriebe- 
200)Fahrzeugausrüstungsgegenstände verlangen (VAE. 41,

106. Der Kraftfahrzeugführer muß damit rechnen, daß 
die Räder des Wagens eine durch Gefrieren entstandene 
Fahrtrinne beim Einschlagen nicht sofort verlassen, und 
muß verhindern, daß der Wagen infolgedessen einen 
„Sprung“  macht (VAE. 41, 201).

107. Die für den Eisenbahnverkehr geltenden Sonder­
vorschriften befreien die Eisenbahn nicht von der Pflicht, 
sich dort, wo sie öffentliche Straßen berührt, so zu ver­
halten, daß jede Gefährdung, Schädigung oder Verhinde­
rung i. S. des § 1 StraßVerkO. unterbleibt (HRR. 41 Nr. 985).

108. Für den Verkehr auf Wegen im Kasernengelände 
g ilt die StraßVerkO. e n t s p r e c h e n d ,  wenn sie straßen­
mäßig ausgebaut und die Verkehrszeichen der Straß­
VerkO. verwendet sind (VAE. 42, 38).
, Siehe auch Nr. 95, 96, 117 und 124.

§3
109. Muß der Kraftwagenführer wegen des Gegenver­

kehrs oder aus einem anderen Grund abgeblendet fahren, 
so muß er sein Augenmerk besonders stark auf Ver­
kehrszeichen richten und hierauf auch seine Geschwin­
digkeit einrichten (VAE. 42, 39).

110. „Arbeitsstellen“  i. S. der Anlage 1 Buchstabe B I  
sind nicht nur solche Stellen, an denen tatsächlich ge­
rade gearbeitet wird, sondern auch solche der Absper­
rung bedürftige Stellen, an denen die Arbeiten poch nicht 
begonnen haben oder unterbrochen sind (HRR. 42 Nr. 147),

§7
111. Der Fahrzeugführer muß zwar die Ladung auch 

während der Fahrt beobachten, doch muß ihm zugebil­
lig t werden, daß er sich in mäßigen Zeiträumen, soweit 
möglich unter Benützung des Rückspiegels, von der Ord­
nungsmäßigkeit überzeugt (VAE. 41,186).

Siehe auch Nr. 21.
§ 8

112. Bei Verdunkelung muß der Kraftfahrer die äußerste 
rechte Straßenseite einhalten, auch wenn die Möglichkeit 
besteht, daß am rechten Straßenrand sich Fußgänger und 
Radfahrer bewegen (HRR. 42 Nr. 144).

Anm.: Gleiche Ansicht siehe DJ. 41,780.
113. Es ist technisch richtig, wenn zwei hintereinander 

fahrende Lastwagen nach links rückwärts gestaffelt fah­
ren (JRPV. 42, 26).

Anm.: Anderer Ansicht: M ü l l e r ,  StraßVerkR., 13. Auf­
lage, S. 942.

114. Die Vorschrift über Einhaltung der äußersten 
rechten Seite dient dem Schutz entgegenkommenden Ver­
kehrs, nicht dem Schutz der die Fahrbahn überschreiten­
den Fußgänger (VAE. 41, 202).

Anm.: Bis zum Bemerken des Gegenteils wird sich aber 
der Fußgänger auf die Einhaltung der rechten Straßen­
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seite durch Fahrzeuge verlassen können, insbesondere bei 
Nacht, wie im vorliegenden Fall, wo erst auf kurze Ent­
fernung wahrnehmbar ist, ob das Fahrzeug rechts, in 
der Mitte oder links fährt.

1,15. A u f‘einer Landstraße, die Jeeinen besonderen Geh­
weg für Fußgänger hat, sondern nur aus einer gepflaster­
ten Fahrbahn und einem Sommerweg besteht, hat der 
Fußgänger wie jeder andere Verkehrsteilnehmer die freie 
Wahl, welchen dieser Teile der Gesamtstraße er be­
nutzen w ill, sofern der Verkehr auf ihnen nicht durch 
Sonderregelung irgendwie beschränkt ist (DJ.41,1016).

§ 9
Siehe Nr. 24 und 97.

§ i °
116. Ein Fahrzeug ist nicht mehr in Bewegung, wird 

also nicht mehr „überholt“ , wenn es rechts heranfährt, 
um dort zu halten und Personen aus- oder einsteigen zu 
lassen (R. 42, 30).

117. Durch Abs. 1 Satz 3 wird das Vorbeifahren an 
einem an der Haltestelle haltenden Omnibus nicht ver­
boten, weil kein „Überholen“  vorliegt. Der Vorbeifahrende 
muß aber die Grundregel des § 1 StraßVerkO. beachten 
(VAE. 42,11). Genaue Sachverhaltschilderung siehe DR. 
42, 176.

Siehe auch Nr. 104 und 115.
§13

118. Solange nicht das Verkehrszeichen nach § 13 
Abs. l c  angebracht ist, g ilt für Straßen gleichen Ranges 
die allgemeine Vorfahrtsregel des §13 Abs. 2 (HRR. 41 
Nr. 1055).

119. Um Vorfahrt handelt es sich auch beim Einbiegen 
nach rechts, wenn es zum Begegnen mit einem von dort 
kommenden Fahrzeug führt, und zwar ohne Unterschied, 
von welcher Straßenseite der andere kommt (R. 42, 30). 
Genaue Schilderung des Sachverhalts siehe VAE. 42, 12 
und DR. 42,176.

120. Der Führer eines wartepflichtigen Fahrzeugs, der 
von seiner Fahrtrichtung nach links in eine Seitenstraße 
einbiegen will, braucht noch nicht anzuhalten, sobald er 
eines entgegenkommenden anderen Verkehrsteilnehmers 
ansichtig wird. Er darf seine Fahrt fortsetzen, wenn der 
Entgegenkommende seinerseits nach rechts abbiegt und 
damit den Anschein erweckt, daß er in die gleiche Seiten­
straße einzubiegen beabsichtige (DAutoR. 41,127).

121. Zusammenstellung der Rechtsprechung des RG. 
zu den Zweifelsfragen des Vorfahrtsrechts siehe VAE. 
41,224.

Siehe auch Nr. 97, 98 und 131.

§17
122. Fährt ein 13 m langer Lastzug bei Dunkelheit und 

Verdunkelung langsam in ein links gelegenes Grundstück 
ein, so ist die Sicherung des von rechts kommenden Ver­
kehrs durch einen Posten mit Laterne notwendig (VAE.
41, 185). '

123. Der nach links in ein Grundstück Einbiegende 
muß auch noch beim Einbiegen ständig den Verkehr 
auch hinter ihm überwachen (VAE. 41, 204).

§24
124. Das Signalbild eines während der Dunkelheit auf 

öffentlicher Straße abgestellten Anhängers muß der Vor­
schrift des § 53 Abs. 1 StraßVerkZulO. entsprechen. Die 
Beleuchtung muß auch genügend gesichert sein und bei 
längerem Stehenlassen überwacht und kontrolliert wer­
den (DR. 41, 2056).

Anm.: Vgl. die ähnliche Entsch. in HRR. 41 Nr. 1054.
Siehe auch Nr. 20.

§37
125. Wird eine die Fahrbahn vorschriftswidrig schräg 

überschreitende Person durch herabfallende oder umfal­
lende Gegenstände beschädigt, so kann sich der Ersatz­
pflichtige nicht auf § 37 StraßVerkO. zur Begründung 
eines Selbstverschuldens des Geschädigten berufen (DR.
42, 178).

126. Bei Verdunkelung muß der Fußgänger auch man­
gelhafte Gehwege benützen, da die Begehung der Fahr­

bahn mit besonderen Gefahren verbunden ist (HRR. 42 
Nr. 144).

Siehe auch Nr. 102.
§40

127. Ein Radfahrer vermag auf 'einen ihn frei beglei­
tenden Hund nicht ausreichend i. S. des § 40 StraßVerkO. 
einzuwirken (HRR. 41 Nr. 883).

§ 48
128. Eine auf dienstlichen Befehl des Reichsarbeits­

dienstes unternommene Fahrt fä llt nicht unter die Be­
freiungsvorschrift des §48 StraßVerkO. (DAutoR. 42,15),

3. A n d e r e  Ges e t z e  

§51 StraßVerkZulO.
129. Für die Beleuchtungspflicht bei Anhängern ist der 

tatsächliche Unterschied in der Breite maßgebend, nicht 
der jeweilige, vorübergehende Stand z. Z. des Unfalls 
(Abs. 2) (VAE. 41,187).

§ 1 KraftfGebrVO.
130. Das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit ist nicht Tat­

bestandsmerkmal des Vergehens gegen §1 (DJ. 41,1110).
Anm.: Zu prüfen ist aber, ob der Täter etwa irrtüm­

lich die Einwilligung des Berechtigten angenommen hat.
§ 42 BOStrab.

131. Ein „Wegeübergang“  liegt nur dann vor, wenn die 
Straßenbahn die Straße lediglich überquert und b e i d e r ­
se i t s  derselben auf einem besonderen Bahnkörper liegt. 
Andernfalls g ilt für die Frage der Vorfahrt § 13 Straß­
VerkO.

§ 2 Vorl. Autob. Betr.- u. VerkO.
Siehe Nr. 90.

§ 4 VO. v. 6. Sept. 1939
132. Die Strafbarkeit mißbräuchlicher Kraftfahrzeug­

benutzung setzt nur voraus, daß die Fahrt nicht durch 
das öffentliche Interesse, das zu der Kennzeichnung des 
Fahrzeugs geführt hat, gedeckt wird und der Täter sich 
dessen bewußt ist. Ein darüber hinausgehendes Bewußt­
sein allgemeiner Rechtswidrigkeit ist nicht erforderlich 
(R. 42, 28).

Siehe auch Nr. 81.

B. Prozeßrecht 
1. Zivilprozeß 

§92 ZPO.
133. Ist der Betrag der Forderung der einen Partei von 

der Festsetzung durch richterliches Ermessen abhängig 
und in das Ermessen des Gerichts gestellt, so kann das 
Gericht im Falle einer Zuvielforderung nach freiem Er­
messen die Kosten nach § 92 Abs. 1 ZPO. verteilen 
(HRR. 41 Nr. 813).

§ 232 ZPO.
134. Führt in einer Haftpflichtsache eine Versicherungs­

gesellschaft den Prozeß für die beklagte Partei, dann 
sind Versehen des Sachbearbeiters der Versicherungs­
gesellschaft, z. B. Nichtbeachten der Berufungsfrist — wenn 
man einen Vergleich mit dem Anwaltsbetrieb zieht —, so 
zu bewerten wie die des Anwalts, nicht wie die seines 
Büropersonals und können deshalb nicht als unverschul­
det angesehen werden (DR. 41, 2575).

§ 256 ZPO.
135. Klagt die Berufsgenossenschaft auf Erstattung der 

von ihr wegen eines Unfalles zu zahlenden Renten, so ist 
der Antrag auf Feststellung der Ersatzpflicht für etwaige 
weitere der Berufsgenossenschaft obliegende Aufwendun­
gen nicht begründet (JRPV. 42, 44).

§ 271 ZPO.
136. Ist neben einer auf Leistung gerichteten Schadens­

ersatzklage eine allgemeine Klage auf Feststellung der 
Schadensersatzpflicht erhoben und wird demnächst bei 
Erhöhung des Leistungsantrags der Feststellungsantrag 
nicht wiederholt, so ist im Zweifel nicht anzunehmen,
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daß die Feststellungsklage zurückgenommen, sondern nur, 
daß sie nicht weiterbetrieben worden sei (DR. 42;172).

§ 282 ZPO.
137. Die Tatsache, daß ein Fußgänger auf der Fahr­

bahn mit einem Kraftfahrzeug zusammengestoßen ist, 
beweist nach dem ersten Anschein zunächst, daß er die 
Fahrbahn nicht mit der gehörigen Aufmerksamkeit be­
treten oder überschritten hat, daß er also den Unfall 
verschuldet hat (VAE. 41,198).

138. Wird ein Fußgänger auf der für das Fahrzeug 
rechten Fahrbahnseite angefahren, so spricht der erste 
Anschein für Sorglosigkeit beim Überschreiten der Fahr­
bahn (VAE. 41, 202).

139. Verweigerung der Obduktion aus Pietät belastet 
die Erben nicht (VAE. 41,198).

§ 286 ZPO.
140. In Verkehrsunfallsachen ist den Aussagen der Zeu­

gen und noch mehr der am Unfall selbst Beteiligten 
wegen der Schnelligkeit der Vorgänge und der Schreck­
wirkung mit großer Vorsicht zu begegnen (VAE. 41,198).

§ 287 ZPO.
141. Auch für die Entscheidung über den ursächlichen

Zusammenhang zwischen Unfall und Schaden g ilt S 287
(R. 42,7). s a

§ 322 ZPO.
142. Für die Rechtskraft eines Urteils ist auch beim 

Feststellungsurteil in erster Linie die Urteilsformel maß­
gebend. Bei Unklarheit müssen die aus dem Tatbestand 
ersichtlichen Anträge der Parteien und die Entschei­
dungsgründe zur Auslegung der Urteilsformel heran­
gezogen werden (JRPV. 41, 215).

§ 4 LohnpfändVO. ,
143. Unpfändbarkeit der Renten nach §§ 843,844 BOB. 

und Ausgleichsanspruch wegen eigener Schuld des Ver­
letzten siehe Nr. 50.

§ 79 GKG.
144. Keine unmittelbare Kostenpflicht der Versicherungs­

gesellschaft als Zweitschuldnerin, siehe Nr. 77.

II. Strafprozeß
§261 StPO.

145. Ist nach den anerkannten Regeln ein bestimmter 
Blutalkoholgehalt festgestelit, dann kann das Gericht 
nicht aus eigener Sachkunde einen Teil dieses Alkohol­
gehalts als psychisch nicht mehr wirksam unbeachtet 
lassen (R. 42, 50 und HRR. 42 Nr. 95).

G. Anhang
146. § 879 ABGB. Wer bewußt an einer Schwarzfahrt 

teilnimmt und dabei verunglückt, kann seinen Ersatz­
anspruch gegen den Eigentümer des Wagens nicht darauf 
stützen, daß dieser den Wagen mangelhaft verwahrt hatte 
(R. 41, 381).

147. § 879 ABGB. Wenn der Kläger selbst bei seiner 
Teilnahme an der Fahrt volle Kenntnis davon hatte, daß 
es eine Schwarzfahrt war, verstößt es gegen die guten 
Sitten, Ersatzansprüche wegen Ermöglichung der Schwarz­
fahrt zu erheben (JRPV. 42, 6).

148. § 1293 ABGB. Der Schadensersatzanspruch der 
Witwe des Getöteten gegen den Schadens'tifter umfaßt 
alles, was ihr durch den Tod des Gatten tatsächlich ent­
gangen ist. Zinsen von Aktien, die sie von ihrem Gatten 
geerbt hat, Lebensversicherungs- und vertragliche Un­
fallversicherungsbeträge können nicht als auszugleichende 
Vorteile angerechnet werden (DAutoR. 42, 24).

149. § 1295 ABGB. Wer einen Kraftwagen so mangel­
haft verwahrt, daß ihn ein anderer jederzeit zu Schwarz­
fahrten benützen kann, haftet aus Verschulden nach all­
gemeinen Vorschriften für den auf der Schwarzfahrt 
eingetretenen Unfall. Zwischen dem Unfall und seiner 
Schuld besteht Ursächlichkeit im Rechtssinn (R. 41,381).

150. § 1295 ABGB. Schwarzfahrten sind unter Anwen­
dung der größten Sorgfalt zu verhüten (JRPV. 42, 6).

151. § 1295 ABGB. Wenn auch der Schmerzensgeld­
anspruch im allgemeinen einheitlicher Natur ist und auch 
° ie. ^ ^ merze?> d*.e künftig noch entstehen werden, m it­
umfaßt, so g ilt dies doch nicht für Fälle, in denen die 
Schmerzen später durch neue, unvorhersehbare weitere 
Folgen des schädigenden Ereignisses entstehen (R. 41,320).

152. § 1304 ABGB. Ein ursächlicher Zusammenhang 
kann auch zwischen dem Unfall und Selbstmordversuchen 
bestehen, die der Verletzte wegen der durch den Unfall 
erlittenen Gesundheitsbeeinträchtigung unternimmt. Zu 
beachten ist jedoch, ob nicht mangels genügender W il­
lensanspannung mitwirkendes Verschulden in Betracht 
kommt (R. 41,286).

153. § 1304 ABGB. Mitverschulden liegt vor, wenn der 
Geschädigte wissen mußte, daß er sich bei der Kraft­
wagenfahrt einem leichtsinnigen und unzuverlässigen Fah­
rer anvertraut hat (JRPV. 42, 6).

154. § 1315 ABGB. Eine einmalige Unvorsichtigkeit 
macht die verwendete Person noch nicht zu einer „un­
tüchtigen“  (VAE. 41,197).

Siehe auch Nr. 125.
‘ a?- 83 uzo, u z / ABUts. Die Bemessung des Schmer­

zensgeldes in der Weise, daß ein Höchstbetrag der Ent­
schädigung für die Schmerzen eines Tages festgesetzt 
wird, ist unzulässig, da viel zu schematisch, als daß sie 

Belangen des, Berechtigten gerecht werden könnte 
(JRPV. 41,197).
■ §J327 ABGB. Die Bezüge, die dem Geschädigten
infolge des Unfalles aus Lebensversicherungs- und Un­
fallversicherungsverträgen zufließen, mindern seinen An­
spruch gegen den Schädiger nicht (JRPV. 41,189).

157 § 1489 ABGB. Die zum Laufbeginn der Verjäh­
rungsfrist erforderliche K e n n t n i s  kann nicht durch 
verschuldete Unkenntnis ersetzt werden (R. 41,286).

158. § 8 ÖstKraftHG. Die NSDAP, haftet aus § 8 mit 
wenn ein Unterführer der Partei oder ihrer Gliederungen 
einen Kraftwagen der NSDAP, schuldhaft mangelhaft 
verwahrt hat, so daß eine Schwarzfahrt mit dem Wagen 
möglich war (R. 41,382).
d « M ®  Zu den »Dienstleistungen beim
Betrieb des Kraftfahrzeugs“  gehört auch die sorgfältige 
Unterstellung und Verwahrung des Wagens nach der 
Fahrt (JRPV. 42, 6).

160. § 8 ÖstKraftHG. Der Verzicht des Geschädigten 
auf Ersatzansprüche gegenüber einem der mehreren Ge­
samthaftpflichtigen hat nicht notwendig die Aufhebung 
des ganzen Schuldverhältnisses allen Beteiligten gegen­
über zur Folge (R. 42, 60). ä ä

161. §§65 Abs. 2, 123 Abs. 3 ÖstVVG. Das Kündigungs­
recht des Erwerbers der versicherten Sache muß ebenso 
wie im deutschen Recht innerhalb eines Monats nach 
der Besitznahme der erworbenen Sache ausgeübt werden 
siehe Nr. 73 (DJ. 41,1095).

162. §§351 ff. östZPO. Es ist Sache tatrichterlicher 
Würdigung, wenn und wieweit sich der Richter mangels 
hinreichender eigener Sachkunde dem Gutachten eines 
Sachverständigen anschließt (HRR. 41 Nr. 901).

163. § 19 SudVVG. Die Verjährung zugunsten des 
Versicherers beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem die 
ablehnende Entscheidung des Versicherers dem Versiche­
rungsnehmer zugeht. Ist der Versicherungsanspruch ge- 
pfändet, so bedarf es einer Zustellung an den Pfand- 
gläubiger nicht, um den Beginn der Verjährung herbei­
zuführen. Das Pfandrecht, das dem Unfallgeschädigten 
gemäß § 127 YVG. an der Entschädigungsforderung zu­
steht, hat auf die Verjährung keinen Einfluß (JRPV. 41, 
182).

164. § 48 SudKVG. Die gesamtschuldnerische Haftung 
nach § 1302 ABGB. tr itt auch dann ein, wenn sich die 
Ansprüche gegen Kraftfahrzeugführer und Kraftfahrzeug- 
eigentumer richten, vorausgesetzt, daß die in Anspruch 
Genommenen den Schaden verschuldet haben (JRPV 41

165. § 51 SudKVG. siehe vorstehende Entscheidung.
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Der Schadensersatz bei Kraftfahrunfällen in den verbündeten, 
befreundeten, geschützten und besetzten Ländern während des Krieges

Von Dr. jur. F r a n z

Seit m.ehr als zwei Jahren ist die deutsche Wehrmacht 
schon in beinahe sämtlichen europäischen Ländern in 
kriegswichtigen Aufgaben der verschiedensten Art ein­
gesetzt. Und seit fast ebenso langer Zeit sind auch! schon 
zahlreiche reichsdeutsche Zivilpersonen in den gleichen 
Gebieten unmittelbar für die Wehrmacht oder für die 
Kriegswirtschaft tätig. Da das Kraftfahrzeug bei diesem 
Einsatz eine große Rolle spielt, so ist es nicht zu ver­
wundern, daß sich auch bereits eine große Anzahl von 
Kraftfahrzeugunfällen zugetragen hat, sowohl zwischen 
reichsdeutschen Zivilpersonen untereinander als auch 
ganz besonders zwischen Zivilpersonen und Kraftwagen 
der Wehrmacht, die natürlich der weitaus größte Kraft­
fahrzeughalter ist. Trotzdem herrscht über die bei solchen 
Fällen sich ergebende Rechtslage, insbesondere über das 
zur Anwendung gelangende Recht und über die Frage 
des Forderungsüberganges auf Versicherungsträger, all­
gemein immer noch große Unklarheit. Die folgenden 
Ausführungen sollen daher einer Klarstellung dienen 
oder, wo eine solche zur Zeit noch nicht möglich ^ist, 
zum wenigsten die bestehenden Schwierigkeiten äuf- 
zeigen.

Da die Unfälle, bei denen F a h r z e u g e  der  W e h r ­
mac h t  beteiligt sind, naturgemäß weitaus überwiegen, 
soll zunächst geprüft werden, inwieweit unfallgeschä­
digten reichsdeutschen Zivilpersonen selbst ein Scha­
densersatzanspruch gegen das Reich zusteht. Hieraus 
ergibt sich dann, inwieweit Regreßforderungen von Ver­
sicherungsträgern gemäß § 67 VVG. oder § 1542 RVO. 
berechtigt sind. Ferner wird sich daraus auch schließen 
lassen, inwieweit im umgekehrten Falle die Wehrmacht 
reichsdeutsche Zivilpersonen als Schadensstifter zum 
Schadensersatz heranziehen kann und wie sich die 
Rechtslage bei Unfällen zwischen reichsdeutschen Zivil­
personen untereinander oder zwischen Reichsdeutschen 
und Ausländern darstellt

I.
Es liegt auf der Hand, daß sich die Fragen nicht ein­

heitlich für sämtliche in Betracht kommenden außer­
deutschen Gebiete beantworten lassen, da deren völker­
rechtliche Stellung zum Reich eine ganz verschiedene 
ist. Es müssen vielmehr unterschieden werden:

A. Die Gebiete verbündeter oder befreundeter Staa­
ten, in denen sich Teile der Wehrmacht aus kriegs­
wichtigen Gründen aufhalten (Bulgarien, Finnland, 
Italien, Kroatien,' Rumänien, Slowakei, Ungarn).

B. Die Gebiete, die zum Schutz gegen den etwaigen 
Überfall durch eine andere Macht besetzt worden 
sind (Dänemark).

C. Die Gebiete, deren dauernde Eingliederung in das 
Großdeutsche Reich oder Angliederung an dasselbe 
vorgesehen ist (Elsaß, Lothringen, Luxemburg, 
Generalgouvernement und andere Ostgebiete).

D. Die Gebiete feindlicher Staaten, die im Verlauf von 
Kriegshandlungen erobert wurden und bis zum 
Friedensschluß besetzt gehalten werden (Belgien, 
Frankreich, Griechenland, Niederlande, Norwegen, 
Serbien, UdSSR.).

A. Die Gebiete zu A werden zu Zweifelsfragen am 
wenigsten Anlaß geben, da es sich durchweg um Ge­
biete völlig souveräner fremder Staaten handelt. Nach 
Art. 12 EG BGB. ist bei einer im; Auslande begangenen 
unerlaubten Handlung das Recht des betreffenden aus­
ländischen Staates anzuwenden mit der Einschränkung, 
daß nicht weitergehende Ansprüche geltend gemacht 
werden können, als nach deutschen Gesetzen begründet 
sind. Da Art. 12 auch auf Kraftfahrzeugunfälle Anwen­
dung zu finden hat, wäre also jeweils das Recht des 
Unfallortes zugrunde zu legen. Der Geschädigte darf 
dabei niemals besser gestellt werden als nach deutschem 
Recht, wohl aber ist es möglich, daß er ungünstiger ab­
schneidet. Eine Inanspruchnahme auf Grund der Ge-

S c h a e f f e r ,  Berlin

fährdungshaftung wird z. B. meist nicht möglich sein, 
da viele Fremdstaaten nur eine Verschuldenshaftung 
kennen.

B. Dänemark gehört zwar , nicht zu den verbündeten 
Staaten, es hat sich aber unter Wahrung der eigenen 
Souveränität freiw illig unter den Schutz des deutschen 
Reiches gestellt. Deshalb kommt auch hier nur die unter 
A angegebene Regelung in Frage.

C. Bei den unter C genannten Gebieten, die bereits
unter deutscher Verwaltung stehen oder in ihrer Ge­
setzgebung von Deutschland maßgeblich beeinflußt wer­
den, ist die Rechtsentwicklung noch nicht überall ab­
geschlossen. Die Tendenz geht jedoch überall dahin, 
durch Einführung des deutschen Rechts oder durch be­
sondere örtliche Gesetzgebung stabile Verhältnisse zu 
schaffen. ;

Zur Zeit bestehen folgende Regelungen:
In L o t h r i n g e n  g ilt seit 1. Febr. 1941, in L u x e m ­

b u r g  seit 1.Okt. 1941, im El saß seit 1.Jan. 1942 das 
KraftfG.

Im G e n e r a l g o u v e r n e m e n t  g ilt nach §22 VO. 
über die deutsche Gerichtsbarkeit v. 19. Febr. 1940 
bei deutschen Staatsangehörigen deutsches Recht, soweit 
es nicht auf andere Rechte verweist. Da Art. 12 EGBGB. 
auf das Recht des Unfallortes verweist, würde formell 
also das polnische Recht Gültigkeit haben, und zwar 
kämen hier folgende Gesetze in Betracht:

Für die ehemals österreichischen Teile des Gouverne­
ments das österreichische Gesetz v. 9. Aug. 1908 über die 
Haftung für Schäden aus dem Betrieb von Kraftfahrzeu­
gen in der bis 1919 gültigen Fassung. (Die später in 
Österreich erlassenen Änderungen sind nicht übernommen 
worden.)

Für die ehemals russischen Teile die Art. 153 ff. des 
durch VO. des Staatspräsidenten v. 27. Okt. 1933 einge­
führten polnischen Rechtes der Schüldverhältnisse.

Es muß hier jedoch bemerkt werden, daß sich diese 
formal zweifellos richtige Konstruktion in der Praxis nicht 
durchzusetzen vermochte. Man ist offenbar zu der An­
sicht gelangt, daß eine derart komplizierte Regelung den 
praktischen Erfordernissen nicht gerecht wird und daß 
außerdem bei Erlaß obiger VO. kaum beabsichtigt war, 
der die Gültigkeit des deutschen Rechtes einschränken­
den Bestimmung eine derartige Tragweite zu geben. 
Daher wird in der Praxis im Generalgouvernement jetzt 
durchweg das deutsche Recht angewandt.

D. Die meisten Schwierigkeiten bereitet der Schadens­
ausgleich in den eigentlichen besetzten; Gebieten. Hier 
ergibt sich folgende Lage:

1. Unter normalen, Verhältnissen wäre auch hier ge­
mäß Art. 12 EGBGB. das am Unfallort gültige Recht 
anzuwenden. Von amtlicher deutscher Seite ist jedoch 
fast stets die Ansicht vertreten worden, daß diese Rege­
lung für den Kriegsfall nicht gilt, daß im Kriege viel­
mehr der Eroberer sein eigenes Recht mitbringt, zum 
mindesten für die eigenen Staatsangehörigen. Es wurde 
allgemein als mit dem Ansehen Deutschlands als siegen­
der Macht für unvereinbar erklärt, daß für die Rechts­
verhältnisse von deutschen Organisationen und Einzel­
personen, die sich im Vollzüge der I3esetzung in dem 
feindlichen Lande aufhalten, das Recht des betr. feind­
lichen Staates zur Anwendung käme. Gestützt wird diese 
Ansicht auf Art. 43 des Haager Abkommens, das nach 
Art. 4 RVerf. bindender Bestandteil des deutschen Reichs­
rechts ist.

2. Nun müßte aber die Einführung des eigenen Rechts 
auf jeden Fall durch einen gesetzgebenden Akt erfolgen. 
Daß das eigene Recht mit dem Auftreten des Siegers 
einfach stillschweigend eingeführt wird, kann nicht unter­
stellt werden, denn es wird in manchen Fällen gar nicht 
möglich sein, ein Recht von einem Gebiet ohne weiteres 
auf ein anderes zu übertragen oder zvyci Rechte — eins
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für die Einheimischen, eins für die eigenen Staatsange­
hörigen — nebeneinander bestehen zu lassen. Ganz be­
sonders im Verkehrsrecht würde dies zu unhaltbaren 
Zuständen führen. Es könnte z. B. Vorkommen, daß zwei 
Straßenverkehrsordnungen nebeneinander bestehen, eine, 
nach der rechts gefahren wird, und eine, nach der links 
gefahren wird.

3. Von der Befugnis, deutsches Recht in den be­
setzten Gebieten einzuführen — sei es mit allgemeiner 
Gültigkeit, sei es nur für Reichsdeutsche —, ist bisher 
von den die gesetzgebende Gewalt ausübenden Stellen 
nur ausnahmsweise Gebrauch gemacht worden. Gerade 
mit dieser ausnahmsweisen Einführung von deutschen 
Gesetzen ist aber noch einmal besonders zum Ausdruck 
gebracht worden, daß eine allgemeine Einführung nicht 
beabsichtigt war. Dementsprechend mußte auch der 
Schadensausgleich von den zuständigen Stellen der Wehr­
macht bearbeitet werden. Waren bei Schadensfällen feind­
liche Staatsangehörige beteiligt, so wurden deren Schä­
den als Kriegsschäaen angesehen. Schäden des Reichs 
wurden nicht geltend gemacht, sondern aus Besatzungs­
kosten gedeckt. Für den Schadensausgleich mit deut­
schen Staatsangehörigen dagegen fehlte es überhaupt an 
einer gesetzlichen Grundlage, da weder deutsches noch 
fremdes Recht Gültigkeit hatte.

4. Um diese auf die Dauer untragbare Lücke auszu­
füllen, hat sich die Wehrmacht damit geholfen, daß die 
drei Wehrmachtteile Erlasse herausgegeben haben, nach 
denen Reichs- und Volksdeutschen bei Schäden aus 
Kraftfahrzeugunfällen in den besetzten Gebieten eine 
Entschädigung gezahlt werden kann, sofern die Billig­
keit und das Ansehen der Wehrmacht dies erfordern.

Die in den Erlassen vorgesehene Regelung war natür­
lich nur als vorläufige gedacht. Es sollte dadurch vor 
allem vermieden werden, daß einzelne Personen und 
Firmen längere Zeit ohne jede Entschädigung blieben 
und möglicherweise in finanzielle Schwierigkeiten ge­
rieten. Es ist selbstverständlich eine durchaus unbefrie­
digende Lösung, wenn die Geschädigten, denen nach 
dem gesunden Rechtsempfinden zweifellos ein Anspruch 
auf Entschädigung zustande, darauf angewiesen sind, 
eine Billigkeitsentschädigung nachzusuchen. Außerdem 
hat der Erlaß als interne Verwaltungsanweisung Dritten 
gegenüber keinerlei Gesetzeskraft. Auch eine Anrufung 
der deutschen Gerichte kann an sich dadurch nicht ver­
hindert werden.

ir .
1. Ist der Geschädigte versichert, so ergeben sich auch 

in diesem Falle bei den unter A, B und C aufgeführten 
Gebieten kaum Schwierigkeiten, da die Geschädigten je­
weils einen Rechtsanspruch haben, der gemäß § 67 VVG. 
oder § 1542 RVO. auf den Versicherungsträger übergeht 
oder abgetreten werden kann. Es könnte wohl einge­
wendet werden, daß, soweit der betr. auswärtige Staat 
nur eine Verscbuidenshaftung kennt, bei Haftung des 
Reichs gemäß Art. 12 EGBGB. auch die den Rückgriffs­
anspruch des Versicherungsträgers ausschließende Be­
stimmung des §839 S.2 BGB. Gültigkeit haben müsse, da 
der Versicherungsträger sonst günstiger gestellt wäre als 
nach deutschem Recht. Indessen muß dem entgegen­
gehalten werden, daß nach deutschem Recht der Ge­
schädigte auch bei Vorliegen eines Verschuldens seine 
Ansprüche ebenso auf das KraftfG. stützen kann, das 
eine derartige Beschränkung nicht kennt. Das Verhältnis 
des KraftfG. zum BGB. ist in dieser Hinsicht ja der­
gestalt, daß die Haftung gemäß KrafttfG. dem Grunde 
nach die weitergehende ist, der Höhe nach dagegen die 
engere. Hat der Halter auf Grund der Gefährdungshaf­
tung zu haften, so ist er beim Vorliegen eines Ver­
schuldens erst recht haftpflichtig. Daher wäre lediglich, 
wenn der Höhe nach über den Rahmen des KraftfG. 
hinausgegangen wird, der Forderungsübergang auf die 
nach dem KraftfG. mögliche Grenze zu beschränken.

2. Anders dagegen ist die Lage wieder in den eigent­
lichen besetzten Gebieten. Da hier die Unfallgeschädigten 
keine gesetzlichen Schadensersatzansprüche haben, können 
auch keine Ansprüche auf einen Dritten übergehen. 
Ebensowenig kommt bei Versicherungsträgern eine Bil­
ligkeitsentschädigung- in Frage, da die Voraussetzungen 
für Gewährung einer Billigkeitsentschädigung bei Ver­

sicherungsgesellschaften usw. regelmäßig nicht gegeben 
sind. Es war auch, da die o. a. Erlasse nur als eine vor­
übergehende Notlösung gedacht waren, von vornherein 
in Aussicht genommen, daß der Kreis der zu Entschädi­
genden möglichst eng gezogen bleiben sollte.

Bei Schadensfällen von Versicherten ist die bisherige 
Regelung in den besetzten Gebieten daher noch weniger 
befriedigend. Es hegt keinerlei Veranlassung vor, daß 
sich das Reich in den besetzten Gebieten von Schadens­
ersatzleistungen freistellt, die es in der Heimat ohne 
weiteres zu tragen haben würde. Und ganz besonders in 
den die Mehrzahl bildenden Fällen nicht, wenn es sich 
um private Versicherungsgesellschaften handelt und wenn 
die Geschädigten sich ausdrücklich im Interesse der Wehr­
macht oder der Kriegswirtschaft in den besetzten Ge­
bieten aufhalten. Außerdem besteht die Gefahr, daß die 
Versicherungsgesellschaften das Risiko für Unfälle in 
den besetzten Gebieten überhaupt nicht mehr über­
nehmen oder sogar auch schon bei den . noch laufenden 
Versicherungen eine Entschädigung ablehnen.

Hier ist noch folgendes einzuschalten:
a) Für regelrechte Kriegsschäden sind in verschie­

denen besetzten Gebieten von den örtlich zuständigen 
Stellen Kriegsschädenverordnungen erlassen worden. Sie 
weichen in ihren Bestimmungen vielfach voneinander 
ab, gewähren jedoch durchweg dem Geschädigten keinen 
klagbaren Anspruch.

b) Handelt es sich um ein Fahrzeug, das auf Grund 
des RLG. in Anspruch genommen wurde, so dürfte wohl 
kein Zweifel darüber bestehen, daß auch bei Unfällen 
in den besetzten Gebieten die Geschädigten Schadens­
ersatzansprüche auf Grund des RLG. haben. Denn die in 
Anspruch Genommenen haben ihre Schadensersatzfor­
derungen bei der Bedarfsstelle im Heimatgebiet gel­
tend zu machen und haben keinerlei Einfluß darauf, 
wo ihre Fahrzeuge seitens der Wehrmacht verwendet 
werden. Unliebsame Schwierigkeiten ergeben sich in 
diesem Falle nur, wenn die Geschädigten ihre Ansprüche 
auch auf andere Rechtssätze stützen, was nach der Ent­
scheidung des RGZ. 165, 322 zulässig ist.

c) Es wird auch in erweiternder Auslegung eines 
RGUrt. v. 4. April 1941 (RGZ. 167, 1) die Ansicht ver­
treten, daß Art. 131 RVerf. als allgemeiner Staatsgrund­
satz i. Verb. m. § 839 BGB. ohne Rücksicht auf die 
Reichsgrenzen überall dort Gültigkeit habe, wo eine Aus­
übung der öffentlichen Gewalt durch einen deutschen 
Beamten vorliegt. Bei dieser Folgerung könnten die Ge­
schädigten also doch auch in den besetzten Gebieten 
einen gesetzlichen Schadensersatzanspruch geltend machen. 
Indessen ist das erwähnte RGUrt. doch ausdrücklich auf 
die in das Großdeutsche Reich bereits eingegliederten 
Gebiete abgestellt. Dieser Auffassung folgt auch ein Er­
laß des Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern 
(MinBl. Nr. 12 v. 25. März 1942 S. 584). Außerdem ist 
eine solche Konstruktion deswegen kaum aufrechtzu­
erhalten, weil unter besonderen Verhältnissen ein deut­
scher Beamter auch im unbesetzten Gebiet eines völlig 
souveränen fremden Staates (z. B. eines verbündeten oder 
befreundeten Staates) in Ausübung öffentlicher Gewalt 
handeln kann und dann auch in diesem Falle entgegen 
den Bestimmungen des Art. 12 EGBGB. deutsches Recht 
zur Anwendung kommen müßte.

Im übrigen aber kann auch in den drei letzterwähnten 
Fällen eine Entschädigung der Versicherungsträger nicht 
erfolgen, da nach allen diesen Bestimmungen dem Ver­
letzten nur Schadensersatzansprüche zustehen, wenn er 
nicht auf andere Weise Ersatz zu verlangen vermag. 
Hat der Geschädigte durch seine Versicherung Ersatz 
erlangt, so hat er gegen das Reich keinen Anspruch 
mehr, der auf einen Dritten übergehen könnte.

III.
1. Alles vorstehend Ausgeführte, mit Ausnahme dessen, 

was über die Billigkcitsentschädigungen, Kriegsschäden 
und das RLG. gesagt wurde, g ilt nun auch im umge­
kehrten Falle, wenn von Zivilpersonen bei Kraftfahr­
unfällen Wehrmachtschaden verursacht wird.

Bei den unter A —-C genannten Gebieten ist auch hier 
die Rechtslage verhältnismäßig einfach. Dagegen fehlt 
es in den eigentlichen besetzten Gebieten wieder an 
einer gesetzlichen Grundlage, da die besetzende Macht
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zunächst nur mit dem feindlichen Staat in (Völker-) recht­
liche Beziehungen tritt, nicht aber mit den sich dort 
aufhaltenden Zivilpersonen gleich welcher Staatsange­
hörigkeit. ,

2. Das gleiche tr ifft für Schadensfälle zwischen reichs- 
deutschen Zivilpersonen zu. Doch darf wohl bei Z ivil­
personen, die nicht im Vollzüge der Besetzung, sondern 
lediglich aus privatgeschäftlichen Gründen (wenn auch 
mittelbar im Interesse der wirtschaftlichen Kriegsfüh­
rung des Reichs) außerhalb der Reichsgrenzen tätig sind, 
auch in den besetzten Gebieten die Gültigkeit des Rechtes 
am Unfallort bejaht werden.

3. Ebenso dürften gegen eine Anwendung des ört­
lichen Rechtes bei Unfällen zwischen reichsdeutschen 
und einheimischen oder sonstigen ausländischen Zivil­
personen in den besetzten Gebieten kaum Bedenken be­
stehen. Denn wollte man auch hier ein Fehlen jeglicher 
rechtlichen Beziehungen unterstellen, so könnte nicht 
einmal ein gewöhnlicher Kaufvertrag zwischen einem 
Reichsdeutschen und einem Einheimischen rechtsgültig 
zustande kommen. Hier wäre auch im Streitfälle die Zu­
ständigkeit der einheimischen Gerichte gegeben.

IV.
Für eine Abhilfe der in den besetzten Gebieten bisher 

bestehenden Schwierigkeiten dürften vor allem drei Mög­
lichkeiten gegeben sein.

1. Die o. a. Erlasse der Wehrmacht werden dahin­
gehend erweitert, daß auch Versicherungsträgern Billig­
keitsentschädigungen gezahlt werden können. Hiermit 
würde die bestehende Notlösung in eine wichtigen 
Punkte verbessert, aber nicht als solche beseitigt wer­

den. Die unter 111 aufgeführten Schwierigkeiten würden 
dadurch überhaupt nicht berührt werden.

2. Es wird durch eine authentische Interpretation Klar­
heit darüber geschaffen, daß das Reich von der ihm 
nach Art. 43 des Haager Abkommens zustehenden Be­
fugnis, in den besetzten Gebieten deutsches Recht ein- 
zuführeri, generell keinen Gebrauch macht, so daß, so­
weit nicht von den örtlich zuständigen Befehlshabern 
oder Reichskommissaren besondere Verordnungen er­
lassen sind, das Recht des betreffenden Staates auch für 
die Rechtsbeziehungen deutscher Staatsangehöriger unter­
einander gilt.

Diese Regelung dürfte mit dem amtlicherseits bisher 
vertretenen Standpunkt schwer vereinbar sein (s. o. die 
Ausführungen unter I, D, 1).

3. Es wird in allen besetzten Gebieten für die Rechts­
beziehungen von deutschen Staatsangehörigen unter­
einander — zum wenigsten auf den wichtigsten Rechts­
gebieten — das deutsche Recht eingeführt und die Zu­
ständigkeit der deutschen Gerichte bestimmt, soweit nicht 
von den örtlich zuständigen Befehlshabern oder Reichs­
kommissaren entgegenstehende Spezialverordnungen er­
lassen sind. (Dabei wäre von vornherein einer recht­
lichen Konstruktion entgegenzutreten, daß bei Gültigkeit 
des deutschen Rechts auch Art. 12 EGBGB. Gültigkeit 
hat, der auf das ausländische Recht hinweist, so daß 
also letzten Endes doch wieder das ausländische Recht 
Gültigkeit hätte.) D. E. wäre dies die beste und prak­
tischste Lösung.

Da, je länger die Besetzung andauert, sich auch auf 
anderen Rechtsgebieten bei den zwischen Reichsdeut­
schen entstehenden Rechtsbeziehungen immer mehr 
Schwierigkeiten ergeben werden, so ist zu hoffen, daß 
baldigst eine allgemeine klare Regelung durch die zu­
ständigen Stellen erfolgt.

Ausgleichsansprüche gegen Behörden
Von Qr. W e r n e r  W u s s o w ,  Rechtsanwalt am Kammergericht und Notar, Berlin

I,
In der grundsätzlichen Regelung des Rechts vom ur­

sächlichen Zusammenhang liegt insofern bereits eine ge­
wisse Härte, als eine v o l l e  Schadensersatzhaftung auch 
dann besteht, wenn der Verpflichtete nur eine e i n z e l n e  
von vielen Ursachen des Schadens vertreten muß. Wenn 
daher die übrigen Ursachen in Naturereignissen, nicht 
aber in menschlichen Handlungen bestehen, so bleibt der 
betreffende einzelne Schädiger mit dem gesamten Scha­
den des Verletzten belastet. Dem; entspricht bei mehreren 
zur Verursachung eines Schadens beitragenden Personen 
die g e s a m t s c h u l d n e r i s c h e  H a f t u n g  gegenüber 
dem Verletzten. Dieser kann mithin jeden beliebigen 
Schädiger in Höhe seines ganzen Schadens in Anspruch 
nehmen.

Aus dieser Regelung ergeben sich anderseits die sog. 
A u s g l e i c h s a n s p r ü c h e ,  durch welche der Schaden 
im Innen Verhältnis zwischen den Haftpflichtigen je nach 
dem Grade der Verursachung gemäß § 426 BGB. oder 
§17 KraftfG. verteilt wird. Diese Vorschrift bzw. der 
durch sie begründete Ausgleichsanspruch hat das Ge­
samtschuldverhältnis gegenüber dem Verletzten ausnahms­
los zur Voraussetzung'. Es muß daher immer geprüft 
werden, ob für jeden einzelnen zum Ausgleich gestellten 
Betrage der mit der Rückgriffsklage verfolgte Schädiger 
auch dem Verletzten gegenüber haftbar sein würde.

In der Praxis ist der Versuch gemacht worden, diese 
Voraussetzung des Ausgleichsanspruches über §823 Abs. 2 
BGB. zu umgehen. Der Schädiger, welcher an den Ver­
letzten geleistet hat, legte zu diesem Zwecke dar, seine 
Belastung mit einer Haftung gegenüber dem Verletzten 
beruhe auf dem schuldhaften Verhalten des anderen 
Schädigers. Wenn dieser daher auch aus irgendwelchen 
rechtlichen Gründen zur Leistung an den Verletzten direkt 
nicht verpflichtet sei, so habe er dennoch durch sein 
Verhalten den Mitschädiger unmittelbar dadurch in sei­
nem Vermögen beschädigt, daß er dessen Haftung gegen­

über dem Verletzten zur Entstehung gebracht habe. Der 
Tatbestand, durch welchen bei einem Unfall diese Be­
lastung mit der Haftung eingetreten sei, verstoße aber 
gegen die StraßVerkO. oder andere als Schutzgesetze im 
Sinne des § 823 Abs. 2 BGB. anerkannte Bestimmungen.

Das R e i c h s g e r i c h t  hat diesen Versuch, von der 
Voraussetzung emes Gesamtschuldverhältnisses bei Er­
hebung von Ausgleichsansprüchen loszukommen, z u ­
r ü c k g e w i e s e n .  Es hat in DR. 1940, 1779 darauf hin­
gewiesen, daß § 823 Abs. 2 noch nicht erfüllt sei, wenn 
die verletzte Rechtsnorm überhaupt als Schutzgesetz zu 
gelten habe; vielmehr müsse weiter geprüft werden, ob 
sie auch zum Schutze des gerade beschädigten1 Rechts­
gutes geschaffen worden sei. Die hier im allgemeinen in 
Rede stehenden Rechtsnormen, wie insbesondere die 
StraßVerkO., dienen aber nur zum Schutze der in § 823 
Abs. 1 BGB. erwähnten Rechtsgüter, d. h. insbesondere 
der Körperintegrität und des Lebens. Die Belastung mit 
einer Haftung stelle jedoch einen reinen Vermögens­
nachteil dar, zu dessen Verhinderung die StraßVerkO. 
nicht erlassen sei. Diese Rechtsprechung stimmt schon 
mit den Ausführungen einer Entscheidung des RG. in 
RGZ. 53, 315, auch mit RGZ. 82, 190 überein und kann 
nur gebilligt werden. Nach diesseitiger Auffassung ist 
auch davon auszugehen, daß im Rahmen des Haftpflicht­
rechts überhaupt keine Schutzgesetze bestehen, welche 
derartige allgemeine Vermögensinteressen zu schützen 
bestimmt sind. Ich darf hierzu auf meine Ausführungen 
in VAE. 1941, 1 verweisen.

Im Ergebnis ist daher davon auszugehen, daß A u s ­
g l e i c h s a n s p r ü c h e  a u s n a h ms l o s  ein G e s a m t ­
s c h u l d  V e r h ä l t n i s  der beteiligten Schädiger gegen­
über dem Verletzten v o r a us s e t z e n .  Prüft man auf 
dieser Grundlage die Ausgleichsansprüche gegenüber den 
staatlichen Behörden und insbesondere der Wehrmacht, 
so ergibt sich ein Unterschied, je nachdem, ob der Ver­
letzte selbst Beamter oder Soldat ist oder nicht. Hat der
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Verletzte keine dieser beiden Eigenschaften, so würde 
bei mehreren Schädigern grundsätzlich eine Haftung der 
Behörde gemäß § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. entfallen. Denn 
der Verletzte könnte von dem anderen Schädiger Ersatz 
erlangen, womit die Haftung der Behörde wegfällt. Von 
den angesichts der Pflichtversicherung für Kraftfahrer prak­
tisch sehr seltenen Fällen, daß die Zwangsvollstreckung 
gegen den anderen Schädiger fruchtlos ausfällt, soll hier 
abgesehen werden. § 839 Abs. 1 Satz 2 schließt grund­
sätzlich die Gefährdungshaftung nach §7 KraftfG. nicht 
aus (RGZ. 145, 177). Ebenso bleibt eine Vertragshaftung 
bestehen (VAE. 40, 197). Es muß infolgedessen bei der­
artigen Verletzten geprüft werden, ob der einzelne An­
spruch auf Grund der Bestimmungen des KraftfG. oder 
auf Grund vertraglicher Beziehungen begründet ist. In 
diesem! beschränkten Rahmen haftet die Behörde dem 
Verletzten, sie ist somit Gesamtschuldnerin neben dem 
anderen Schädiger und ist diesem je nach dem Grade der 
Verursachung des Unfalles ausgleichspflichtig.

Sind b e i d e  S c h ä d i g e r  B e h ö r d e n ,  so findet §839 
Abs. 1 Satz 2, abgesehen von dem Falle einer vorsätz­
lichen Herbeiführung des Schadens, weder zugunsten der 
einen, noch zugunsten der anderen Behörde Anwendung. 
Zwischen den beiden Behörden würde in diesem Falle 
daher ein unbeschränkter Ausgleichsanspruch gegeben 
sein.

Hinsichtlich des K r a f t f a h r e r s  der  B e h ö r d e  be­
wirkt § 839 BGB. regelmäßig in Verbindung mit Art. 131 
WeimVerf. einen vollen Ausschluß der Haftung. Liegt 
keine Ausübung öffentlicher Gewalt vor, so g ilt dennoch 
für den behördlichen Kraftfahrer bei Dienstfahrten der 
§ 839 Abs. 1 Satz 2, so daß er insoweit ebenso wie die 
Behörde selbst zu behandeln ist, falls diese auf Grund 
des Art. 131 die Haftung übernehmen muß. Soweit der 
Fahrer daneben auch aus §18 KraftfG. in Anspruch ge­
nommen wird, hat das RG. in RGZ. 139, 149 sich auf 
den Standpunkt gestellt, daß auch gegenüber der KraftfG.- 
Haftung des Fahrers der Grundsatz des § 839 Abs. 1 
Satz 2 zur Anwendung kommen müsse. Die Entscheidung 
ist aus dem Zwecke des Gesetzes, den Fahrer zu schüt­
zen, begründet worden. Man wird nicht bestreiten kön­
nen, daß sich diese Entscheidung in einem Gegensatz zu 
der herrschenden Rechtsprechung hinsichtlich der Be­
hörde selbst befindet. Denn auch hier könnte man mit 
dem gleichen Recht aus dem Sinne des §839 BGB. die 
Folgerung ziehen, daß bei Ersatzleistung durch einen 
anderen Schädiger die Behörde unbedingt frei ausgehen 
sollte. Dennoch läßt die Rechtsprechung hier die KraftfG.- 
Haftung unberührt durch den §839 BGB. bestehen. Es 
muß daher stark bezweifelt werden, ob das RG. auch 
heute noch zugunsten des behördlichen Kraftfahrers seine 
Entscheidung in RGZ. 139, 149 aufrechterhalten würde. 
Zur Begründung läßt sich auch nicht anführen, daß § 18 
KraftfG. lediglich eine Umkehrung der Beweislast ent­
halte. Vielmehr ergibt der Wortlaut der Vorschrift ein­
deutig, daß hier neben dem: BGB., auf welches durch An­
führung des § 16 KraftfG. besonders hingewiesen wird, 
eine selbständige Haftungsgrundlage geschaffen werden 
sollte. Immerhin ist festzustellen, daß zur Zeit, soweit 
ersichtlich, das RG. von seiner Entscheidung in RGZ. 
139, 149 noch nicht wieder abgerückt ist.

Ein voller Ausgleichsanspruch sowohl gegenüber der 
Behörde wie gegenüber dem Kraftfahrer besteht dann, 
wenn es sich bei der Entstehung des Schadens nicht um 
die Ausführung dienstlicher, in den Rahmen der Amts­
pflichten fallender Verrichtungen gehandelt hat. In die­
sen Fällen scheidet §839 BGB. überhaupt aus, der Fahrer 
haftet nach § 823, die Behörde nach §§ 823 und 831 BGB. 
genau wie irgendein Privatmann. Für diese Fälle bedarf 
es hier keiner besonderen Erörterung. II.

II.
Ist der V e r l e t z t e  seinerseits B e a m t e r  im staats­

rechtlichen Sinne des DBG. oder aber W e h r m a c h t s ­
a n g e h ö r i g e r ,  so gelten wesentlich andere Grundsätze. 
In diesen Fällen wird die Haftung der an der Verur­
sachung des Schadens beteiligten Behörde gegenüber 
dem Verletzten durch §124 DBG. und bzw. §134 WFVG. 
geregelt. Danach haftet keine öffentliche Behörde einem

Beamten oder Soldaten, vielmehr ist dieser auf die öffent­
lich-rechtlichen Versorgungsbezüge nach den erwähnten 
Gesetzesbestimmungen beschränkt. Diese Versorgungs­
bezüge werden ausschließlich von der Behörde bezahlt, 
in deren Diensten der Verletzte gestanden hat, nicht 
etwa von derjenigen Behörde, welche für den Unfall ver­
antwortlich ist. Unter beiden gibt es keine Ausgleichs­
ansprüche.

Gleichzeitig wird durch § 124 DBG. ein Ersatzanspruch 
egen die Bediensteten der Behörde ausgeschlossen, eine 
estimmung, die sich allerdings in § 134 WFVG. nicht 

wiederfindet.
Die somit geschaffene Regelung entspricht genau der 

des § 898 RVO. Wie durch diesen Ansprüche des Ver­
letzten gegen seinen Betriebsunternehmer ausgeschlossen 
werden, so vernichtet §124 DBG. die Ansprüche des ver­
letzten Beamten gegen jede öffentliche Behörde. Aus 
dieser Gleichstellung folgt, daß offenbar ein Gesamt­
schuldverhältnis zwischen einer Behörde und einem an­
deren Schädiger sicherlich insoweit nicht zur Entstehung 

elangt, wie der Schaden des Verletzten über die von der 
ehörde gewährten Versorgungsbezüge hinausgeht. Denn 

insoweit haftet die Behörde überhaupt nicht. Insoweit 
entfällt mithin jedweder Ausgleichsanspruch.

Es bleibt daher lediglich die Frage, ob etwa wegen der 
Leistung dieser Versorgungsbezüge in deren Höhe ein 
Gesamtschuldverhältnis zwischen der Behörde und einem 
anderen Schädiger zur Entstehung gelangen kann. Das 
RG. hat diese Frage in der Entscheidung RGZ. 129,128 ff. 
bejaht. Die Gründe dieser Entscheidung können aber 
einer Nachprüfung nicht standhalten. Einmal verlangt der 
Begriff des Gesamtschuldverhältnisses eine gewisse 
Zweckgemeinschaft zwischen den Leistungen der beiden 
Schuldner. Wenn nun auch im vorliegenden Falle für 
beide Teile die Wiedergutmachung des dem Verletzten 
entstandenen Schadens eine wesentliche Rolle spielt, so 
beruhen doch anderseits die Leistungen aus dem Be­
amtengesetz in erster Linie auf dem öffentlich-rechtlichen 
GesichtspunKt einer staatlichen Unterhaltspflicht gegen­
über den Beamten und den Angehörigen der Wehrmacht, 
nicht dagegen auf dem Gesichtspunkt einer Verpflichtung 
zur Wiedergutmachung eines angerichteten Schadens. 
Dies ergibt sich schon daraus, daß § 124 DBG. sich gleich­
mäßig auf alle Unfälle eines Beamten erstreckt, ganz 
gleich, ob es sich um Dienstunfälle oder um Privatunfälle 
handelt, und gleich, ob die Behörde im- zivilrechtlichen 
Sinne für den Unfall verantwortlich ist oder nicht. Zur 
Erläuterung dieser Ausdehnung des §124 DBG., ebenso 
wie des §139 DBG. auf sog. Privatunfälle sei darauf hin­
gewiesen, daß diese Bestimmungen in dem fünften Ab­
schnitt des die Versorgungsbezüge behandelnden Teiles 
des Beamtengesetzes stehen; der Abschn. 5 bezieht sich 
aber auf alle vorhergehenden Abschnitte gleichmäßig. 
Weiter spricht für diese Auffassung, daß auch der §1542 
RVO., dem die Regelung des Beamtengesetzes offensicht­
lich nachgebildet ist, nicht nur für Berufsunfälle, sondern 
auch für die allgemeine Invalidenversicherung gilt.

Kann man mithin schon bezweifeln, ob die fü r ein Ge­
samtschuldverhältnis erforderliche Zweckgemeinschaft hier 
noch vorliegt, so kommt weiter hinzu, daß §139 DBG. 
bzw. § 134 Abs. 2 WFVG. einen Rechtsübergang der An­
sprüche gegen den anderen Schädiger genau analog dem 
§1542 RVO. zugunsten der Behörde geschaffen' hat. In­
folgedessen steht die Behörde rechtlich genau so wie 
die Berufsgenossenschaft in den nach der RVO. zu ent­
schädigenden Unfällen. Hier hat aber das RG. nach an­
fänglichem Schwanken im ständiger Rechtsprechung aus­
gesprochen, daß die Berufsgenossenschaft sich ein M it­
verschulden des Betriebsunternehmers niemals im Sinne 
einer Ausgleichspflicht entgegen halten zu lassen brauche 
(RGZ. 153, 38). Der Unterschied zur Berufsgenossenschaft 
besteht hier nur darin, daß der aus dem Rechtsübergang 
Berechtigte nicht mit dem als Schädiger in Frage kom­
menden Betriebsunternehmer rechtlich identisch ist, wo­
gegen die Behörde sowohl als Schädiger wie auch als 
Inhaber des Rückgriffsanspruchs aus §139 DBG. in Be­
tracht kommt. Dies kann aber an der sonst völlig gleich­
artigen Rechtslage nichts ändern. Man wird daher nach 
der Fassung des Gesetzes zu dem Ergebnis gelangen 
müssen, daß bei Verletzungen von Beamten und Wehr­
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machtsangehörigen Ausgleichsansprüche gegen die mit­
schuldige Behörde überhaupt nicht bestehen. Hinsicht­
lich der Bediensteten werden Ansprüche bei Beamten ge­
mäß § 124 DBG. ebenfalls ausgeschlossen; bei Wehr­
machtsangehörigen fehlt die entsprechende Gesetzesbe­
stimmung, indessen wird praktisch hier fast immer der 
Ausschluß der Haftung aus §839 BGB. zu folgern sein.

Dieses Ergebnis ist u n b e s t r e i t b a r  u n b i l l i g .  Der 
andere Schädiger muß ganz verschiedene Ersatzbeträge 
aufbringen, je nachdem ob sein Mitschädiger zufällig 
eine •Behörde ist oder nicht. Auch wenn 9/ 10 des Ver­
schuldens auf seiten der Behörde liegt, muß er den vollen 
Schaden allein tragen und infolge des Rechtsüberganges 
oft sogar in wesentlichem Umfang an die beteilige Be­
hörde selbst zahlen! Diese einseitig fiskalische Regelung 
befriedigt nicht. Wenn: der Staat vor diesen Ansprüchen 
geschützt werden sollte, so dürfte die Abbürdung nicht 
wahllos dem Zufall überlassen werden, es müßten viel­
mehr andere Wege gefunden werden, um die Gesamtheit 
für solche Schäden eintreten zu lassen. Das aber sind nur 
Anregungen an den Gesetzgeber. :

I I I .
Ist der Verletzte zwar nicht Beamter oder Wehrmachts­

angehöriger, wohl aber A n g e s t e l l t e r  o d e r  A r ­
b e i t e r  i n e i nem B e t r i e b e  des Re i chs ,  so findet 
zugunsten des Reichs § 898 RVO. genau ebenso Anwen­
dung wie bei den Gefolgschaftsmitgliedern privater Be­
triebe, und zwar auch, wenn das Reich aus § 839 bzw. 
Art. 131 WeimVerf. haften würde (RGZ. 167, 385). Auch 
hier entfallen mithin Ausgleichsansprüche (RGZ. 153,38); 
da das Reich einschließlich der Reichsbahn eine einheit­
liche Rechtsperson darstellt, bestehen auch dann keine 
Ausgleichsansprüche, wenn die an der Verursachung des 
Unfalls beteiligte Behörde nicht die Dienststelle des Ge­
folgschaftsmitgliedes ist (RGZ. 166, 257). Dagegen stellen 
die Länder und Kommunalverbände insoweit eigene 
Rechtspersonen dar. Wegen der Unfälle ihrer Angestell­
ten und Arbeiter, die von Reichsbehörden zu vertreten 
sind, können daher Ersatzansprüche gegen das Reich er­
hoben werden; hier wird allerdings bei Vorhandensein 
anderer Schädiger vielfach der Ausschluß der Haftung 
durch § 839 Abs. 1 Satz 2 zu beachten sein.

Aus Forschung und Lehre
Der Staat des Mittelalters1)

In dem vorliegenden Werk hat der Verf. als einer der 
besten Kenner des Lehnrechts seine bisherigen For­
schungen auf diesem Gebiet erweitert und in einer all­
gemeinverständlichen Form zur Darstellung gebracht, so 
daß nunmehr auch für den Nichtfachgelehrten eine aus­
gezeichnete wissenschaftliche Orientierungsmöglichkeit 
über dieses für die deutsche und europäische Verfas­
sungsgeschichte grundlegende Gebiet besteht. Die ver­
gleichende Verfassungsgeschichte des Mittelalters ver­
dient nicht nur vom Standpunkt rein geschichtlichen In­
teresses, sondern auch im Hinblick auf die allgemeine 
staats- und verfassungsrechtliche P r o b l e m a t i k  der  
G e g e n w a r t  höchste Beachtung. W ir stehen in einer 
Zeit, die sich verfassungsrechtlich wie völkerrechtlich 
immer mehr von den Grundlagen des neuzeitlichen reinen 
Staatsprinzips mit seinen Abwandlungen des liberal­
konstitutionellen und demokratischen Staates entfernt.

Durch zwei Faktoren ist dabei die Neuformung unserer 
politischen Lebenswelt entscheidend bestimmt:

1. den deutschen R e i c f r s g e d a n k e n  und
2. die Neuordnung der e u r o p ä i s c h e n  E i n h e i t  

au f  v ö l k i s c h e r  G r u n d l a g e .
In dieser Situation liegt es nahe, dem Mittelalter ein be­
sonderes Interesse zuzuwenden, denn hier finden wir 
eine mächtige deutsche Reichsgestaltung, die die Einheit 
Europas führend geordnet hat. Das mittelalterliche Reich 
kann allerdings nicht als unmittelbares Vorbild für die 
europäische und deutsche Gestaltung der Gegenwart be­
trachtet werden, wohl aber muß es für unser politisches 
und rechtliches Geschichtsbild eine gesteigerte Bedeu­
tung erhalten. Es erscheint in diesem Zusammenhang an­
gebracht, sich kurz über die Wandlungen Rechenschaft 
abzulegen, die auf Grund des Weltbildes der Gegenwart 
die B e w e r t u n g  des m i t t e l a l t e r l i c h e n  Re i ches  
und  i n s b e s o n d e r e  dies L e h n s s t a a t e s  erfahren 
muß.

Bis in die Gegenwart hinein reichen für eine B e ­
w e r t u n g  von M i t t e ü a l t e r  und L e h n s s t a a t  die 
Vorurteile der Aufklärung des 18. Jahrhunderts, die im 
Mittelalter nur eine „dunkle“  Zeit sehen konnten, der 
gegenüber der Rationalismus der modernen Staats- und 
Gesellschaftsordnung als das wahre Fortschrittsprinzip 
erschien. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts versuchte zwar 
die deutsche Romantik, mit zum Teil unzulänglichen M it­

!) Eine Besprechung des Buches von H e i n r i c h  M i t t ­
eis:  „ D e r  S t a a t  des hoh en  M i t t e l a l t e r s “ . 
Grundlinien einer vergleichenden Verfassungsgeschichte 
des Lehnszeitalters, Weimar 1940, Verlag Hermann 
Böhlaus Nachf., Preis geb. 20 ¡UM, brosch. 18,5Q M l 
(z. Z. vergriffen).

teln, das Mittelalter in seiner Großartigkeit zu verstehen, 
sah dabei jedoch die mittelalterlichen Verhältnisse viel­
fach in einem allzu wirklichkeitsfernen Licht. Die durch 
den F r e i h e r r n  vom S t e i n  begründete Ausgabe der 
M o n u m e n t a  G e r m a n i a e  H i s t ó r i c a  ist als großes 
bleibendes Werk der deutschen Wissenschaft aus dem 
Geiste der Romantik entstanden. Im übrigen aber wur­
den im 19. J a h r h u n d e r t  die Grundfragen der rechts- 
und verfassungsgeschichtlichen Forschung d u r c h  die 
B r i l l e  de r  e i g e n e n  l i b e r a l e n  V e r f a s s u n g s ­
p r o b l e m a t i k  gesehen. Man war geneigt, nur die Vor­
bilder eigener liberaler und parlamentarischer Gestal­
tungsformen positiv zu bewerten. Bezeichnenderweise 
gehen die grundlegenden Forschungen O t t o  von 
G i e rkes  von dem Gegensatz zwischen „ G e n o s s e n ­
s c h a f t  und  H e r r s c h a f t “  aus. Das Lehnswesen 
mußte dabei negativ gewertet werden. Es gehörte für 
den liberalen Menschen in die Sphä r e  f e u d a l e r  
Rea k t i on .  Was dieser Zeit fehlte, war der Sinn für 
ein nicht nur in Volksversammlungen und hündischen 
Einungen, sondern auch für ein in Treu- und Gefolg­
schaftsbindungen verwirklichtes Gemeinschaftsleben ger­
manischer Prägung.

Für unsere Zeit, die wieder Treu- und Gefolgschafts­
bindungen als lebendige politische Vorstellungsinhalte 
kennt, besteht wieder die Möglichkeit, diese Seite des 
germanischen Mittelalters lebensnah zu verstehen. Es 
liegt aber auch die Gefahr nahe, in unserem Geschichts­
bild nunmehr in den umgekehrten Fehler zu verfallen 
und das Lehnrecht einseitig als rein gemeinschafts­
mäßig zu veridealisieren. Notwendig ist daher eine Über­
prüfung des Lehnrechts nach seinem Wert, den es als 
ein M i t t e l  de r  R e i c h s g e s t a l t u n g  und Reichsein­
heitsbildung im Mittelalter gehabt hat. Unter diesem 
Blickpunkt ist es besonders begrüßenswert, daß der Verf. 
den Lehnsstaat nicht als eine in sich ruhende Größe dar­
stellt, sondern aus den Notwendigkeiten mittelalterlicher 
Reichspolitik erklärt und damit auch zu den Möglichkeiten 
einer politischen und lebensgesetzlichen Beurteilung des 
Lehnswesens vordringt.

Das politische Problem, von dem aus der Verf. U r ­
s p r u n g  und  We s e n  des L e h n s s t a a t e s  verständ­
lich macht, ist die Frage, wie ein germanischer König 
für seine Reichsgründung einen tragfähigen sozialen Un­
terbau gewinnt. Das Lehnrecht stellt eine vielschichtige 
hierarchische Gefolgschaftsordnung dar, an deren Spitze 
das Königtum steht. Darauf gestützt konnte das König­
tum eine Machtordnung organisatorischer A rt entfalten 
und vor allem über ein jederzeit einsatzfähiges Heer ver­
fügen. Die klassische Form des Lehnswesens entstand im 
Frankenreich der Karolinger auf Grund einer V e r b i n ­
d u n g  von  g e r m a n i s c h e m  G e f o l g s c h a f t s w e s e n  
und g a l l o r o m a n i s c h e r  V a s a l l i t ä t  (S.57ff.).

Das Problem der Lehnsverfassung, wie es der Verf.
121*
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herausarbeitet, besteht nun in der Gefahr, daß aus einer 
Gefolgschaft des Reiches selbständige Partikulargewalten 
werden, d. h. daß das Lehnrecht zum „ F e u d a l i s m u s “  
entartet:

Im Lehnrecht „hat zunächst der persönliche Faktor die 
Führung. Der Vasall hat ein Lehen, weil er dient, das 
Lehen bildet eine Funktion der Vasalfität. Für die Zu­
kunft stellt sich nun die Frage, ob dies so bleibt oder 
ob das Verhältnis sich umkehrt, der Dienst auf das 
Lehen radiziert, die Vasallität eine Funktion! des Lehens 
werden wird, so daß der Vasall dient, weil er ein Lehen 
hat. Diese Verdinglichung des Lehnswesens, die eine Ab­
schwächung des Herrenrechts und der auf der Treue be­
ruhenden Führerstellung mit sich bringen mußte, ist in 
Westeuropa niemals, in Osteuropa sehr bald, in M ittel­
europa (Deutschland und Italien) in zunehmendem Maße 
gegen Ende der Stauferzeit eingetreten, nachdem bis da­
hin das Lehnrecht kraft des ihm innewohnenden Füh­
rungscharakters den Staat und das Heer getragen hatte“  
(S. 66 ff.). i

Der König konnte im Lehnrecht durch den hohen Adel 
von den übrigen Volkskräften abgedrängt werden, so­
bald sich eine Schicht selbständiger Partikulargewalten 
entwickelte. Eine derartige Betrachtung des Lehnsrechts 
als H e r r s c h a f t s m i t t e l  z u r  G e s t a l t u n g  der  
Re i ch  se in  h e i t  bringt es mit sich, daß das Lehnsrecht 
nur als eine Funktion im politischen und sozialen Gesamt­
leben gesehen werden kann. Das Lehnswesen ist daher 
nicht d i e Staatsform des mittelalterlichen Reiches, son­
dern n u r  e i n ,  w e n n  auch s eh r  wesent l i ohe l ' r  
F a k t o r  i m m i t t e l a l t e r l i c h e n  Reich.  Es ist daher 
nicht richtig, zu sagen: Das Deutsche Reich des Mittel­
alters ist ein Lehnsstaat gewesen; vielmehr kann man 
nur feststellen: Das Lehnswesen ist ein wichtiges Auf­
bauprinzip im mittelalterlichen Reich gewesen. Der Verf. 
ist bestrebt gewesen, diesem Gesichtspunkt Rechnung zu 
tragen (vgl. Vorwort S. V II f.), ohne jedoch m. E. dieser 
Aufgabe in ihrer Gesamtheit gerecht zu werden. Er be­
handelt zwar die Tatsache, daß neben dem Lehnswesen 
fJT die Gestaltung der deutschen Reichseinheit im 
Mittelalter die Kirchenorganisation eine große Bedeu­
tung hat (S. 121 ff.), es fehlt jedoch bisher noch an einer 
G e s a m t s c h a u  a u f  d i e  F u n k t i o n  des L eh ns -  
wesens  i m G e s a m t g e f ü g e  de r  p o l i t i s c h e n  
u nd  r e c h t l i c h e n  O r d n u n g e n  des Mittelalters. Da­
für bedarf es vor allem einer Herausarbeitung der 
G r u n d f ü n k t i o n  des K ö n i g t u m s  nach  L a n d ­

r e c h t ,  die in Rechts- und Friedenswahrung besteht. 
Erst im Dienste dieser Funktion und zum Zwecke der 
Gewinnung einer persönlichen Machtstellung, die die 
Durchführung dieser Aufgabe ermöglicht, können Macht­
mittel wie das Lehnswesen und das Ottonische Kirchen­
system im Gesamtgefüge der mittelalterlichen Reichs­
ordnung systematisch sachgerecht zur Darstellung ge­
langen. Insgesamt ist dabei zu berücksichtigen, mit 
welchen S c h w i e r i g k e i t e n  die Rechts- und Verfas- 
sungsgeschichte zu ringen hat, wenn sie sich für eine 
Darstellung mittelalterlicher Verhältnisse von den bisher 
allein zur Verfügung stehenden, jedoch sachlich hier un­
zutreffenden Vorstellungen und Begriffen der modernen 
Staatsrechtslehre freizumachen unternimmt. Das vor­
liegende Werk stellt nach dieser Richtung zweifellos 
einen bedeutsamen Beitrag dar. Wie jedoch schon der 
Titel besagt, steht es noch  ha l b  a u f  de r  G r u n d ­
l age  e i nes  s t aa t l i ch !  b e s t i m m t e n  B i e g r i f f s ­
denkens .  Es ist in diesem Zusammenhang zu be­
dauern, daß der Verf. das bedeutsame Werk von O t t o  
B r u n n e r  über „Land und Herrschaft“  (1938) nicht 
mehr benutzen konnte, der im einzelnen nachweist, in­
wiefern es unmöglich ist, Vorstellungen rein staatlichen 
Denkens wie Souveränität, Staatsgebiet, Unterscheidung 
von Staat und Gesellschaft usf. auf die ganz anders ge- 
artete politische und rechtliche Struktur des Mittelalters 
anzuwenden.

Es sei schließlich noch auf die große Bedeutung hin­
gewiesen, die dem vorliegenden Werk durch die Tat­
sache zukommt, daß es im wahrhaften Sinne e u r o p ä ­
i sch  o r i e n t i e r t  ist und neben Deutschland und Italien 
rechtsvergleichend Frankreich und England sowie ge­
legentlich auch Spanien und die Länder Nord- und Ost­
europas um die Kreuzfahrerperiode berücksichtigt.

Auf die Fülle der dabei zutage getretenen Gesichts­
punkte naher einzugehen, ist im Rahmen dieser Be­
sprechung nicht möglich. Das mittelalterliche Lehnswesen 
beruht zwar auf einer grundsätzlichen Gestaltungskraft 
des germanischen Gefolgschaftswesens, zeigt aber für 
einzelne Länder schon deutlich gewisse, ihnen eigentüm- 
hche Sonderformen. Der Gesamtschau auf die konkreten 
politischen und rechtlichen Formkräfte Europas, wie sie 
m dem vorliegenden Werk angelegt ist, kommt eine 
hohe Bedeutung für die Neuorientierung einer sowohl 
reichsverbundenen wie völkisch-europäischen Staats- und 
Rechtswissenschaft zu.

Dr. R. D i e n e r ,  Berlin.

M itte ilu n g e n  des Reichsrechtsamtes und des NSRB.

Besuch des Stabsleiters 
der Dänischen Nationalsozialistischen Partei 

im NS-Rechtswahrerbund
Auf Einladung des NS.-Rechtswahrerbundes stattete der Stabs- 

leiter der Dänischen Nationalsozialistischen Partei, RA. D r . B r y l d ,  
Kopenhagen, der Reichshauptstadt zwecks Information über poli­
tische und wirtschaftliche Einrichtungen der Partei und des 
Staates einen mehrtägigen Besuch ab. Der Reichsgeschäftsführer 
des NS.-Rechtswahrerbundes, Dr. H e u b e r ,  gab am 5. Juni zu 
Ehren des Gastes im Hause des NS.-Rechtswahrerbundes einen 
Empfäng zu dem Vertreter der Partei, des Staates und der 
Wehrmacht geladen waren.

Kriegsauszeichnungen
Es haben erhalten:

D ie  S p a n g e n  z u m E i s e r n e n  K r e u z  I. u n d  II. K l a s s e  
Eduard B i e l e n b e r g ,  LODir., Hamburg-Bergedorf /  Dr. Fritz 

L u h m a n n , RA. u. Notar, Neubrandenburg /  Fritz M e r  t i n , RA 
u. Notar, Hirschberg (Rsgb.) /  Dr. Niels R o s e n c r a n t z ,  RA. u. 
Notar, Königsberg (Pr.) /  Dr. Richard V o e l t e r ,  Prokurist, Adels­
burg /  Karl W a c k e r ,  WirtschPr., Ulm a. D. /  D r. Ludwig Z i e g ­
l e r ,  Syndikus, Leipzig. s s

D a s  E i s e r n e  K r e u z  I. u n d  II. K l a s s e  
Hans B e e k i n g ,  RA. u. Notar, Qieiwitz /  Hans-Richard Bode ,  

RegAss., Frankfurt (Main) /  Joachim B o r  c h a r t , Ref. Berlin- 
Grunewald /  Dr. Dr. Helmut B r a n d t ,  RA., Berlin-Schöneberg/ 
Dr. Ado B r u n e ,  Wirtsch.-Berater, Berlin-Charlottenburg /  Klaus

E s c h e n b a c h ,  Ass., Berlin /  D r Ludwig F e n s c h , RA. u. 
Notar, Hagenow / Herbert F r ö h l i c h ,  GerAss., Glauchau /  Karl 
G e i s e n d ö r f e r ,  RegOblnsp., Berlin /  Martin G r ä f e ,  Reglnsp., 
Gera /  Dr. Robert G r i e s i n g e r ,  RegR., Hohenheim /  Dr. Klaus 
H a r n e s ,  AGR., Elmshorn /  Ferdinand H i l l e b r a n d ,  Stadt­
burgermeister, Vallendar /  Klemens K a r t  e i s ,  AnwAss., T r ie r /  
D f; Hans K o h d e ,  AGR., Groß-Schönau /  Dr. Josef K u m p f ­
m ü l l e r ,  StA., München /  Hermann K u r z ,  Stadt. Rechtsrat, Ber- 
lm /  Ernst L o h m a n n ,  LGR., Wuppertal-Barmen /  Paul v. L o -  
I e„vvr’,s k ‘ > RA. u. Notar, Johannisburg (Ostpr.) /  Werner M a r x ,  

“ ostock /  Kurt M e w i s ,  LGR., Pretzsch (Elbe) /  Ernst 
M i d d e  1s c h u  11e , Ref., Unna /  O tto M ü n z ,  Ass., Tübingen /  
Dr. Karl-Heinz N e u  m a n n ,  Ass., Berlin /  Bernhard P l a c z e k ,  
Ass., Berlin-Neukölln /  Karl R o e m h e 1 d, RA., Berlin-Schöneberg /  
Dr. Heinz S c h i m m e l p f e n m i g ,  Landrat, Königsberg (Pr.) /  
Dr. Walter S c h ö p s ,  Landrat, Güstrow /  Georg S c h r ä d e r ,  
RA Berlin /  Johannes S c h u l t z ,  MinR., Berlin-Steglitz /  Dr. Artur 
S c h u l z e - S c h ö n b e r g ,  RA. u. Notar, Görlitz /  Fritz S c h w i e -  
n i n g, AGR., Weetzen /  JR. Dr. Paul S t  a h 1, RA., Hagen (Westf.) /  
5?an.? r ^ e n̂r*ch S t o r c h ,  Ass., Breslau /  Christian T h ü m m l e r ,  
GerRef., Hof /  Dr. Rudolf V a l l e n t i n ,  Sachbearbeiter, Berlin- 
Steglitz /  Dr. Siegfried V a u b e 1, GerRef., Gießen /  Dr. Walter 
W a g n e r ,  OStA., Posen /  Karl W a h l ,  LGR., Köslin /  Dr. Otto 
W i r  m g ,  AGR., Hamburg /  Ernst-Ludwig W i t t ,  GerAss. 
Hamburg.

D ie  S p a n g e  z u m  E i s e r n e n  K r e u z  II. K l a s s e  
u n d  das  E i s e r n e  K r e u z  I. K l a s s e  

Dr. Walther B ö t t g e r  II, RA., Dresden-Loschwitz /  Walter 
v. D o m b o i s , ORegR., Potsdam /  Prof. Dr. Erich G u t e n -  
b e r g ,  UnivProf., Jena /  Dr. Hans H a n d r i k ,  AGR., Cottbus /  
Ludwig I- e e b , RA., Memmingen.
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D ie  S p a n g e  z u m E i s e r n e n  K r e u z  II. K l a s s e
Dr. Ludwig Be r n a r d s ,  Volkswirt, Wiesbaden /  Karl Böhme,  

LGDir., Braunschweig /  Erich B r e m e r ,  AGR., Schlieben /  Franz 
C I o s e ,  JustOblnsp., Bad Kreuznach /  Dr. Friedrich E c k e r ­
m a n n ,  RA., Rüdesheim a. Rh. /  D r. Franz E n g e l b e r t  h,  
AGR., Heidelberg /  Theodor F e l d h a u s ,  RA. u. Notar, Mül­
heim a. d. Ruhr /  Werner G a e b e 1, Bez.-Vertreter, Köslin /  Dr. 
Bodo G e h r s ,  ObRBahnR., Berlin-Halensee /  Karl G e r k e ,  Just- 
Insp., Hannover-Münden /  Hans G o t h e ,  Stadtrechtsrat, Chem­
nitz /  Franz G r u n e n b e r g ,  RA. u. Notar, Braunsberg (Ostpr.) /  
Dr. Erich H a a s i s ,  RA., Heilbronn a .N ./  D r. Hermann H a f e n ­
r i c h t e r ,  RA. u. Notar, Landsberg (Warthe) /  D r. Walther H a r - 
n i s c h , RA. u. Notar, Dresden-Loschwitz /  Josef H  e i t z e r , Präs., 
Regensburg /  Hans H  e n i n g e r , WirtschPr., München /  Moritz 
H e  ns, Justlnsp., Wuppertal-Elberfeld /  D r. Richard H e n t s c h e l ,  
LGDir., Radebeul /  Dr. Fritz H e u s e r ,  RA. u. Notar, Kassel- 
Wilhelmshöhe /  Dr. Erich H i e n t z s c h ,  ORegR., Berlin-Zehlen­
dorf /  Dr. Siegfried H o h m a n n ,  RA. u. Notar, Herne (Westf.) /  
Werner J ü r g e n s ,  OStA., Neustrelitz /  Dr. Max K l e m p ,  LGR., 
Neustrelitz /  Dr. Axel K o s a n k e ,  WirtschPr., Stettin /  Eugen 
L a u x ,  RA. u. Notar, Langenberg (Rlild.) /  Gustav L i c h t i ,  OLGR., 
Nürnberg /  D r. Kurt M e r t e n s ,  AGDir., Königsberg (Pr.) /  
Friedrich M ü l l e r ,  OAR., Wolfenbüttel /  D r. Emil N a g e l ,  RA., 
Saulgau (W ürtt.) /  D r. Reinhold N i t z s c h e , RA. u. Notar, Leip­
zig /  D r. Josef v. P a i c , D irektor, Wien /  Paul P i e p e r ,  RegR., 
Eckernförde /  Dr. Eduard P i e t z c k e r ,  Syndikus, Hamburg-Nien­
stedten /  Dr. Fritz P o e s c h e 1, LGDir., Bautzen /  Gregor R a le­
rn e l ,  ObAmtsanw., Allenstein /  Dr. Karl Theodor R a s o r ,  RA. 
u. Notar, Frankfurt (Main) /  Hermann R e u t e r ,  LGR., Bremen / 
Dr. Karl R ö h r i g ,  LGDir., Memmingen /  Dr, Georg R u m p t ,  
LGPräs., Memel /  Josef S c h ä f e r ,  LGDir., Frankfurt (Main) /  
Hans S c h m e d d i n g ,  KGR., Berlin-Lankwitz /  Dr. Arthur 
S c h m i d t ,  Vizepräs., Stettin /  M artin S c h m i d t g a i l ,  RA., 
Potsdam /  Dr. Walther S c h r o e r ,  Ass., Bad Warmbrunn /  Karl 
S c h u l t e  - W  r e d e ,  AGR., Schrobenhausen /  Reinhard S c h u ­
s t e r ,  MinR., Berlin-Lichterfelde-West /  Paul S i e t z ,  RA. u. Notar, 
Schwarzenbek /  Dr. E. A. P r i  n z zu S o l m s - B r a u n  f  e i s ,  RA., 
Gera-Osterstein /  Dr. Herbert S o m m e r f e l d t ,  RA. u. Notar, 
Frankfurt (Oder) /  Walter S p a n o w s k y ,  Justlnsp., Greifen­
hagen /  Georg W illy  S t a e l i n ,  OLGR., Hamburg-Bergedorf /  
Dr. Felix S u c k e 1, RA. u. Notar, Glogau /  D r. Arndt S ü ß - 
m i l c h ,  OLGR., Dresden /  Dr. Hellmuth U h l m a n n ,  LGDir., 
Dresden-Blasewitz /  D r. Heinrich V e r v i e r ,  Handelsk.-Syndikus, 
Berlin-Wilmersdorf /  Walter V  o 11 r a t  h , LGR., Frankfurt (Main) /  
Dr. Egon F r h r .  v. W a c k e r b a r t h ,  RA. u. Notar, Neuruppin /  
Dr. Erich W a r t e n b e r g ,  LGDir., Berlin-Charlottenburg /  Dr. 
Alfred v. W e e g m a n n ,  RegR., Potsdam /  Dr. Carl W i n d e c k ,  
RegDir., Breslau.

D a s  E i s e r n e  K r e u z  II. K l a s s e
Franz A d l e r ,  Ass., Berlin-Karlshorst /  Dr. Theodor A 1 b a n i , 

RA., Paderborn /  Karl A l s e n ,  Intend.-Rat, Nürnberg /  Dr. Karl 
B a r t e ,  GerRef., Wien /  Wilhelm B a r u s c h k e ,  Dipl.-Volksw., 
Berlin-Tempelhof /  D r. Ludger B a u m e i s t e r ,  Landesrat, Mün­
ster /  Dr. O tto B e ckm  a n n f"  AGR., Berlin-Spandau / Dr. Fer­
dinand B e h r e n s ,  LGR., Bremen /  Dr. Hans B e s t e l m e y e r ,  
Ass., Wien /  Hans-Jürgen B e t c k e ,  AGR., Hannover /  D r. Karl 
B i l d s t e i n ,  Ger Ass., Stuttgart /  Hanns B l a t t n e r ,  Ass., Würz­
burg /  Hugo B l i e m e i s t e r ,  Justlnsp., Rostock /  Georg B o g e n ­
d o  r f  e r , RegR., Erlangen /  Fritz B o h 1 i n g , Richter a. Gauger., 
Dresden /  Dr. Werner B o h s e ,  Dipl.-Volksw., Stettin /  Dr. Wer­
ner-Ernst B o t l i e ,  Syndikus, Berlin /  Hermann B r ä u n i g ,  Ass., 
Köln-Sülz /  Dr. Horst B r e t t h a u e r ,  Ass., Siegen /  Jes B r o -  
d e r s e n ,  GerAss., Hameln /  Hans v a n  B r ü c k ,  Ass., Stuttgart- 
Degerloch /  D r. Götz v. B r ü n n e c k ,  Ass., Berlin-Lankwitz /  
Hans C r o n a u e r ,  Ref., München /  Arved D e r i n g e r ,  GerRef., 
Straach b. W ittenberg/ Robert D ie k m a n n , Ass., Herne (Westf.) / 
Hanns D i e t r i c h ,  Dipl.-Volksw., Berlin-Wilmersdorf /  Dr. Karl 
D i t t m a r ,  GerRef., Bamberg /  Wolfgang E d e l m a n n ,  RA., 
Dresden /  Walter E n g e l b e r t ,  Reg Ass., Frankfurt (Main) /  Dr. 
Elmar F a u l l ,  RA. u. Notar, Schwerin (M.) /  Hans F e l d h e g e ,  
AGR., Waldkirchen /  Dr. Heinz F i s c h e r ,  Betr.-Wirtschaftler, 
Berlin-Charlottenburg /  Erhard F l i c k ,  OStA., Marienwerder /  
D r. Wilhelm F o r e l l ,  Ass., München /  D r. Karl F r e y  b e r g ,  
GerAss., Rothenuffeln /  Heinrich F r o m m ,  GerAss., Chemnitz /  
Hermann F r ü h b r o d t ,  StA., Lyck /  Helmut G i 11 e , GerAss., 
Breslau /  D r. Manfred G ö h r  m a n n ,  LGR., Neuruppin /  Adolf 
G ö r t z ,  JustAnw., Worms /  Hans-Jürgen G o  es e h , RegRef., 
Plau i. M. /  Rudolf G o m b e r g ,  AGR., Liegnitz /  Hans G ü d  e, 
GerAss., Lüneburg /  Horst G u h t ,  GerAss., Mainz /  Dr. Siegfried 
G u t h ,  GerAss., Stuttgart /  Dr. Heinz G u t s c h e ,  Dipl.-Volksw., 
Leipzig /  Günther Ha a c l c ,  AGR., Lommatzsch /  Heinz H a g ­
m a n n ,  StA., Dortmund /  Robert H a g e m a n n ,  Ass., Berlin- 
Steglitz /  Eckert H a n n e  m a n n ,  LGR., Meseritz /  Dr. Robert 
H e i n r i c h ,  Ass., München /  Georg H e i t s c h ,  Dipl.-Volksw., 
Dresden /  Alfred H e r b e i ,  Rechtsrat, Ludwigshafen /  Dr. Hans 
H e r r m a n n ,  RA. u. Notar, Marburg /  Werner H i l l i g e s ,  Ass., 
Berlin-Kaulsdorf /  Dr. Wolfgang H i 11 m e r , LGR., Karlsruhe /  
Dr. Gustaf H ö r i n g ,  Wirtsch.-Rechtler, München /  Hans Karl 
H o f m e y e r ,  LGR., Gießen /  Dr. Heinrich H o se u s ,'G e rA ss ., 
Osthofen /  Erich v. H o y n i n g e n - H u e n e ,  GerAss., Regens­
burg /  Dr. Paul H u p p e l s b d r g ,  Stadtrat, Wuppertal-Barmen/

Alfons J a g u s c h ,  AGR., Kreuzburg /  Gustav J ü r g e n s ,  Ger­
Ref., Heinrichstal /  Dr. Klemens J u n g e ,  AGR., Chemnitz /  Erich 
Ju n g h a n s , GerAss., Berlin /  Dr. Georg Wilhelm K a l b f l e i s c h ,  
RA., Gießen /  Alfred K e l l n e r ,  RegR., Gleiwitz /  O tto K e r n ,  
StA., _Freiburg (Br.) /  Wilhelm K e r n ,  Ass., Stuttgart /  Rudolf 
K n e i d i  n g , RegR., Berlin- Karlshorst /  Hans-Jürgen K ö h n c k e , 
GerAss.,, Schwerin /  Josef K o e p ,  Justlnsp., Beuel-Limberich /  
Hermann K ö r n e r ,  Justlnsp., Sindelfingen /  Karl K o g l i n ,  Just­
lnsp., Stettin /  Dr. Alfred K o l l e r ,  GerRef., Erlangen /  Lothar 
K o r n ,  Ass., Berlin /  D r. Theo K o s t r o p e t s c h ,  Dipl.-Kfm., 
Nürnberg /  Dr. Kurt K o w n a t z k i ,  Kreisverwaltungsrat, Friede­
berg /  D r. Walter K r ä m e r ,  RevAss., Mannheim /  Dr. Wolfgang 
K r a n  e c k ,  Legationsrat, Potsdam-Babelsberg /  Dr. Gerhard 
K r a u s e ,  Hauptgesch.-Führer, Berlin-Dahlem /  Hans K r ö n e r ,  
Ass., München /  Dr. Rudolf L e d e r b o g e n ,  StA., Nordhausen /  
Hans L i n d n e r , Ass., Berlin /  Walter L o h r m a n n ,  GerRef., 
Zweibrücken/W olfgang L o r k e ,  RegR., Berlin-Friedrichshagen/ 
Werner M a t t e m ,  StA., Königsberg (Pr.) /  Hans Siegfried 
M e i  n s , Rev.-Referent, Bordesholm /  Fritz M  i 11 o r p , AGR.. 
Münster /  Herbert M ü c k e ,  AnwAss., Berlin-Charlottenburg /  Karl 
M ü l l e r ,  JustAss., Graz /  Siegfried M ü l l e r - P r i n t z ,  GerRef., 
Berlin-Charlottenburg /  Dr. Eduard N e h m , StA., Flensburg /  
Hans N e u b e c k ,  RegR., Wismar /  Dr. Arnold N i e m e y e r ,  
OLGR., Greifswald /  Dr. Theo O b e r 1 e , Ass., Köln-Lindenthal /  
Werner O s t e r b e c k ,  Bücherrev., Berlin-Lichterfelde /  Horst 
P a u l i ,  AnwAss., Nürnberg /  Konrad P e t e r ,  Postrat, Berlin- 
Niederschönhausen /  Rudolf Ernst P f l e i d e r e r ,  GerAss., Berlin- 
Charlottenburg /  Dr. Dietrich v. P l o e t z ,  Landrat, Lyck /  Hans 
P l ü m ä k e r s ,  GerAss., Wickrath /  Klaus P u c h e r , GerRef.. 
Liegnitz /  Dr. Herbert R e c h n e r ,  OAR., Reichenbach (Vogtl.) /  
Dr. Hans Re h e r ,  Dipl.-Volksw., Bad Segeberg /  D r. Hans 
R e i c h ,  RA., Krems a.d. D. /  Dr. Fritz R e i n e r s ,  AGR., Jüter­
bog /  Franz R i e d e 1 e , Justlnsp., Westheim (Schwaben) /  Heinz 
R i e c h e i  m a n n ,  Ass., Gotha /  Dr. Erich R i e s  ne r ,  LGR., 
Stettin-Podejuch /  Dr. Karl R ö d i g e r ,  Ass., Oldenburg /  Hanns 
R o l a n d ,  GerAss., Berlin-Halensee /  D r. Franz R u i s i n g e r ,  
AGR., Stuttgart-Degerloch /  Erich R u n g e ,  Justlnsp., Festenberg /  
D r. Herbert Sa H i e r ,  GerAss., Wien /  Ulrich S a n i t e r ,  Ass.. 
Berlin /  Dr. Axel Scheer ,  StA., Hamburg /  Richard Sc h i p p e r t ,  
OLGR., Berlin-Grunewald /  Werner S c h m i s c h k e ,  Reichsbahn­
rat, Berlin-Lichterfelde /  Joseph S c h m i t t ,  LGR., Stettin /  Josef 
S c h n e b e r g e r ,  GerRef., Saarbrücken /  Ludwig S c h n e i d e r ,  
AnwAss., München /  Dr. Alfred S c h o l z ,  Wirtsch.-Rechtsw., 
Braunau (Sud.) /  Ernst S c h o o f ,  RA. u. Notar, Heide (Holst.) /* 
Dr. Karl-Heinz S c h o t t ,  AGR., Groß-Umstadt /  Dr. Hermann 
S c h r a m m ,  Ass., München /  D ietr.-W . G r a f  v. d. S c h u l e n ­
b u r g ,  Ass., Berlin-Dahlem /  Dr. Adolf S c h ü l e r ,  ORegR., Ber­
lin-Charlottenburg /  Paul S c h u l t z e ,  Dipl.-Volksw., Berlin-Char­
lottenburg /  Dr. Helmut S c h u l z e ,  GerRef., Hannover /  Carl- 
Heinz Schwabe ,  AnwAss., Friedrichshof /  Horst Se i b t ,  GerAss., 
Dresden /  Kurt S e i d l  e r ,  Ass., Weimar /  Joachim S i e b e r t ,  
RA., Wiesbaden /  Wilhelm S t a h l ,  Ass., Nürnberg /  Dr. Adalbert 
Karl S t e i c h e l e ,  Ass., München /  Johannes S t e i g e n b e r g e r ,  
Dipl.-Kfm., Dessau /  Walter S t e n g e l ,  JustOblnsp., Idstein /  
Ludwig S t r o b l ,  Justlnsp., Nürnberg /  Dr. Josef S t u p k a ,  An­
gestellter, Wien /  D r. Karl O tto T  e w  a a g , Ass., Berlin-Grune­
wald /  Dr. Walter T h i e r ,  RegR., Leipzig /  Herbert T h o e n e ,  
Syndikus, Berlin-Neu-Westend /  Kurt T  i d o w , AGR., Hannover /  
Kurt-Hermann T i e t  j e n , GerRef., Kiel /  Dr. Wilhelm T i m m e r -  
m a n n, Oberbürgermeister, Schwerin /  Dr. Rudolf V i l m a r ,  LGR., 
Marburg /  Dr. Carl V o n b e r g ,  Dipl.-Kfm., Berlin-Neukölln /  
Gottfried W a c h e n d o r f f ,  GerRef., Bad Godesberg /  Dr. Alfred 
W a i d e n ,  AGR., Hamburg /  Otto W e b e r ,  RA., Neidenburg 
(Ostpr.) /  Dr. Siegfried W e h d e k i n g ,  Ass., Halle (Saale) /  Dr 
Ferdinand W e l t e r s b a c h ,  Ass., Düsseldorf /  Theo W  e i s c h e r, 
RegR., Nürnberg /  D r. Herbert W e r n e r ,  Ass., Meuselwitz /  
Gerhard W o r s d ö r f e r ,  GerRef., Diez a.d.  Lahn /  Wolfgang 
W o l f ,  Stadt. Rechtsrat, P lauen/Egbert W o l f f ,  GerRef., Brauns­
berg (Ostpr.).

Das K r i e g s v e r d i e n s t k r e u z  I. Kl asse m i t  S c h w e rte ’-..
_Dr. Wolfgang K r a n e c k ,  Legafionsrat, Ausland /  Dr. Reinhold 

N i t zsche ,  RA. u. Notar, Leipzig / Dr. Herbert S o mme r f e l d t ,  
RA. u. Notar, Frankfurt (Oder) /  Dr. Arndt S ü ß m i 1 c h , OLGR., 
Dresden.

D a s  K r i  egs v e r  d i e n s t  k re  uz I. u n d  II. K l a s s e  
m i t  S c h w e r t e r n

Christoph D r e ß l e r ,  MarOblntendR., Berlin-Lichterfelde /  Karl 
G e r l a c h ,  Genlntend. d. Lw., Berlin-Zehlendorf-West /  Johannes 
K a r i c h ,  AGR., Adorf i. V. /  Dr. Kurt N o t h n a g e l ,  Intend.- 
Rat, Berlin-Steglitz /  Alexander V o l l m e r ,  Dipl.-Volksw., Berlin- 
Friedenau /  Dr. Egon F r h r .  v. W a c k e r b a r t h ,  RA. u. Notar, 
Neuruppin /  Siegfried W a r n i c k ,  Intend.-Rat, Hamburg.

Das K r i e g s v e r d i e n s t k r e u z  I I .  Kl asse m i t  S c h w e r t e r n  
Dr. Werner A g r i c o 1 a , ObLandeskirchenrat, Dresden /  Gustav 

A l b i e n ,  JustOblnsp., Lyck /  Dr. Hans-Joachim A r n o l d ,  RA., 
Leipzig /  Dr. Egon B a u e r ,  Notar, Wien /  Dr. Wilhelm B a u ­
st  a e d t , RA. u. Notar, Lüneburg /  Heinz B e c k ,  Amtsanwalt, 
Hanau /  Theodor B e c k e r ,  Oberamtsanwalt, Wittenberge /  Wer­
ner B e n e c k e ,  Dipl.-Kfm., Neiße /  Hermann B i c l a n g ,  Just-
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Insp., Dresden /  Wilhelm B i r l e ,  Justlnsp., Augsburg /  Erwin 
B i t t e r l i c h ,  Justlnsp., Arnswalde /  Dr. Eugen B o e 11 i n g , 
ORegR., Dortmund / D r. Gottfried B o r n e m a n n ,  Amts- u. Land­
richter, Frankfurt (Main) /  Dr. Arthur B r a u n ,  AGR., Apolda / 
Werner B r e h m,  Verbandspr., Eschwege /  D r. Götz v. B r ü n n ec k ,  
Ass., Berlin-Lankwitz /  Heinrich B r ü i t i n g ,  Heeres-Justlnsp., 
Nürnberg /  Fritz B r u n s ,  Justlnsp., Potsdam /  Karl B u c h h e i t , 
Justlnsp., Freinsheim /  Dr. Karl v. B u c h k a ,  Landrat, Gołdap /  
Dr. Hartw ig B ü l c k ,  Ass., Köln /  Paul B u l l a ,  Rechtsbeistand, 
Loitz (Pomrn.) /  Alfred B u ß ,  Ob Arbeitsführer, Posen /  Dr. Leo­
pold D e n k ,  RA., Wien /  Dr. A rtur D i ß m a n n ,  Volkswirt, 
Darmstadt /  D r. Wolfgang E h r h a r d t ,  Ass., Berlin-Nikolassee/ 
Helmut E u l i t z ,  Justlnsp., Königsee /  Gotthelf F a s  e h e r ,  Ger- 
Ass., Hameln /  Christof F i s c h e r ,  Justlnsp. d. Lw., Hersbruck /  
Dr. Friedrich F l a c k e ,  Ass., Berlin-Tempelhof /  Dr. Wilhelm 
F o r e l l ,  Ass., München /  W illy  F r a n k e ,  AGR., Meiningen /  
Volkmar F r a n z ,  Kirchenrat, Eisenach /W erner F r e i t a g ,  Ass., 
Braunschweig /  Gustav F r e y ,  Notar, Amberg /  Dr. Ernst G ę ­
g i  n a t , RA. u. Notar, Insterburg /  August G e n z e 1, JustOblnsp., 
Grafenau /  Karl G e r k e , Justlnsp., Hannover-Münden /  Dr. Ernst 
G e u t e b r ü c k ,  RA., Wien /  Dr. Karl G i e g o l d ,  RA., Nürn­
berg /  Dr. Walter G i r n t h ,  Bankobersekr., Berlin-Baumschulen­
weg /  Dr. Ernst G o t z m a n n ,  Regulierungsbeamter, Stettin /  Dr. 
Friedrich G r e i f e n s t e i n ,  RA., München /  Franz G r o t h ,  Just­
lnsp., Stettin-Altdamm / Hans-Joachim G r u ß d o r f ,  AGR., Frank­
fu rt (Öder) /W a lth e r G u s t a v u s ,  ObKonsistR., Berlin-Nikolas­
see /  Heinrich H a a r m a n n ,  RA. u. Notar, Schwelm /  Dr. Werner 
H a n s e l ,  LGR., Bautzen /  Robert H a g e m a n n ,  Ass., Berlin- 
Steglitz /  Dr. Werner H a g e n ,  Ref., Unna /  Gustav H a k e n ­
b e c k ,  RegAss., Schwedt (Oder) /  Harald H a n s e n ,  Ass., Kiel /  
Arnold H  a r r a ß , RA., Insterburg /  Franz H a r t m a n n ,  Dipl.- 
Kfm., Leipzig /  Dr. Joachim v. H a s s e l b a c h ,  AGR., Berlin- 
Tempelhof /  Dr. Franz H a u s ,  RA., München /  Rudolf H au f i ­
rn a n n, StA., Borna /  Klaus H e c h t ,  Intend.-Rat, Berlin-Halensee /  
Hugo H e s s e ,  RegR., Schneidemühl /  Rudolf Arno H e i n r i c h s ,  
GerAss., E rfurt /  Dr. Gerhard H e u e r ,  Ass., Potsdam-Babelsberg/ 
Heinrich H ö f l i n g ,  Justlnsp., Heidelberg-Schlierbach /  D r. Alfred 
H o f f m e i s t e r ,  LGR., Stuttgart /  Dr. Siegfried H o h m a n n ,  
RA. u. Notar, Herne (Westf.) /  Volkmar H o p f ,  Oberlandrat, Zlin 
(N. D.) /  Paul H o p p e n h ö f t ,  RA. u. Notar, Plau i. M. /  Hans 
F r h r .  v. H u n o l s t e i n  u. V o g t ,  RA. u. Notar, Wiesbaden /  
Dr. W illy  H u ß ,  RA., Ingolstadt /  Walter I h l e f e l d t ,  RA. u. 
Notar, Braunschweig /  Dr. Anton J u n g w i r t h ,  RA., Innsbruck/ 
Hermann K a r  b in  e r ,  Senatsrat, Hamburg /  M artin K a u f f -  
m a n n ,  OLGR., Bamberg /  Hayo K e i s e r ,  AbtDir., Hamburg- 
Großflottbek /  Ernst August K n a a k ,  Ass., Boizenburg /  Walter 
K o l b ,  RA., Bayreuth /  Dr. Alfred v. K o p p , RegR., Berlin / 
Dr. Wolfgang K r a u ß ,  RA., Ravensburg /  Dr. Friedrich K r e f t ,  
LGR., Paderborn /  Theodor K r ü g e r ,  Justlnsp., Frankfurt (Main) /  
Walter K r ü g e r ,  Ass., Berlin-Charlottenburg /  Erich K s i e n -  
z i k ,  Präs. u. Betriebspr., Hohensalza /  Dr. Carl L a n d e s k r o e -  
n e r , Dipl.-Ing., Kassel-Wilhelmshöhe /  Max L a n g ,  Dipl.-Ing., 
Mariazell /  Dr. Horst L a u b e ,  Landrat, Zwickau /  Dr. Rudolf 
L a u e ,  AGR., Zeitz /  Dr. Walter L e h m a n n ,  Dipl.-Volksw., 
Hamburg-Altona /  Max L o e w  e , RA. u. Notar, Naumburg /  Dr. 
Fritz L o h r e n t z ,  RA. u. Notar, Memel /  Otto M a d e l ,  Justlnsp., 
Ludwigsburg /  Ludwig M a h n k e ,  RegR., Prag /  Walter M a l l ,  
Justlnsp., Lüneburg /  Fritz Oskar M a r i e n f e l d ,  Devisenpr., 
Königsberg (Pr.) /  Robert M a r t i n ,  Syndikus, Saarbrücken /  Otto 
M e d o w ,  RA. u. Notar, Bad Segeberg i. Holst. /  Dr. Hans Me r k ,  
OAR., Wittenberge (Bez. Potsdam) /  Georg M i c h a e l i s ,  AGR.

u. LGR., Königsberg (Pr.) /  Franz M i d d e l ,  JustOblnsp., D ort­
mund-Barop /  Georg M o c k ,  Justlnsp., Bischofsheim /  Ernst 
M ö n c h m e y e r ,  Justlnsp., Walsrode / Friedrich-Wilhelm M ü l ­
l e r ,  Syndikus, Landsberg (Warthe) /  Heinrich M ü l l e r ,  LGR., 
Frankfurt (Main) /  Dr. Josef M  u r k o , RA. u. Notar, Bleiburg / 
Dr. Ferdinand N a g  1, ObKriegsgerR., Wien /  D r. Max N ü c h t  e r ­
l e i n ,  Ass., Nürnberg /  Dr. Max O s t e r m ü n c h n e r ,  ORegR., 
Magdeburg /  Egon F r h r .  O s t m a n  v. d. M e y e ,  LGR., Osna­
brück /  Dr. Theodor P a r i s i  u s , Landrat, Calbe /  D r. Jakob 
P e s c h k e n ,  Handelsk.-Synd., Nordhausen /  Dr. Karl P f e i f f e r ,  
Notar, Würzburg /  Dr. Wilhelm P l e i s t e r ,  GerAss., Hannover /  
Wilhelm Pr anz ,  Justlnsp., Schweinfurt /  Johannes P u p k e , AGR., 
Landsberg (Warthe) /  Alfons Q u i n t  e n z, AGR., Schwab. Gmünd / 
Dr. Hans R a i n e r ,  Notar, Windsheim /  Friedrich R a t h k e ,  Just­
lnsp., Stettin /  Rudolf Ra t hscheck ,  JustOblnsp., Koblenz /  Max 
R e i c h a r d t ,  Bürgermeister, Schneidemühl /  Heinrich R e i f e n ­
s c h e i d t ,  Justlnsp., Bamberg /  Paul R e i f f ,  AGR., Alzey (Rhld.) /  
D r. Hans R e i m e r ,  LGR., Stettin /  Dr. Peter R e m a g e n ,  Syn­
dikus, Köln-Braunsfeld /  Heinrich R e n t s c h ,  Landrat, Lauf a. P. / 
Dr. Fritz R e u ß ,  RA., Düsseldorf /  Dr. Paul R i n n e ,  OLGR., 
Naumburg (Saale) /  Kurt R ö d e r ,  Justlnsp., Reichenbach (Vogtl.) /  
Dr. Eduard R o l l e r ,  ORegR., Stuttgart /  Emil Josef R o t l i -  
w e i l e r ,  RA., Lörrach /  Ernst R u p p, RA., Stuttgart /  D r. Werner 
S a u t e r , GerRef., Ulm /  D r. Georg S c h a 11 e h n , Syndikus, 
Reichenbach (Eulengeb.) /  D r. Heinz S c h i m m e l p f e n n i g ,  
Landrat, Königsberg (Pr.) /  Wilhelm S c h l a e f k e ,  ObKriegsgerR., 
Nürnberg /  Karl Heinrich S c h l o t f e l d t ,  AGR., Oberhausen /  
Dr. Hans Sc h mi d t ,  LGR., Hamburg-Farmsen /  Heinz Sc h mi d t ,  
RegR., Dresden-Bühlau /  Dr. Hermann S c h m i d t ,  RegAss., 
Gotha /  Dr. O tto S c h m i d t ,  Bücherrev., Schorndorf (W ürtt.) / 
Otto S c h m ö k e r ,  Justlnsp., Berlin-Wittenau /  Heinz S c h o l z ,  
Justlnsp., Berlin-Steglitz /  Oskar S c h ü l e r ,  AGR., Bielefeld / 
Waldemar G r a f  v .d . S c h u l e n b u r g ,  AGR., Gräfenhainichen / 
August S c h u l z ,  Justlnsp., Königsberg (Pr.) /  D r. Richard S e e ­
b a c h ,  Vorst.-M itgl., Hamburg /  Dr. Karl S e i l e r ,  AGR., Mün­
chen /  Ludwig S e l b ,  RA., Memmingen /  Robert S e y b ,  AGDir., 
Hof (Saale) /  Dietrich S i g g e r ,  GerAss., Castrop-Rauxel /  Erich 
S k r o d z k i ,  RechnungshDir., Potsdam /  Dr. Werner S ö r g e l ,  
RA., Augsburg /  Dr. Richard S o m m e r ,  Senatsvors., Wien /  Dr. 
Richard S p i n d 1 e r , LGDir., Berlin-Grünau /  Friedrich S p o n e r , 
AGR., Berlin-Charlottenburg /  Dr. Hanns S t o c k ,  RA., München /  
Hanns-Heinrich S t o r c h ,  Ass., Breslau /  Dr. Otto U l l r i c h ,  
Magistratsrat, Berlin-Kladow /  Julius U 1 m e r , SparkOblnsp., 
Friedrichshafen /  Dr. Rudolf U l r i c h ,  RA. u. Notar, W itten­
berg a. E. /  Georg V o g e l ,  RA., Senftenberg /  Wilhelm V o g e l ,  
Justlnsp., Lingen-Ems /  Dr. Richard W a g n e r ,  RA., Stuttgart / 
Robert W e b e r ,  Justlnsp., München /  Dr. Friedrich W e h b e r g , 
RA. u. Notar, Osnabrück /  Gerhard W e r n e r ,  RegAss., Neiße / 
Dr. Karl W e r n e r ,  RA. u. Notar, Güstrow /  Dr. F rid tjo f W e r -  
s i n ,  Volkswirt, Breslau /  Karl W i e s n e r , RA., M.-Gladbach /  
Johannes W i r g e s ,  Justlnsp., Montabaur /  Hans W o r g i t z k y ,  
AGR.,. Leipzig /  Dr. Fritz F r h r .  v. W r a n g e l ,  ObKriegsgerR., 
Jena /  Hans W ü n s c h e ,  Ass., Brohl (Rhein) /  Josef Z a n d e r ,  
Ass., Köln-Poll /  Dr. Ludwig Z i e g l e r ,  Syndikus, Leipzig /  Dr. 
Fritz Z i m m e r  m a n n ,  RA., Fürth i. B. /  Dr. Alfred Z s c h a u ,  
Kaufmann, Berlin-Steglitz.

Das K r i e g s v e r d i e n s t k r e u z  I I . Kl asse  ohne S c h w e r t e r  
Max F r e y ,  Ass., Magdeburg /  Götz H a r t w i e g ,  RegR., Braun­

schweig /  Johannes R o h n e ,  Landrat, Görlitz /  Georg W o l f f ,  
ORegR., Troppau /  Hans Z e t t e l m e y e r ,  RegR., Potsdam.

F ü r den R e c h t s w a h r e r  im K r i e g s e i n s a t z

Das deutsche Preisrecht im  Kriege
Von Wirtschaftsprüfer Dr. H u b e r t  Pos t ,  Berlin

IV. T e i l
Wichtige Sonderfragen des Preisrechtes

I. A l l g e m e i n e s
Die staatliche Preislenkung wäre unvollkommen, wenn 

außer den Gebieten der Industrie, des Handels, des 
Handwerks und den diesen zuzuzählendert Nebengebieten 
nicht auch die anderen wichtigen Sektoren des w irt­
schaftlichen Verkehrs von ihr erfaßt worden wären, auf 
denen die Preisgestaltung von erheblicher allgemeiner 
Bedeutung ist, wie z. B. die Bemessung der Mieten u. a. 
Die Nichterfassung der hierbei in Betracht kommenden 
Entgelte würde sonst Entwicklungen ausgelöst haben, 
die unweigerlich nicht allein innerhalb dieser Sektoren 
Preissteigerungen zur Folge gehabt hätten, sondern auch 
auf anderen Gebieten Tendenzen der Preiserhöhung hät­
ten auslösen können.

Die deutsche Wirtschaftslenküng hat den hierdurch be­
dingten Aufgaben der Preislenkung durch besondere An­
ordnungen gerecht zu werden versucht. Die wesentlich­
sten dieser Regelungen werden im Rahmen dieser Dar­
stellung erörtert.

II. D ie  s o n s t i g e n  b e s o n d e r e n  P r e i s ­
b e s t i m m u n g e n

(Grundstückspreise, Mieten, Nahverkehrspreise, Stop für 
Kriegsdividende, Lohnstop im Kriege.)

1. G r u n d s t ü c k s p r e i s e .
M it der steigenden Kaufkraft trat schon vor dem 

Kriegsausbruch in Deutschland eine verstärkte! Nachfrage 
nach Grundstücken und Bauland ein. Diese Entwicklung 
intensivierte sich im Kriege. _ ,

Nachdem schon im Frieden Preisüberwachungsmaß­
nahmen getroffen waren, wurde diese Überwachung im
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Kriege durch den gemeinsamen Erlaß des RFM. und des 
RfPr. v. 14. Dez. 1940 noch mehr fundiert. Es wurde 
namentlich eine enge Zusammenarbeit der Finanzämter 
und Preisbehörden zur Gewährleistung der Preisüber­
wachung getroffen.

Der Preisstop (It. PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936) gilt 
auch für Grundstücke. Da mangels Umsatz in der maß­
geblichen Stopzeit zumeist ein echter Stoppreis nicht 
vorhanden ist, so müssen Vergleichspreise herangezogen 
werden. Als Stoppreis g ilt deshalb (nach RE. Nr. 64/41 
v. 10. Juni 1941) d e r  Preis, welcher unter regelmäßigen 
Verhältnissen voraussichtlich erzielt worden wäre.

Für Bauland gelten lt. RE. Nr. 64/41 besondere Be­
stimmungen. Ein Baulandpreis kommt nur in Frage, wenn 
mit der Bebauung am Stichtage (17. Okt. 1936) in ab­
sehbarere Zeit (6 Jahre) zu rechnen gewesen wäre.

(Bei land- und forstwirtschaftlich genutzten Grund­
stücken ist grundsätzlich der Reinertrag Norm für die 
Preisermittlung maßgebend.)

Um bei Zwangsversteigerungen die Bildung gesetz­
widriger Grundstückspreise zu vermeiden, ist laut VO. 
v, 30. Juni 1941 des RfPr., des RJM. und des RMdl. allen 
Beteiligten bereits in der Terminsbekanntmachung der 
Betrag des höchst zulässigen Gebotes mitzuteilen.

2. M i e t p r e i s r e c h t .
a) Auch fü r  d ie  M i e t p r e i s e  g i l t  u n e i n g e ­

s c h r ä n k t  d i e  P r e i s s t o p  V e r o r d n u n g .  In Anbe­
tracht der Eigenart des Gebietes wurden im RE. Nr. 184/37 
v. 12. Dez. 1937 ausführliche erläuternde Bestimmungen 
für das Mietpreisrecht erlassen. Der Preisstop g ilt für 
Hauptvermietungen, Untervermietungen und Dienstwoh­
nungen, für private Vermieter wie für vermietende öffent­
liche Dienststellen.

Verboten sind auch die mittelbaren Mietserhöhungen, 
wie z. B. das Fordern von Abstandssummen, von Miets­
vorauszahlungen oder Renovierungskosten. Verboten sind 
auch Änderungen der Vertragsbedingungen, die eine w irt­
schaftliche Belastung des Mieters darstellen.

Stichtag für den Mietsstop ist grundsätzlich der 17. Okt. 
1936. (Bei Leerstehen der Räume ist die zuletzt vor dem 
Stichtag gezahlte Miete die Stopmieie.)

b) A u s n a h m s w e i s e  E r h ö h u n g e n  dürfen be­
antragt werden bei veränderter Benutzungsart, sofern 
dem Vermieter dadurch erhebliche Mehraufwendungen 
entstehen, z. B. bei Umwandlung vom Wohn- in Ge­
schäftsräume (RE. Nr. 153/38 v. 29. Dez. 1938). Auch so­
fern bauliche Veränderungen vorgenommen wurden, darf 
Mietserhöhung beantragt werden (Erlaß des RfPr. vom 
20. Okt. 1938 bzw. RE. Nr. 56/40).,

c) M i e t s s e n k u n g e n  sind bei Leistungsminderun­
gen, die durch den Krieg bedingt sind, vorzunehmen (RE. 
Nr. 8/40 v. 17. Jan. 1940 betr. Warmwasserversorgung 
und RE. Nr. 17/40 v. 1. Febr. 1940 betr. Sammelheizung).

3. N a h v e r k e h r s p r e i s e .
Die durch den Krieg bedingte Verknappung des Kraft­

fahrwesens brachte ein Mißverhältnis von Angebot und 
Nachfrage im Fuhrwesen (Güternahverkehr). Deshalb er­
ging unterm 15. Jan. 1940 die VO. über Höchstpreise für 
Fuhrleistungen mit Kraftfahrzeugen im Nahverkehr (NVP.), 
der dann noch Ergänzungs- und Ausführungsbestimmun­
gen folgten. Alle Fuhrleistungen im Umkreis von 50 km 
vom Betriebsstandort aus sind nach ihr abzurechnen, aus­
genommen Möbeltransportverkehr und bahnamtlicher Roll- 
fuhrverkehr. Die NVP. setzt H ö c h s t p r e i s e  fest, wobei 
für bisher niedrigere Preise grundsätzlich der Preis­
stop gilt.

Durch die Höchstsätze der NVP. sollen die festen und 
beweglichen unmittelbaren Fuhrkosten (einschließlich des 
Fahrer- und Beifahrerlohnes) abgegolten werden. Der 
NVP. liegt eine Preistafel bei, aus welcher sich die 
Höchstpreise ergeben. Die gebräuchlichste Abrechnungs­
art bringt der Teil III der Preistafel mit Leistungssätzen, 
die für die Lastfahrten gelten. (Bei besonderen Gelände­
verhältnissen können noch Geländezuschläge berechnet 
werden.) Die Preisregelung der NVP. besitzt für die Bau­
wirtschaft besondere’ Bedeutung.

4. S t op  f ü r  K r i e g s d i v i d e n d e n .
Von Interesse ist, daß auch für die Dividenden der 

Kapitalgesellschaften im Kriege ein Div.idendenstop ein­

geführt wurde. Am 12. Juni 1941 erging die D i v i d e n ­
d e n a b g a b e - V e r o r d n u n g  (DAVO.). Normalhöhe der 
Dividende ist 6°/o.

Es wurde ein A u s s c h ü t t u n g s -  und A u s z ah -  
l u n g s s t o p  eingeführt.

a) Die G e w i n n a u s s c h ü t t u n g  darf 6o/o bzw. den 
etwa höheren Betrag der letzten Ausschüttung nicht über­
steigen.

b) Die A u s z a h l u n g  darf 6% bzw. bei zuletzt höherer 
Auszahlung 8°/o des Gesellschaftskapitals nicht über­
schreiten. Während der Kriegszeit wird ferner eine be­
sondere Dividendenabgabe vom Reich erhoben. Von be­
sonderem Interesse ist, daß die DAVO. den Gesellschaf­
ten eine Berichtigung ihres Kapitals im Rahmen ihrer 
offenen Rücklagen und unter besonderen Voraussetzun­
gen auch der stillen Rücklagen erlaubte, um diesen zu 
ermöglichen, ihre Dividendenbemessung nach dem be­
richtigten Kapital vornehmen zu können.

5. L o h n s t o p  im Kr i eg e .
An dieser Stelle sei lediglich auf den schon im ersten 

Artikel dieser Aufsatzreihe eingehender behandelten Lohn­
stop im Kriege hingewiesen, wonach eine Lohmänderung 
nach oben (außer tarifmäßigem Aufrücken) wie nach 
unten untersagt ist.

III. A u s l a n d s w a r e n p r e i s v e r o r d n u n g  
Deutschland hat im Kriege trotz Einschränkung der 

Einfuhr doch noch einen erheblichen Import zu ver­
zeichnen. Das Problem der durch den Einstandspreis der 
Auslandswaren bedingten Einwirkung (Störung) auf den 
inländischen Preisstand ergab die Notwendigkeit einer 
staatlichen Lenkung der Preise der Auslandswaren be­
reits vor Kriegsbeginn.

Es erging die noch heute in Kraft befindliche z w e i t e  
A u s l a n d s w a r e n p r e i s  V e r o r d n u n g  v. 17.Julil937. 
Diese erfaßt die Preisbildung für alle ausländischen 
Waren in der gesamten Wirtschaft, die sich im inländi­
schen Geschäftsverkehr befinden. Sie gilt räumlich für 
das gesamte Reichsgebiet.

Der Preis (Höchstpreis) umfaßt einen veränderlichen: 
a) Grundpreis und einen gestopten, b) Unternehmerauf­
schlag.

Zu a. Der Grundpreis soll in der Regel der nachweis­
bare Einkaufspreis sein. Bei einer erheblichen Zahl be­
sonders angegebener Waren (RA. Nr. 193 v. 23. Aug. 
1937) ist der Grundpreis der Wiederbeschaffungspreis.

Zu  b. Die Höhe des Unternehmeraufschlages bemißt 
sich grundsätzlich nach dem Stand von 1936, insofern ist 
er der absoluten Höhe nach gestopt. Nach RE. Nr. 58/39 
muß dieser Aufschlag jedoch herabgesetzt werden, wenn 
er infolge grundlegender Änderung (z. B. Umsatzauswei­
tung) volkswirtschaftlich unangemessen hoch geworden ist.

IV. P r e i s r e g e l u n g  bet r .  der  e i n g e g l i e d e r t e n  
G e b i e t e

a) P r e i s s t o p .
Der durch die PreisstopVO. für das Altreich allgemein 

erlassene Preisstop wurde in der Folge für die befreiten 
bzw. dem Reiche ein- und angegliederten Gebiete zuletzt 
noch in der Kriegszeit eingeführt: 

für die Ostmark durch die VO. v. 29. März 1938, 
für den Sudetengau durch die VO. v. 22. Mai 1939, 
für das Memelland durch die VO. v. 7, Juni 1939, 
für das Protektorat durch die VO. v. 20. Juli 1939, 
für Danzig durch die VO. v. 12. Dez. 1940, 
für die eingegliederten Ostgebiete durch die VO. vom 

12. Dez. 1940,
für das Generalgouvernement durch die VO. v. 18. April 

1940.
Entsprechende Verordnungen ergingen im Kriege dann 
noch für Eupen und Malmedy, für Elsaß und Lothringen.

Charakteristisch für alle diese besonderen PreisstopVO. 
ist, daß sie einen späteren Preisstopstichtag erhielten als 
den allgemeinen Preisstopstichtag (17. Okt. 1936). Es ist 
in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß diese 
Gebiete zumeist den wirtschaftlichen Aufschwung des 
Altreiches seit 1933 nicht miterlebt hatten und deshalb 
die Entwicklung bzw. Gesundung ihres wirtschaftlichen 
Auflebens viel später erfolgte.
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b) K r i e g s p r e i s b e s t i m m u n g e n  
Auch bezüglich der Anwendung der Bestimmungen der 

KWVO. wurde dieser letztgenannten Sachlage in den an­
gegebenen Gebieten Rechnung getragen.

In der Ostmark und im Sudetengau tr it t  die Gewinn­
erfassung erst später und gemildert in Kraft. Nament­
lich können den Betrieben eher Übergewinne zu volks­
wirtschaftlich erwünschten Investitionen belassen werden.

Ähnlich erfolgte die Regelung für die eingegliederten 
Ostgebiete. Der hier soeben erst begonnene wirtschaft­
liche Wiederaufbau soll nicht unterbrochen bzw. ge­
fährdet werden; andererseits war durch scharfe Preis­
lenkung das Interesse der Allgemeinheit zu wahren.

V. D ie  O r g a n i s a t i o n  der  P r e i s b e h ö r d e n  
Der grundlegende Aufbau der Preisbehörden ist im 

Kriege bestehengeblieben.
Oberste Preisbehörde ist der R e i c h s k o m m i s s a r  

f ü r  d i e  P r e i s b i l d u n g  mit grundsätzlich unbegrenzter 
Vollmacht auf den Gebieten der Preisbildung und Preis­
überwachung. Im Kriege trat namentlich gegenüber den 
verstärkten Tendenzen der Preissteigerung die Aufgabe 
der Preisüberwachung mehr in den Vordergrund.

Vom Reichskommissar sind mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben der Preisbildung in Preußen bei den Ober­

präsidenten, in den übrigen Ländern bei den obersten 
Landesbehörden, in den neuen Reichsgebieten bei den 
Reichsstatthaltern eingerichtete Preisbildungsstellen' be­
traut. Daneben sind bei den gleichen Behörden Preis­
überwachungsstellen eingerichtet worden. Des weiteren 
sind für Spezialgebiete (z. B. Mieten) eine Reihe unterer 
Preisbehörden eingerichtet worden.

Zur Entwicklung des Aufgabenkreises in der Kriegszeit 
der einzelnen Preisbehörden sei erwähnt:

Der Reichskommissar für die Preisbildung hat z. B. die 
Kartellfragen (zusammiengefaßte Erklärung nach § 22 
KWVO. seitens aller in einem K a r t e l l  zusammen­
geschlossener Betriebe) zu bearbeiten. Die Abgabe der 
Gewinnerklärungen der Versicherungsbetriebe erfolgt un­
mittelbar an den Reichskommissar.

Die Preisbildungsstellen haben die Entscheidungen über 
Anträge auf Sonderbehandlung von Gewinnabführungs­
anträgen generell zu fällen.

Die Preisüberwachungsstellen können die Abführung 
von Gewinnen, die unter Verstoß gegen die Bestimmun­
gen der KWVO. erzielt sind, anordnen11).

i) H ierm it ist die Darstellung der Entwicklung der Preisgesetz­
gebung im Kriege m it Ausnahme der Erörterung des neuerlichen 
P r e i s s t r a f r e c h t e s  beendet. Die Behandlung des Preisstraf­
rechts w ird in einem noch folgenden Aufsatz mein langjähriger 
Mitarbeiter Walter Liebig bringen. D. Verf.

S c h r i f t t u m

S t r a f g e s e t z b u c h  für das Deutsche Reich. Kommentar von 
Dr. A d o l f  S c h ö n k e ,  ord. Prof, der Rechte an der Umv. Frei­
burg i. Br. (2. Lieferung umfassend §§ 80—210 und 3. Lieferung 
umfassend 8? 210 a—288). München u. Berlin 1942. Verlag 
C. H. Beck. S. 225—432 u. S. 433—624. Preis brosch. 2. Liefe- 
rung u. 3. Lieferung je 5,80 3tM.
Der 2. Lieferung, die bei der Besprechung des Werks an dieser 

Stelle, DR. 1942, 124, in der Fußnote erwähnt werden konnte, 
ist in schneller Folge auch die 3. Lieferung gefolgt. Damit liegt 
S c h ö n k e s  neuer Kommentar auch für den Besonderen Teil des 
StGB., von dem nur noch wenige Ausschnitte ausstehn, nahezu 
vollständig vor.

Die in der ersten Besprechung an den Erläuterungen des A ll­
gemeinen Teils gerühmten Vorzüge zeichnen auch die neuen Liefe­
rungen aus. Auch bei den einzelnen Strafnormen findet der Leser 
einen Hinweis auf das Wesentliche aus dem neuesten Schrifttum, 
eine wohlabgewogene, auf dem Boden der neuen Rechtsentwick­
lung stehende eigene Stellungnahme des Verf. und eine zuverläs­
sige Führung durch die Rechtsprechung des RG. unter besonderer 
Berücksichtigung der Entscheidungen aus den letzten Jahren. — 
Schon in der 2. Lieferung sind sie bis in den 75. Band der amt­
lichen Sammlung verwertet. — Auch da, wo der Verf. von der 
Auffassung des RG. abweicht, unterrichtet er sorgfältig über sie 
(z. B. objektive oder subjektive Betrachtung bei der Strafermäßi­
gung des § 157, falsche Verdächtigung ohne Nennung einer be­
stimmten Person, Beleidigung von Personengemeinschaften, Äuße­
rungen im engsten Familienkreis als beleidigende Kundgebungen, 
ärztlicher E ingriff und Körperverletzung).

Wie beim Allgemeinen Teil ist es S c h ö n k e  auch bei den 
einzelnen Strafvorschriften gelungen, knapp und übersichtlich zu 
bleiben und doch in die Rechtsgedanken selbst hineinzuführen. Es 
wird der Praxis gute Dienste leisten, sich in solcher Weise be­
raten zu lassen, etwa —  um aus der Fülle nur einzelne Beispiele 
herauszugreifen — über die Offenbarungspflicht beim Betrug, über 
die Einbeziehung der Gefährdung des Vermögens in den Begriff 
des Vermögensschadens beim Betrug und bei der Untreue, über 
den Unterschied zwischen Vertrags- und Treuepflichten und über 
die zahlreichen, sonst so leicht die Gefahr der Kasuistik herauf­
beschwörenden Fragen zur Urkundenfälschung.

So w ird S c h ö n k e s  Kommentar auch durch die Erläuterungen 
des Besonderen Teils dem Benutzer überall ein zuverlässiger Be­
rater und fördernder Mitarbeiter sein.

Reichsanwalt H a n s  R i c h t e r ,  Leipzig.

S t e u e r - R e c h t s p r e c h u n g  i n  K a r t e i f o r m .  Höchstgerichtliche 
Entscheidungen in Reichssteuersachen; unter M itw irkung von 
D r . W a l t h e r  A n s o r g e ,  E r n s t  H e p p ,  D r . J o s e f  K r a f t ,  
Staatsrat F r i t z  L a d e m a n n ,  Dr.  K a r l  S c h e f o l d  und Dr.  
R u d o l f  W a h l ,  sämtlich Reichsrichter beim RFH., heraus­
gegeben von Dr. W a l t e r  H ü b s c h m a n n ,  SenPräs. beim 
RFH. Ergänzungslieferung Oktober 1941 bis April 1942. Köln 
1941/42. Verlag Dr. O tto Schmidt. Preis der vierteljährlichen 
Ergänzungslicferungcn 9 31M.

Im Anschluß an die DR. 1940, 1093 und DR. 1941, 2517 be­
sprochenen Hefte liegen die weiteren monatlichen Lieferungen 
vor, die sich in Form und Inhalt von den früher besprochenen 
Heften nicht unterscheiden. Die Hefte bilden nach wie vor ein 
unentbehrliches H ilfsm ittel fü r jeden Steuerbeamten und Steuer­
berater. Der Leser, der die Hefte ordnungsmäßig und sorgfältig 
einordnet, kommt in den Besitz einer lückenlosen Übersicht über 
die Rechtsprechung. Zu einer Reihe von Gesetzesbestimmungen 
mit besonders zahlreichen Entscheidungen sind inzwischen weitere 
Schlagwortverzeichnisse erschienen, die die Benutzung des Werkes 
erleichtern.

RA. u. Notar Dr. D e l b r ü c k ,  Stettin, Steuerberater.

K r a f t v e r k e h r s r e c h t  v o n  A—Z. Handlexikon in Loseblatt­
form unter M itarbeit führender Verkehrsrechtler, herausgegeben 
von Dr. jur. W e i g e  l t. Nachträge 97—105. Berlin 1942. Deut­
sche Verlagsgesellschaft mbH., Abt. Kraftverkehrsrecht. Preis je 
Blatt 8 fJtpf.
Die Nachträge 97—105 setzen in der bisherigen Weise und Aus­

stattung das zuletzt DR. 1942, 392 besprochene W erk fo rt und 
bringen neben zahlreichen einschlägigen Verordnungen und Er­
lassen eine Reihe von Abhandlungen, von denen die nachstehen­
den erwähnt seien:

P ie  n i t z :  „D ie  Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter“ ; 
W a g e  ne r:  „D ie  Kapitelabfindung“ ; F i s c h e r :  „Amtshaftung 
bei Verkehrsunfällen und ihr Verhältnis zu den übrigen Haftungs­
bestimmungen“ . Schriftleitung.

Re i c h s l e i s t u n gs g e s e t z  v. 1. Sept. 1939 mit den Pferde- und 
Kraftfahrzeugergänzungsbestimmungen, herausgegeben und erl. 
von Dr. Ha n s  S ch le m p p , Hauptreferent, und O t t o  Lange ,  
Kreissyndikus. 4., neubearb. und erg. Aufl. (Bd. 62 der Kom­
munalen Schriften.) Berlin 1942. Deutscher Gemeindeverlag. XVI, 
312 S. Preis kart. 7,30 9tM.
Das angezeigte Buch, das bereits in 4. Aufl. erscheint, w ill den 

m it der Durchführung der Wehrleistungsbestimmungen befaßten 
Stellen, insbesondere den Gemeinden, als Hilfsmittel dienen. Die 
Einleitung g ib t eine Übersicht über das Wehrleistungsrecht; die 
kurzen Erläuterungen stellen Bedeutung und Zusammenhang der 
Vorschriften gut heraus. Die 4. Aufl. beschränkt sich wieder (anders 
lals ¡die 3. Aufl.) auf das eigentliche Reichsleistungsgesetz, und die; 
m it ihm im Zusammenhang stehenden Vorschriften. Die Schrift 
gibt den Stand von Anfang Oktober 1941 wieder.

Schriftleitung.

K o m m e n t a r  z u r  D i s z i p l i n a r s t r a f o r d n u n g  f ü r  d a s  
H e e r  in der heute geltenden Fassung einschl. des Kriegs- 
disziplinarrechts und unter Berücksichtigung des M ilitärstraf­
gesetzbuches in der Fassung v. 10. Okt. 1940 — auch gültig  für 
die Luftwaffe — von Dr. F r  i t z  H o d e s ,  KriegsgerR. im Stabe 
eines Panzer-Armee-Oberkomm. 4. Aufl. (Stand: 1. März 1942). 
Berlin 1942. Carl Heymanns Verlag. V III, 152 S. Preis brosch. 
1 XM.
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R e c h t s p re c h u ng
Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 

[•* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — f  Anmerkung]

Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
aus dem Mietrecht S. 969 Nr. 1; Erbrecht S. 977 Nr. 7 u. 981 Nr. 10; Arbeitsrecht S. 988Jf. Nr. 15ff.

Zivilrecht

Bürgerliches Gesetzbuch
** t .  RG. — §§ 535 ff., 823 BGB.

1. Der Beherbergungsvertrag ist im wesentlichen Woh­
nungsmietvertrag i. S. §§535 ff. BGB.

2. Neben der Haltung aus dem Beherbergungsvertrage 
kann sich für den Gastwirt u. U. eine Haftung auch aus un­
erlaubter Handlung nach §823 Abs 1 BGB. ergeben. Die 
allgemeine Rechtspflicht, niemanden körperlich zu ver­
letzen, schließt aber für den Gastwirt auch unter Berück­
sichtigung des Umstandes, daß er sein Grundstück dem 
Verkehr eröffnet hat, nicht die Verpflichtung in sich, die 
dem Gast überlassenen Räume und Einrichtungen derart 
instand zu halten, daß eine Gefahr für ihn aus der Beschaf­
fenheit der Räume und Einrichtungen u n t e r  g a r  k e i -  
n e n U m s t ä n d e n  erwachsen kann. Der Pflicht wird ge­
nügt, wenn auf die körperliche Unversehrtheit des Gastes 
die Rücksicht geübt wird, die erfahrungsgemäß dazu aus- 
reicht, den Erfolg zu gewährleisten, t )

Der KI. stieg am 4. Juli 1937 mit seiner Ehefrau und 
seiner 9jährigen Tochter im Hotel der Bekl. in H. ab 
und nahm dort in einem Zimmer mit Bad Wohnung. Die 
Tochter nahm sofort ein Bad. Als sie sich duschen wollte, 
vermochte sie den Hebel der Dusche nicht umzulegen 
und rief daher nach dem Vater. Dieser versuchte den 
Hebel m it der rechten Hand umzulegen. Dabei brach 
der Porzellangriff des Hebels ab. Die stehengebliebenen 
Zacken des Griffes drangen in seine Hand ein und ver­
letzten sie schwer. Nach den Angaben des Kl. besteht 
keine Aussicht, daß er die volle Gebrauchsfähigkeit der 
Hand je wieder erlangen wirji-

Der Kl. nimmt nunmehr die Bekl. aus Vertrag und un­
erlaubter Handlung auf Schadensersatz und Zahlung eines 
Schmerzensgeldes in Anspruch.

1. Das BG. erblickt in dem Vertrag, den die Parteien 
am 4. Juli 1937 miteinander geschlossen haben, einen 
Mietvertrag, weil er die entgeltliche Überlassung eines 
Zimmers mit Badeeinrichtung zur vorübergehenden Be­
nutzung zum Gegenstand gehabt habe. Es unterwirft da­
her die Bekl. der strengen Vermieterhaftung aus § 538 BGB.

Die Anschlußrevision beanstandet diese rechtliche Be­
urteilung. Sie meint, der Gastaufnahmevertrag sei ein 
eigenartiges Rechtsverhältnis, auf das die Bestimmungen 
des Mietrechts nicht ohne weiteres paßten. Sie weist dar­
auf hin, daß die Beherbergung des Gastes einerseits mehr 
Rechte umschließe, als dem Mieter eines Raumes dem 
Vermieter gegenüber gemeinhin zuständen, daß aber der 
Hotelgast an den überlassenen Räumen nicht die starken 
Rechte des Mieters habe. Deshalb sei es nicht gerecht­
fertigt, die Sondervorschrift des § 538 BGB. auf den Gast­
aufnahmevertrag zu übernehmen, soweit daraus eine Ver­
antwortlichkeit des Gastwirts ohne  V e r s c h u l d e n  ab­
geleitet werden solle.

Der Rechtsstandpunkt des BG. ist indessen zu billigen. 
Die Meinungen darüber, welcher Art von Verträgen der 
hier vorliegende Vertrag, der genauer als Beherbergungs­
vertrag bezeichnet wird, zuzurechnen ist, sind geteilt. 
Manche Schriftsteller beurteilen ihn als ein eigenartiges 
Rechtsverhältnis, das nicht unter die Miete gebracht wer­
den könne. Diese Schriftsteller gehen mithin noch weiter 
als die Anschlußrevision, die wenigstens eine starke An­
lehnung an den Mietvertrag nicht verneinen zu wollen 
scheint.

Andere treten für die Annahme eines Vertragsverhält- 
nisses ein, das zwar eigenartige Züge aufweise, im we­
sentlichen aber doch Miete sei (so z. B. L a n g e n ,  „Die 
privatrechtliche Stellung der Wirte und der Gastaufnahme­
vertrag“ , 1902, S. 32ff.; N i e n d o r f f ,  „Mietrecht“ , 
10. Aufl.1914, §4 S.21; R u t h ,  „Mietrecht“ , 1926, S, 99; 
F i s c h e r - H e n l e ,  BGB., 14. Aufl. 1933, Erl. 6 zu § 538; 
Pa l and t ,  BGB., 4. Aufl. 1941, Vorbem. vor §701; St au-  
d i n g e r ,  BGB., Bern. 1 vor §701; O e r t m a n n  , BGB., 
vor § 701; A ch  i I I  es- G r e i f  f ,  Vorbem. 4 vor § 535 und 
Vorbem. vor §701).

Das RG. hat in der Entscheidung JW. 1907, 7058 
den Beherbergungsvertrag als einen den Vorschriften der 
§§535ff. BGB. unterliegenden Mietvertrag angesehen und 
dabei keinen Zweifel darüber gelassen, daß in einem 
Falle, in dem der dem Gast überlassene Raum schon beim 
Abschluß des Beherbergungsvertrags mit einem seine 
Tauglichkeit zum vertragsmäßigen Gebrauch aufheben- 
den oder mindernden Fehler behaftet war, der Gastwirt 
dem Gast gern. §§537, 538 BGB. für den aus dem Mangel 
entstehenden Schaden hafte, ohne daß dabei ein ihm zur 
Last fallendes Verschulden erfordert würde.

An dieser Rspr. Ist festzuhalten. Der Beherbergungs­
vertrag, der als eine besondere Art des Gastaufnahme­
vertrages gegenüber dem Rechtsverhältnis, in das der 
Schank- und Speisewirt durch Aufnahme des einkehren­
den Gastes tr itt (RGZ. 65, 11), seine besondere Kenn­
zeichnung dadurch erhält, daß dem Gast ein Zimmer 
zur Benutzung überlassen wird, ist in den meisten Fäl­
len zwar kein reiner Mietvertrag, vielmehr m it anderen 
Rechtsverhältnissen, wie Auftrag, Verwahrung, Dienst- 
und Werkvertrag u. a. m., verknüpft. Die Überlassung der 
Wohnung, welche der Gastwirt gewährt, der gewerbs­
mäßig Fremde zur Beherbergung .aufnimmt, bildet aber 
in aller Regel die Hauptleistung des Aufnehmenden, also 
den Kern des Vertrags, den dieser mit dem Aufzunehmen­
den schließt. Daher ist der Beherbergungsvertrag im we­
sentlichen W o h n u n g s m i e t  v e r t r a g  i.S. der §§535 ff. 
BGB. Daran ändert der von der Anschlußrevision zur 
Rechtfertigung ihres abweichenden Standpunktes betonte 
Umstand nichts, daß der Hotelgast in der Regel nicht die 
starken Rechte des Mieters an dem überlassenen Raume 
hat. Wenn der Gastwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur 
mehr oder weniger kurzfristigen Beherbergung aufnimmt, 
eine größere Verfügungsgewalt über den zu der kurz­
fristigen Benutzung überlassenen Raum, namentlich das 
Hausrecht behält, so übernimmt er dem Gast gegenüber 
auch größere Pflichten hinsichtlich der Person und der 
von dem Gast eingebrachten Sachen. Diese Pflichten haben 
ihren Grund darin, daß der Gast bei Berücksichtigung 
des mit dem Hotelbetriebe verbundenen steten Wechsels 
der Wohnungsinhaber und aus anderen Gründen Gefahren 
ausgesetzt ist, zu deren Abwehr er in aller Regel der 
Mithilfe des Gastwirts nicht entraten kann. Im Hinblick 
hierauf erscheint es auch keineswegs unbillig, den Gast­
w irt der strengen Haftung des § 538 BGB. zu unterwerfen. 
Soweit eine Unbilligkeit darin erblickt werden könnte, 
daß der Gastwirt seinerseits infolge des stetigen Wechsels 
der Wohnungsinhaber und aus gleichliegenden anderen 
Veranlassungen fortgesetzt sich vermehrten Haitungs- 
möglichkeiten gegenübersieht, ist im Auge zu behalten, 
daß in der Regel jeder Betriebsinhaber die Gefahren sei­
nes Betriebes trägt.

Die Anschlußrevision vertritt den Standpunkt, daß dem 
Wesen des Gastaufnahmevertrags — richtiger: des Be­
herbergungsvertrags — die Annahme einer stillschweigen­
den Garantie, wie sie dem §538 BGB. zugrunde liege,
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fremd sei. Dies kann schon bei Berücksichtigung des bis­
her Gesagten nicht zugegeben werden. Die Anschluß­
revision gibt aber auch für ihren Standpunkt keine ganz 
schlüssige Begründung. Sie meint, der Gastwirt überlasse 
seine Räume und Einrichtungen dem Gast zur Benutzung 
nur unter dem Gesichtspunkte, daß sie vom W irt in ver­
kehrsüblicher Weise hergerichtet und instand gehalten 
würden. Etwas anderes erwarte auch der Gast nicht. In 
vielen Fällen werde sogar für den Gast erkennbar die 
Instandhaltung zu wünschen übrig lassen. Der Gast be- 
scheide sich aber mit dem Quartier in der Beschaffenheit 
und Verfassung, wie es ihm eben geboten werde. — Dar­
auf ist zu erwidern, daß es freilich Hotelbetriebe erster und 
zweiter Klasse gibt und daß ein Gast, der aus Sparsam- 
keits- und anderen Rücksichten zur Übernachtung ein 
Gasthaus minderer Güte wählt, an die Beschaffenheit sei­
ner Unterkunft nicht die Ansprüche stellt, die er in einem 
besseren Gasthause an die Verfassung der überlassenen 
Räume und Einrichtungen stellen würde. Dies ist aber 
für die hier zu entscheidende Rechtsfrage von keinem 
Belang. Die Garantie, die nach den Motiven zum Entwurf 
des § 538 BGB. (Mot. II, 376/77; zu vgl. auch RGZ. 52, 
172; Warn. 1935 Nr. 158) j e d e r  Vermieter seinem Mieter 
gegenüber stillschweigend übernimmt, ist nur eine Ge­
währ für das Vorhandensein der Eignung des Mietgegen­
standes „zu dem vertragsmäßigen Gebrauch“ . Sie mag 
im Einzelfall, sofern nicht § 138 oder § 242 BGB. etwas 
anderes bestimmen, durch Vertrag ausdrücklich oder still­
schweigend gemildert werden können. Der Rechtsgrund­
satz der stillschweigenden Garantieübernahme bleibt da­
von unberührt. Grundsätzlich wird auch vom Gastwirt 
die Haftung für das Geeignetsein der dem Gast zur Ver­
fügung gestellten Räume und Einrichtungen „zum ver­
tragsmäßigen Gebrauch“  gefordert werden müssen. Es 
ist daher nicht einzusehen, weshalb aus dem Wesen des 
Beherbergungsvertrags sollte gefolgert werden können, 
daß ihm die Annahme einer stillschweigenden Garantie 
fremd sei, durch die der Vermieter einer verschärften; 
Haftung unterworfen wird. Das Gesetz, das für den Be­
herbergungsvertrag sonst keine besondere Regelung ent­
hält, hat in den §§701 ff. BGB. für das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Gastwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur 
Beherbergung aufnimmt, und dem Gast insoweit, als die 
Einbringung von Sachen durch letzteren in Frage kommt, 
Bestimmungen erlassen, die eine von einem Verschuldens­
nachweis unabhängige Haftung des Gastwirts, für den 
dem Gast durch den Verlust oder die Beschädigung ein- 
gebrachter Sachen entstehenden Schaden vorsehen. Im 
§ 704 a. a. O. ist dem Gastwirt wegen seiner Forderungen 
für Wohnung und andere dem Gast zur Befriedigung sei­
ner Bedürfnisse gewährten Leistungen ein Pfandrecht ein­
geräumt, auf das die für das Pfandrecht des Vermieters 
geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung finden. 
Dies spricht zugunsten der hier vertretenen Auffassung 
von der uneingeschränkten Anwendbarkeit des § 538 
BGB. auf Beherbergungsverträge. Soweit im RGRKomm. 
(Bern. 5 zu § 538 BGB.) hiervon Abweichendes zum 
Ausdruck gebracht sein sollte, kann dem nicht gefolgt 
werden.

Es bleibt hiernach nur noch zu prüfen, ob die tatsäch­
lichen Voraussetzungen für die Unterstellung des vorl. 
Falles unter die Vorschrift des § 538 BGB. rechtsirrtums­
frei angenommen sind.

Das BG. ist auf Grund der Äußerungen des Sachver­
ständigen und auf Grund des durch persönliche Augen­
scheinseinnahme erworbenen Eindrucks der Ansicht, daß 
die in Betracht kommende Badeeinrichtung einschließlich 
der Duschevorrichtung frei von Konstruktionsfehlern ge­
wesen sei und daß auch die Beschaffenheit des Porzellan­
griffs am Hebel der Duschevorrichtung bei normaler 
Beanspruchung kein Gefahrenmoment in sich geborgen 
habe. Es ist aber andererseits der Überzeugung, daß die 
nachweislich vorhanden gewesene Verklemmung des Rei­
bers der Duschevorrichtung, die eine Handhabung des 
Duschehebels ganz oder doch nahezu ganz ausschloß, 
ein F e h l e r  der Badeeinrichtung gewesen sei, der ihre 
Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufhob 
oder erheblich minderte. Die Frage, seit wann dieser Zu­
stand bestanden und worin er seinen Grund gehabt habe, 
hat das BG. offengelassen. Das BG. hegt indessen keinen 
Zweifel, daß der durch die Verklemmung des Reibers be­

dingte fehlerhafte Zustand der Duschevorrichtung jeden­
falls s c h o n  i m  Z e i t p u n k t  des V e r t r a g s ­
s c h l u s s e s  der Parteien vorhanden, die dem Kl. zur 
Verfügung gestellte Badeeinrichtung also schon in diesem 
Zeitpunkte mit einem ihre Tauglichkeit zu dem vertrags­
mäßigen Gebrauch aufhebenden oder mindernden F e h ­
l e r  behaftet war. M it dieser Begründung hat das BG. 
den §538 BGB. auf den vorliegenden Fall für anwendbar 
erklärt.

Diese Ausführungen liegen im wesentlichen auf tat­
sächlichem Gebiet. Rechtsbedenken sind gegen sie auch 
von der Anschlußrevision nicht erhoben. Es kann sich 
daher nur noch fragen, ob die Tatbestandsmerkmale des 
§ 538 auch insoweit rechtsirrtumsfrei bejaht sind, als das 
Erfordernis des u r s ä c h l i c h e n  Z u s a m m e n h a n g s  
zwischen dem fehlerhaften Zustand der Badeeinrichtung 
und der Verletzung des KI. in Betracht kommt. Darüber 
enthält das angefochtene Urteil nichts. Die gestellte Frage 
Frage läßt sich aber auf Grund der vom BG. getroffenen 
tatsächlichen Feststellungen auch von hier aus beant­
worten.

Ein natürlicher ursächlicher Zusammenhang genügt nicht. 
Der Kausalzusammenhang muß vielmehr ein „adäquater“  
sein, d. h. die Möglichkeit des eingetretenen Erfolges 
darf nicht von vornherein außerhalb jeder Wahrschein­
lichkeit liegen (RGZ. 152, 401 =  JW. 1937,740 ‘ ; RGZ. 155, 
41 =  JW. 1937, 2349!). Das BG. hat in anderem Zusam­
menhang festgestellt, der Kl. habe bei dem Versuch, den 
festsitzenden Hebel der Duschevorrichtung umzulegen, 
eine „ganz erhebliche Gewalt“  angewendet. Die von ihm 
angewandte Kraft würde auch den Bruch eines in sei­
ner Widerstandsfähigkeit in keiner Weise geschwächten 
Hebels herbeigeführt haben. Daraus könnte sich ein 
Zweifel in der Richtung ergeben, ob nicht ein ursäch­
licher Zusammenhang zwischen dem fehlerhaften Zustand 
der Duschevorrichtung und der Verletzung des KI. im 
Rechtssinne deshalb zu verneinen sei, weil die Möglich­
keit, daß ein Hotelgast sich in dieser Weise an dem fest­
sitzenden Hebel zu schaffen machen werde, außerhalb 
des Bereichs jeder Wahrscheinlichkeit liege. Es ist in­
dessen zu berücksichtigen, daß nach den Feststellungen 
des BG. eine schwere Beweglichkeit des Duschehebels 
bei Badeeinrichtungen keine Seltenheit ist, weil die Rei­
ber der Duschevorrichtung oft absichtlich etwas fester als 
unbedingt nötig in das Gehäuse eingespannt werden, um 
das von vielen Badenden als lästig empfundene Nach­
tropfen der Brause auszuschalten. Im allgemeinen bedeu­
tet die durch diese Vorsichtsmaßnahme bedingte schwere 
Beweglichkeit des Duschehebels, wie das BG. dargelegt 
hat, noch keinen Fehler der Badeeinrichtung. Dann liegt 
es aber nicht von vornherein außerhalb des Bereichs 
jeder Wahrscheinlichkeit, daß ein Hotelgast, der an einer 
schweren Beweglichkeit des Duschehebels keinen Anstoß 
nimmt, weil er weiß, daß solche Hebel aus dem an­
gegebenen Grunde oft einen solchen Zustand aufweisen, 
ohne deshalb fehlerhaft zu sein, kein Bedenken trägt, ge­
gebenenfalls auch eine gesteigerte Kraft aufzuwenden, 
um den Widerstand überwinden zu können. Es ist hier­
nach der erforderliche Kausalzusammenhang zwischen 
dem hier vorhanden gewesenen f e h l e r h a f t e n  Zustand 
der Badeeinrichtung und der Verletzung (des KI. zu be­
jahen. Eine andere Frage ist, inwieweit die vom BG. 
festgestellte Gewaltanwendung bei der Umlegung des 
Duschehebels unter dem Gesichtspunkt des § 254 BGB. 
auf die Entscheidung von Einfluß ist, was weiter unten 
zu erörtern sein wird.

Der nach § 538 BGB. zu ersetzende Schaden umfaßt 
auch körperliche Beschädigungen und die daraus ent­
stehenden vermögensrechtlichen Nachteile ( P l a n c k  §280 
Anm. l a y ;  P a l a n d t ,  Amu. 5 zu § 538; S t a u d i n g e r ,  
Anm. 15 zu § 538; RGZ. 81,200). Die Haftung der Bekl. 
für den dem Kl. entstandenen Schaden ist danach vom 
BG. aus §538 BGB., also aus V e r t r a g ,  unter Befreiung 
des KI. von jedem Verschuldensnachweis, rechtsirrtums­
frei angenommen.

2. Das BG. hat eine Haftung der Bekl. aus u n - 
e r l a u b t e r  H a n d l u n g  verneint, und damit den An­
spruch des KI. auf Zahlung eines Schmerzensgeldes ab­
gewiesen, weil der Beld. kein V e r s c h u l d e n  an dem 
Unfall des KI. nachgewiesen sei. Dazu hat es ausgeführt, 
eine Pflicht, das einem Hoteigast überlassene Zimmer
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jedesmal vor der Überlassung besonders au! die einwand­
freie Beschaffenheit der darin vorhandenen Badeeinrich­
tung nachzuprüfen oder nachprüfen zu lassen, bestehe 
für die Hotelleitung nicht. Auch für die das Zimmer 
in Ordnung bringenden Angestellten (Zimmermädchen) 
könne eine Verpflichtung nicht anerkannt werden, die 
Badeeinrichtung des Zimmers jedesmal besonders auf ihre 
einwandfreie Beschaffenheit nachzuprüfen. Wenn sie die 
Wanne reinigten und dabei feststellten, daß das Wasser 
gehörig in die Wanne leinlaufe, brauchten sie nicht zu 
untersuchen, ob auch die Duschevorrichtung sich bedienen 
lasse. Auch die Stellung des Hebels, der nicht ganz nach 
rechts hinüber auf Einlauf in die Wanne, sondern un­
gefähr senkrecht zur Wanne stehe, brauche ihnen nicht 
ohne weiteres aufzufallen und werde auch nicht ohne 
weiteres auffallen, solange das Wasser, wie das hier auch 
bei nahezu senkrechter Stellung des Hebels der Fall ge­
wesen sei, in genügender Stärke zur Wanne laufe. Es 
lasse sich daher nicht sagen, daß das Festsitzen des 
Duschehebels am Unfalltage nur durch eine Versäumung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt herbeigeführt sein 
könne. Es sei Sache des Kl. gewesen, ein Verschulden 
der Bekl. nachzuweisen. Einen solchen Nachweis habe er 
aber nicht erbracht.

Einer Stellungnahme zu diesen Ausführungen bedarf es 
nicht. Denn eine Haftung der Bekl. aus dem Rechts­
grunde der unerlaubten Handlung ist schon aus einer 
anderen, vom BO. nicht in den Kreis seiner Erörterungen, 
gezogenen Überlegung zu verneinen.

Allerdings ist davon auszugehen, daß neben der Haf­
tung der Bekl. aus dem Beherbergungsvertrage für die 
dem Kl. widerfahrene Körperverletzung sich unter Um­
ständen eine solche auch aus unerlaubter Handlung nach 
§ 823 Abs. 1 BGB. ergeben kann. Die Möglichkeit des 
Bestehens einer solchen Haftung neben der aus Vertrag 
ist in der Rspr. allgemein anerkannt (RGZ. 88,433; 89, 
385; 103, 263; 116,214). Für die Bekl. ergab sich nun 
aus der allgemein und gegenüber jedermann bestehenden 
Rechtspflicht, niemanden körperlich zu verletzen, in Ver­
bindung mit dem Umstande, daß sie das ihren Gästen zu­
gängliche Hotel betreibt, eine besondere Verkehrspflicht 
gegenüber allen im Hotel befugterweise sich aufhalten­
den Personen, dafür zu sorgen, daß die Hoteleinrichtung 
und alle dazugehörigen Gegenstände weder durch ihre 
Beschaffenheit als solche noch durch ihren ordnungs­
mäßigen Gebrauch eine Gefahr für die körperliche Un­
versehrtheit bedeuteten. Darüber hinaus bestand auch 
dem Kl. gegenüber außerhalb des Vertragsverhältnisses 
eine Rechtspflicht der Bekl. nicht.

Der Zustand der in Betracht kommenden Duschevorrich­
tung barg aber keine G.efahr für den Benutzer der Bade­
einrichtung in sich. Der Hebel der Dusche saß nach die­
sen Feststellungen am Unfalltage derart fest, daß er selbst 
mit ganz besonderer Kraftanstrengung nicht zu bewegen 
war. Der Porzellangriff des Hebels genügte trotz ge­
wissen Ungleichmäßigkeiten und Unregelmäßigkeiten der 
Porzellanwandung und der inneren Füllung durchaus den 
unter normalen Umständen an den Porzellangriff eines 
Duschehebels zu stellenden Anforderungen, d. h. seine 
Widerstandsfähigkeit war so groß, daß er einen normalen 
und auch einen solchen Druck, wie er zur Umlegung 
eines in seiner Bewegungsfähigkeit in einem gewissen 
Grade behinderten Duschehebels erforderlich war, aus- 
halten konnte, ohne zu zersplittern. Nur einer übermäßi­
gen Einwirkung war er nicht gewachsen.

Nach denselben Feststellungen des BG., die das RevG. 
binden, hat der Kl. eine „außerordentliche Gewalt“  auf­
gewendet, um den festsitzenden Duschehebel zur Brause 
hin umzulegen. Er hat damit ein Verhalten beobachtet, 
das außergewöhnlich war. Es hätte erwartet werden kön­
nen, daß er sich darauf beschränkt hätte, mit einer Kraft­
anstrengung, wie sie im allgemeinen ausreicht, um einen 
etwas schwer beweglichen Duschehebel zu betätigen, 
den Hebel umzulegen zu suchen, und daß er in der jetzt 
hinzutretenden Erkenntnis, daß eine gewöhnliche Kraft­
anstrengung hier nicht zum Ziele führe, von einem wei­
teren Umlegungsversuche Abstand genommen hätte. Der 
KI. war aber, wie das BG. ausdrücklich feststellt, ent­
schlossen, die Kraft anzuwenden, die erforderlich war, um 
den vorhandenen Widerstand zu beseitigen. Eine solche 
Einstellung war, darin ist dem BG. recht zu geben, ab­

wegig und brachte, wie der Kl. hätte erkennen müssen, 
erhebliche Gefahren für ihn mit sich. Die Gefahr, sich 
die Hand zu verletzen, ist hier erst daraus entstanden, 
daß der Kl. in dem Bestreben, den Widerstand gewalt­
sam zu überwinden, den Druck verstärkte und damit den 
einer solchen ungewöhnlichen Einwirkung nicht gewachse­
nen Porzellangriff zum Zersplittern brachte.

Bei der Sachlage kann keine Rede davon sein, daß die 
Bekl. eine ihr außerhalb des Vertragsverhältnisses dem 
Kl. gegenüber obliegende Rechtspflicht verletzt hätte, 
wenn sie nicht für eine rechtzeitige Beseitigung der Ver­
klemmung Sorge trug. Als Hotelinhaberin lag ihr auf 
Grund des mit dem KI. geschlossenen Beherbergungs­
vertrags, wie gezeigt, die Verpflichtung ob, für die fehler­
freie Beschaffenheit der jenem zum Gebrauch überlasse­
nen Badeeinrichtung zu sorgen und dem Gast allen Scha­
den zu ersetzen, der ihm aus dem Fehlen oder der M in­
derung der B e n u t z b a r k e i t  der Einrichtung erwuchs. 
Die allgemeine Rechtspflicht, niemanden körperlich zu 
verletzen, schloß aber für die Bekl. auch unter Berück­
sichtigung des Umstandes, daß sie ihr Grundstück dem 
Verkehr eröffnet hatte, nicht die Verpflichtung in sich, 
die dem Kl. überlassenen Räume und Einrichtungen der­
art instand zu halten, daß eine G e f a h r  für ihn aus der 
Beschaffenheit der Räume und Einrichtungen u n t e r  gar  
k e i n e n  U m s t ä n d e n  erwachsen konnte. Der Pflicht 
wurde genügt, wenn auf die körperliche Unversehrtheit 
des anderen die Rücksicht geübt wurde, die erfahrungs­
gemäß dazu ausreichte, den Erfolg zu gewährleisten.

Eine Haftung der Bekl. aus unerlaubter Handlung 
war also hier mangels Verletzung einer ihr obliegenden 
Rechtspflicht v o n  v o r n h e r e i n  auszuschalten.

3. Das BG. hat ein überwiegendes Verschulden des KI. 
bei der Entstehung des — auf Grund des § 538 BGB. 
dem Grunde nach zuerkannten — Schadens festgestellt. 
Es zieht die Unvorsichtigkeit des Kl. bei dem Versuch, 
den festsitzenden Duschehebel mit eigener Hand um­
zulegen, die Übermäßigkeit und die Überflüssigkeit der 
dabei entwickelten Kraftanstrengung, die Unzweckmäßig­
keit des ganzen Verhaltens des Kl. angesichts der Er­
reichbarkeit wirksamer anderer Hilfe in Betracht und be­
urteilt das nach seiner Ansicht in diesem Verhalten zu­
tage getretene eigene Verschulden des KI. als so erheblich, 
daß es ihm ansinnt, zwei Drittel des geltend gemachten 
Schadens selbst zu tragen.

Beide Parteien greifen diese Entscheidung als rechts­
irrig an, die Revision, weil ein mitwirkendes Verschulden 
des KI. angenommen, die Anschlußrevision, weil verkannt 
sei, daß der Kl. die Alleinschuld an dem Unfall trage. 
Die Entscheidung des BG. gibt hier in der Tat zu durch­
greifenden rechtlichen Bedenken Anlaß.

Die Annahme, daß bei der Entstehung des Schadens 
ein Verschulden des Kl. mitgewirkt habe, lag nahe. Es 
war daher nach Maßgabe des § 254 BGB. nach einem 
billigen Ausgleich zu suchen. Das Gesetz hat in dieser 
Vorschrift klare Richtlinien gegeben, wie der Ausgleich 
zu finden sei. Danach soll die Verpflichtung zum Ersatz 
sowie der Umfang des zu leistenden Ersatzes von den 
Umständen, i n s b e s o n d e r e  davon abhängen, inwieweit 
der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem an­
deren Teile v e r u r s a c h t  worden Ist. Das BG. hätte also 
in erster Linie prüfen müssen, ob und inwieweit neben 
dem als Schadensursache in ¡erster Linie in Betracht kom­
menden Mangel der Badeeinrichtung auch von dem Kl. 
eine Ursache gesetzt worden sei, die im Zusammenwirken 
mit der ersten den Erfolg herbeigeführt habe. Erst nach­
dem gegebenenfalls ermittelt war, welche der beiden 
Ursachen nach den Umständen und der Lebenserfahrung 
vorzugsweise zu dem Erfolge beigetragen habe, also erst 
nachdem auf Grund dieses Ergebnisses ein objektiver An­
halt für die Bestimmung des jedem Teile zur L<>st zu 
legenden Anteils an der Herbeiführung des schädigenden 
Erfolges gewonnen war, konnte das Maß des von jedem 
Teile nach den Umständen des Falles zu vertretenden 
subjektiven Verschuldens als weiterer Faktor für die Fin­
dung eines angemessenen Ausgleichs herangezogen werden 
( S t a u d i n g e r  § 254 Anm.3; RGRKomm. § 254 Anm. 1 d; 
S c h l e g e l b e r g e r - V o g e l s  § 254 Anm. 37, 38; RGZ. 
141, 357 =  JW. 1933, 2643 5; RG.: JW. 1938, 273815).

Demgegenüber hat sich das BG. allein mit der Frage 
befaßt, in welchem Umfange der Kl. seinen Schaden
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selbst v e r s c h u l d e t  habe. Damit war auf die Entschei­
dung der wichtigeren Frage, inwieweit der Schaden vor­
wiegend von dem einen oder dem anderen Teile v e r ­
u r s a c h t  worden sei, von vornherein verzichtet.

Aber auch die Abw'ägung des V e r s c h u l d e n s  für 
sich betrachtet erscheint von Rechtsirrtum beeinflußt. Die 
Beurteilung, die das Selbstverschulden des Kl. im Urteil 
gefunden hat, liegt freilich im wesentlichen auf tatsäch­
lichem Gebiet. Neben ihr scheint indessen die Erörterung 
des Verschuldens der B e k l a g t e n  rechtsirrig zu kurz 
gekommen zu sein. Denn das Urteil enthält in dem in 
Frage kommenden Zusammenhang über dieses Verschul­
den nichts, obgleich der Fall nicht so liegt, daß Aus­
führungen nach der Richtung hätten überflüssig erschei­
nen können. Zwar hat das BG. in anderem Zusammen­
hang, bei der Prüfung der Frage, ob die Bekl. auch aus 
unerlaubter Handlung haftbar zu machen sei, wie schon 
erwähnt, sich dahin ausgesprochen, eine solche Haftung 
sei zu verneinen, es sei weder für die Hotelleitung noch 
auch für die mit der Säuberung und Instandhaltung der 
Hotelzimmer beauftragten Angestellten die Verpflichtung 
anzuerkennen, das einem Hotelgast überlassene Zimmer 
jedesmal vor der Überlassung besonders auf die einwand­
freie Beschaffenheit der darin vorhandenen Badeeinrich­
tung zu überprüfen oder überprüfen zu lassen, das Fest­
sitzen des Duschehebels rechtfertige im vorl. Falle also 
nicht die Folgerung, daß dieser Zustand nur durch eine 
Versäumung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt her­
beigeführt sein könne, es könne daher auch nicht die 
Rede davon sein, daß die Bekl. ihr Nichtverschulden an 
dem Zustand beweisen müsse, vielmehr treffe den KI. die 
Beweislast für ein Verschulden der Bekl. In dem Zu­
sammenhang, in dem diese Ausführungen gemacht sind, 
mochte jene Entscheidung des BG. hingehen, da der Ver­
schuldensnachweis bei der Klage aus unerlaubter Hand­
lung in der Regel dem KI. zufällt. Hier kam aber bei der 
Verschuldensabwägung im Rahmen des § 254 BGB. das 
Verschulden mit in Betracht, das von der Bekl. auf Grund 
des B e h e r b e r g u n g s v e r t r a g s  zu vertreten war. 
Hier war mit der früheren Erwägung nicht auszukom­
men, vielmehr zu berücksichtigen, daß für die Beweis­
führung hier andere Regeln gelten. Die Rspr. des RG. 
hat gerade für den Beherbergungsvertrag den — eine 
echte Umkehrung der Beweislast ( P a l a n d t ,  Vorbem. 
vor § 249 Anm. 8 a. E.) enthaltenden — Grundsatz auf­
gestellt, daß der auf Schadensersatz in Anspruch Genom­
mene sich entlasten muß, wenn die Sachlage zunächst 
auf eine Verletzung der vertraglich gegebenen Sorgfalts­
pflicht schließen läßt (RG.: JW. 1935,1221*; 1938, 297635; 
RGZ. 160,153 [1551 =  DR. 1939,100425). Die letzte Voraus­
setzung war hier keineswegs ohne weiteres zu verneinen. 
Das BG. hätte also bei der Abwägung des beiderseitigen 
Verschuldens wohl zunächst von der B e k l a g t e n  den 
Nachweis fordern müssen, daß und warum auch bei Er­
füllung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt das Un­
beweglichwerden des Duschehebels nicht zu verhüten 
oder nicht rechtzeitig zu beseitigen war. Dabei hätte 
es sich dann darüber aussprechen können und müssen, 
welches Maß von Sorgfalt verkehrsüblicherweise von der 
Hotelleitung hinsichtlich einer ordnungsmäßigen Über­
prüfung der in dem Hotelbetriebe zur Überlassung an die 
Gäste in Betracht kommenden Räume und Einrichtungen 
zu fordern war, wenn das Erfordernis einer Überprüfung 
vor der jedesmaligen Überlassung an einen Hotelgast zu 
weitgehend erschien. Erst nach Klärung aller dieser Fra­
gen war eine zuverlässige Entscheidung im Rahmen des 
§ 254 BGB. zu treffen. Die Verletzung dieser Vorschrift 
macht in entsprechendem Umfang eine erneute Überprü­
fung des Sachverhalts und eine neue Sachentscheidung 
durch den Tatrichter erforderlich.

(RG., V. ZivSen., U. v. 30. März 1942, V 120/41.) [He.]

Anmerkung: 1. Das Urteil stellt d ie  R e c h t s n a t u r  
des B e h e r b u n g s  V e r t r a g e s  klar und gibt zur Be­
gründung hierfür sehr interessante Darlegungen. Dabei 
vermeidet es die Versuchung, in lehrhafte Ausführungen 
zu verfallen, bleibt vielmehr auf das dringend Erforder­
liche beschränkt und zieht dann, unmittelbar aus den 
systematischen Ausführungen die für den Fall erforder­
lichen rechtlichen Folgerungen.

Der B e h e r b e r g u n g s v e r t r a g  ist danach als eine

U n t e r a r t  des G a s t a u f n a h m e v e r t r a g e s  anzu­
sehen. Er ist als einer der Mischtypen im Gebiet des 
Mietrechts anzusehen. M i s c h t y p e n  sind im Mietrecht 
diejenigen Verträge, bei denen der L e i s t u n g s i n h a l t  
des M i e t v e r t r a g e s  m i t  L e i s t u n g s i n h a l t e n  a n ­
d e r e r  V e r t r a g s t y p e n  v e r k n ü p f t  wird. Beim Be­
herbergungsvertrag findet diese Leistungsverknüpfung 
auf der Vermieterseite statt. Bei anderen Verträgen, z. B. 
beim Hauswartvertrag, tr itt eine Verknüpfung auf der 
Mieterseite auf. Hier ist die typische Vermieterleistung, 
nämlich die Gebrauchsgewährung, mit typischen Lei­
stungsinhalten des Auftrages, der Verwahrung, des 
Dienst- und Werkvertrages usw. verknüpft. Für die 
r e c h t l i c h e  B e h a n d l u n g  der Mischtypen kommt es 
auf die Frage an, in  w e l c h e m  V e r h ä l t n i s  di  ^ v e r ­
s c h i e d e n a r t i g e n  L e i s t u n g s i n h a l t e  z u e i n a n ­
de r  s tehen.  Die Leistungsinnalte können g l e i c h ­
w e r t i g  n e b e n e i n a n d e r  stehen oder es kann einer 
von ihnen als H a u p t v e r p f l i c h t u n g  anzusehen sein, 
während die übrigen dazu im Verhältnis der Nebenver­
pflichtungen stehen. Im ersteren Falle liegt eine V e r ­
t r a g s v e r b i n d u n g  vor, die unter Umständen als Ver­
trag eigener A rt bezeichnet werden kann, im letzteren 
Falle bestimmt die H a u p t v e r p f l c h t u n g  den Cha-  
r a k t e r d e s V e r t r a g e s. Für den Beherbergungsvertrag 
ergibt sich, wie das RG. ausführt, die Feststellung, daß 
die Überlassung der Wohnung die Hauptleistung ist, also 
der „Kern des Vertrages“ , während die anderen Lei­
stungen demgegenüber nur als Nebenleistungen anzu­
sehen sind. Daher ist der Beherbungsvertrag als Miet­
vertrag zu behandeln. Wie das vom RG. angeführte 
Schrifttum ergibt, wird jedoch für den Beherbergungs­
vertrag auch die Auffassung vertreten, daß eine Ver­
tragsverbindung bzw. ein Vertrag eigener Art anzuneh­
men ist. Ich halte die vom RG. vertretene Auffassung 
für zutreffend.

Die Bedenken, die gegenüber dieser rechtlichen Cha­
rakterisierung des Beherbergungsvertrages von der Re­
vision vorgebracht werden, sind vom RG. mit Recht ab­
gelehnt worden. Da der Gastwirt das Risiko seines Be­
triebes trägt, kann die Zumutung, daß er auch die 
strenge Gewährleistung des § 538 BGB. zu übernehmen 
hat, nicht als eine zu große Anforderung an die Haftbar­
keit des Gastwirts angesprochen werden, denn er trägt ja 
auch hinsichtlich der eingebrachten Sachen eine höhere 
Gewährleistungsverpflichtung wie andere Betriebsinhaber. 
Gerade die erhöhte Gewährleistungspflicht liegt in der 
Natur des Betriebes begründet. Denn der Gast, der einen 
Beherbergungsvertrag abschließt, kann nicht diese er­
höhten Gefahren hinsichtlich der Person und der einge­
brachten Sachen abwehren. Er bedarf der Mithilfe des 
Gastwirts, der ja das Hausrecht wie überhaupt eine Ver­
fügungsgewalt über die Räume erhält. So ist es also 
durchaus zu rechtfertigen, daß dem Gastwirt die G e ­
w ä h r  f ü r  das V o r h a n d e n s e i n  d e r  E i g n u n g  der  
G a s t r ä u m e  zum v e r t r a g s m ä ß i g e n  G e b r a u c h e  
aufgebürdet wird, und zwar ohne Rücksicht aut Ver­
schulden, und daß er daraus folgend die Ersatzpflicht für 
alle dem Gast durch das Fehlen dieser Eignung zugefüg­
ten Personen- oder Sachschäden zu tragen hat. Die Ge­
fahr, daß der Gastwirt durch diese Gewährleistungs­
pflicht bei dem häufigen Wechsel der Gäste übermäßig 
stark beansprucht werden könnte1, ist übrigens in der 
Praxis nicht sehr wesentlich. Denn es muß stets der 
adäquate ursächliche Zusammenhang zwischen der nicht 
einwandfreien Beschaffenheit der Räume und den ein­
getretenen Schäden festgestellt werden, d. h. der ein­
getretene Erfolg muß von vornherein im Bereiche der 
Möglichkeit liegen, und darin liegt bereits, eine wesent­
liche Einschränkung.

2. Daß neben der vertraglichen Haftung auch die Haf­
tung aus unerlaubter Handlung bestehen kann, ist ein 
anerkannter Rechtssatz. Die vorliegende Entscheidung 
zeigt, daß den V o r a u s s e t z u n g e n  nach die vertrag­
liche Haftung weiter reicht, daß aber in den R e c h t s ­
f o l g e n  die Haftung aus unerlaubter Handlung über die 
Vertragshaftung hinausgreift. Das RG. läßt eine Ver­
tragshaftung durchgreifen, lehnt aber die Haftung aus 
unerlaubter Handlung ab. Es erscheint jedoch nicht über­
zeugend, daß das RG. hier die Voraussetzungen für die 
außervertragliche Haftung verneint. Wenn jemand sein
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Grundstück dem öffentlichen Verkehr eröffnet, geht seine 
Haftung über die allgemeine Rechtspflicht, niemanden 
körperlich! zu verletzen, hinaus. Der Umfang und der 
Zweck, zu welchem der öffentliche Verkehr eröffnet wor­
den ist, bestimmt dann den Umfang der Haftungsvoraus­
setzungen. Bei einem Gastwirt, der das Beherbergungs­
gewerbe betreibt, wird der öffentliche Verkehr in dem 
Gasthause doch insoweit eröffnet, daß die Gastzimmer, 
die dem Verkehr übergeben werden, benutzbar sein 
müssen. Daraus ergibt sich für den Gastwirt die Ver­
pflichtung, laufend die Benutzbarkeit der Gastzimmer zu 
überprüfen. Er muß ständig den Zustand der Gasträume 
und alle Einrichtungen, die den Gästen zur Verfügung 
gestellt werden, laufend überwachen. Dadurch allein übt 
er diejenige „Rücksicht, die erfahrungsgemäß dazu aus­
reicht, den Erfolg zu gewährleisten“ . Damit dürften aber 
wohl die gleichen Voraussetzungen gegeben sein wie für 
die Haftung auf Grund des Vertrages. Ein Unterschied 
würde sich nur dann ergeben, wenn die Ursache für den 
eingetretenen Schaden ein Umstand ist, der auch bei 
ständiger Überwachung nicht festgestellt werden konnte. 
Dann würde der Gastwirt nach dem Vertrage haften, 
nach unerlaubter Handlung jedoch nicht. In1 dem vom 
RG. entschiedenen Falle war jedoch dieser Ausnahmefall 
wohl nicht gegeben. Denn das Festsitzen des Dusch­
hahnes konnte bei sorgfältiger Überwachung wohl zwei­
fellos festgestellt werden.

RA. Dr. R o q u e t t e ,  Königsberg i. Pr. . 
*

2. RG. — §652 BGB. Eine einem Mäklervertrag bei­
gefügte Befristung kann nicht ohne weiteres dahin ver­
standen werden, daß auch der Abschluß des zu ermitteln­
den Geschäfts innerhalb der Frist liegen müsse, um einen 
Mäklerlohnanspruch entstehen zu lassen. Die Feststellung, 
daß der Wille der Parteien des Mäklervertrages dahin 
gegangen sei, bedarf besonderer Begründung.

Eine dem Mäklervertrag beigefügte Fristabrede kann 
eine verschiedene Bedeutung haben. Einmal kann der 
Mäklervertrag in seiner Gesamtheit befristet sein. Das 
würde bedeuten, daß eine Tätigkeit, welche der Mäkler 
etwa noch nach Ablauf der Frist entwickelte, einen Mäk­
lergebührenanspruch nicht mehr entstehen lassen könnte, 
außer wenn etwa eine stillschweigende Verlängerung der 
Frist anzunehmen wäre. Eine Nachweis- oder Vermitt­
lungstätigkeit des Mäklers aber, die innerhalb der Frist 
läge, würde die Maklergebühr als verdient erscheinen las­
sen müssen, auch wenn der beabsichtigte Vertrag nach 
Ablauf der Frist geschlossen -wäre, sofern nur, was die 
Voraussetzung eines jeden Anspruchs auf Maklerlohn ist, 
der Abschluß des von vornherein beabsichtigten Ver­
trages auf die innerhalb der Frist entwickelte Tätigkeit 
des Mäklers zurückzuführen ist (vgl. für den Fall der 
Aufhebung des Mäklervertrags RGZ. 148, 354 [3561 =  
JW. 1936, 366, auch RGUrt. v. 16. Okt. 1936, VII 93/36: 
WarnRspr. 1936 Nr. 186), wobei es nur darauf ankommt, 
ob sachlich ein Zusammenhang zwischen der Tätigkeit 
des Mäklers und dem Vertragsschluß besteht (RGUrt. 
v. 26. Febr. 1937, V II 241/36: WarnRspr. 1937 Nr. 73; 
RGRKomm z. BGB., 9. Aufl., § 652 Anm.2c S.428). Im 
Falle eines derart befristeten Mäklervertrages w ird auch 
das sonst bestehende Recht zum jederzeitigen Widerruf 
auf die Dauer der Frist in der Regel ausgeschlossen sein. 
Ist der Mäkler, wie im vorl. Falle, Alleinmäkler, d. h. hat 
sich der Auftraggeber verpflichtet, keinen anderen Mäkler 
mit der Vermittlung zu beauftragen, so wird in der Re­
gel eine Frist vereinbart werden; ist dies nicht geschehen, 
so wird man wegen der starken Bindung des Auftrag- 
gebers in der Regel annehmen müssen, daß eine ange­
messene Frist als vereinbart gelten solle. Rechtlich mög­
lich, wenn auch ungewöhnlich, ist es ferner, daß die Ver­
einbarung einer Frist im Einzelfall die Bedeutung haben 
soll, die das OLG. im vorl. Falle der Befristung beimißt, 
daß nämlich der Maklerlohn nur dann verdient sein solle, 
wenn der zu vermittelnde Vertrag innerhalb der Frist ab­
geschlossen wird. Einer Fristabrede kann eine solche Be­
deutung nur dann beigelegt werden, wenn sich ein ent­
sprechender Wille der Parteien unzweifelhaft feststellen 
läßt. Sie enthielte eine ungewöhnliche Belastung des Mäk­
lers, weil er auf den Abschluß des Vertrages keinen ent­
scheidenden Einfluß hat, vielmehr der Auftraggeber, von

Arglist abgesehen, es durch Verzögerung des Vertrags­
abschlusses in der Hand hätte, die Gebühr erwachsen 
zu lassen oder nicht.

(RG., VII. ZivSen., U. v. 3. März 1942, VI1139/41.) [He.J 
*

3. KG. — §§ 717, 719, 727, 730, 1984 f. BGB.
Der Nachlaßverwalter ist nicht befugt, das Ausscheiden 

des Erben aus einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 
(oder einer OHG.) zu vereinbaren.

Dies gilt auch für die infolge Auflösung entstandene 
Abwicklungsgesellschaft.

Der verstorbene Kaufmann F. war gemeinsam mit O. 
Eigentümer eines Grundstückes in einer Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts. Über seinen Nachlaß ist eine 
Nachlaßverwaltung eröffnet worden, was im Grundbuche 
vermerkt wurde. Der Nachlaßverwalter vereinbarte am 
17. Dez. 1936 mit dem Gesellschafter O. ohne Zuziehung 
der Erben des F., daß die letzteren aus der Gesellschaft 
ausscheiden und daß andere Personen (W. und A.) als 
Gesellschafter in die Gesellschaft eintreten sollten. Dies 
wurde demnächst in das Grundbuch eingetragen. Ein 
Miterbe des F. betreibt die Eintragung eines Amtswider- 
spruches gegen diese Eintragung und hat, nachdem sein 
Verlangen vom Grundbuchamte und vom LG. abgelehnt 
worden war, die weitere Beschwerde eingelegt. Das KG. 
hat die Eintragung des begehrten Amtswiderspruches an­
geordnet.

Die Eintragung eines Amtswiderspruches setzt voraus, 
daß die angefochtene Eintragung unter Verletzung ge­
setzlicher Vorschriften vorgenommen und daß durch die 
Eintragung das Grundbuch glaubhaft unrichtig geworden 
ist. Beide Voraussetzungen liegen hier vor, wenn die 
von dem Nachlaßverwalter am 17. Dez. 1936 unter Zu­
stimmung des Gesellschafters O. abgegebenen Erklärun­
gen unwirksam und deshalb zur Begründung einer M it­
gliedschaft der neu beigetretenen Personen an der bis­
herigen Gesellschaft sowie eines gesamthänderischen M it­
eigentums an dem dieser Gesellschaft gehörigen Grund­
stücke nicht geeignet waren. Dies ist der Fall, weil 
das in der Urkunde erklärte Ausscheiden der Erben des 
verstorbenen Gesellschafters F. aus der Gesellschatt und 
die Eingliederung der Anteilserwerber als Gesellschafter 
wegen Verstoßes gegen die Vorschriften über die Gesell­
schaft, insbesondere die §§ 717, 719, 727, 730 BGB., und 
über die Nachlaß Verwaltung, insbesondere die §§ 1984, 
1985 BGB. unwirksam waren.

Dem LG. ist darin beizutreten, daß eine infolge des 
Todes eines Gesellschafters beim Fehlen einer Fortset­
zungsbestimmung i. S. des § 727 Abs. 1 BGB. aufgelöste 
Gesellschaft bis zur Beendigung der Auseinandersetzung 
als eine Abwickelungsgesellschaft fortbestehe und daß 
diese durch eine Vereinbarung der bisherigen Gesell­
schafter mit oder ohne gleichzeitigen Mitgliederwechsel 
in die bisherige ordentliche Gesellschaft zurückverwandelt 
werden könne. Dagegen ist seine weitere Annahme nicht 
zu billigen, daß die Erben des verstorbenen Gesellschaf­
ters in dessen Rechtsstellung nur in vermögensrechtlicher 
Hinsicht einträten und nicht auch bezüglich der rein per­
sönlichen Gesellschafterrechte des Erblassers (so aller­
dings in einer beiläufigen Bemerkung RGZ. 106, 165 so­
wie ferner D ü r i n g e r - H a c h e n b u r g ,  HGB. §131 
Anm.7; anderer Ansicht jedoch S c h l e g e l b e r g e r ,  
R i t t e r  und B a u m b a c h ,  HGB. zu §131). Auch nach 
der Auflösung bleibt die Gesellschaft bis zur endgültigen 
Auseinandersetzung für deren Zwecke bestehen und 
dauern demgemäß die durch das Gesellschaftsverhältnis 
begründeten persönlichen Rechtsbeziehungen der Gesell­
schafter untereinander fort. Wäre das nicht so, dann läge 
kein Grund vor, noch weiterhin die freie Übertragung 
der (nur noch in den rein vermögensrechtlichen Be­
ziehungen bestehenden) Gesellschafterstellung auszu­
schließen. Es steht jedoch außer Zweifel, daß eine solche 
Übertragung auch während der Abwickelung der Gesell­
schaft nicht zulässig ist. In die trotz der Auflösung der 
Gesellschaft bestehenbleibenden persönlichen Beziehun­
gen eines Gesellschafters zu den anderen müssen aber 
seine Erben ebenso eintreten, wie sie das — nach der 
allgemein, auch vom LG., vertretenen Rechtsauffassung 
— dann tun, wenn der Tod eines Gesellschafters die 
Auflösung der Gesellschaft nicht zur Folge gehabt hat,
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die Gesellschaft also als unaufgelöste mit den Erben 
fortgesetzt wird. Denn auf die Erben geht die Rechts­
stellung des Erblassers im einen wie im anderen Falle 
grundsätzlich in vollem Umfange über, auch soweit sie 
nicht im Wege einer Abtretung übertragen werden kann.

Sind aber die auch in einer Abwickelungsgesellschaft 
fortdauernden persönlichen Gesellschafterrechte des ver­
storbenen F. auf seine Erben übergegangen, so wären 
zwar die Erben selbst in der Lage gewesen, im Zu­
sammenwirken mit dem überlebenden Gesellschafter O. 
und einem Dritten das mit dem ersteren fortgesetzte 
ordentliche Gesellschafts Verhältnis oder —■ mangels einer 
Fortsetzungsvereinbarung — das entstandene gesellschaft­
liche Abwickelungsverhältnis zu lösen und gleichzeitig, 
im letzteren Falle unter Rückverwandlung der Abwicke­
lungsgesellschaft in die ordentliche Gesellschaft, zu ver­
einbaren, daß der Dritte als neuer Gesellschafter an ihre 
Stelle trete. Dieses Recht wäre aber dem Nachlaß­
verwalter deshalb nicht zuzuerkennen, weil er die Erben­
stellung des verstorbenen Gesellschafters nur in ver­
mögensrechtlicher Hinsicht einnimmt und nur die in 
dieser verkörperten — übertragbaren — Rechte zum 
Zwecke der Gläubigerbefriedigung verwerten kann, da­
gegen nicht das Mitgliedsrecht der Erben in seiner 
vollen, auch die rein persönlichen Rechte umfassenden 
Ausgestaltung (JFG. 13, 98; RG.: Recht 1917 Nr. 458; 
DNotZ. 1936, 209; S c h l e g e l b e r g e r  a.a.O. zu §131 
Anm. 23); denn Rechtsträger des auf ihn übergegangenen 
Nachlaßvermögens einschließlich aller zu diesem ge­
hörigen Rechtsbeziehungen, insbesondere der rein per­
sönlichen und deshalb nicht übertragbaren, bleibt auch 
im Falle der Anordnung einer Nachlaßverwaltung der 
Erbe (RGRKomm. BGB. § 1984 Anm. 2).

Weitergehende Rechte braucht der Nachlaßverwalter 
zur Erreichung der Zwecke der Nachlaßverwaltung auch 
nicht zu haben. Er kann — nötigenfalls nach einer Kün­
digung, die ihm in entsprechender Anwendung des §725 
BOB. zustehen mag — ebenso wie danach ein Pfän­
dungsgläubiger außer dem auf den Erblasser entfallen­
den Gewinnanteil das Auseinandersetzungsguthaben in 
Anspruch nehmen und zur Befriedigung der Nachlaß­
gläubiger verwerten. Ob er auch befugt ist, an Stelle des 
Erben bei der Auseinandersetzung mitzuwirken, kann 
dahingestellt bleiben. Denn der Austritt einzelner Gesell­
schafter verbunden mit dem Eintritt anderer Personen 
ist keine Auseinandersetzung, macht vielmehr eine solche 
entbehrlich, da in diesem Falle der Bestand des Gesell­
schaftsvermögens, das allein Gegenstand der Ausein­
andersetzung sein könnte, unberührt bleibt. Der Um­
stand, daß die etwaige Abfindung des Ausscheidenden 
nach Auseinandersetzungsgrundsätzen berechnet wird, 
ändert nichts daran, daß eine Auseinandersetzung tat­
sächlich nicht stattfiiidet, sondern durch eine Änderung 
im Personenbestande der Gesellschaft ersetzt wird. Daß 
der Nachlaßverwalter zur Mitwirkung bei einer solchen 
an die Stelle der Auseinandersetzung tretenden Ände­
rung nicht befugt ist, macht ihm aber die Erfüllung sei­
ner Aufgaben nicht unmöglich. Es genügt, daß er in der 
Lage ist, die Auseinandersetzung zu erzwingen und das 
dabei auf den Nachlaß entfallende Guthaben in Anspruch 
zu nehmen. Ein Interesse des unter Verwaltung stehen­
den Nachlasses an der nur bei Mitwirkung sämtlicher 
Gesellschafter möglichen Fortsetzung einer aufgelösten 
Gesellschaft mit anderen Personen wird vom Gesetz 
nicht berücksichtigt.

Auch ein Konkursverwalter für das Vermögen eines 
Gesellschafters oder Gesellschaftererben würde entgegen 
der Ansicht des LG. keine weitergehenden Befugnisse haben.

Die angefochtene Eintragung ist hiernach unter Ver­
letzung gesetzlicher Vorschriften vorgenommen worden. 
Auch ist durch sie bis zur Nachbringung der Genehmi­
gung der gemäß §35 GBO. auszuweisenden Erben das 
Grundbuch unrichtig geworden.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 19. März 1942, 1 Wx 22/42.) 
*

4. RG. — §§839, 276 BGB. Zur Frage einer schuld­
haften Amtspflichtverletzung seitens eines Lehrers oder des 
Schulleiters bei der Veranstaltung von Klassenausflügen.

Am 4. Juli 1938 machte der damals 59 Jahre alte, in 
Diensten des verklagten Landes stehende Lehrer W. mit

der 4. Klasse der Volksschule, deren Klassenlehrer er seit 
Ostern 1938 war, von Harzburg aus einen vom Schul­
leiter genehmigten Ausflug in das Okertal im Harz. Die 
Klasse bestand aus 36 Schülern im Alter von 10—12 Jah­
ren. Der Lehrer W. führte die. Schüler von Harzburg aus 
zunächst in geschlossener Marschordnung. Nach einer 
Rast im Walde teilte er dann vier Gruppen zu je acht 
Schülern ein, deren jede er einem ihm als zuverlässig 
erscheinenden weiteren Schüler unterstellte; er selbst be­
hielt die Oberaufsicht. So schlug er, nunmehr ohne feste 
Marschordnung, mit den Schülern einen am Berghang in 
das Okertal führenden Wariderweg ein. Bei diesem nicht 
mehr geschlossenen Weiterwandern trennten sich meh­
rere Schüler von ihrer Gruppe, blieben zurück, um sich 
an einem Wasser Himbeerlimonade zu mischen, und ge­
rieten nachher, ohne daß der Lehrer das bemerkte, auf 
einen anderen Wanderweg, der einige 100 Meter ober­
halb der im Tal gelegenen Wohnhäuser am Steilhang 
des Adenberges entlangführte. Auf diesem Wege ver­
gnügten sie sieh trotz ausdrücklichen vorherigen Ver­
bots des Lehrers damit, Steine den Berghang hinunter­
rollen zu lassen. Dabei brachte der damals zehnjährige 
Schüler L. ein Felsstück im Gewicht von etwa 20 bis 
30 Pfund zum Absturz, das nun den Berghang hinab­
rollte, unten in den Hofraum eines Hauses schlug und 
dort die Frau des KI. so unglücklich an den Kopf traf, 
daß der Schädel zertrümmert und die Frau sofort getötet 
wurde.

Der KI. verlangt mit der vorl. Klage Ersatz des ihm 
durch das Begräbnis seiner Ehefrau sowie durch die An­
nahme einer Ersatzkraft für seinen Haushalt entstande­
nen Schadens, den er, wie nicht bestritten ist, ander­
weitig, insbes. durch Inanspruchnahme des Schülers L., 
nicht hat decken können. Im ersten Rechtszuge begehrte 
er auch eine Feststellung dahin, daß der Bekl. ihm wei­
teren Schaden aus dem tödlichen Unfall seiner Ehefrau 
zu ersetzen habe.

Der Bekl. hat den Anspruch nach Grund und Höhe 
bestritten und jedes Verschulden seiner Beamten, insbes. 
des Lehrers W., in Abrede gestellt.

Das LG. hat nach den Anträgen des KI. erkannt. Das 
OLG. hat die Klage abgewiesen. RG. hob auf und ver­
wies zurück.

Der auf Amtspflichtverletzung von Beamten des ver­
klagten Landes gestützte Schadensersatzanspruch setzt, 
da nur fahrlässige Pflichtverletzungen in Frage kommen, 
nach § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. voraus, daß der Kl. nicht 
auf andere Weise Ersatz für den Schaden erlangen kann. 
Daß die Klage insofern begründet ist, daß insbes. eine 
erfolgreiche Inanspruchnahme des Schülers L. für die 
Unglückfolgen in absehbarer Zeit nicht möglich ist, ist 
unter den Parteien nicht streitig.

Das BG. hat sodann zunächst geprüft, ob dem Lehrer 
W. insofern ein Vorwurf zu machen ist, daß er den 
Schüler L., der das Unglück durch seinen Ungehorsam 
unmittelbar verursacht hat, trotz der ihm nachgesagten 
schlechten Eigenschaften überhaupt zu dem Ausfluge zu­
gelassen hat. Dazu hat es festgestellt, daß der Lehrer 
diesen Schüler bis dahin nur als stillen, unauffälligen 
Jungen kennengelernt und daß er von einer Unbotmäßig­
keit desselben nichts gewußt habe, ohne daß ihm dieser- 
halb mangelnde Obhut vorzuwerfen sei. Es hat in dieser 
Beziehung auch ein Verschulden anderer Lehrer, die von 
einer Unbotmäßigkeit des L. wußten und den Lehrer W. 
nicht gewarnt haben, verneint, weil der Entschluß zu 
dem Ausfluge sehr schnell gefaßt worden sei und auch 
nicht festgestanden habe, daß L., der am Sonnabend, 
den 2. Juli 1938, in der Schule gefehlt habe, den Ausflug 
mitmachen werde, im übrigen aber auch kein genügen­
der Anhalt dafür Vorgelegen habe, daß er bei einer Teil­
nahme an dem Ausflug sich so, wie es dann geschehen 
sei, verhalten werde.

Die Verneinung eines Verschuldens insofern gibt zu 
Bedenken keinen Anlaß. Die Rev. hat zwar gebeten, zu 
prüfen, ob nicht bei der Übergabe der Klasse der bis­
herige Lehrer des L. den Lehrer W. als seinen Nach­
folger über die schlechten Eigenschaften des Jungen 
hätte aufklären oder das mindestens hätte nachholen 
müssen, als der im Lehrerkreise doch gewiß besprochene 
Ausflug bevorgestanden habe. Der Lehrer W. selbst hat
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nach dem BU. als Zeuge bekundet, er würde den L. 
von dem Ausflug ausgeschlossen haben, wenn er dessen 
schlechte Eigenschaften vorher gekannt hätte. Einzel­
heiten über den Charakter des L. sind nicht festgestellt, 
das BO. hat aber angenommen, sie seien nicht derart 
gewesen, daß man ihm eine Leichtfertigkeit, wie er sie 
mit dem Hinabrollen des Steinblocks gezeigt habe, habe 
Zutrauen müssen. Hiernach kann den Lehrern jn den bis­
her erörterten Hinsichten kein Vorwurf gemacht wer­
den. Es ist weiter aber auch nicht zu beanstanden, wenn 
das BO. eine besondere Oberwachungspflicht des Leh­
rers W. gegenüber dem L., der die Ermahnungen für 
den Ausflug in der Schule wegen Fehlens im Unterricht 
an den Schultagen vor dem Ausflug nicht miterhalten 
hatte, deshalb verneint hat, weil der Lehrer W. das Ver­
bot des Steinhinabwerfens auf dem Ausflug noch einmal 
ausdrücklich wiederholt habe und er im übrigen darauf 
hätte vertrauen dürfen, daß L. von seinen Mitschülern 
zur geeigneten Zeit auch von den in der Schule an die 
Tafel geschriebenen Weisungen erfahren werde. Eine 
Verkennung des Verschuldensbegriffs ist bei alledem 
nicht ersichtlich.

Das BO. hat dann auch in sonstiger Hinsicht ein Ver­
schulden auf seiten des Lehrers W. verneint. Es hat an­
genommen, er habe den Ausflug so sorgfältig vorbereitet 
und geleitet, wie es „üblicherweise“  verlangt werden 
könne. Gemeint ist damit wohl, der Lehrer W. habe #da- 
bei die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet. 
Das BO. hat dazu noch einmal festgestellt, W. habe die 
Schüler nicht nur vor dem Ausflug in der Schule, son­
dern auch noch einmal auf dem Ausfluge selbst auf die 
Steinschlaggefahr hingewiesen und ihnen deshalb ver­
boten, Steine abzuwerfen, ferner: er habe die Schüler 
bis in den Wald hinein geschlossen marschieren lassen, 
er habe das auch noch auf dem Fußwege im Walde ver­
sucht, doch habe sich das dann als unmöglich heraus­
gestellt, weil die Schüler häufiger hätten austreten müs­
sen. Im Walde sei ein geschlossenes Marschieren nicht 
üblich, und ein solches würde auch dem mit dem Aus­
flug verbundenen „Erholungszweck“  widersprochen haben. 
Eine ständige Beaufsichtigung jedes einzelnen Schülers 
im Walde sei gar nicht möglich gewesen, auch nicht, 
wenn ein zweiter Lehrer mitgegangen wäre. Letzteres 
sei im übrigen weder üblich! noch hier durch die Um­
stände geboten gewesen; der Lehrer W. sei für die Lei­
tung eines solchen Ausfluges weder zu alt noch zu gut­
mütig gewesen. Er habe schon seit Jahren derartige 
Klassenausflüge geleitet, wenn auch nicht in den Harz, 
so doch in andere Berggegenden mit ähnlichen Wegen 
und Gefahrenmöglichkeiten. Er sei als gewisserhafter, 
pflichttreuer Lehrer bekannt. Wenn er von seinen Schü­
lern „Opa“  genannt werde, so besage das noch nicht, 
daß er nicht die gebührende Achtung genösse, son­
dern es sei damit nur der Altersunterschied von zwei 
Geschlechterfolgen ausgedrückt. Trotz der erteilten Er­
mahnungen sei freilich damit zu rechnen gewesen, daß 
einzelne Schüler sich doch von ihrem Spieltrieb dazu 
verleiten lassen würden, Steine vom Berghang hinab­
zuwerfen. Die Möglichkeit aber, daß einer das an einer 
Stelle tun werde, wo offenbar ein Haus hätte getroffen 
werden können, habe nach aller menschlicher Erfahrung 
so fern gelegen, daß damit nicht hätte gerechnet zu wer­
den brauchen. Deshalb sei auch der Vorwurf unbegrün­
det, W. hätte an der Stelle, wo der Weg am Steilhang 
gerade über den Häusern entlangführe, die ganze Klasse 
versammeln und sie dort geschlossen vorbeiführen müs­
sen, unbegründet. Übrigens sei W. diesen Wegeteil mit 
der Hauptmasse der Schüler gar nicht gegangen, habe 
vielmehr einen anderen Weg eingeschlagen. Daß der 
Schüler L. mit noch drei anderem Schülern zurückgeblie­
ben sei, dann den Anschluß an die Klassenmehrheit ver­
paßt und den anderen Weg eingeschlagen habe, könne 
dem Lehrer W. nicht zum Verschulden angerechnet wer­
den. Er habe damit, daß er nach der Frühstücksrast die 
vier Gruppen eingeteilt und für jede einen Gruppenführer 
bestimmt habe, alles ihm Mögliche getan, um den Zu­
sammenhalt zu wahren. Er sei der Ansicht gewesen, und 
hätte es sein dürfen, daß die Schüler durch ihre Zu­
gehörigkeit zum Jungvolk an Marschzucht gewöhnt seien. 
Seiner Aufsichtspflicht habe er dann dadurch genügt, 
daß er sich bald mehr in der Mitte, bald mehr vorn bei

den Gruppen gehalten habe. Er habe nicht in kurzen Ab­
ständen, etwa alle 10 Minuten, immer wieder die Schü­
ler sammeln können, um festzustellen, ob auch keiner 
fehle. Schließlich hat das BG. dann noch geprüft, ob 
etwa dem Schulleiter oder gar einem Beamten im braun­
schweigischen Ministerium für Volksbildung irgendein 
für den Unglücksfall ursächliches Verschulden zum Vor­
wurf gemacht werden könne. Es hat aber auch dazu kei­
nen Anlaß gefunden mit dem Hinzufügen, daß auch der 
Schulleiter den Lehrer W. nur als pflichtbewußten, tüch­
tigen und erfahrenen Lehrer gekannt habe und deshalb 
keine Bedenken gegen den Ausflug, so wie er unter­
nommen wurde, hätte zu haben brauchen.

Es ist die Frage, ob hier nicht dem Schulleiter eine 
schuldhafte Amtspflichtverletzung insofern zur Last fällt, 
als er den Lehrer W. m it 36 so jungen Schülern über­
haupt den Klassenausflug in den Harz allein unternehmen 
ließ, und ob das BG. bei seiner nur mit wenigen Worten 
ausgesprochenen Verneinung eines Verschuldens insoweit 
nicht den Begriff der Fahrlässigkeit aus § 276 BGB. ver­
kannt hat. Wie weit die Amtspflichten des Schulleiters 
bei der Veranstaltung von Klassenwanderungen gehen, 
richtet sich allerdings hier nach nichtrevisiblem braun­
schweigischem Landesrecht. Das BG. hat aber bisher in 
dieser Beziehung keine besonderen Feststellungen ge­
troffen. Grundsätzlich wird jedenfalls, soweit nicht das 
braunschweigische Landesrecht etwas anderes ergeben 
sollte, davon ausgegangen werden dürfen, daß es Pflicht 
nicht nur des einen Klassenausflug unternehmenden Leh­
rers, sondern auch der betreffenden Schulleitung ist, der­
artige Klassenwanderungen so vorzubereiten und zu ge­
stalten, daß nicht nur die Schüler vor Gefahren möglichst 
geschützt bleiben, sondern daß auch dritten Personen 
Gefahren möglichst ferngehalten werden (vgl. hierzu Urteil 
des erk. Sen. v. 15. Juni 1934, III 320/33: JW. 1934, 2618 s). 
Die Amtspflicht läge den betreffenden Stellen dann auch 
den gefährdeten Dritten gegenüber ob. Der Gedanke, 
daß eine Wanderung so vieler jugendlicher Schüler im 
Alter von 10 bis 12 Jahren mit ihrem natürlichen Hang 
zu allerlei Unfug durch ein Bergtal wie das hier in Frage 
kommende mancherlei Gefahren sowohl für die Schüler 
selbst als auch für dritte Personen mit sich bringen 
würde, lag nahe. Gerade an die Gefahr, daß die Jungen 
an den Berghängen Steine lostreten oder mit Steinen 
werfen konnten, ist denn ja auch von dem Lehrer W. 
gedacht worden. Im Hinblick auf die hohe Schülerzahl, 
das noch recht jugendliche Alter der Schüler und das 
gewählte Wanderziel muß es von vornherein als ein 
Mangel an der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt er­
scheinen, wenn ein für die Veranstaltung verantwortlicher 
Schulleiter den doch immerhin schon im vorgerückten Alter 
stehenden Lehrer W. die mancherlei Gefahrenmöglich­
keiten mit sich bringende Klassenwanderung allein, ohne 
eine weitere Aufsichtsperson, unternehmen ließ. Zur 
Verneinung eines Verschuldens hätte es jedenfalls einer 
näheren Begründung bedurft. Der Schulleiter kann sich 
nicht damit entschuldigen, daß er den Lehrer W. nur 
als tüchtigen, gewissenhaften Lehrer und auf anderen 
Ausflügen erprobten Wanderführer gekannt habe. Denn 
unter den gegebenen Umständen 36 Jungen hinreichend 
zu beaufsichtigen, ist in der Regel auch der beste Leh­
rer allein nicht imstande. Die Frage einer schuldhaften 
Amtspfhchtverletzung des Schulleiters bedarf deshalb einer 
nochmaligen eingehenden Erörterung durch den Tatrichter. 
Wenn das BG. in anderem Zusammenhang sagt, auch 
beim Mitgehen eines zweiten Lehrers wäre es nicht 
möglich gewesen, auf den eingeschlagenen Waldwegen 
jeden einzelnen Schüler jederzeit zu beaufsichtigen, so 
mag das richtig sein. Es bleibt aber doch zu prüfen, ob 
hier dann nicht durch eine zweite Aufsichtsperson mit 
hoher Wahrscheinlichkeit vermieden worden wäre, daß 
sich die vier Schüler für längere Zeit von den anderen 
trennten, so auf den anderen Weg gerieten und dort den 
verhängnisvollen Unfug trieben. Diese Frage des ursäch­
lichen Zusammenhangs würde das Gericht gegebenen­
falls im Rahmen des §287 ZPO. nach freier Überzeugung 
zu entscheiden haben.

(RG., III. ZivSen., U. v. 11. März 1942, III 96/41.) [He.j 

*
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5. AG. — § 1708 BGB.; §322 ZPO.
Die Rechtskraft eines früheren klageabweisenden Un­

terhaltsurteils ist nicht zu beachten, wenn auf Grund 
eines danach ergangenen Statusurteils eine neue Unter­
haltsklage erhoben wird. Der Unterhalt kann dann aber 
nur vom Zeitpunkt der Rechtskraft des Stafusurteils ab 
verlangt werden. | )

Der Kl. wurde am 13. Jan. 1934 von der ledigen Emma
V. geboren. Durch Urteil des AG. Schweinfurt v. l l .O k t.  
1934 wurde eine Klage des KL, mit der der Bekl. wegen 
unehelicher Vaterschaft auf Leistung des Unterhalts an 
den Kl. in Anspruch genommen war, als unbegründet 
zurückgewiesen. Das Urteil des LG. Schweinfurt v. 30. Dez. 
1940 stellte im Statusverfahren den Bekl. als den Er­
zeuger des Kl. fest. Die vom Bekl. gegen dieses Urteil 
eingelegte Berufung an das OLG. Bamberg blieb erfolg­
los. Das BU. wurde mit Ablauf des 2. Juni 1941 rechts­
kräftig.

Der Kl. verlangt nunmehr erneut Unterhalt vom Bekl. 
Er stützt sich darauf, daß es mit dem gesunden Volks­
empfinden nicht zu vereinbaren sei, wenn der Bekl. trotz 
des Personenstandsurteils die Zahlung von Unterhalt an 
den Kl. verweigern dürfe.

Er beantragt, den Bekl. zur Entrichtung einer je für 
3 Monate vorauszahlbaren Unterhaltsrente von jährlich 
300 ¡RM an den Kl. auf die Zeit vom 13. Jan. 1937 bis 
zum 13. Jan. 1950 zu verurteilen.

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt im wesent­
lichen davon ab, inwieweit man in Anbetracht des die 
Erzeugerschaft des Bekl. bejahenden Statusurteils die 
Rechtskraft des früheren Urteils, das die Unterhaltsklage 
als unbegründet abwies, zurücktreten lassen w ill.

Das RG. hat mit seinem Urt. v. 15. Juni 1939 (RGZ. 160, 
,293 =  DR. 1939,125820) erklärt, daß Urteile in Rechts­
streitigkeiten über die blutsmäßige Abstammung für und 

'gegen alle wirken, allerdings erst diejenigen Urteile, die 
nach Bekanntmachung eben des RGUrt. v. 15. Juni 1939 

| erlassen sind, weil erst diese im förmlichen Statusverfah­
ren ergangen sein können. Die Rechtsgrundsätze des 
RG. im Urt. v. 15. Juni 1939 sind inzwischen ständige Rspr. 
des RG. geworden (vgl. den Aufsatz „Die Auswirkungen 

i der Rechtskraft von Urteilen jn Abstammungsfeststellungs- 
Iprozessen“  von Dr. R o q u e t t e  in DR. 1941,2100). 
i An das im vorl. Fall ergangene Statusurteil ist also das 
! erkennende Gericht ebenso wie jeder andere gebunden.

Die Schwierigkeiten, die sich schon aus der Verschie­
denheit des Urteilsspruchs im früheren Unterhaltsprozeß 
und dann im Statusprozeß ergeben, wurden in der Rspr. 

; bisher verschiedenen Lösungsversuchen unterworfen. So 
! hält das LG. Göttingen (vgl. DR. 1940, 208) unter Ab­
lehnung der Möglichkeit einer Restitutionsklage es für 
zulässig, auf Grund des positiven Statusurteils gegenüber 
einem rechtskräftigen klagabweisenden Unterhaltsurteile 
§ 826 BGB. anzuwenden. Das LG. München-Gladbach 
(vgl. DR. 1941, 213819) vertritt den Standpunkt, daß so­
wohl eine Restitutionsklage wie § 826 BGB. fehl am 
Platze seien, und entnimmt aus dem gesunden Volks­
empfinden den Schluß, daß die Rechtskraft des die 
Unterhaltsklage abweisenden Urteils wegen des Status­
urteils zu weichen habe. Es fügt allerdings die Einschrän­
kung hinzu, daß eine Verurteilung des Erzeugers zur 
Leistung von Unterhalt an das Kind erst mit Wirkung 
vom Zeitpunkt der Rechtskraft des Statusurteils an in 
Frage komme.

Die von der ZPO. verliehenen Möglichkeiten einer 
Wiederaufrollung des früheren Unterhaltsprozesses (vgl. 
§§ 579, 580 ZPO.) sind bei Berücksichtigung des klaren 
Wortlautes und Sinnes der Bestimmungen hier nicht 
vorhanden, und auch die Voraussetzung des § 826 BGB., 
d. i. ein sittenwidriges, vorsätzlich schadenstiftendes Ver­
halten des Bekl., fehlt.

Es ist in der Tat mit dem gesunden Rechtsempfinden 
nicht vereinbar, daß jemand durch ein Statusurteil als 
Erzeuger eines unehelichen Kindes mit allgemeinverbind­
licher Kraft festgestellt und dennoch berechtigt sein solle, 
die Unterhaltsleistung an das Kind unter Berufung auf 
ein früheres klagabweisen'des Unterhaltsurteil abzuleh­
nen, und zwar gleichgültig, daß das frühere Urteil for­
mell und materiell ordnungsgemäß zustande kam. Die 
Rechtskraft dieses früheren Urteils hat infolgedessen außer

Betracht zu bleiben, wenn auf Grund des Statusurteils 
eine neue Unterhaltsklage erhoben wird.

Das gesunde Volksempfinden fordert aber, daß die 
unterhaltsrechtlichen Auswirkungen des Statusurtöils nicht 
auch noch in eine Zeit hineinstrahlen, in der der nun­
mehr als der uneheliche Vater Erkannte auf die Rechts­
kraft des früheren klagabweisenden Urteils, das ihm be­
scheinigte, nicht der Erzeuger zu sein, vertrauen durfte. 
Es kommt aber auch nach dem gesunden Volksempfin­
den allein auf die jeweiligen Umstände an. In Fällen wie 
dem vorliegenden folgen die b e s o n d e r e n ,  zur er­
neuten Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs berech­
tigenden Umstände entscheidend daraus, daß das Status­
urteil die Vaterschaft des Bekl. mit Wirkung für und 
gegen alle feststellt, also eine Bedeutung hat, die, jeder­
mann ohne weiteres erkennbar, weit diejenigen eines 
gewöhnlichen Urteils übertrifft.

Der Bekl. kann nach alledem erneut gern. § 1708 BGB. 
auf Unterhalt in Anspruch genommen werden, freilich 
erst mit Wirkung von dem Tage ab, mit dessen Anfang 
die Rechtskraft des Statusurteils begann, das ist vom
3. Juni 1941 ab. Nach §1711 BGB. ist der Unterhalt auch 
für die Vergangenheit zu leisten.

(AG. Schweinfurt, Urt.v. 28. Nov. 1941, C 375/41.) [He.]

Anmerkung: Das Urteil macht sich die von mir in DR. 
1941, 2103 ff. vertretene Rechtsauffassung zu eigen, daß 
die allgemeinverbindliche Rechtskraft eines Statusurteils 
die nur die Parteien bindende Rechtskraft eines klage­
abweisenden Unterhaltsurteils vernichtet und damit den 
Weg zu einem neuen Unterhaltsprozeß frei macht.

Neu ist der Satz, daß in dem neuen Unterhaltsprozeß 
nicht alle in der Vergangenheit liegenden Unterhalts­
ansprüche des Kindes geltend gemacht werden können, 
sondern nur diejenigen, die seit dem Tage der Rechts­
kraft des Statusurteils entstanden sind. Dieser Satz ist 
zutreffend. Bis zur Rechtskraft des Statusurteils wirkte 
sich die Rechtskraft des klageabweisenden Urteils auf 
die Rechtsverhältnisse der Parteien aus. Sie hinderte also 
die Geltendmachung der Unterhaltsansprüche. Die Ver­
nichtung dieser Rechtskraftwirkung ist erst in dem 
Augenblick eingetreten, in welchem sich die allgemein­
verbindliche Rechtskraft des Statusurteils auswirken 
konnte. Insofern ist es richtig, wenn das AG. Schwein­
furt erklärt, der nachträglich als Vater festgestellte Mann 
habe auf das klageabweisende Urteil Vertrauen dürfen.

RA. Dr. R o q u e t t e ,  Königsberg i. Pr.

*

6 . KG. — § 1933 BGB.; §§281, 253 ZPO.
Eine durch Zustellung erhobene begründete Eheschei­

dungsklage schließt das Erbrecht des anderen — schul­
digen — Ehegatten nach § 1933 BGB. auch dann aus, wenn 
ihr ein wesentlicher, abei heilbarer Mangel anhaftete. Als 
eine solche Klage kann auch eine vor Zustellung der 
Klage des anderen Ehegatten durch Zustellung erhobene 
„Widerklage“  angesehen werden.

Am 13. Febr. 1941 verstarb der Erblasser W. ohne 
Hinterlassung einer Verfügung von Todes wegen. Er 
war mit Gerda geb. K. in kinderloser Ehe verheiratet 
gewesen. Als nächste gesetzliche Erben kommen neben 
der Witwe seine Eltern in Betracht.

Am 21. Nov. 1940 hatte die Ehefrau des Erblassers bei 
dem LG. Berlin die Ehescheidungsklage gegen den Erb­
lasser eingereicht und das Armenrecht dafür beantragt. 
Demgegenüber erklärte der RA. T. für den Erblasser 
mittels eines dem Prozeßbevollmächtigten der Ehefrau 
am 24. Dez. 1940 zugestellten Schriftsatzes v. 23. Dez. 1940 
mit der Bitte um Bewilligung des Armenrechtes folgen­
des: „Ich werde beantragen: 1. Die Klage abzuweisen, 
2. erhebe ich Widerklage mit dem Anträge, die Ehe der 
Parteien zu scheiden und die KL für schuldig zu er­
klären.“  Zur Begründung der Widerklage machte er 
unter Angabe von Beweisen geeignete Tatsachen gel­
tend. Durch Beschluß des LG. v. 7. Jan. 1941 wurde bei­
den Parteien das Armenrecht bewilligt. Die Klage wurde 
dem Erblasser am 17. Jan. 1941 zugestellt, ln einem Ter­
min v. 1. März 1941 sollte darüber verhandelt werden. 
Der Erblasser starb jedoch am 13. Febr. 1941.

Der Vater des Erblassers beantragte nunmehr beim
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Nachlaßgericht die Ausstellung eines Erbscheins für ihn 
und seine Ehefrau, und berief sich hierbei zur Aus­
schaltung der Ehefrau des Erblassers auf die von diesem 
in dem Ehescheidungsprozeß erhobene Widerklage. Das 
AG. lehnte die Erteilung des Erbscheins ab, weil eine 
Widerklage mit der Zustellung des Schriftsatzes vom 
23. Dez. 1940 mangels damaliger Rechtshängigkeit der 
Klage nicht erhoben sei. Eine Beschwerde des Antrag­
stellers wurde vom LG. zurückgewiesen. Die weitere Be­
schwerde hat Erfolg gehabt.

Das LG. hält in Übereinstimmung mit dem AG. die 
Voraussetzungen des § 1933 BGB. schon insofern nicht 
für erfüllt, als der Erblasser eine Scheidungsklage nicht 
wirksam erhoben habe, und führt zur Begründung aus: 
M it der Zustellung des Schriftsatzes v. 23. Dez. 1940 sei 
die darin enthaltene Widerklage noch nicht erhoben 
worden, weil es in diesem Zeitpunkte an einer rechts­
hängigen Klage gefehlt habe. Hierbei habe es sich, ganz 
abgesehen davon, daß die Voraussetzungen einer Hei­
lung nach § 295 ZPO. nicht Vorgelegen hätten, überhaupt 
nicht um einen heilbaren Formmangel gehandelt. Viel­
mehr sei eine vor der Klageerhebung zugestellte Wider­
klage begrifflich überhaupt keine solche. Sie könne des­
halb auch nicht durch die nachträgliche Zustellung der 
Klage (oder durch sonstige Ereignisse) wirksam werden.

Es kann dahingestellt bleiben, ob und inwieweit diese 
Ausführungen rechtlich zutreffend sind. Das LG. lehnt 
die Annahme ab, daß die Rechtshängigkeit der Haupt­
klage für die Widerklage eine bloße Prozeßvorausset­
zung sei, deren Fehlen das Rechtshängigwerden einer 
Klage oder einer Widerklage nicht hindert und nachträg­
lich geheilt werden kann (vgl. aber B a u m b a c h ,  ZPO. 
Anh. zu § 253 Ziff. 2). Aber auch dann bleibt immer noch 
die Frage offen, ob die „Widerklage“  etwa als selbstän­
dige Klage rechtshängig geworden ist. Das ist hier — 
ähnlich w'ie in der Entsch. des RG. bei Gruchot 52, 1129 
— zu bejahen. Es darf unbedenklich angenommen wer­
den, daß der Erblasser seine „Widerklage“  auf Scheidung 
der Ehe nötigenfalls auch als Hauptklage gelten lassen 
wollte. Dann war sie aber nach § 253 Abs. 1 ZPO. mit 
ihrer Zustellung wirksam erhoben. Daß in ihr die nach 
§253 Abs. 2 Ziff. 3 ZPO. als notwendiges Erfordernis 
vorgesehene Ladung fehlte, nahm dem Schriftsätze nicht 
die Eigenschaft einer Klageschrift und stand dem Eintritt 
der Rechtshängigkeit nicht entgegen. Der Mangel konnte 
vielmehr — sogar mit rückwirkender Kraft — geheilt 
werden (RG.: JW. 1934, 1493; J o na s ,  ZPO § 253 
Anm. IV 2 Abs.3; B a u m b a c h ,  ZPO. §253 Anm. 2C). 
Ist aber demnach die Scheidungsklage des Erblassers 
vor seinem Tode rechtshängig geworden, so ist es uner­
heblich, ob der der Klageschrift anhaftende Mangel bis 
dahin geheilt worden ist. Denn §1933 BGB. setzt nur 
voraus, daß der Erblasser die Scheidungsklage erhoben 
und damit rechtshängig gemacht hatte sowie ferner, daß 
sie sachlich begründet war, also zum Erfolge führen 
konnte. Der Umstand, daß noch Mängel hinsichtlich der
Prozeßvoraussetzungen bestanden, die aber geheilt wer­
den konnten, schließt die Anwendung der Vorschrift 
weder ihrem Wortlaut noch ihrem Sinne nach aus. Die 
gesetzliche Regelung beruht auf der Erwägung, daß ein 
Erblasser, der zur Zeit seines Todes auf Scheidungseiner 
Ehe zu klagen berechtigt war und der seinen Schei- 
dungswillen durch Erhebung einer Klage deutlich zum 
Ausdruck gebracht hat, von seinem (schuldigen) Ehe­
gatten nicht mehr gesetzlich beerbt werden soll. Von 
diesem Gesichtspunkte aus kann es auf das Vorhanden­
sein von formalen, jederzeit heilbaren Mängeln der 
Klageschrift nicht entscheidend ankommen. Denn diese 
Mängel berührten die Ernstlichkeit des Scheidungswillens 
sowie die Deutlichkeit seiner Kundgebung in keiner 
Weise und würden, da sie heilbar waren und vom Erb­
lasser ohne seinen vorzeitigen Tod vermutlich geheilt 
worden wären, den Erlaß des Scheidungsurteils nicht ge­
hindert haben. Es bleibt deshalb nunmehr zu prüfen, ob 
die Scheidungsklage des Erblassers sachlich begründet 
war. Das in dem Rechtsstreit der Erbbeteiligten über die 
Herausgabe von Nachlaßgegenständen ergangene rechts­
kräftige Urteil des Prozeßgerichts bindet dabei, wie das 
LG. zutreffend dargelegt hat, das Nachlaßgericht nicht.

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 13. März 1942, 1 Wx 34/42.) 
*

7. RG. — §§2048, 2365 BGB.; §62 ZPO. Teilungs­
anordnungen können nicht die Wirkung haben, daß ein 
Miterbe mehr oder weniger als seinen Erbteil erhält.

Die Vermutung, daß dem im Erbschein Bezeichnten 
das darin angegebene Erbrecht zustehe, ist widerlegbar, 
auch wenn dagegen keine neuen Tatsachen, sondern nur 
eine andere Rechtsansicht angeführt werden kann.

Wie zwischen Erben, die über einen Erbanteil streiten, 
keine notwendige Streitgenossenschaft besteht, ist auch 
zwischen Gesellschaftern einer OHG. eine einheitliche 
Entscheidung über ihre Beteiligung nicht notwendig, f)

Am 10. Okt. 1933 starb zu P. der Kaufmann Gustav G. 
Er hinterließ seine‘ Ehefrau, einen Sohn Karl-Heinz und 
vier Töchter: Ruth, die Erstkl., Ursula verehelichte Kr., 
Barbara, die Zweitbekl., und Ilse verehelichte H., die ihr 
Erbteil an den Erstbekl. verkauft hat. Er (G.) hatte am 
15. Juli 1933 ein Testament gemacht, in dem er zunächst 
gesagt hat, sein Vermögen bestehe aus 75% Anteilen 
der Handelsgesellschaft Gustav G. in P., welcher auch 
sein gesamter landwirtschaftlicher Besitz und das Haus­
grundstück P., N.straße 99, gehören sollten, ferner sei­
nem Bar- und Kapitalvermögen, weiter dem Mobiliar und 
Inventar und schließlich aus einem Anspruch aus einer 
Unfallversicherung mit Prämienrückgewähr (§ 1). Seine 
Ehefrau solle alles bis auf die 75% Anteile der Gesell­
schaft erben, außerdem noch bestimmte Zuwendungen 
haben (§2). In § 3 ist gesagt, die Erstkl. habe bei ihrer 
Verheiratung außer einer angemessenen Ausstattung 25% 
an der Handelsgesellschaft bekommen und sei damit an 
dem Vatererbe zunächst abgefunden. Der Sohn solle 25% 
der Gesellschaft erben, einschließlich des landwirtschaft­
lichen Besitzes. Die drei Töchter Ilse, Ursula und Bar­
bara hätten bei ihrer Verheiratung eine angemessene 
Ausstattung und größere Geldbeträge erhalten, sie soll­
ten zu gleichen Teilen die letzten 50% Anteile der Ge­
sellschaft erben. Die Erben dürften über ihre Anteile aber 
erst nach zwölf Jahren verfügen. §4 bestimmt, daß die 
fünf Kinder Nacherben der Ehefrau sein sollten und daß 
die Ehefrau frei solle verfügen dürfen. Der Erstbekl. ist 
zum Testamentsvollstrecker ernannt worden (§7). Dann 
finden sich noch eine Reihe anderer Anordnungen in dem 
Testament.

Die OHG. Gustav G. war aus der Firma Gustav G. 
erwachsen, deren alleiniger Inhaber seit 1904 der Erb­
lasser war. Sie war durch Verträge v. 27. Dez. 1918 und 
25. Febr. 1919 entstanden, in denen die KI. als gemein­
schaftliches Vermögen ein Viertel des bisherigen Ver­
mögens der Firma und eine Forderung der Erstkl. in 
Höhe von 100000MM, Gustav G. den Rest einbrachten. 
Am Gewinn und Verlust sollten die KI. zu 25%, Gustav G. 
zu 75o/o beteiligt sein. Im Falle des Todes eines Gesell­
schafters sollte die Gesellschaft nicht aufgelöst werden, 
der Anteil des Verstorbenen sollte vielmehr seinen Erben 
zufallen. Etwa hinzukommendes Vermögen sollte persön­
liches Vermögen des Erwerbenden sein. Gustav G. hat 
nach Errichtung der Gesellschaft das Stadtgut P. und das 
Hausgrundstück N.straße 99 in P. erworben.

Auf Grund des am 1. Okt. 1933 in Kraft getretenen 
REG wurden die landwirtschaftlichen Grundstücke des 
Nachlasses zum Erbhof erklärt; Karl-Heinz G. wurde An­
erbe. Er schloß im Einverständnis aller am Nachlaß Be­
teiligten am 25. Jan. 1936 mit dem Erstbekl. als Testa­
mentsvollstrecker einen Vertrag, nach dem er die Erbhof- 
grundstücke zum Alleineigentum, weiter aber auch eine 
Reihe von Hypotheken, die auf ihnen ruhten, und be­
stimmte andere Lasten übernahm. Er verzichtete ferner 
auf alle weitergehenden Ansprüche gegen den Nachlaß 
als Erbe und Nacherbe und erklärte sich für völlig' ab­
gefunden am Nachlaß.

Das Nachlaßgericht hat am 19. Sept. 1936 einen gemein­
schaftlichen Erbschein des Inhalts ausgestellt, daß Erben 
des Gustav G. (kraft Gesetzes) zu % die Witwe und zu 
Je ¥20 die fünf Kinder des Erblassers geworden seien, 
und daß Karl-Heinz Anerbe sei. Ein Antrag der Schwe­
stern Barbara und Ursula, den Erbschein wegen Unrich­
tigkeit einzuziehen, ist abgelehnt worden. In einem Rechts­
streit der Ursula Kr. hat das OLG. durch jetzt rechts­
kräftiges Urteil gegenüber den jetzigen KI. festgesteiit, 
daß Frau Kr. an dem Vermögen sowie am Gewinn und 
Verlust der OHG. Gustav G. in P. mit 22%,,%, die jetzige 
Erstkl. mit 33i/3o/0) und zwar in Höhe von 25% zu
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sammen mit ihrem Ehemann, dem jetzigen Zweitkl., be­
teiligt sei.

Die KI. halten dies Urteil für unrichtig, meinen auch, 
es sei im Verhältnis zwischen ihnen und den Bekl. nicht 
bindend. Sie sind der Ansicht, die Erstkl. habe neben den 
25<>/o, weiche ihnen beiden gemeinsam schon vor dem 
Erbfall zugestanden hätten, ebenso wie ihre Schwestern 
einen Anteil von 18% 0/0, und klagen auf Feststellung, daß 
die beiden ersten Bekl. am Vermögen sowie_ am Gewinn 
und Verlust der OHG Gustav G. in P. mit je 18%%, 
sie dagegen mit 43%o/0) und zwar in Höhe von 25% 
beide zusammen, in Höhe von 18%% die Erstkl. allein 
beteiligt seien.

Sie führen aus, da das Stadtgut als Erbhof aus dem 
Nachlaß ausgeschieden, auch der Anerbe am Nachlaß 
nicht beteiligt sei, seien sämtliche Bestimmungen des 
Testaments über die Verteilung der Anteile an der Ge­
sellschaft hinfällig. Es trete also gesetzliche Erbfolge 
ein. Nach dem Ausscheiden der Mutter und des Bruders 
Karl-Heinz seien die 750/0 Beteiligung an der Gesell­
schaft, die als Anteil des Erblassers in den Nachlaß ge­
kommen seien, zu gleichen Teilen unter die Schwestern 
zu verteilen, auf die Erstkl. entfalle also ebenso wie auf 
jede andere Schwester eine Beteiligung von 18%%, die 
bei der Erstkl. neben den 25% ständen, die beiden KI. 
schon vorher gehört hätten. Aber auch wenn die Bestim­
mungen des Testaments trotz der Eingriffe der Erbhof­
gesetzgebung aufrechterhalten werden könnten, hätten 
alle Schwestern denselben Anteil an der Gesellschaft; 
denn der Erblasser habe sie, wie das Testament ergebe, 
alle gleichstellen wollen.

Das LG. und das OLG. haben die Klage abgewiesen. 
Das RG. hob auf und verwies die Sache an das OLG. 
zurück.

Zunächst ist dem OLG. darin zuzustimmen, daß das 
Urteil in dem Rechtsstreit zwischen den Kl. und Frau Kr. 
für den vorl. Rechtsstreit rein rechtlich ohne Bedeutung 
ist. Die beiden ersten Bekl. und Frau Kr. sind nicht not­
wendige Streitgenossen, so daß die Klage nur gegen alle 
gemeinsam gerichtet werden könnte (§ 62 ZPO.). Das 
hier streitige Rechtsverhältnis der Höhe der Beteiligung 
der Erstkl. an der OHG. kann nicht allen Gesellschaftern 
gegenüber nur einheitlich festgestellt werden, und auch 
aus sonstigen Gründen ist die Streitgenossenschaft nicht 
notwendig. Es handelt sich weder um eine gemeinsame 
Berechtigung oder Verpflichtung, noch hat die Prozeß­
führung des einen nach irgendeinem Rechtssatz Bedeu­
tung für den anderen, noch besteht irgendeine Notwen­
digkeit anderer Art für eine nur gemeinsame Prozeß­
führung eines Gesellschafters gegen die anderen in An­
sehung einer Beteiligung an der Gesellschaft. Wie zwi­
schen Erben, die über ihren Erbanteil streiten, keine not­
wendige Streitgenossenschaft besteht (RGZ. 95, 97, RG- 
Urt. v. 7. Nov. 1921: SeuffArch. 77, 160), ist auch zwischen 
Gesellschaftern einer OHG. eine einheitliche Entsch. über 
ihre Beteiligung nicht notwendig. Im vorl. Fall aber ist 
um so weniger eine notwendige Streitgenossenschaft 
zwischen den ersten beiden Bekl. und Frau Kr. anzu­
nehmen, als der Rechtsstreit der KI. mit Frau Kr. in der 
Tat schon durchgeführt worden ist, ohne daß die beiden 
ersten Bekl. zugezogen worden wären.

Die sachliche Entsch. des angef. Urteils beruht auf 
folgenden Erwägungen: Das Testament enthält keine 
Erbeinsetzungen, sondern nur Teilungsanordnungen, so­
weit die Kinder des Erblassers in Frage kommen. Es 
tr itt also gesetzliche Erbfolge ein. Die Teilungsanord­
nungen sind nicht hinfällig geworden, obwohl die Erb­
hofgesetzgebung die Nichtigkeit mehrerer Anordnungen 
nach sich gezogen hat. Der Wille des Erblassers ist aber 
ergänzend dahin auszulegen, daß die Erstkl., die nach 
dem Testament halb soviel wie ihre drei Schwestern zu­
sammen von dem Vermögenszuwachs infolge der Zu­
teilung der Grundstücke zum Vermögen der OHG. be­
kommen solle, auch 1/3 der durch den Wegfall des An­
erben freigewordenen 25%-Beteiligung an der Gesell­
schaft, also 81/3% zu beanspruchen habe, und zwar neben 
den 25o/o, die ihr und ihrem Ehemann schon vor dem 
Erbfall zustanden. Da die Bekl. diese Beteiligung nicht 
bestritten, sei die Klage abzuweisen, ein Schicksal, das 
die Klage aber auch dann haben müsse, wenn die Tei'- 
lungsanordnungen von der teilweisen Nichtigkeit des

Testaments infolge der Erbhofgesetzgebung mitergriffen 
würden, da in dem Falle die Vorempfänge nicht fest­
ständen.

Diese Darlegungen setzen voraus, daß die KI. mit ihrer 
Klage nur festgestellt wissen wollen, ob der Erstkl. 
neben den 25% Beteiligung, die ihr zusammen mit 
ihrem Ehemanne zustehen, mehr als 81/3o/0 der Beteiligung 
gehören. Das BG. spricht sich nicht darüber aus, ob der 
Zweck der Wage nicht der ist, die Höhe der Beteiligung 
der Erstkl. überhaupt festzustellen, gleichviel wie hoch 
diese sei, und ob der Antrag nicht dahin auszulegen ist, 
es solle diese Höhe festgestellt werden, auch wenn sie 
nur 81/3%  oder wieviel sonst unter 81/30/0 betrage.

In der sachlichen Entsch. geht das BG. vom gesetz­
lichen Erbrecht aus, berechnet danach richtig den Erbteil 
der Erstkl. auf 3/20, nämlich, da fünf Kinder und die 
Witwe hinterblieben waren, auf den fünften Teil dessen, 
was nach dem Abzug des der Witwe gebührenden Vier­
tels übrigbleibt, und nimmt richtig an, daß jeder der 
Miterben diesem Erbteil entsprechend an der in den 
Nachlaß fallenden 75o/0 Beteiligung des Erblassers teil­
nimmt, so daß also die Erstkl. an der ganzen Gesell­
schaft eine Beteiligung von V20 von 75, d. i. 11V* °/o habe. 
Trotz dieser Berechnung und obwohl die Kl. eine Be­
teiligung von 18%% in Anspruch nehmen, führt das 
OLG. aus, die Parteien seien im Ergebnis darüber einig, 
daß die gesetzliche Erbfolge eintrete, und es billigt trotz 
dieser Berechnung der Erstkl. mit Rücksicht auf die 
Teilungsanordnungen nur einen Anteil von 81/3% zu. 
Daraus ergibt sich, daß das BG. der Meinung ist, Tei­
lungsanordnungen könnten die Wirkung haben, daß ein 
Miterbe mehr oder weniger als seinen Erbteil aus dem 
Nachlaß zu erhalten habe. Das ist aber rechtsirrig. Tei­
lungsanordnungen sind „Anordnungen für die Ausein­
andersetzung“  der Miterben (§2048 BGB.), nichts weiter. 
Sie gewinnen erst bei der Erbteilung Bedeutung. Der 
Erbteil aber ist der Anteil des Miterben an dem als 
Ganzes auf die Miterben übergegangenen Vermögen des 
Erblassers (§ 1922 BGB.), er tr itt sofort mit dem Erb­
fall in Erscheinung. Der Erbteil stellt sich als Bruchteil 
an dem Gesamtnachlaß dar (ohne daß es sich aber um 
eine Bruchteilsgemeinschaft i. S. der §§ 741 ff. BGB. han­
delte), als der Anteil des Miterben an der Gesamtrechts­
nachfolge nach dem Erblasser. Dieser Erbteil ist auf 
Grund anderer Vorschriften als der Teilungsanordnungen 
zu ermitteln, er kann weder in seinem Zahlenverhältnis 
noch in seinem Werte durch Anordnungen des Erblas­
sers, wer diesen oder jenen Gegenstand erhalten soll, 
verändert werden. Derartige Anordnungen sind nur im 
Rahmen der den einzelnen Miterben zukommenden Erb­
teile auszuführen.

Da sonach das angef. Urteil auf einer rechtsirrigen 
Auffassung des Begriffes der Teilungsanordnung beruht, 
ist es aufzuheben und die Sache zur Verhandlung und 
Entsch. an das BG. zurückzuverweisen. Dieses wird dann 
bei der erneuten Verhandlung folgende Gesichtspunkte zu 
beachten haben:

Hat ein Erblasser angeordnet, daß einzelne Gegen­
stände bestimmt bezeichneten Personen zukommen sol­
len, so bestehen folgende Möglichkeiten:

Der Wille des Erblassers kann ausschließlich dahin 
gehen, daß den benannten Personen die bestimmt be­
zeichneten Gegenstände bei der Erbteilung zugeteilt wer­
den sollen (reine Teilungsanordnung). Dann ist aus an­
deren letztwilligen Bestimmungen festzustellen, wen der 
Erblasser zu Erben eingesetzt hat, gegebenenfalls tr itt 
gesetzliche Erbfolge ein. Den auf diese Weise ermittel­
ten Erben sind daun bei der Teilung die Gegenstände 
zuzuweisen, die sie erhalten sollen. Ist ihr Erbteil grö­
ßer, so erhalten sie bei der Erbteilung noch mehr Werte; 
ist er kleiner, so liegt in Höhe des Überschusses keine 
Teilungsanordnung vor, und der Wille des Erblassers 
erfordert insoweit andere Rechtsformen zu seiner Ver­
wirklichung, es kann z. B. in der Höhe ein Vorausver­
mächtnis vorliegen.

Der Wille des Erblassers kann aber auch dahin gehen, 
daß die benannten Personen auf die bestimmten Gegen­
stände beschränkt sein und ein unmittelbares Recht 
gegen den Nachlaß haben sollen. Dann liegt ein Ver­
mächtnis vor. Wer Erbe ist, ist dann, wie oben, aus an­
deren letztwilligen Bestimmungen des Erblassers oder
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aus dem Gesetz zu entnehmen, und wenn die Erben zu 
den bedachten Personen gehören, so liegen Vorausver­
mächtnisse vor. Die Erben haben dann die Vermächtnisse 
zu erfüllen und den Rest des Nachlasses unter sich zu 
teilen.

Endlich kann in der Anordnung der Wille des Erb­
lassers zum Ausdruck gekommen sein, daß die benann­
ten Personen die bestimmten Gegenstände als seine Ge­
samtrechtsnachfolger erhalten sollten, aber auch nichts 
weiter als diese bestimmten Gegenstände. § 2087 Abs. 2 
BGB. sagt, daß im Zweifel ein solcher Wille ejes Erb­
lassers nicht anzunehmen ist, d.och kann im Einzelfalle 
die Auslegung einen solchen Willen ergeben. Dann be­
stimmt der Gegenstand die Höhe des Erbteils; das Ver­
hältnis des Wertes des Gegenstandes zum Werte des 
Nachlasses ergibt den Bruchteil, zu dem der Erbe An­
teil hat an der Gesamtrechtsnachfolge in das Vermögen 
des Erblassers. Die benannte Person ist dann Miterbe, 
die Anordnung des Erblassers hat aber weiter noch die 
Bedeutung einer Teilungsanordnung, d. h. der bestimmte 
Gegenstand ist bei der Teilung diesem Miterben zuzu­
weisen, weiter aber hat er nichts zu verlangen.

Welche der Möglichkeiten dem Willen des Erblassers 
Gustav G. entspricht, wird das BG. in der erneut eröff- 
neten Tatsacheninstanz festzustellen haben. Es mag noch 
darauf hingewiesen werden, daß das RG. in einem Falle, 
wo der Erblasser bestimmt hatte, zwei Personen sollten 
seine Erben sein, die eine solle seinen Anteil an eitern 
Grundstücke, die andere die übrigen Vermögenswerte er­
halten, während der Grundstücksanteil mindestens die 
Hälfte des ganzen Nachlasses wert war, die Auslegung 
des OLG., nach §2087 Abs. 2 BGB. sei die Person, die 
den Grandstücksanteil haben solle, nicht Erbin, als un­
möglich bezeichnet und eine Erbeinsetzung beider Per­
sonen angenommen hat (RGUrt. v. 22. Aug. 1938, IV 
71/38: WarnRspr. 1938 Nr. 157). Ferner hat das RG. in 
einem Falle, wo der Erblasser sein ganzes Vermögen im 
einzelnen vergeben, und zwar den Bedachten bestimmte 
Summen zugewendet hatte, ebenfalls Erbeinsetzungen an­
genommen (RGUrt. v. 15. Juni 1911, IV 506/10: Warn. 
ErgBd.1913Nr.240; vgl. dazu weiter RGRKomm. z. BGB., 
9. Aufl., §2087 Anm.2). Daß der Nachlaßrichter bei Aus­
stellung des Erbscheins v. 19. Sept. 1936 angenommen hat, 
die Witwe und die Kinder des Erblassers seien gesetz­
liche Erben mit den sich aus dem Gesetz ergebenden Erb­
teilen, steht einer anderen Auffassung des Prozeßrichters 
nicht entgegen. Der Erbschein begründet zwar die Rechts­
vermutung, daß den darin Bezeichneten das in dem Erb­
schein angegebene Erbrecht zustehe (§2365 BGB.), aber 
diese Vermutung ist widerlegbar (vgl. dazu RGUrt. vom 
24. Febr. 1913, IV 528/12: Warn. ErgBd.1913 Nr. 300), und 
zur Widerlegung bedarf es keineswegs neuer Tatsachen, 
es kann derselbe Beweis- und Tatsachenstoff genügen, 
der dem Nachlaßrichter bei der Ausstellung des Erb­
scheins Vorgelegen hat(RGZ.92, 68 [71]; vgl. auch RG­
Urt.: L Z . 1912, 672), ja die Widerlegung wäre im vori. 
Falle um so einfacher, wenn der Nachlaßrichter ebenso 
wie das BG. von einer irrigen Auffassung des Begriffs 
der Teilungsanordnung ausgegangen sein sollte.

Auch die Ausführungen des OLG. zu den §§ 24, 34, 
35 REG sind, wie bei der erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung zu beachten sein wird, nicht frei von Rechts­
irrtum. Nach § 19 Abs. 2 dieses Gesetzes geht der Erbhof 
ungeteilt auf den Anerben über, und nach § 24 Abs. 1 
kann1 der Erblasser diese Erbfolge durch Verfügungen 
von Todes wegen weder ausschließen noch beschränken. 
Richtig ist es also, wenn das BG. darlegt, die Bestimmung 
des Testamentes, die landwirtschaftlichen Grundstücke, 
d. i. der spätere Erbhof, sollten zum Vermögen der OHG. 
fließen, sei nichtig. Nichtig ist auch in Ansehung des 
Erbhofes die Einsetzung eines Testamentsvollstreckers. 
Nichtig ist weiter jede letztwillige Bestimmung, die eine 
Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem erb­
hoffreien Vermögen unmöglich macht (§24 Abs. 3 a. E.; 
§34 Abs. 1 RGE). Enthielte das Testament, wie das 
OLG. annimmt, nur Teilungsanordnungen, so führte dies 
nicht zu der Unmöglichkeit, ja zu keiner Schmälerung 
der Möglichkeit der Berichtigung der Nachlaßverbindlich­
keiten aus dem erbhoffreiem Nachlaß; die Bestimmungen 
würden also in ihrer Gültigkeit durch §§ 24, 34 REG 
nicht berührt. Dasselbe würde gelten, wenn die Be­

stimmungen als Erbeinsetzungen verbunden mit Tei­
lungsanordnungen aufzufassen wären. Handelt es sich 
aber um Vermächtnisse, so wären sie ungültig, soweit, 
aber eben nur soweit sie die Berichtigung der Nachlaß­
verbindlichkeiten aus dem erbhoffreien Nachlaß beein­
trächtigen. Die Kl. behaupten, die Schulden überstiegen 
den Wert des erbhoffreien Nachlasses; das OLG. hat 
Feststellungen hierüber nicht getroffen. Diese Ungültig­
keit würde auch nicht dadurch beseitigt, die Bestimmun­
gen würden also nicht nachträglich zu neuem Leben er­
wachen, wenn der erbhoffreie Nachlaß infolge des Ab­
kommens mit dem Anerben nunmehr doch zur Tilgung 
der Nachlaßschulden ausreichte. Bemerkt mag dabei wer­
den, daß eine Schuldübernahme durch den Anerben ohne 
Zustimmung der Gläubiger die Haftung des Nachlasses 
überhaupt nicht berührt hätte, und daß ferner nicht fest­
gestellt ist, die Übernahme habe sich auf sämtliche 
Schulden oder wenigstens so viele, daß der Rest das 
erbhoffreie Vermögen nicht aufzehrte, erstreckt. Eine 
andere Frage ist die, ob nicht irgendwelche Umstände, 
in Verbindung mit dem Vertrag mit dem Anerben, eine 
Übereinkunft der Erben des Inhalts ergäben, daß die Ver­
teilung des Nachlasses nunmehr, d. h. etwa nach Ab- 
schiittelung der Schulden in einer Höhe, die noch erbhof­
freies Vermögen übrig ließe, so stattfinden sollte, als ob 
die Bestimmungen des Testaments, sofern sie auf Grund 
der §§ 24, 34 REG nichtig sind, gültig wären. Nicht bei­
getreten kann dem BG. ferner darin werden, daß die Be­
stimmung des Testaments, der Anerbe solle zu 25% an 
der Gesellschaft beteiligt sein, ohne weiteres und in 
vollem Umfang hinfällig wäre. Nach § 35 Abs. 1 REG 
ist der Überschuß des Nachlasses über die Nachlaßschul­
den nach allgemeinem Recht auf die Miterben des An­
erben zu verteilen, und nach Abs. 2 a. a. O. kann der 
Anerbe, wenn, er Miterbe ist, eine Beteiligung an diesem 
Überschuß verlangen, soweit sein Anteil größer ist, als 
der lastenfreie Ertragswert des Erbhofes. Eine entspre­
chende oder gegenteilige Feststellung über die Größe des 
Erbanteils und den Ertragswert des Erbhofes hat das 
OLG. nicht getroffen; es ist auch nicht ersichtlich, daß 
die Parteien darüber einig wären.

M it Recht hält das OLG. eine ergänzende Auslegung 
des Testaments für zulässig, die darin besteht, nach dem 
Inkrafttreten des Erbhofrechts, an dessen Auswirkungen 
der Erblasser bei Errichtung seiner letztwilligen Ver­
fügung nicht gedacht hat, unter Zuhilfenahme von Um­
ständen außerhalb des Testaments und unter Berück­
sichtigung der allgemeinen Lebenserfahrung festzustellen, 
welches der Wille oder die Willensrichtung des Erblassers 
gewesen wäre, wenn er die Möglichkeit des Wegfalles 
von Bestimmungen infolge der Erbhofgesetzgebuno- be­
dacht hätte (RGZ. 142, 171 [175] =  JW. 1934, 355 ii)7 Da­
bei ist auf den Willen oder die Willensrichtung des Erb­
lassers zur Zeit der Testamentserrichtung abzustellen, 
es können also nur solche späteren Tatsachen in Be­
tracht gezogen werden, die schon zu dieser Zeit eine ge­
wisse tatsächliche Unterlage hatten. Eine Vereinbarung 
der Erben nach dem Erbfall gehört nicht hierher. Wenn 
das BU. also dahin zu verstehen wäre, daß der Vertrat 
mit dem Anerben zu berücksichtigen sei, so wäre das 
unrichtig.

(RG., VII. ZivSen., U. v. 22. Dez. 1941, V II 46/41.) |N.]

Anmerkung: Das Urteil bewegt sich sowohl in seinem 
prozessualen Teil wie hinsichtlich der sachlich-rechtlichen 
Ausfuhrungen in den Bahnen der durch Lehre und Rspr. 
gefestigten Grundsätze. Seine über den entschiedenen 
Fall hinausgreifende Bedeutung- besteht darin, daß es die 
Grenzen dessen, was durch eine Teilungsanordnung i. S. 
des § 2048 BGB. festgelegt werden kann, an einem be­
sonders anschaulichen Beispiel klarstellt und die bei sol­
chen Anordnungen in Betracht kommenden Möglichkeiten 
(reine Teilungsanordnung, Teilungsanordnung mit Vor­
ausvermächtnis, Vermächtnis, Erbeinsetzung) gegenein­
ander abgrenzt. Man kann diesen Ausführungen nur bei­
treten.

Auch in seinem erbhofrechtlichen Teil verdient das 
Urteil Zustimmung. Fälle, in denen neben dem erbhof­
rechtlich gebundenen Nachlaß noch wesentliches erbhof­
freies Vermögen vorhanden ist, sind nach den bisherigen 
Beobachtungen nicht häufig. Die Erörterungen, die das
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RG. hier wegweisend zu der Frage anstellt, welche W ir­
kungen die erbhofrechtlichen Beschränkungen auf die 
Anordnungen des Testaments äußern und welche Bedeu­
tung die Vorschriften der §§ 34, 35 REG für die Ab­
wicklung des Nachlasses haben, sind deshalb von be­
sonderem Wert.

REHGR. Dr. H o p p ,  Berlin.

*

8. KG. — §§ 2069, 2349 BGB. An die Stelle eines durch 
Testament bedachten, nachträglich weggefallenen Ab­
kömmlings des Erblassers treten nach der Auslegungs­
regel des § 2069 BGB. ersatzweise seine Abkömmlinge 
auch dann, wenn der Weggefallene zugleich mit Wirkung 
für sie, auf das gesetzliche Erbrecht verzichtet hatte.

Die im Jahre 1937 verstorbene Witwe F. hat sechs Kin­
der hinterlassen, nämlich Ruth, Ida, Siegfried, Eugen, 
Helene und Elly. Die vier erstgenannten hatten in einer 
notarischen Verhandlung v. 11. Aug. 1929 auf ihr künf­
tiges gesetzliches Erbrecht zugunsten der Helene ver­
zichtet. Gleichwohl setzte die Erblasserin in einem ge­
richtlichen Testament v. 17. April 1937 ihre beiden Söhne 
je zur Hälfte des Nachlasses zu Erben ein, während sie 
die Töchter Ruth, Ida und Elly für 'abgefundera erklärte 
und der Tochter Helene ein Vermächtnis von 20000 ¿UM 
zuwendete.

Die Söhne Eugen und Siegfried schlugen die Erb­
schaft aus. Die Töchter Helene und Elly beantragten 
hierauf bei dem Nachlaßgericht die Ausstellung eines 
Erbscheins dahin, daß infolge der Erbausschlagung und 
des auch für die Abkömmlinge geltenden Erbverzichtes 
ihrer Brüder die erstere zu 5/6 und die letztere zu 1/6 
Erben geworden seien. Das Nachlaßgericht lehnte den 
Antrag ab, weil an die Stelle des Siegfried dessen Ab­
kömmlinge als Ersatzerben getreten seien. Eine Be­
schwerde wurde vom LG. zurückgewiesen. Die weitere 
Beschwerde hat ebenfalls keinen Erfolg gehabt.

Nach § 2069 BGB. ist im Zweifel anzunehmen, daß', 
wenn der Erblasser einen Abkömmling bedacht hat und 
dieser nach der Errichtung des Testaments, z. B. durch 
eine Erbausschlagung, weggefallen ist, dessen Abkömm­
linge insoweit bedacht sind, als sie bei der gesetzlichen 
Erbfolge an dessen Stelle treten. Die BeschwF. halten 
diese Auslegungsregel im vorliegenden Falle nicht für 
anwendbar, weil die Wirkung des Erbverzichtes des Sieg­
fried F. sich nach § 2349 BGB. mangels einer ander­
weitigen Bestimmung auf seine Abkömmlinge erstreckt 
habe, diese also von der gesetzlichen Erbfolge ausge­
schlossen seien. Hieran ist grundsätzlich richtig, daß nur 
solche Abkömmlinge des in dem Testament bedachten 
Abkömmlings, die bei der nach §2069 BGB. zu unter­
stellenden gesetzlichen Erbfolge an seine Stelle treten 
würden, im Zweifel als Ersatzerben anzusehen sind, also 
z. B. wegen der Vorschrift des § 1763 Satz 1 BGB. nicht 
ein angenommenes Kind des bedachten und nachträglich 
weggefallenen Abkömmlings und nicht solche Abkömm­
linge des bedachten Abkömmlings, die selbst auf ihr Erb­
recht gegenüber dem Erblasser verzichtet haben. Hier 
liegt die Sache aber wesentlich anders. § 2069 BGB. läßt 
die Abkömmlinge eines bedachten Abkömmlings im Zwei­
fel insoweit als Ersatzerben gelten, als sie bei der gesetz­
lichen Erbfolge an die Stelle des Weggefallenen treten 
würden. Es unterstellt also, daß der Weggefallene eben­
falls als gesetzlicher Erbe berufen ist. Denn nur dann kann 
„bei der gesetzlichen Erbfolge“  ein Anderer an seine Stelle 
treten. Daraus folgt, daß im Rahmen des § 2069 BGB.

■ von einem Erbverzicht des bedachten Abkömmlings selbst 
ganz abgesehen werden muß. Das entspricht auch dem 
durch die Vorschrift zur Geltung zu bringenden mutmaß­
lichen Willen eines Erblassers, der einen Abkömmling 
trotz eines früheren Erbverzichts zur Erbfolge beruft. Es 
wird für den Erblasser regelmäßig jeder Grund fehlen, 
einen Erbverzicht, an dem er den Verzichtenden selbst 
nicht mehr festhalten will, gleichwohl für dessen Ab­
kömmlinge noch gelten zu lassen. Viel näher liegt die 
Annahme, daß er mit der testamentarischen Bedenkung 
des Verzichtenden in deren Umfange den mit dem Ver­
zicht regelmäßig bezweckten Ausschluß des ganzen Stam­
mes von der Erbfolge wieder beseitigen will. (Es wird

weiter gebilligt, daß das LG. die demnach eingreifende 
Auslegungsregel des § 2069 BGB. nicht für widerlegt 
erachtet hat.)

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 17. April 1942, 1 Wx 100/42.)

9. KG. — § 2217 BGB.
1. Der Testamentsvollstrecker kann Amtshandlungen, also 

auch die Überlassung von Gegenständen an den Erben zur 
freien Verfügung, wirksam erst nach Annahme des Amtes 
vornehmen.

2. Der Testamentsvollstrecker kann Nachlaßgegenstände, 
die er nach dem Testament zu verwalten hat, nicht den 
Erben zur freien Verfügung überlassen.

Ein Testamentsvollstrecker, dem der Erblasser aus­
schließlich die Verwaltung eines Grundstückes übertragen 
hatte, erklärte sich v o r  Annahme seines Amtes damit 
einverstanden, daß der Erbe selbst die Verwaltung über­
nehme. Später nahm er die Verwaltung wieder für sich in 
Anspruch und beantragte die Erteilung eines Testaments­
vollstreckerzeugnisses. Die Vorinstanzen lehnten ab, weil 
er infolge der Freigabe des Grundstückes keine Aufgaben 
mehr zu erfüllen habe. Eine weitere Beschwerde hat 
Erfolg gehabt.

Das LG. verkennt die Bedeutung des § 2217 BGB. Nach 
dieser Vorschrift hat der Testamentsvollstrecker Nach­
laßgegenstände, deren er zur Erfüllung seiner Aufgaben 
offenbar nicht bedarf, dem Erben auf Verlangen z u r 
f r e i e n  V e r f ü g u n g  zu überlassen. M it der Überlas­
sung erlischt das Recht des Testamentsvollstreckers zur 
Verwaltung der Gegenstände. Diese Vorschrift setzt zu­
nächst einmal voraus, daß der zum Testamentsvollstrecker 
Ernannte bei der Heiausgabe der Nachlaßgegenstände 
an den Erben das Amt als Testamentsvollstrecker gemäß 
§ 2209 BGB. schon angenommen hatte. Denn erst mit der 
Annahme beginnt nach dieser Vorschrift sein Amt und 
damit die Möglichkeit für ihn, wirksam für und gegen 
die Erben zu handeln. Eine vor der Annahme des Amtes 
vorgenommene Rechtshandlung könnte nur dadurch 
Wirksamkeit erlangen, daß er sie nach der Annahme 
ausdrücklich oder stillschweigend bestätigt. Das ist hier 
nicht geschehen.

Aber auch abgesehen hiervon würde die Überlassung 
der Verwaltung an den Erben zu eigenem Recht über­
haupt nicht durch §2217 BGB. gedeckt worden sein. 
Denn diese Vorschrift behandelt nur die Herausgabe ein­
zelner Nachlaßgegenstände, die im Rahmen des dem 
Testamentsvollstrecker übertragenen Aufgabenkreises ge­
mäß §§ 2203, 2205, 2208 BGB. grundsätzlich seinem aus­
schließlichen Verfügungsrecht unterliegen, die aber für 
die Erfüllung seiner Aufgaben entbehrlich sind. Das dem 
Testamentsvollstrecker im Testament übertragene unbe­
schränkte oder beschränkte Verwaltungsrecht selbst bleibt 
also bis zur Erfüllung der Zwecke, denen es dient, be­
stehen; nur die dazu zu verwendenden Mittel können 
gemäß § 2217 BGB. dadurch beschränkt werden, daß der 
Testamentsvollstrecker die zur Erfüllung seiner Aufgaben 
nicht notwendigen Nachlaßbestandteile dem Erben über­
läßt. Ebensowenig wie nun ein Testamentsvollstrecker, 
dem die Verwaltung des gan zen  Nachlasses oder son­
stige Aufgaben gemäß §2209 BGB. übertragen sind, vor 
Eintritt des sein Verwaltungsrecht gemäß §2210 BGB. 
beendenden Zeitpunkts rechtlich in der Lage ist, den 
g a n z e n  Nachlaß an den Erben herauszugeben, weil er 
das Verwaltungsrecht nicht ohne — unmittelbaren oder 
mittelbaren — Besitz des Nachlasses ausüben kann, er 
der Nachlaßmasse also zur Erfüllung seiner Obliegen­
heiten bedarf (RG.: HRR. 1929 Nr. 1652 =  LZ. 1929, 
1406; S t a u d i n g e r ,  BGB., 9. Aufl., Anm. 1 letzter Abs.; 
Motive 5, 242 f.; Protokolle 5, 312/314 und 6, 357), kann 
er bei einer auf einzelne Nachlaßgegenstände beschränk­
ten Verwaltung diese Gegenstände dem Erben zur freien 
Verfügung überlassen, wenn sie zur Erfüllung der in 
dem Verwaltungsrecht verkörperten und es erschöpfen­
den Obliegenheiten unentbehrlich sind. Das ist auch der 
Standpunkt des RGRKomm. zum BGB., Anm. 1 zu 
§ 2217. Aus der vom LG. angeführten Entsch. des Sen. 
KGJ. 40, 207, 211 ist nichts Gegenteiliges zu folgern. 
Auch dort ist am Ende ausdrücklich betont, daß das A m t 
des Testamentsvollstreckers als solches trotz der Über­
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lassung bestehen bleibt, wenn ihm noch andere Aufgaben 
obliegen oder wenn er das Recht zur Beaufsichtigung 
des Erben bei der Ausübung der diesem überlassenen 
Verwaltung behält, was der Fall ist, solange er nicht das 
Amt durch eine gemäß §2226 BOB. dem Nachlaßgericht 
gegenüber ausgesprochene Kündigung oder aus sonstigen 
Gründen verliert.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 17. April 1942, 1 Wx 98/42.) 

*  !
10. KG. — § 2350 Abs. 1 BGB. Der zugunsten eines 

Anderen erklärte Verzicht hat, wenn der Begünstigte Erbe 
wird, allgemein zur Folge, daß ihm der volle Erbteil des 
Verzichtenden zufällt, f )

Der Erblasser A. hatte mit seiner ersten Ehefrau ein 
gemeinschaftliches Testament errichtet, in welchem die 
Ehegatten sich gegenseitig zu Erben einsetzten und wei­
ter bestimmten, daß der Überlebende von den beiden 
gemeinsamen Söhnen beerbt werden sollte. Nachdem 
die Frau gestorben war, schloß der Erblasser mit den 
Söhnen am 20. März 1934 einen Vertrag dahin ab, daß 
die Söhne gegen Zahlung von je 1000 9UI auf ihre Erb- 
und sonstigen Ansprüche an die Nachlässe beider Eltern 
verzichteten. Sodann ging der Erblasser eine neue Ehe mit 
Marie B. ein, mit deren eingebrachten Mitteln die Ab­
findungen an die Söhne geleistet wurden. Während dieser 
Ehe starb er, ohne weitere Abkömmlinge erzeugt und 
ohne ein neues Testament errichtet zu haben. Als nächste 
Blutsverwandte sind außer den erstehelichen Söhnen drei 
Geschwister vorhanden.

Die Witwe des Erblassers betreibt im gegenwärtigen! 
Verfahren die Erteilung eines Erbscheins, der sie als 
alleinige Erbin ausweisen soll. Das Nachlaßgericht lehnte 
die Erteilung ab. Eine Beschwerde wurde vom LG. zu­
rückgewiesen. Die weitere Beschwerde der Antragstellerin 
hat Erfolg gehabt.

Das LG. geht mit Recht davon aus, daß der Verzicht 
eines Abkömmlings auf das gesetzliche Erbrecht nach 
§2350 Abs. 2 BGB. im Zweifel nur zugunsten der ande­
ren Abkömmlinge und des Ehegatten des Erblassers gel­
ten soll, führt dann aber weiter aus, es könne — auch 
unter den Umständen des vorliegenden besonderen Falles 
— nicht festgestellt werden, daß der Erbverzicht n u r  der 
BeschwF. habe zugutekommen sollen. Hierbei wird ver­
kannt, daß das letztere sich beim Fehlen weiterer Ab­
kömmlinge ohne weiteres aus der Auslegungsregel des 
§2350 Abs. 2 BGB. ergibt (JR. 1926 Nr. 1255). Diese Aus­
legungsregel ist aber, wie apch das LG. annimmt, hier 
nicht widerlegt, wird vielmehr durch die Umstände, ins­
besondere die Verwendung des eingebrachten Gutes der 
zweiten Ehefrau zur Leistung der Abfindungen an die 
erstehelichen Söhne, sogar noch erheblich unterstützt. 
Daß §2350 Abs. 2 BGB. auch k ü n f t i g e  Abkömmlinge 
und einen kün ftigen -E hega tten  des Erblassers als Be­
günstigte im Auge hat, ist nicht zu bezweifeln.

Damit ist freilich, wie dem LG. zuzugeben ist, die 
Frage, ob die zweite Ehefrau infolge des zu ihren Gum 
sten erklärten Erbverzichtes der erstehelichen Söhne 
Alleinerbin geworden1 ist, noch nicht im bejahenden Sinne 
entschieden. Das KG. hat vielmehr in einem früheren 
Beschlüsse v. 28. Mai 1925 (OLG. 46, 240 =  JR. 1925 
Nr. 1229) das Gegenteil aus § 2350 Abs. 1 BGB. gefolgert 
(ebenso P l a n c k ,  BGB., §2350 Anm. 2a; S t a u d i n ­
g e r ,  BGB., § 2350 Anm. 2 b Abs. 2). Die Vorschrift lau­
tet: „Verzichtet jemand zugunsten eines Anderen auf das 
gesetzliche Erbrecht, so ist im Zweifel anzunehmen, daß 
der Verzicht nur für den Fall gelten soll, daß der Andere 
Erbe w ird.“  Die bezeichnete Entsch. versteht dies dahin, 
daß der Verzicht nur insoweit gelten solle, als der Be­
günstigte beim absoluten Wegfall des Verzichtenden1 
Erbe werden würde, sei es auf Grund des Gesetzes, sei 
es auf Grund einer besonderen Verfügung des Erblassers. 
Von diesem Standpunkte aus würde es darauf ankommen, 
ob außer den Verzichtenden noch Personen vorhanden 
sind, durch welche der Begünstigte von der Erbschaft 
ausgeschlossen oder in der Erbschaft beschränkt wird, 
würde hier also der Umstand wesentlich sein, daß Ge­
schwister des Erblassers vorhanden sind, welche beim 
völligen Wegfall der Söhne neben der Witwe, und zwar 
zusammen zur Hälfte der Erbschaft, berufen wären. Diese

Geschwister kämen allerdings selbst nicht zur Erbfolge, 
weil zu ihren Gunsten der Erbverzicht der Söhne nicht 
wirkt. In Höhe des auf sie entfallenden Erbteils bliebe 
aber das gesetzliche Erbrecht der Söhne trotz des Ver­
zichtes bestehen. Der beschließende Senat hält diese 
Ansicht bei erneuter Prüfung nicht für richtig, ist viel­
mehr der .Meinung, daß die nach dem Gesetz neben den 
Söhnen zu % als Erbin berufene Witwe infolge des zu 
ihren Gunsten erklärten Erbverzichts außerdem in Höhe 
der vollen % der Söhne Erbin geworden ist.

Zuzugeben ist freilich, daß der zugunsten eines Anderen 
erklärte Erbverzicht den Anderen nicht zum Erben 
machen kann, wenn dieser weder durch das Gesetz noch 
durch eine Verfügung von Todes wegen zum. Erben be­
rufen ist. Liegt der Fall so, dann ist der Erbverzicht, 
und zwar in vollem Umfange, unwirksam, weil der Be­
günstigte überhaupt nicht Erbe wird. Wesentlich anders 
verhält es sich aber, wenn der Begünstigte ohnehin zu 
den gesetzlichen Erben gehört (sei es auch nur infolge 
des Wegfalls des Verzichtenden). Für diesen Fall gibt 
der Wortlaut des Gesetzes keine klare Entscheidung. Da 
die Voraussetzung, daß „der Andere Erbe wird“ , erfüllt 
ist, müßte streng angenommen werden, daß „der Verzicht 
gelten soll“ , d. h. in vollem Umfange gelten soll, also 
auch gegenüber den nicht begünstigten Personen. Das 
kann jedoch nicht der Sinn des Gesetzes sein, wird auch 
von keiner Seite vertreten. Der Sinn ist vielmehr der, 
daß ein Verzicht, der nur zugunsten eines Anderen er­
klärt ist, sich auch nur zugunsten des Anderen auswirken 
soll. Dieser Gedanke zwingt aber nicht zu der Gesetzes­
auslegung des früheren Kammergerichtsbeschlusses. Man 
kann ebensowohl sagen: Der Verzicht lasse den Verzich­
tenden nur im Verhältnis zu dem Begünstigten wegfallen, 
sei aber im Verhältnis zu anderen Erbbeteiligten derart 
unwirksam, daß sie durch das Vorhandensein des Ver­
zichtenden trotz des Verzichtes von der Erbfolge aus­
geschlossen (oder in ihrem Erbteil auf das ihnen1 ohne 
den Verzicht zukommende Maß beschränkt) blieben. Bei 
dieser Auffassung würde der zugunsten eines Anderen 
erklärte Verzicht den berufenen Erben allerdings nicht 
wie in anderen Fällen gleicher Art (bei Tod vor dem 
Erbfall, Ausschlagung, Anfechtung, Erbunwürdigkeit) 
schlechthin gegenüber jedermann wegfallen lassen, son­
dern nur im Verhältnis zu dem Begünstigten, während 
im Verhältnis zu anderen als Erben in Betracht kommen­
den Personen sein Erbrecht als fortbestehend anzusehen 
wäre. Gegen die Annahme, daß hier ausnahmsweise eine 
solche nur relative Wirkung eines Wegfallsgrundes habe 
festgesetzt werden sollen, könnte geltend gemacht wer­
den, daß §2350 Abs. 1 BGB. lediglich eine A u s l e ­
gungsregel  sei, daß das Gesetz aber nicht eine Ver­
mutung für einen Willen aufstellen könne, der sich, wie 
aus anderen Vorschriften, insbesondere dem § 2346 Abs. 1 
Satz 2 BGB. über die Gleichstellung des Erbverzichtes 
mit dem Tode vor dem Erbfall, hervorgehe, rechtlich 
nicht verwirklichen lasse. Der Hinweis ist jedoch nicht 
zwingend. In einer Auslegungsregel kann zugleich die 
Bestimmung liegen, daß der nach der Regel zu vermu­
tende Wille abweichend von einem sonst geltenden ge­
setzlichen Grundsätze auch verwirklicht werden könne. 
Daß die Verfasser des Gesetzentwurfs, wie die Kommis­
sionsprotokolle allerdings ergeben (Achilles Protokolle 5
S. 604), an einen Fall der vorliegenden Art nicht gedacht 
und infolgedessen mit einer relativen Wirkung des Erb­
verzichtes in dem hier erörterten Sinne anscheinend nicht 
gerechnet haben, ist nicht schlechthin maßgebend, wenn 
bei dem auslegungsfähigen Wortlaut überwiegende innere 
Gründe für die Annahme der relativen Wirkung sprechen. 
Übrigens war auch schon die ursprüngliche Fassung des 
Entwurfs („so ist . . .  anzunehmen, daß der Verzicht in­
soweit nicht gelten soll, als er . . .  zustatten kommen 
würde“ ), der gegenüber die spätere Änderung nur re­
daktionelle Bedeutung haben sollte, mit der hier vertre­
tenen Auffassung vereinbar. Sind aber beide Gesetzes­
auslegungen wenigstens möglich, so ist die Frage nur 
dahin zu stellen, welche von ihnen der Interessenlage und 
dem mutmaßlichen Willen der Beteiligten (der durch die 
Auslegungsregel des § 2350 Abs. 1 BGB. gerade zur Gel­
tung gebracht werden soll), besser entspricht. Das ist 
nun unzweifelhaft die zuletzt dargelegte. Wenn ein Erbe 
zugunsten eines Anderen verzichtet, geht sowohl sein
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eigener Wille wie der des Erblassers mutmaßlich dahin, 
daß der Erbteil des Verzichtenden in vollem Umfange 
dem Begünstigten zufallen oder anwachsen soll. Dabei 
kann es für die Vertragschließenden nicht von Bedeu­
tung sein, ob und welche Personen bei einem; völligen 
Wegfall des Verzichtenden neben dem Begünstigten noch 
als Erben in Betracht kommen würden. Das zeigt sich 
deutlich gerade in einem Falle der vorliegenden Art. Hier 
soll nach der Gegenmeinung das Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein von Geschwistern des Erblassers, die 
ihrerseits doch auf keinen Fall zur Erbfolge gelangen, 
darüber entscheiden, ob die Söhne trotz ihres Verzichtes 
noch zu je 1/4 als Erben berufen sind oder nicht. Diese 
Unterscheidung hat vom Standpunkte der Beteiligten aus 
keinen vernünftigen Sinn. Vielmehr wird gerade der Erb­
lasser in einem Falle der vorliegenden Art ohne weiteres 
annehmen, daß er mit der Herbeiführung des Erbver­
zichtes der Söhne alles getan habe, um die Ehefrau als 
die neben den Söhnen einzige gesetzliche Erbin in1 den 
Besitz des ganzen Nachlasses gelangen zu lassen. Dem­
gemäß wird er überhaupt nicht auf den Gedanken kom­
men, daß er zu diesem Zwecke seinerseits auch noch ein 
Testament zugunsten der Ehefrau errichten müsse. Er 
würde also, wenn die Gegenmeinung richtig wäre, durch 
die gesetzliche Regelung irregeführt werden, was nach 
Möglichkeit vermieden werden muß. Die Gegenmeinung 
übersieht auch, daß das bloße Vorhandensein der Ge­
schwister des Erblassers noch nicht rechtsnotwendig die 
Beschränkung der Witwe auf die eine Hälfte der Erb­
schaft zur Folge hat. Die Geschwister hätten, wenn sie 
neben der Witwe berufen waren, die Erbschaft ausschla- 
gen oder auf andere Weise wegfallen können. Es bestand 
also durchaus die Möglichkeit, daß die Witwe beim Aus­
scheiden der Söhne des Erblassers trotz des Vorhanden­
seins von Geschwistern alleinige Erbin wurde, und zwar 
im vorliegenden Falle um so mehr, als die Geschwister 
noch jetzt bereit sein sollen, ihre etvvaigen Erbteile auf 
die Witwe zu übertragen. Andererseits ist es nicht an­
gängig, einer Person die Möglichkeit der Ausschlagung 
zuzugestehen, wenn sie ohne eine solche gleichfalls nicht 
zur Erbschaft gelangen kann. Auch aus diesem Grunde 
ist die Annahme abzulehnen, daß der Verzichtende neben 
dem Begünstigten: Erbe bleibe, wenn Personen vorhanden 
sind, welche zwar durch den Verzichtenden, aber nicht 
auch durch den Begünstigten von der Erbfolge ausge­
schlossen werden (im Ergebnis ebenso H a r r e r :  ZBlEG. 
15, 7).

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 12. Febr. 1942, 1 Wx 441/41.)

Anmerkung: Ich trete der überzeugend begründeten 
Entscheidung bei. Zuungunsten der mit ihr aufgegebenen 
früheren Stellungnahme des KG. spricht, wie ich mit dem 
Beschluß annehme, vornehmlich der Umstand, daß die 
Beteiligten sicherlich die möglichen Auswirkungen der 
jetzt abgelehnten Auffassung nicht beabsichtigt haben 
werden, als sie den Erbverzichtsvertrag schlossen. Das 
ist aber bei der logisch möglichen Rechtfertigung beider 
Auslegungen der entscheidende Gesichtspunkt.

REHGR. Dr. H o p p ,  Berlin.

Straßenverkehrsrecht
11. KG. — §§ 7, 10, 9 KraftfG.; §§ 1, 8, 9, 10, 36 RStraß- 

VerkO.; §§823, 844, 254 BGB. Haftung bei Linksvorbei- 
fahren an einer Verkehrsinsel. Mitwirkendes Verschulden 
des zu Tode gekommenen Fußgängers.

Die Klage ist zum größten Teil begründet, da der töd­
liche Unfall für den beklagten PKW.-Fahrer kein unab­
wendbares Ereignis i. S. des § 7 Abs. 2 KraftfG. gewesen 
ist, und der klagenden Witwe des Verunglückten auch der 
Nachweis gelungen ist, daß den Bekl. ein ursächliches Ver­
schulden i. S. des § 823 BGB. trifft. Demgegenüber kann ein 
allerdings vorhandenes mitwirkendes Verschulden des Ver­
unglückten i. S. des § 9 KraftfG., § 254 BGB. nur in ge­
ringerem Umfange, als das LG. angenommen hat, in Be­
tracht kommen. Wenn auch am fraglichen Abend nach Ab­
schluß der Trabrennen in M. ein regerer Autoverkehr in 
Richtung B. herrschte, so fehlt doch jeder ausreichende An­
haltspunkt dafür, daß für den Bekl. die Notwendigkeit be­

standen hat, als Einzelner die Verkehrsinsel, die etwa 1 bis 
1 V2 km vom Rennplatz entfernt liegt, links, statt rechts, 
zu umfahren. Vor allem aber durfte der Bekl. nicht in der 
Art, wie es nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme und 
dem Unfallsverlauf ersichtlich geschehen ist, die Verkehrs­
insel links umfahren.

Der Zeuge K., der völlig unbeteiligt ist und gegen dessen, 
in allen Teilen glaubhafte, auch mit dem Unfallsverlauf im 
Einklang stehende Aussage keinerlei Bedenken bestehen, 
fuhr in gleicher Richtung wie der Bekl. einen Opel-Admiral, 
also einen nicht unwesentlich stärkeren Personenkraftwa­
gen als der Bekl., der einen BMW.-Wagen fuhr. Dieser 
Zeuge hat bekundet, daß keineswegs ein übermäßig starker 
Verkehr geherrscht und daß für ihn keinerlei Grund Vor­
gelegen habe, links an der Schutzinsel vorbeizufahren, so­
wie ferner, daß der Bekl. gerade vor der Schutzinsel ihn 
habe überholen wollen.

Der Senat ist hiernach davon überzeugt, daß es dem Bekl. 
ohne ausreichenden Grund lediglich darauf angekommen 
ist, möglichst schnell und unter Überholung anderer, auch 
stärkerer Personenkraftwagen nach B. zu kommen, und daß 
er lediglich aus diesem Grunde auch links an der Verkehrs­
insel vorbeigefahren ist.

Darauf, daß er gerade an dieser Stelle den Opel-Admiral 
des Zeugen K. überholen wollte und deshalb links auf der 
Fahrbahn gelegen hat, kann sich der Bekl. zu seiner Ent­
schuldigung nicht berufen. Nach § 10 Abs. 1 Satz 3 RStraß- 
VerkO. ist das Überholen an unübersichtlichen Straßen­
stellen verboten. Mußte schon der nach Abschluß der Ren­
nen in M. in der Richtung nach B. stärker einsetzende Kraft­
wagenverkehr einen sorgfältigen Fahrer von nicht notwen­
digem Überholen gegebenenfalls abhalten, so durfte der 
Bekl. an dieser erkennbar unübersichtlichen Stelle, an der 
infolge Einbaus der etwa 1 m breiten Verkehrsinsel in die 
Fahrbahn diese nach rechts einen Bogen macht, keinesfalls 
zum Überholen ansetzen. Er konnte und mußte gemäß § 8 
Abs. 2 RStraßVerkO., wie auch alle anderen Personenkraft­
wagen-Verkehrsteilnehmer, rechts auf der 5 m breiten Fahl - 
bahn an der Verkehrsinsel vorbeifahren.

Ferner liegt in der Art, wie nun der Bekl. links an der 
Verkehrsinsel vorbeigefahren ist, ein grob fahrlässiger Ver­
stoß gegen die Grundregel für das Verhalten im Straßen­
verkehr, nämlich sein Verhalten so einzurichten, daß der 
Verkehr nicht gefährdet werden kann, insbes., daß kein 
anderer geschädigt wird (§ 1 RStraßVerkO.).

Nach § 36 RStraßVerkO. müssen Personen, die öffentliche 
Verkehrsmittel benutzen wollen, diese auf der Haltestellen­
insel — um eine solche handelte es sich hier — erwarten. 
Der Bekl. hat nach seiner eigenen Angabe auch etwa 14 bis 
15 Personen auf der Verkehrsinsel stehen sehen; das gleiche 
ergibt sich aus der Aussage der Zeugin B. Das bedeutet 
aber, das der Bekl. auch damit rechnen konnte und mußte, 
daß ein Fußgänger von der Verkehrsinsel, zumal dann, 
wenn keine elektrischen Straßenbahnwagen von links sich 
näherten, plötzlich heruntertreten könne. Eine elektrische 
Straßenbahn näherte sich in diesem Augenblick nicht. Aus 
der Auskunft der Polizei in B. ergibt sich weiter, daß auch 
nach Abschluß der Rennen nur bei vorliegender Verkehrs­
verstopfung einzelne Fahrzeuge links an der Verkehrsinsel 
vorbeizufahren pflegen. Von einer Verkehrsverstopfung in 
diesem Sinne war zu diesem Zeitpunkt keine Rede, wie be­
reits oben hervorgehoben ist. Für die auf der Verkehrsinsel 
Wartenden war daher unter diesen Umständen ein Links­
umfahren der Verkehrsinsel durch einen vom Rennen kom­
menden PKW., wie grundsätzlich, auch in diesem Falle 
nicht zu erwarten.

M it Recht hat die Rechtsprechung bei einer derartigen 
Sachlage den Grundsatz aufgestellt, daß ein Kraftfahrer, 
der bei einer Verkehrsinsel nicht rechts, sondern links vor­
beifährt, b e s o n d e r e  Vorsicht, insbesondere gegenüber 
Fußgängern, walten lassen muß (DAR. 1931 Nr. 124, S. 136, 
137). An dieser Vorsicht hat der Bekl. es schuldhaft fehlen 
lassen. Hatte er die Absicht, links, zumal derart nahe, in 
einem Abstand von etwa 40 cm, an der Verkehrsinsel vor­
beizufahren, so hätte er schon rechtzeitig die Geschwindig­
keit seines Personenkraftwagens nicht unerheblich herab­
setzen müssen (§§ 9, 1 RStraßVerkO.). Das hat der Bekl. 
nicht getan, wie sich aus der Aussage des Zeugen K., der 
Überholung des Opel-Admiral und der heftigen Anstoß-
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Wirkung bei dem Unfall ergibt. Der Senat ist davon über­
zeugt, daß die Geschwindigkeit des Personenkraftwagens 
jedenfalls zwischen 50 und 60 st/km gelegen hat.

Darüber hinaus hätte aber der Bekl. ferner in einer 
Weise, die für die auf der Verkehrsinsel stehenden Per­
sonen keinerlei Zweifel aufkommen ließ, daß er links an 
der Verkehrsinsel vorbeifahren werde, Signal, und zwar 
rechtzeitig und auch w i e d e r h o l t  Signal geben müs­
sen, da es sich gerade für diese übrigen Verkehrsteilneh­
mer um eine nicht zu erwartende Ausnahme handelte. Das 
einmalige Signal, das der Bekl., kurz bevor er die Ver­
kehrsinsel erreichte, gegeben hat, reichte zur Warnung 
nicht aus, weil es bei den Wartenden, wenn sie es hör­
ten, nicht die Vorstellung auslösen mußte, daß das Vor­
beifahren eines Personenkraftwagens an der linken Seite 
der Verkehrsinsel unmittelbar bevorstehe. Das Signal 
konnte sich durchaus auf den rechts an der Verkehrs­
insel vorbeigehenden Personenkraftwagenverkehr und ins- 
bes. auf das Auto des Zeugen K. beziehen. — Dafür 
schließlich, daß der Bekl. durch entgegenkommenden Ver­
kehr gehindert gewesen wäre, etwas weiter links an der 
Verkehrsinsel vorbeizufahren, fehlt jeder Anhaltspunkt; 
der Bekl. beruft sich auch selbst nicht darauf, daß er 
hieran, insbes. durch entgegenkommenden Verkehr ge­
hindert gewesen sei.

Der Senat ist hiernach davon überzeugt, daß der Un­
fall sich nicht ereignet haben würde, wenn der Bekl. die 
im Verkehr innezuhaltende Sorgfaltspflicht beobachtet 
hätte. Durch seine Handlungsweise ist der tödliche Un­
fall überwiegend und schuldhaft verursacht worden.

Auf der anderen Seite ist nicht zu verkennen, daß auch 
den Verunglückten an dem Unfall ein ursächliches M it­
verschulden i. S. der § 9'KraftfG., §254 BGB. trifft. Er hat 
seinerseits nicht die auch von ihm zu fordernde, im Ver­
kehr notwendige Sorgfalt beobachtet. Dieses Mitver­
schulden ist aber gegenüber dem dargelegten ursächlichen 
Verschulden des Bekl. erheblich geringer zu werten. Zwar 
ist es nach der Aussage des Zeugen N. zutreffend, daß 
der später Verunglückte bereits von dem Zeugen vor 
einem von links herannabenden Personenwagen zuriick- 
gerissen worden ist, als er, ohne nach links zu blicken, 
vom Bürgersteig die Fahrbahn betreten wollte. Diese 
Sachlage ist indes anders zu beurteilen, als die spätere 
auf der Verkehrsinsel. Zwar mußte dem Verunglückten 
die Lebhaftigkeit des Verkehrs, die auf die Beendigung 
der A4. Trabrennen zurückging, auffallen; auch war er 
beim Verlassen des Bürgersteiges auf diesen Verkehr 
durch den geschilderten Vorfall noch besonders aufmerk­
sam gemacht worden. Indes brauchte er ohne weiteres, 
als er sich auf der Verkehrsinsel befand, nicht anzuneh­
men, daß ein Personenkraftwagen links an der Verkehrs­
insel vorbeifahren werde. Damit hätte er nur dann rech­
nen müssen, wenn nach Schluß der Rennen das Umfah­
ren der Verkehrsinsel links an dieser Stelle und zur da­
maligen Zeit in größerem Umfange üblich war. Das 
hätte ihm als einem Anwohner, der in unmittelbarer Nähe 
sein Geschäft wie seine Wohnung hatte, bekannt sein 
müssen. Nach der Auskunft der Polizei ging aber zur 
damaligen Zeit auch nach den Rennen der Kraftwagen­
verkehr regelmäßig rechts an der Verkehrsinsel vorbei. 
Es handelte sich für den Verunglückten also um eine nicht 
zu erwartende Ausnahme. Wenn er daher, ohne nach links 
zu schauen, von der Verkehrsinsel heruntergetreten ist, 
so liegt hierin zweifellos eine ursächliche Fahrlässigkeit, 
aber gegenüber dem Verhalten des Bekl. eine solche weit 
geringeren Umfangs. Insofern vermag sich insbes. der 
Bekl. auch nicht auf das von ihm gegebene Hupensignal 
zu berufen, da dasselbe, wie schon oben dargelegt, unzu­
reichend gewesen ist und nicht bewiesen ist, daß der 
Verunglückte es rechtzeitig gehört und richtig gedeu­
tet hat.

Hiernach überwiegt das ursächliche Verschulden des 
Bekl. derart, daß der Senat unter Berücksichtigung der 
hohen Betriebsgefahr des Kraftwagens zu 3A die Ver­
ursachung dem Bekl. und nur zu 1/t dem Verunglückten 
zugesprochen hat.

(KG., Urt. v. 8. Jan. 1942, 19 U 1511/41.)

Versicherungsrecht
12. RG. — § 184 VVG.
1. Die Rechtsprechung, daß die getroffene Feststellung 

offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweiche, 
wenn diese Abweichung jedem Sachverständigen bei un­
parteiischer und gewissenhafter Prüfung deutlich erkenn­
bar ist, wird bestätigt.

2. Ein Verfahrensverstoß der Gutachter ist auch dann 
unerheblich, wenn er auf die Feststellung keinen Einfluß 
gehabt hat.

Der am 31. Jan. 1937 im Krankenhaus in Insterburg 
verstorbene Rudolf S. war bei der Bekl. gegen Unfälle, 
die er bei der Benutzung von dem Personenverkehr 
dienenden Verkehrsmitteln aller Art, z. B. Eisenbahnen, 
Kraftfahrzeugen, erleiden würde, versichert. Für den 
Todesfall betrug die Versicherungssumme 5000091M.

Am 30. Jan. 1937 fuhr S. mit dem T. in einem Kraft­
wagen des Landwirts K. nach L. zu einem Wurstessen. 
K. selbst lenkte das Fahrzeug. Neben ihm saß S., hinten 
im Wagen saß T. Bald nach der Ausfahrt aus Insterburg 
gegen 17 Uhr fuhr das Kraftfahrzeug auf ein. unbeleuch­
tetes Fuhrwerk auf. Beide Fahrzeuge wurden beschädigt, 
S. trug Verletzungen an der Oberlippe und am rechten 
Ohr davon, die anderen Insassen blieben unverletzt. Die 
Wunden S.s wurden mit Heftpflaster zugeklebt, und alle 
Beteiligten fuhren nach L. zu K. weiter. Das Wurstessen 
fand auch statt. Gegen 12 Uhr fuhren S. und T. nach 
Hause zurück. Unterwegs schliefen beide ein. Der Kraft­
wagenführer H. fuhr zunächst T. und dann S. nach 
Hause. Er führte S. die Treppe hinauf. Als das Flurlicht 
ausging, ging H. die Treppe wieder hinunter, um das 
Licht dort wieder anzudrehen. Plötzlich hörte er ein Ge­
räusch und fand, als er sich umsah, S. auf der Treppe, 
mit dem Kopf auf dem Flur liegend, bewußtlos vor. S. 
wurde ins Krankenhaus gebracht, dort starb er nach 
einigen Stunden, ohne das Bewußtsein wiedererlangt zu 
haben.

Die Kl., denen die Erben S.s den Anspruch zur eigenen 
Verfolgung abgetreten haben, behaupten, der Tod sei 
auf den Kraftwagenunfall zurückzuführen, wenn auch 
vielleicht nur mittelbar. Die Bekl. bestreitet dies. Eine 
Ärztekommission, bestehend aus dem Sanitätsrat E. als 
von der Bekl. benannten, dem Medizinalrat R. als von 
den Kl. benannten Sachverständigen und dem Professor 
N. als Obmann, hat den Zusammenhang zwischen dem 
Unfall und dem Tode S.s verneint. Die Kl. behaupten, 
die Kommission habe sich verschiedener Verstöße gegen 
das von ihnen einzuhaltende Verfahren schuldig ge­
macht und das Gutachten sei infolge dieser Verstöße 
und aus anderen Gründen für sie unverbindlich, da es 
von der wirklichen Sachlage offenbar erheblich ’ ab­
weiche. Der Zusammenhang sei gegeben. Sie haben im 
ersten Rechtszug 7000 ¡UM, im zweiten 10100 9tM /als 
Teilbetrag der Versicherungssumme eingeklagt. In bei­
den Rechtszügen sind sie mit ihrer Klage abgewiesen 
worden.

Die Rev. war erfolglos.
Die Kl. können mit ihrer Klage auf Zahlung der Ver­

sicherungssumme nur dann durchdringen, wenn sie be­
weisen, daß das Gutachten des Ärzteausschusses offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich abweicht, denn 
dann ist es nach dem für die Unfallversicherung gegebe­
nen §184 VVG. (§64 des Gesetzes, den das BG. anführt, 
g ilt nur für die Schadensversicherung) unverbindlich. 
Ferner aber müssen sie den Zusammenhang des Todes 
S.s mit dem Unfall dartun. Der Vorderrichter hält schon 
den Beweis einer offenbaren erheblichen Abweichung 
des Gutachtens von der wirklichen Sachlage nicht für 
geführt, und die Rev. geht vergeblich gegen die diesen 
Punkt betreffenden Ausführungen des OLG. an.

Eine offenbare erhebliche Abweichung von der wirk­
lichen Sachlage liegt dann vor, wenn diese Abweichung 
jedem Sachverständigen bei nnnarteiischer und gewissen­
hafter Prüfung deutlich erkennbar ist (RGZ. 149, 215 [223] 
=  JW. 1936, 4423; RQUrt. v. 9. April 1935, VII 397/34: 
WarnRspr. 1935 Nr. 87; RGUrt. v. 7. Juli 1938, VII 11/38: 
JW. 1938, 283629). Die Kl berufen sich in erster Reihe 
auf Verfahrens verstoße, die sich die Gutachter angeblich 
haben zuschulden kommen lassen. Als solche hält die
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Rev. besonders die Versagung rechtlichen Gehörs und 
den Umstand für bedeutsam, daß der Obmann des Aus­
schusses die Äußerung des Medizinalrats R. v. 1. Dez. 
1937 nicht dem Sanitätsrat E. zugestellt hat. Es ist aber 
dem BG. darin zuzustimmen, daß diese Bemängelungen 
keinen Erfolg haben können. Wenn der Obmann die bei 
ihm am 13. Dez. 1937 eingegangene Äußerung R.s vom 
1. Dez. 1937 dem Mitgutachter E. nicht zugehen ließ, 
sondern am 14. Dez. das endgültige Gutachten abgab, 
ohne E. nochmals über die Äußerung zu hören, so kann 
dies Verfahren, selbst wenn es unrichtig gewesen wäre, 
keine Bedeutung haben, da es nach den Feststellungen 
des BG. den Mitgutachter E. zu keiner Änderung seines 
Standpunktes veranlaßt hätte, es also für das endgültige 
Gutachten unerheblich war, ob E. diese Äußerung noch 
erhielt oder nicht. Verfahrensverstöße, die nachweisbar 
für das Gutachten ohne Bedeutung waren, können keine 
Beachtung finden. Was die Klage sonst als Verfahrens­
verstöße angesehen wissen will, sind keine solchen. Das 
rechtliche Gehör ist den Kl. keineswegs versagt worden.

Auch die Feststellung des OLG., daß das Ausschuß­
gutachten auch sonst nicht offenbar von der wirklichen 
Sachlage erheblich abweiche, ist von Rechtsirrtum nicht 
beeinflußt. Daß das BG. bei dieser Feststellung von un­
richtigen rechtlichen Auffassungen ausgegangen wäre, 
ist in keiner Weise ersichtlich.

(RG., VII. ZivSen., U. v. 10. Febr. 1942, VII 96/41.)
[He.]

*

** 13. RG. — Haftpflichtversicherung. Ist nach den Ver­
sicherungsbedingungen Haftpflichtversicherungsschutz für 
einen Lastkraftwagen nur unter der Voraussetzung ge­
währt, daß das Fahrzeug nicht zur Beförderung von Per­
sonen verwendet wird, so kann dies nicht dahin verstan­
den werden, schon jede gelegentliche Mitnahme einer 
Person bei einer Betriebsfahrt schließe den Versicherungs­
schutz aus.

Der Kl. war laut Versicherungsschein K 135 862 seit 
dem 2. Juni 1938 mit dem von ihm gefahrenen, unter 
dem Kennzeichen Ia  137440 polizeilich zugelassenen 
Kraftfahrzeug gegen Fahrzeugverlust und -schaden 
(Kasko) und gegen Haftpflicht versichert. In dem von 
ihm Unterzeichneten vorgedruckten Versicherungsantrag 
für Kraftfahrzeug-Versicherung (Fragebogen) vom glei­
chen Tage hatte er das zu versichernde Fahrzeug als 
Lastwagen bezeichnet und die unter Nr. 3 b enthaltenen 
Fragen nach der „Verwendung des Fahrzeugs“  wie 
folgt beantwortet:
„1. Personenfahrzeuge . . .
2. Güterfahrzeuge.

Werden gewerbsmäßig Güter gegen Entgelt für 
andere befördert? . . .  ja.
Werden Fahrten ausgeführt, die nach dem Güter- 
fernVerkG. als Fernfahrten gelten?... nein.
Werden Fahrten ausgeführt, auf denen Personen 
befördert werden?.. .  nein.“

Über den Umfang des von der Bekl, zu gewährenden 
Haftpflichtversicherungsschutzes heißt es in §14 der in 
den Versicherungsschein aufgenommenen „Allgemeinen 
Bedingungen“  für die Haftpflichtversicherung:

„Der Versicherungsschutz umfaßt die Befriedigung 
begründeter und die Abwehr unbegründeter Ent­
schädigungsansprüche, die auf Grund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
gegen den Versicherungsnehmer erhoben werden, 
wenn bei dem Betriebe des Kraftfahrzeugs Personen 
verletzt oder getötet (Personenschaden) oder Sachen 
beschädigt oder zerstört werden (Sachschaden) oder 
eine Vermögenseinbuße, die weder durch einen Per­
sonen- noch durch eine Sachbeschädigung herbei­
geführt ist (reiner Vermögensschaden), eintritt.“
Unter den die Haftpflichtversicherung betreffenden 

Fragen des Fragebogens für den Versicherungsantrag 
befindet sich unter Nr. 8 a die:

„Sollen, falls Fahrten zur Personenbeförderung aus­
geführt werden, Ansprüche beförderter Personen mit­
versichert sein?“

Diese Frage hatte der Kl. unbeantwortet gelassen. Im 
Kopf des Versicherungsantrags findet sich der auf­
gedruckte Hinweis:

„Alle Fragen sind sorgfältig und genau zu beant­
worten, Striche oder Nichtbeantworfung gelten als
Verneinung.“
Am 6. Okt. 1938 fuhr der Kl., wie schon seit Monaten 

täglich, mit dem versicherten Lastwagen von W. nach 
R. Er hatte im Aufträge der Heeresverwaltung eine 
Fahrt nach W. ausgeführt und befand sich nach Erledi­
gung des Auftrages nunmehr auf der Rückfahrt. Am 
Ostausgange von W. begegnete er mehreren Soldaten, 
die er auf ihren Wunsch ein Stück Weges mitnahm. Auf 
der Weiterfahrt kam es zu einem Zusammenstoß mit 
einem entgegenkommenden Lastwagen, wobei der Wa­
gen des Kl. beschädigt und drei der auf der Pritsche 
des Wagens sitzenden Soldaten verletzt wurden.

Die Bekl. lehnt es ab, dem Kl. gegenüber den Haft­
pflichtansprüchen aus diesem Unfall Versicherungsschutz 
zu gewähren. Der KI. hat beantragt, festzustellen, daß 
die Bekl. verpflichtet sei, ihm für die Folgen des ihm am
6. Okt. 1938 zugestoßenen Verkehrsunfalls Versicherungs­
schutz zu gewähren. Die Bekl. hat eingewendet, die 
Versicherung des Kl. erstrecke sich nicht auf solche 
Haftpflichtansprüche, die infolge einer Beförderung von 
Personen entständen; denn in dem Versicherungsantrag 
habe der Kl. den versicherten Wagen als Lastwagen, 
d. h. als ein der Beförderung von Gütern und nicht von 
Personen dienendes Kraftfahrzeug bezeichnet. Darüber 
hinaus habe er auch die Frage, ob Fahrten ausgeführt 
werden, auf denen Personen befördert werden, ausdrück­
lich verneint.

In beiden Vorinstanzen ist die Klage abgewiesen wor­
den. Die Rev. hatte Erfolg.

Das KG. ist der Meinung, maßgebend für den Inhalt 
des Versicherungsvertrags sei das, was die Parteien 
hätten versichern wollen. Aus den ihm im Antragsvor- 
druck vorgelegten Fragen habe der Kl. ersehen müs­
sen, daß es für die Bekl. von Bedeutung gewesen sei, 
zu wissen, ob er mit dem zur Versicherung angemel­
deten Lastwagen auch Personen befördere. Seine Ant­
worten auf die Fragen des Versicherungsantrags hätten 
auf die Bekl. nur die Wirkung haben können, daß sie 
sich keine Gedanken darüber habe zu machen brauchen, 
wie sie das Versicherungsverhältnis für den Fall einer 
Personenbeförderung habe gestalten wollen. Denn der 
Kl. habe ja klar zu erkennen gegeben, daß er keine 
Personen befördere. Das bedeute aber, daß die Bekl. 
den Fall der Personenbeförderung nicht in den Bereich 
ihres Wagnisses mit habe einbeziehen, dem Kl. also 
gegen etwaige Haftpflichtansprüche aus Personenbe­
förderung keinen Versicherungsschutz habe gewähren 
wollen. Ob der KI. bei der Verneinung der unter der 
Überschrift „Verwendung des Fahrzeugs“  enthaltenen 
ersten Frage (ob nämlich Fahrten ausgeführt würden, 
auf denen Personen befördert werden) die Vorstellung 
gehabt habe, daß damit nur die bestimmungsmäßige 
Verwendung des Fahrzeugs zur Personenbeförderung, 
nicht aber die gelegentliche Mitnahme von Personen 
gemeint sei, könne dahinstehen. Denn entscheidend für 
die Auslegung einer Willenserklärung sei nicht die 
Vorstellung des Erklärenden, sondern der Siijn, in 
welchem der Erklärungsempfänger sie nach Treu und 
Glauben habe verstehen können. Aus dem Zusammen­
hang von Frage und Antwort habe aber die Bekl. nur 
entnehmen können, daß die Personenbeförderung für 
den Kl. ohne jede Bedeutung gewesen sei; infolge­
dessen habe sie diese in den von ihr zugesagten Ver­
sicherungsschutz nicht mit einschließen wollen. Daraus 
folge, daß der Kl. durch den hier in Rede stehenden 
Versicherungsvertrag gegen Haftpflichtansprüche aus 
einer Personenbeförderung nicht geschützt werde. Auch 
der Hinweis auf § 26 VVG. könne dem KI. nichts nützen, 
weil diese Vorschrift den Fall einer nach dem Ab­
schlüsse des Versicherungsvertrags vom Versicherungs­
nehmer vorgenommenen Gefahrerhöhung betreffe. Diese 
Frage spiele hier deshalb keine Rolle, weil die M it­
nahme der Soldaten unter dem Gesichtspunkte zu be­
trachten sei, ob sie überhaupt unter die Versicherung 
falle, und dies bereits verneint werden müsse.
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Diese Auslegung des Versicherungsvertrags durch 
die beiden Vordergerichte kann nicht gebilligt werden.

Zur Beurteilung der dem Versicherungsvertrag zu­
grunde hegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
ist vorauszuschicken, daß es sich um einen Streitfall 
handelt, auf den die neu eingeführten Bedingungen für 
die Kraftfahrversicherung (AKB.) und für die Kraft­
fahrhaftpflichtversicherung (AKHB.) noch nicht allge­
mein anwendbar sind (Stichtag für deren Inkrafttreten: 
1. Jan. 1941; Abschluß des Versicherungsvertrags: 2. u. 
24. Juni 1938; Versicherungsfall [SchadensereignisJ:
6. Okt. 1938). Ihm sind demnach die bis zum 1. Jan. 1941 
bedungenen Allgemeinen Vertragsbedingungen zugrunde 
zu legen (vgl. Urteil des RQ. v. 31. Jan. 1941, VII 95/40, 
abgedruckt in JRfPrV. 1941, 59 Nr. 35).

Der erk. Senat hat in der Sache V I I118/40 mit Urteil 
v. 8. April 1941 (abgedruckt in DJ. 1941, 638 =  JRfPrV. 
1941, 95 Nr. 56) dahin entschieden, beim Fehlen einer 
besonderen Verdeutlichung des Begriffs „Personenbe­
förderung“  in der besonderen Bedingung eines im Jahre 
1937 geschlossenen Kraftfahrzeugversicherungsvertrags, 
wonach der Haftpflichtversicherungsschutz für einen 
Lastkraftwagen nur unter der Voraussetzung gewährt 
wird, daß das Fahrzeug nicht zur Beförderung von 
Personen oder zum genehmigten Güterfernverkehr Ver­
wendung findet, könne der Versicherungsausschluß (Ver­
wendung zur Beförderung von Personen) nicht dahin, 
verstanden werden, schon jede gelegentliche Mitnahme 
einer betriebsfahrtzugehörigen oder -nichtzugehörigen 
Person bei einer Betriebsfahrt schließe den Versiche­
rungsschutz aus. Der vorliegend zu entscheidende Streit­
fall ist rechtlich nicht wesentlich verschieden von dem 
Sachverhalt des Urteils v. 8. April 1941. Allerdings hatte 
in jenem Streitfall der Fahrer des Lastkraftwagens, für 
den die Versicherung genommen war, bei der — zum 
Haftpflichtfall führenden — Fahrt mehrere Personen 
zu sich auf den F ü h r e r s i t z  genommen und dort an 
der Fahrt teilnehmen lassen, und nur diesen Fall hat 
die Entsch. v. 8. April 1941 unmittelbar im Auge. Der 
Schaden, um dessen Ersatz es sich damals handelte, 
war auch kein Personenschaden, insbesondere kein 
solcher, den die mitgenommenen Personen erlitten 
hatten, sondern ein Sachschaden. Dagegen handelt es 
sich im vorliegenden Fall um die Mitnahme einer An­
zahl von Soldaten, die der Versicherungsnehmer, wie 
er unwidersprochen angegeben hat, unentgeltlich, aus 
Gefälligkeit zu sich auf den unter Versicherungsschutz 
stehenden Lastwagen genommen hatte und auf der 
P r i t s c h e ,  also auf dem Laderaum, hatte mitfahren 
lassen, und der auf der Unglücksfahrt entstandene Scha­
den ist vornehmlich ein solcher, der einigen der mit­
genommenen Militärpersonen durch Gesundheitsbeschä­
digung entstanden ist und dessen Ersatz diese von dem 
Versicherungsnehmer gefordert haben. (Ob daneben hier 
noch andere Personen in Frage kommen, die Haft- 
flichtansprüche gegen den Kl. aus dem bezeichneten 
chadensereignis erheben können, kann auf sich be­

ruhen, da dies für die Frage der Verpflichtung der 
Bekl. zur Leistung des Versicherungsschutzes an sich 
ohne wesentliche Bedeutung wäre.) In rechtlicher Be­
ziehung kann aber der Sachverhalt des vorliegenden 
Streitfalls nicht wesentlich anders beurteilt werden als 
der im Urteil v. 8. April 1941 entschiedene. In bei­
den Fällen betont die Fassung der in Betracht kommen­
den Versicherungsbedingungen — abweichend von der 
Fragestellung des Versicherungsantrags in einer früher 
dem erk. Senat zur Entsch. unterbreiteten Streitsache 
(Urteil v. 31. Jan. 1941, V II 95/40, abgedruckt: DR. 1941, 
121012 und JRfPrV. 1941, 59 Nr. 35) — nicht sowohl die 
Gefahr, die auf der Beförderung von Personen bei (ein­
zelnen) F a h r t e n  beruht, als vielmehr den Verwen­
dungszweck des (zu versichernden) Fahrzeugs über­
haupt und im allgemeinen. Namentlich weist die Aus­
drucksweise „Verwendung des Fahrzeugs“  (hier [in der 
Überschrift zu Ziff. 3 des Fragebogens zum Versiche­
rungsantrag v. 2. Juni 1938J wie dort „Verwendung 
findet“ ) darauf hin, daß dabei einerseits nur an die 
(geplante) Weise der Verwendung des unter Versiche­
rungsschutz gestellten Fahrzeugs während der Dauer 
des Versicherungsverhältnisses überhaupt und („Ver­
wendungszweck“ ) anderseits an eine dauernde wesent­

liche, d. h. gefahrerhöhende Änderung in der Art des 
Betriebs des Versicherungsnehmers oder mindestens in 
der innerhalb des Betriebs beabsichtigten Verwendung 
des Lastwagens gedacht sein konnte. Im Falle der 
Entsch. v. 31. Jan. 1941 waren in Gegensatz gestellt der 
Verwendungszweck des Fahrzeugs bei der einzelnen 
Fahrt und die erfahrungsmäßige Erhöhung des Wag­
nisses (des Gefahrumfangs) durch die Mitbeförderung 
von (der Betriebsfahrt zugehörigen oder nichtzugehöri­
gen) Personen, noch dazu außerhalb des Führersitzes. 
Im Falle des Urteils v. 8. April 1941 kam es auf einen 
anderen Gegensatz an: nämlich auf die gelegentliche, 
zumal auf den Führersitz beschränkte Mitnahme einzel­
ner Personen während einer Betriebsfahrt auf der einen 
Seite und auf die dauernde Änderung des Betriebs des 
versicherten Unternehmers oder der Verwendung des 
versicherten Fahrzeugs auf der anderen Seite. Der erk. 
Senat hat sich in der Sache V II 118/40 (anders als im 
Urteil v. 31. Jan. 1941 zu V II 95/40) dazu entschlossen, 
bei einer derartigen Vertragsgestaltung das Hauptge­
wicht darauf zu legen, daß für die Frage des Aus­
schlusses des Versicherungsschutzes zwei Verwendungs- 

. arten des versicherten Kraftfahrzeugs völlig gleich­
wertig nebeneinandergestellt seien, nämlich einmal die 
Verwendung zum „genehmigten Güterfernverkehr“  und 
weiter die zur „Beförderung von Personen“ , und daß 
für diese beiden Verwendungsweisen der Versicherer 
eine dermaßen wirksame Gefahrerhöhung als gegeben 
angesehen haben wolle, daß er insoweit die Übernahme 
des Wagnisses regelmäßig abzulehnen gewillt sei. Wenn 
bei dem vorliegenden Versicherungsausschluß schon eine 
nicht gewerbsmäßige Personenbeförderung, genau so 
wie der genehmigte Güterfernverkehr, zu den schlecht­
hin unzulässigen Verwendungsweisen zu rechnen sei, 
so setzten doch beide Verwendungsbereiche — so hat 
der erk. Senat damals ausgeführt — eine Umstellung, sei 
es des Betriebs des Versicherungsnehmers überhaupt, sei 
es wenigstens in der Verwendung des unter Versiche­
rung gestellten Lastwagens innerhalb des Betriebs vor­
aus, wie sie bei nur gelegentlicher Mitnahme einzelner 
(betriebszugehöriger oder nichtbetriebszugehöriger) Per­
sonen auf einer Betriebsfahrt, und zwar neben dem 
Fahrer auf dem Führersitz, keineswegs vorliege.

Die gleichen Erwägungen müssen auch im vorliegen­
den Falle für die Annahme den Ausschlag geben, daß 
der Schaden, der den Kl. (als Versicherungsnehmer auch 
für die Haftpflichtversicherung) durch die Mitnahme der 
verunfallten Personen auf die Unglücksfahrt betroffen 
hat, als unter den Bereich der Versicherung fallend an­
zuerkennen ist. In den beiden in  Vergleich zu stellen­
den Fällen (VII 118/40 und — hier — V II 16/41) haben 
es die beteiligten Versicherungsgesellschaften unter­
lassen, in ihren Bedingungen irgendwie zu verdeut­
lichen, daß der Begriff der (zuschlagspflichtigen) Per­
sonenbeförderung so weit zu fassen sei, daß jede auch 
nur gelegentliche (unentgeltliche) Mitnahme einzelner 
Personen ausgeschlossen sei und, falls die dennoch 
stattfinde, zum Ausschluß des Versicherungsschutzes 
schlechthin oder mindestens zum Ausschluß der Einbe­
ziehung des Personenschadens für die auf die Unglücks­
fahrt mitgenommenen Personen führen müsse. Beiden 
Fällen ist auch gemeinsam, daß zu solcher Verdeut­
lichung mit Rücksicht auf die sonst bestehende Ein­
stellung der zuständigen Versicherungsfachkreise zur 
Zeit des Vertragsabschlusses und aus der daraus er­
sichtlichen Verkehrsauffassung besonderer Anlaß be­
stand, zumal in einem Fall wie dem vorliegenden, wo 
aus den Versicherungsbedingungen nicht einmal ersicht­
lich ist, daß schon die Mitübernahme der Gefahr für 
nur gelegentliche Personenbeförderung einen Zuschlag 
zur bedungenen Versicherungsbeitragsleistung erfordern 
würde. Der erk. Senat hat schon im Urteil v. 8. April 
1941 (VII 118/40) =  DR. 1941, «16669 zur Bestärkung 
seiner Meinung darauf hingewiesen, bereits seit Jahren 
habe die Fachgruppe Kraftfahrzeugversicherung (in der 
Wirtschaftsgruppe Privatversicherung der Gesamtorgani­
sation der gewerblichen Wirtschaft) sowohl dem Reichs­
kommissar für die Preisbildung wie ihren Mitgliedern 
gegenüber den Standpunkt vertreten, der Beitragszu­
schlag für die Übernahme der Versicheruagsgefahr bei 
der Personenbeförderung sei bei der Versicherung von

124



986 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

Lastfahrzeugen nur dann zu erheben, wenn eine Fahrt 
e ig en s  zum Z w e c k e  d e r  P e r s o n e n b e f ö r d e ­
r u n g  durchgeführt werde, wenn es sich also um Fahr­
ten zum a u s s c h l i e ß l i c h e n  Zwecke der Personen­
beförderung handle, daß dagegen in allen übrigen Fällen 
ein Zuschlag nicht zu berechnen sei, die b lo ß e  M i t ­
nah me  f r e m d e r  P e r s o n e n  erfordere also keinen 
Zuschlag. Flabe auch während der Geltungszeit des 
Prämientarifs für Kraftfahrzeugversicherungen, Ausgabe 
Mai 1934, keine zwingende Auslegung des Begriffs der 
zuschlagpflichtigen Personenbeförderung auf Güterfahr­
zeugen bestanden, so habe doch damals schon (seit 
1934) der Verband der Kraftfahrzeugversicherer zu der 
Frage Stellung genommen, was als Personenbeförde­
rung im Sinne jenes Tarifs anzusehen sei, und seinen 
Mitgliedern anheimgestellt, durch die Fassung ihrer 
Anträge auf Kraftfahrzeugversicherungen den Begriff 
der Fahrten zur Personenbeförderung enger zu fassen, 
je nachdem, welche Erfahrungen sie mit diesem Wagnis 
gemacht hätten. Wenn dennoch (im damaligen Streitfall) 
die verklagte Versicherungsgesellschaft es unterlassen 
habe, im Versicherungsvertrag v. 29. Dez. 1937, obwohl 
dieser keine Möglichkeit der Mitversicherung der in der 
Einbeziehung der Personenbeförderung liegenden höhe­
ren Gefahr vorsehe, den Begriff der Personenbeförde­
rung näher zu umreißen, so könne bei der Auslegung 
ihrer Bedingungen jedenfalls nicht zu ihren Gunsten an­
genommen werden, daß auch schon bei der nur ge­
legentlichen Mitnahme einzelner Personen auf dem 
Führersitz (während einer Betriebsfahrt) entsprechend 
dem Vertragswillen jeder Versicherungsschutz entfallen 
solle. Diese Erwägungen treffen auch für den vorliegen­
den Fall zu, in dem die verklagte Versicherungsgesell­
schaft noch im Juni 1938 ihre bisherigen Fragebogen zu 
den Anträgen für die Kraftfahrzeugversicherungen und 
die bei ihr gebräuchlichen Versicherungsbedingungen 
unverändert angewendet und auf dieser Vertragsgrund­
lage den Versicherungsvertrag mit dem Kl. abgeschlos­
sen hat, ohne irgendwie zu verdeutlichen, was sie unter 
Verwendung eines Güterfahrzeugs zur Personenbeförde­
rung verstanden haben wollte, obwohl sie durch die 
seit Jahren bekannte Einstellung ihrer Fachgruppe auf 
die Notwendigkeit einer solchen Klarstellung genügend 
hingewiesen worden und ihr sicherlich auch bekannt 
war, daß eine nur gelegentliche Mitnahme einzelner 
Personen auf dem Lastwagen bei einer Fahrt, die nicht 
eigens zum Zwecke der Personenbeförderung durch­
geführt wurde, keinen Zuschlag zum gewöhnlichen 
Versicherungsbeitrag zu rechtfertigen vermochte. M it 
Recht hat der Kl. darauf hingewiesen, daß die Bekl. 
als gewerbsmäßig tätige Versicherungsgesellschaft ihre 
Bedingungen nach den Erfahrungen aus der Praxis ein­
zurichten gewohnt ist, wie ja auch der Verband der 
Kraftfahrzeug Versicherer schon seit Jahren zu der Frage 
Stellung genommen hatte, was als Personenbeförderung 
im Sinne des Tarifs anzusehen sei, und seinen Mitglie­
dern anheimgestellt hatte, durch die Fassung ihrer An­
träge auf Kraftfahrzeugversicherungen den Begriff der 
Fahrten'zu Personenbeförderungen enger zu fassen, je 
nachdem welche Erfahrungen sie mit diesem Wagnis 
gemacht hätten. Angesichts dieser Sachlage kann auch 
der hier etwas anders gestaltete Sachverhalt, insbe­
sondere die Tatsache, daß die zur Mitfahrt mitgenom­
menen Soldaten nicht auf dem Führersitz, sondern auf 
der Ladepritsche Platz genommen hatten, und zwar in 
einer Lage, in dler sie im Falle eines Zusammenstoßes 
einer Verletzung leichter ausgesetzt gewesen sein 
mögen, nicht zu einer anderen rechtlichen Beurteilung 
des Inhalts und der Bedeutung des Versicherungsver­
trages Anlaß gfeben, als es in der Sache V II 118/40 ge­
schehen ist. Irgendeine Einschränkung der Vertrags­
haftung der Bekl. mit Bezug auf eine etwaige Benut­
zung des den? Versicherungsschutz unterstellten Kraft­
fahrzeugs des Kl. zum Zwecke der gelegentlichen Per­
sonenbeförderung enthält die Abmachung zwischen den 
Parteien nicht. Eine solche Personenbeförderung war 
zur Zeit des Vertragsabschlusses vom Kl. nicht beab­
sichtigt; mehr besagt seine Erklärung nicht. Daß sie 
ganz und gar unstatthaft sein sollte, hat die Bekl. 
weder ausdrücklich noch stillschweigend ausbedungen. 
Für die Auflegung eines Versicherungsvertrags sind

einseitige Auffassungen, sei es des Versicherungsneh­
mers, sei es des Versicherers zu seinen Gunsten nicht 
maßgebend. Vielmehr kommt es bei der Auslegung der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen in erster Linie 
auf eine gegenständliche, vornehmlich von der Rück­
sicht auf Treu und Glauben und die Verkehrssitte be­
herrschte Betrachtungsweise an, zumal alles Zufällige 
des einzelnen Streitfalls beiseite zu bleiben hat und 
eine durchaus einheitliche und gleichmäßige Anwen­
dung der Bedingungen in allen Streitfällen derselben Art 
gewährleistet bleiben muß (vgl. Schack,  Treu und 
Glauben im verträglichen Versicherungsrecht in der Fest­
schrift für Erwin Bumke 1939 S. 315 ff. und die dort 
angeführten Entscheidungen des RCL). Die bezeichneten 
Rücksichten führen dazu, daß die Bekl. auch im vor­
liegenden Falle mit dem Einwande nicht gehört werden 
kann, der vom Kl. begehrte Versicherungsschutz liege 
außerhalb des Rahmens des von ihr vertraglich über­
nommenen Wagnisses.

Daran ändert auch der Umstand nichts, daß der Kl. 
bei der Antragstellung die zur Haftpflichtversicherung 
gestellte besondere Frage (Nr. 8d des Fragebogens), 
ob, falls F a h r t e n  zu r  P e r s o n e n b e f ö r d e r u n g  
ausgeführt werden, Ansprüche beförderter Personen mit­
versichert sein sollen, unbeantwortet gelassen, somit — 
gemäß dem allgemeinen Hinweis am Kopfe des Frage­
bogens — verneint hat. Denn diese Frage beschränkte 
sich auf einen Fall, von dem der Kl. nach Treu und 
Glauben annehmen durfte, daß er nicht eintreten werde. 
In der Frage unter 8d wird ja noch deutlicher, als es, 
wie schon hervorgehoben, mit der Überschrift zur 
Frage 3 b des Fragebogens geschehen ist, der allge­
meine Verwendungszweck des unter Versicherung ge­
nommenen Fahrzeugs betont und nicht darauf abge­
stellt, zu welcher Verwendung die einzelne Fahrt mit 
dem Lastkraftwagen tatsächlich gedient hat oder dienen 
würde. Der KI. konnte, ohne sich selbst eines Ver­
stoßes gegen Treu und Glauben schuldig zu machen, 
voraussetzen, daß „Fahrten zur Personenbeförderung“ , 
d. h. solche Fahrten, die im Sinne des damals geltenden 
Tarifs eigens zum Zwecke der Personenbeförderung aus­
geführt werden würden, also Fahrten, bei denen es sich 
um solche zum ausschließlichen Zwecke der Personen­
beförderung handelte, in seinem Betriebe nicht vor­
kämen. Um eine solche Annahme auszuschließen, die in­
zwischen auch sachlich ihren Niederschlag in den neuen 
AKB. und AKHB. gefunden haben dürfte (vgl. Urteil 
v. 31. Jan. 1941, V II 95/40 a. a.O.), hätte es, wie erwähnt, 
einer besonderen Verdeutlichung beim Abschluß des 
auf jenen Abmachungen beruhenden Versicherungsver­
trags bedurft. Um so weniger kann sich die Bekl. auf 
eine Auslegung der Nr. 8d des' Fragebogens in ihrem 
Sinne berufen, als der Fragebogen nicht einmal erkennen 
läßt, daß die Mitversicherung der Haftpflichtansprüche 
von „Insassen“  gegen den Versicherungsnehmer aus An­
laß ihrer nur gelegentlichen Mitnahme schon eines Zu­
schlags zum gewöhnlichen Versicherungsbeitrag bedurft 
hätte. Der Kl., dem an der Mitversicherung von Haft­
pflichtansprüchen seitens etwaiger Insassen bei der Beför­
derung von Personen bei Fahrten ausschließlich zur Per­
sonenbeförderung offenbar nichts gelegen war, hattedes- 
halb auch nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die 
Verkehrssitte keinen Anlaß, die ihm vorgelegte Frage, ob 
Ansprüche beförderter Personen mitversichert sein soll­
ten, falls „Fahrten zur Personenbeförderung“  ausge­
führt werden, zu beantworten. Aus der Nichtbeantwor­
tung dieser Frage kann jedenfalls bei der gegebenen 
Sachlage für eine Auslegung zugunsten des Standpunktes 
der Beki. nichts gefolgert werden.

Wie schon hervorgehoben, steht die Entsch. des erk. 
Senats in der Sache V II 95/40 (Urteil v. 31. Jan. 1941: 
JRfPrV. 1941, 59 Nr. 35), wo der Anspruch des Ver­
sicherungsnehmers auf Gewährung des Haftpflichtver­
sicherungsschutzes für den dort bezeichneten Streitfall 
abgewiesen worden ist, den hier ausgesprochenen Ge­
dankengängen in keiner Weise entgegen. Denn damals 
wich die im Kraftfahrzeugversicherungsvertrag (Ver­
sicherungsschein v. 5. Nov. 1936) getroffene Regelung, 
wie der Senat dargetan hat, in wesentlichen Beziehungen 
vdn den unverkennbar zugunsten der Versicherungs­
nehmer lautenden Bestrebungen der maßgebenden Fach­
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kreise ab, und es war angesichts der getroffenen Ver­
sicherungsabreden unmöglich, diese abweichende Rege­
lung so auszulegen, wie sie der Versicherer, deutlich 
erkennbar, gerade nicht verstanden haben wollte und 
wie sie auch vom aufmerksamen, unbefangenen Antrag­
steller nicht verstanden werden konnte.

(RG., VII. ZivSen., U. v. 24. Febr. 1942, V II 16/41.)

Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch
** 14. RG. — §§ 1293—1295 ABGB. Der ursächliche Zu­
sammenhang zwischen Unfall und Beschwerden des Ver­
letzten ist auch dann gegeben, wenn der Verletzte schon 
vor dem Unfall eine Anlage zur Erkrankung hatte und seine 
Beschwerden nur wegen dieser Anlage durch den Unfall 
ausgelöst worden sind. Der ursächliche Zusammenhang 
wird auch dadurch nicht ausgeschlossen, daß der nämliche 
Erfolg, der durch den Unfall eingetreten ist, auch durch 
ein anderes Ereignis eingetreten wäre, das bestimmt statt­
gefunden hätte. Die Veranlagung des Verletzten ist nur in­
sofern von Bedeutung, als sie in ähnlicher Weise wie das 
fortschreitende Lebensalter im Laufe der Zeit ohne das Ein­
treten eines die Erkrankung besonders fördernden Ereig­
nisses die Erwerbsfähigkeit des Verletzten herabsetzt und 
dadurch die Höhe des Schadens beeinflußt.

Der KI. wurde am 20. Jan. 1937 von einem1 Lastkraft­
wagen angefahren und niedergestoßen, der im Eigentum 
der Zweitbekl. stand und von dem Erstbekl gelenkt 
wurde, und erlitt dadurch verschiedene Verletzungen. 
Der Unfall wurde durch vorschriftswidriges Fahren des 
Erstbekl. herbeigeführt, der deshalb auch wegen Über­
tretung des § 335 StG. rechtskräftig verurteilt worden 
ist. Der Kl. macht wegen dieses Unfalls Schadensersatz­
ansprüche geltend.

Gegen ihre Verpflichtung, dem KI. den ihm aus dem 
Unfall entstandenen Schaden zu ersetzen, erheben die 
Bekl. keine Einwendungen mehr, in dieser Richtung be­
stehen auch nach der strafgerichtlichen Verurteilung des 
Erstbekl. keine Bedenken. Der Streit der Parteien geht 
nur noch darum, ob die von den Vorinstanzen festgestell­
ten Schmerzen und die von ihnen ebenfalls festgestellte 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit des Kl. auf den 
Unfall zurückzuführen sind. Während das LG. dies in 
vollem Umfange bejaht, nimmt das OLG. auf Grund 
eines neu eingeholten Sachverständigengutachtens eine 
Teilung nach Prozenten vor. Nach diesem Gutachten liegt 
bei dem Kl. der Krankheitszustand einer sog. arthrosis 
deformans (deformierenden Arthrose mit Gelenksentar­
tung) vor, die auf eine vorhandene Anlage dazu zurück­
zuführen ist. Daneben aber haben bis zum Ende des 
Jahres 1938 Erscheinungen einer sog. arthritis bestanden, 
die durch den Unfall entstanden sind. Auch' eine eben­
falls bis Ende 1938 aufgetretene linksseitige Ischias ist 
anlagebedingt, aber erst durch den erlittenen Unfall zum 
Krankheitszustand ausgelöst worden. Nach Ansicht des * 
Sachverständigen ist der Krankheitszustand des KI. auf 
seine Veranlagung einerseits und den Unfall andererseits 
etwa zu gleichen Teilen zurückzuführen. Bei schon vor­
handener Anlage werde die Erkrankung durch einen Un­
fall, wie ihn der Kl. erlitten habe, plötzlich ausgelöst, 
die Krankheitserscheinungen würden dadurch manifest; 
außerdem träten die Krankheitserscheinungen erfahrungs­
gemäß in einem viel stärkeren Ausmaß auf, entwickelten 
sich rascher und hätten in der Regel auch längere Krank­
heitsperioden zur Folge, als wenn die Krankheitszustände 
sich nur auf Grund der vorhandenen Anlage entwickelt 
hätten. Der Sachverständige hält daher bis Ende 1938 
den Krankheitszustand zu rund 50 o/o für anlagebedingt, 
zum Rest für unfallbedingt, für die Zeit nachher, in der 
die arthritischen Beschwerden wieder abgeklungen waren, 
führt er den Zustand des KI. zu 75 o/o auf seine Ver­
anlagung und nur zu 25°/o auf den Unfall zurück. Seiner 
Meinung nach wäre der Krankheitsprozeß bei dem KI. 
vermutlich auch ohne den Unfall, der ihn zur Auslösung 
gebracht hat, im Laufe der Jahre 1937 oder 1938 aus 
irgendeiner anderen Ursache (Erkältung und dergleichen) 
zum Ausbruch gekommen. Im Anschluß an dieses Gut­
achten spricht das OLG. dem KI., der infolge seiner 
Krankheit einen Gehilfen hat aufnehmen milksen, nur

die Hälfte des auf 3000 3iM bemessenen Schmerzens­
geldes und die Hälfte der ihm durch die Haltung des 
Gehilfen in den Jahren 1937 und 1938 entstandenen 
Kosten zu, von der für die Zeit nachher geforderten 
Rente aber nur 25°/o seines Ausfalles, den es unter Be­
rufung auf den Sachverständigen P. ohne weitere Be­
gründung auf 70 o/o der gefordertem Rente (nicht, wie der 
Sachverständige erachtet hat: seiner Erwerbsfähigkeit) 
bemißt.

M it Recht wendet sich die Rev. gegen diese prozen­
tuale Teilung des dem KI. entstandenen Schadens. Das 
BG. verkennt damit den Begriff des ursächlichen Zu­
sammenhanges, wie er sich in Rechtslehre und Rspr. 
herausgebildet hat. Die Frage des ursächlichen Zusam­
menhangs hat das Gericht nicht allein nach der Auf­
fassung der ärztlichen Sachverständigen, sondern selb­
ständig unter Beachtung der dafür in Betracht kommen­
den rechtlichen Voraussetzungen zu beantworten, wobei 
es zu Abweichungen von der ärztlichen Auffassung kom­
men kann (JW. 1938, 105i ; SeuffArcb. 95 Nr. 9). Es ist 
anerkannten Rechts, daß auch die Krankheitserscheinun­
gen, die durch einen Unfall nur deshalb ausgelöst wor­
den sind, weil die Anlage zu der Krankheit bei dem Ver­
letzten bereits vorhanden war, im 'Rechtssinne in vollem 
Umfange eine Folge des Unfalls sind; wer unerlaubt 
gegen einen gesundheitlich anfälligen Menschen 'handelt, 
hat kein Recht darauf, so gestellt zu werden, als ob er 
einen völlig gesunden Menschen verletzt habe (RGZ. 
151, 283 =  JW. 1936, 280219; RGZ. 155, 41 =  JW. 1937, 
23491; SeuffArcb. 95 Nr. 9). Der ursächliche Zusammen­
hang der Handlung des Schädigers und dem Schaden 
wird auch dadurch nicht ausgeschlossen, daß der näm­
liche Erfolg, der durch die schädigende Handlung ein­
getreten ist, auch durch ein anderes Ereignis eingetreten 
wäre, das später bestimmt stattgefunden hätte (RGZ. 
141, 365 == JW. 1933, 2383 2; RGZ. 144, 80 =  JW. 1934, 
15641 und 1904 » und RGZ. 144, 348 =  JW. 1934, 26875; 
HRR. 1935 Nr. 1008 und 1937 Nr. 997; ähnlich Kommen­
tar zum ABGB. Bd. 4 Bern. 1 d zu §1294). Denn jenes 
andere Ereignis, dessen Eintritt ohne die schädigende 
Handlung des Erstbekl. das BG. im Anschluß an das 
Sachverständigengutachten als sicher unterstellt (Ein­
treten einer Erkältung und dergleichen), würde nicht der 
Handlung des Erstbekl. die Ursächlichkeit für den Scha­
den entzogen haben, vielmehr hat die schädigende Hand­
lung des Erstbekl. jenes zweite Ereignis gehindert, 
seinerseits ursächlich für den Schaden zu werden. Der 
Unfall des Kl., der seine Erkrankung herbeigeführt hat, 
ist demnach für den eingetretenen Schaden auch dann 
in vollem Umfange als ursächlich anzusehen, wenn die 
Folgen auch ohne den Unfall wegen der Veranlagung 
des Kl. durch eine Erkältung oder dergleichen hätten 
herbeigeführt werden können, mit deren Eintritt das BG. 
ohne weiteres rechnet. Die Veranlagung des KI. ist nur 
insofern von Bedeutung, als sie in ähnlicher Weise wie 
das fortschreitende Lebensalter im Laufe der Zeit ohne 
das E i n t r e t e n  e in e s  d i e  E r k r a n k u n g  b e ­
s o n d e r s  f ö r d e r n d e n  E r e ig n i s s e s  die Erwerbs­
fähigkeit des Kl. herabsetzt und dadurch die Höhe des 
Schadens beeinflußt. Nur mit dieser Beschränkung ist es 
richtig, wenn der BerR. meint, daß bei unfallbedingten 
Krankhejtserscheinuiigen, die durch einen Unfall ausgelöst 
worden sind, der Schuldige nur für jenen Teil der Un­
fallfolgen haftbar gemacht werden könne, die auf den 
Unfall zurückzuführen seien, nicht für jene, die anlage­
bedingt seien. Eine Verteilung der Unfallfolgen nach 
Prozenten, wie bei mitwirkendem Verschulden des Ver­
letzten, aber ist in solchen Fällen überhaupt unmöglich.

Im vorl. Falle besteht der dem Kl. erwachsene Scha­
den darin, daß er nicht mehr in der Lage ist, die 
schwereren Kaminfegerarbeiten zu besorgen, insbesondere 
nicht mehr beim Kaminkehren die Kamine durchklettern 
kann und dadurch an der Ausübung seiner Berufstätigkeit 
bei dem häufigen Vorkommen der „Schliefkamine“  zum 
größten Teil verhindert ist. Um sein Gewerbe weiter 
ausüben zu können, hat er deshalb einen Gehilfen auf­
nehmen müssen. Es fragt sich demnach, wie lange der 
Kl. ohne den Unfall sein Gewerbe voraussichtlich ohne 
Gehilfen hätte ausüben können, wann also seine Ver­
anlagung auch ohne den Unfall ihm das Besorgen der
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Reinigung der „Schliefkamine“  unmöglich gemacht haben 
würde. Nach dem Gutachten des Sachverständigen sind 
die arthritischen Erscheinungen beim Kl., die ihn arbeits­
unfähig gemacht haben, auf den Unfall zurückzuführen. 
Diese Erscheinungen, die als eine Auflagerung auf das 
schon bestehende — den KI. aber zunächst noch nicht 
in seiner Arbeitsfähigkeit behindernde — Krankheitsbild 
der Arthrose zu beurteilen sind, haben bis Ende 1938 
fortgewirkt. Seitdem besteht nur der Krankheitszustand 
der Arthrose, der zwar in seinen Auswirkungen durch 
den Unfall befördert, aber in  erheblichem Maße anlage­
bedingt ist. Hiernach kann bereits jetzt gesagt werden, 
daß der Schaden, der dem Kl. bis zum 30. Juni 1938 ent­
standen ist, in vollem Umfange auf den Unfall zurück­
zuführen und deshalb dem Kl. von den Bekl. zu ersetzen 
ist. Dasselbe g ilt von dem Schmerzensgeld, das der Kl. 
fordert, jedoch besteht kein Anlaß, dieses Schmerzens­
geld über den Betrag von 3000 ¡RM, den der BerR. mit 
hinreichender Begründung als angemessen bezeichnet, 
zu erhöhen. Das angef. Urteil, das unberührt bleibt, so­
weit es die Bekl. zur Zahlung verurteilt, ist deshalb dahin 
abzuändern, daß die Bekl. dem KI. an Schmerzensgeld 
weitere 1500 ¡RM und an Schadensersatz für die Zeit bis 
zum 30. Juni 1938 weitere 852,50 ¡UM nebst Zinsen zu 
zahlen haben. Wegen der Rente für die Zeit v. 1. Juli 
1938 an dagegen bedarf es weiterer Aufklärung, bis zu 
welchem Zeitpunkt der Kl. ohne den erlittenen Unfall 
voraussichtlich in der Lage gewesen wäre, seinem Beruf 
ohne Gehilfen nachzugehen, von wann an ihm also die 
natürliche Weiterentwicklung seiner Veranlagung zur 
Arthrose die Weiterführung seines Berufes ohne Ge­
hilfen unmöglich gemacht haben würde. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wird ihm die geforderte Rente von monatlich 
100 bzw. 60 ¡RM, da das BG. die Kosten für Haltujng 
eines Gehilfen auf mehr als 100 ¡RM monatlich bernißt, 
in vollem Umfange zuzusprechen sein; für die Zeit 
nachher stehen ihm (unbeschadet der bereits rechtskräftig 
zugesprochenen Beträge) keine Ansprüche mehr zu.

(RG., VIII. ZivSen., U. und Beschl. v. 29. April 1942, 
VIII 12/42.) [He.)

Reichsarbeitsgericht

** 15. RArbG. — § 616 Abs. 2 BGB. Der unabdingbare 
Anspruch des Angestellten auf Vergütung im Krankheits­
fall umfaßt auch Mehrarbeitsvergütungen, wenn die Mehr­
arbeit ständig von der ganzen Belegschaft erfordert und 
von ihr regelmäßig täglich auf unbestimmte Zeit hinaus 
geleistet worden ist.

Das Gesetz schreibt in § 615 Abs. 2 BGB. zwingend 
vor, daß der Anspruch eines Angestellten i. S. des Ang- 
VersG. „auf Vergütung“  im Falle einer Erkrankung bis 
zu sechs Wochen „nicht durch Vertrag ausgeschlossen 
oder beschränkt werden“  kann. Es fragt sich, was un­
ter „Vergütung“  i. S. des Ges. zu verstehen ist, insbes. 
ob auch eine Mehrarbeitsvergütung darin einbegriffen 
werden kann. In der Entsch. v. 21. Dez. 1935, RAG 
224/35: JW. 1936, 1 2 4 8 =  ArbRSamml. 26, 16 hat das 
RArbG. in Anwendung einer Tarifvorschrift, die als 
eine Auswirkung der im §616 BGB., § 133 c Abs. 2 
GewO, und § 63 HGB. enthaltenen Gesetzesvorschriften 
angesehen wurde, ausgeführt, daß das für die Krankheits­
dauer zu zahlende volle Gehalt nicht eine aus der regel­
mäßigen Arbeitszeit zu errechnende feste Größe sei, son­
dern gleichbedeutend sei mit dem an nicht erkrankte 
gleichartige Angestellte jeweilig während der Behinde­
rungsdauer des Anspruchsberechtigten auszuzahlenden 
Gehalt. Die Frage, ob dabei auch etwa geleistete Über­
stunden einzurechnen seien, spielte bei dem dort vor­
liegenden Sachverhalt keine Rolle und wurde ausdrück­
lich offengelassen. In einer späteren Entsch. v. 20. Jan. 
1937, RAG 219/36: RArbG. 18, 124/25 =  JW. 1937,1170”  
hat das ArbG. zu § 63 HGB. und § 616 BGB. ausge-, 
führt, daß „Gehalt und Unterhalt“  i. S. des § 63 HGB. 
nicht weniger sein könne als die „Vergütung“  i. S. des 
§ 616 BGB. und daß danach ein Handlungsgehilfe wäh­
rend der Sechswochenfrist „dasjenige an Bezügen erhal­
ten soll, was er haben würde, wenn er seine Dienste lei­

sten könnte“ . Und in RArbG. 25, 193 ist noch darauf 
hingewiesen, daß § 616 BGB. keinen Lfnterschied hin­
sichtlich der Art der Entlohnung- mache und daß der 
dort gebrauchte Begriff der Vergütung des Dienstver­
pflichteten ein ganz allgemeiner sei und jede Art der 
Entlohnung umfasse.

Diese Auffassung von der dem Angestellten bei kurz­
fristiger Erkrankung zu zahlenden Vergütung deckt sich 
mit der, wie sie in ständiger Rechtsprechung mangels ab­
weichender Sonderregelung auch für die Urlaubsvergü­
tung sowie die Vergütung für zu entlohnende Feier­
tage anerkannt ist (vgl. hierzu betr. Urlaubsvergütung: 
RArbG. 24, 7 mit Nachw., betr. Feiertagsbezahlung: 
RArbG. 24, 143 ; 24, 223 =  DR. 1941, 1328^  und das 
zum Abdruck bestimmte Urt. v. 16. Dez. 1941, RAG 
123/41: DR. 1942, 6828). Der Grundgedanke bei allen die­
sen Entsch. war der, daß ein Angestellter durch eine 
kurzfristige Unterbrechung seiner Dienstleistung aus den 
jeweils in Betrach kommenden Gründen in seinem regel­
mäßigen Arbeitsverdienst keine Einbuße erleiden dürfe.

Im Schrifttum ist nun die Frage aufgeworfen, ob es 
nicht über den Sinn und Zweck des § 616 Abs. 2 BGB. 
hinausgehe, wenn man in Anwendung der erörterten 
Grundauffassung auch Mehrarbeitsvergütungen den dort 
gewährleisteten Einkünften hinzurechne.

Was diese Frage anlangt, so kann es dahingestellt 
bleiben, ob außergewöhnliche Mehrarbeitsleistungen von 
kürzerer Dauer, wie sie sich in den jetzigen Kriegs­
zeiten des öfteren ergeben werden, nach den in den 
angeführten Entsch. entwickelten Grundsätzen stets mit 
zu berücksichtigen sind oder ob diese Grundsätze in­
sofern eine gewisse Einschränkung erfahren müssen. 
Nicht zu beanstanden ist es jedenfalls, wenn Mehrarbeits­
leistungen von der Regelmäßigkeit und Dauer, wie sie 
hier tatrichterlich festgestellt worden sind, einbezogen 
werden. Die Feststellung geht dahin, die Überstunden 
seien zwar aus Anlaß des Krieges, also eines ungewöhn­
lichen Ereignisses, aber doch schon vor Kriegsausbruch 
und dann auch weiterhin ständig vom der ganzen Beleg­
schaft erfordert und von ihr regelmäßig täglich auf un­
bestimmte Zeit hinaus geleistet worden. Es ist nicht 
rechtsirrtümlich, wenn das BG. danach die Mehrarbeits­
vergütung für die hier fraglichen Überstunden als unter 
die unabdingbare Vorschrift des § 616 Abs. 2 BGB. fal­
lend angesehen hat.

Eine heute nicht mehr zu vertretende Verschärfung 
der unterschiedlichen Behandlung von erkrankten Ange­
stellten und erkrankten Arbeitern kann in der Einbe­
ziehung der Mehrarbeiten in die Krankenbezüge nicht ge­
sehen werden (vgl. besonders RArbG. 24, 68 174] =  DR. 
1941, 893 m. Anm. F ranke) .

(RArbG., Urt. v. 27. Febr. 1942, RAG 130/41. -  Darm­
stadt.)

*

** 16. RArbG. — §626 BGB.; §1 Arbeitsplatzwechsel- 
VO.

1. Die Ausübung des Rechts zur Kündigung aus wich­
tigem Grund ist an keine Frist gebunden, es geht aber 
verloren, wenn der Kündigungsberechtigte nicht inner­
halb eines nach Treu und Glauben zu bestimmenden Zeit­
raums seit Kenntnis von dem Kündigungsgrunde davon 
Gebrauch macht.

2. Eine „Ermächtigung“ des Arbeitsamts, seine Zustim­
mung zu einer außerordentlichen Kündigung für eine 
solche auf Grund des ferneren Verhaltens des Dienstver­
pflichteten und zu einer dem Kündigenden beliebten Zeit 
zu verwenden, gibt es nicht.

3. Die außerordentliche Kündigung eines Arbeitsver­
hältnisses kann unter besonderen Umständen auch be­
fristet geschehen.

Der KI. wurde von dem Bekl. am 1. April 1940 als 
Melkermeister für dessen aus 35 Kühen bestehende Ab­
melkwirtschaft eingestellt. Für das ArbeitsVerhältnis galt 
die tarifliche Kündigungsfrist von drei Monaten. Am 
5. Juli 1940 kündigte der Bekl. denn KI. zum 30. Sept. 
1940, ohne jedoch die Zustimmung des AfbA. einzuhiolen. 
Der Bekl. beantragte dann am 21. Aug. 1940 beim ArbA.
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die Zustimmung zu der fristlosen Kündigung des Kl. 
Diese wurde ihm am 27. Aug. 1940 erteilt. Der Bekl. 
kündigte dem KI. darauf nicht sogleich, sondern erst am 
16. Sept. zum 30. Sept. 1940, und zwar, wie er be­
hauptet und das BO. auch feststellt, weil er die Ab- 
melkwirtschaft nicht ohne einen Melkermeister versehen 
konnte, und weil er erst eine Ersatzkraft für den Kl. ge­
winnen mußte, was ihm nach seiner weiteren unbestritte­
nen Behauptung erst am 16. Sept. zum Ende dieses Mo­
nats gelungen ist.

Der KI. erkennt die letztere Kündigung als rechtswirk­
sam nicht an. Er ist einmal der Ansicht, daß die nicht 
sofort nach Erhalt der Zustimmung des ArbA. ausge­
sprochene Kündigung verspätet erfolgt sei und schon 
aus diesem Grunde keine Rechtswirksamkeit haben könne. 
Ferner bestreitet er, daß er in seiner Dienstführung dem 
Bekl. einen wichtigen Grund zur fristlosen Kündigung 
gegeben habe. Er verlangt u. a. die ihm zustehende 
Vergütung für den Monat Okt. 1940.

Während das ArbG. der Klage stattgegeben hat, hat 
das LArbG. die Klage abgewiesen. Das RArbG. hat auf­
gehoben und zurückverwiesen.

Die Berechtigung des Anspruchs auf Gehalt für den 
Monat Okt. 1940 hängt von der Beurteilung der Rechts­
wirksamkeit der Kündigung des Bekl. ab. Es handelt sich 
um die außerordentliche Kündigung nach § 626 BGB.

Die Ausübung des Rechts zur Kündigung aus wichti­
gem Grunde ist an keine besondere Frist gebunden. Nach 
anerkannter Rechtsprechung des RG. und RArbG. (RGZ. 
122, 38 [41] =  JW. 1928, 2909; RArbG. 1, 222 [225] =  
JW. 1928, 1464; RArbG. 17, 82 [85]; RArbGUrt. vom 
9. Juli 1930, RAG 54/30: ArbRSamml. 9, 543/44 und vom 
25. Mai 1938, RAG 14/38: ArbRSamml. 33, 97 [101]) geht 
es indes verloren, wenn der Kündigungsberechtigte nicht 
innerhalb eines nach Treu und Glauben zu bestimmen­
den Zeitraums seit Kenntnis von dem Kündigungsgrunde 
von diesem Recht Gebrauch macht und im besonderen im 
Falle der Kündigung aus Verschulden des Kündigungs­
empfängers diesem durch! sein Zuwarten berechtigter­
weise Anlaß zur Annahme gibt, er werde aus seinem 
Verhalten keine Folgerungen in Hinsicht auf die Beendi­
gung des Dienstverhältnisses mehr ziehen. Dem Kündi­
gungsberechtigten ist aber ausreichende Zeit zur Prü­
fung des Sachverhalts und zur Überlegung seiner Ent­
schließung zu lassen. Zu den Erwägungen, die er vor der 
Ausübung des Kündigungsrechts anzustellen berechtigt 
ist, ist jedenfalls in Zeiten des außergewöhnlichen Man­
gels an Arbeitskräften und se jetzt in der Kriegszeit im 
gegebenen Falle auch die Frage der Beschaffung einer 
notwendigen Ersatzkraft zu rechnen. Das hat besonders 
zu gelten für einen lebenswichtigen Betrieb, dessen Fort­
führung nicht nur im Interesse des betreffenden Dienst­
berechtigten liegt, sondern zugleich auch vom Stand­
punkt des allgemeinen Volksinteresses zu fordern ist. Es 
mag hierzu noch auf RAG 317/28 v. 14. Nov. 1928: ArbR­
Samml. 4, 161 [162/63] und RAG 291/38 v. 26. Juli 1939: 
ArbRSamml. 37, 29 [33] verwiesen werden.

Die Notwendigkeit der Einholung der Zustimmung des 
ArbA. zur Kündigung eines Arbeitsverhältnisses nach § 1 
Abs. 1 ArbeitsplatzwechselVO. v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 
1685) — sie ist, wie sich1 schon aus § 1 Abs. 3 Satz 2 
ergibt, auch für die fristlose Kündigung erforderlich — 
schafft nun eine besondere Rechtslage zunächst insofern, 
als der Kündigungsberechtigte vor der Erteilung dieser 
Zustimmung an dem Ausspruch einer rechtswirksamen 
Kündigung gehindert ist. Das Abwarten der Zustimmung 
kann also seine Rechtsstellung im Hinblick auf den Aus­
spruch der Kündigung nicht beeinträchtigen. Anderer­
seits gibt ihm die Zeit, die bis zur Erteilung der er­
betenen Zustimmung verstreicht, schon Gelegenheit, die 
Sachlage weiter zu überprüfen, das Für und Wider und 
die Folgewirkung des Ausspruchs der Kündigung für sei­
nen Betrieb zu überdenken und möglicherweise auch die 
Frage der Beschaffung der notwendigen Ersatzkraft 
einer Klärung zuzuführen oder jedenfalls vorbereitende 
Schritte in dieser Richtung zu tun. Soweit das möglich 
ist, ist es nach Treu und Glauben zur baldmöglichen 
Klärung der Rechtslage für den Kündigungsempfänger zu 
fordern.

Dem Bekl., der auf seinem. Hofe eine Abmelkwirtschaft

von 35 Kühen betreibt und der die Milchwirtschaft ohne 
eine Ersatzkraft für den KI. in Gestalt eines anderen 
Melkermeisters nicht fortzusetzen imstande war, war nach 
dem oben Ausgeführten grundsätzlich das Recht zuzu­
erkennen, die Frage der Beschaffung einer Ersatzkraft 
vor dem Ausspruch der Kündigung zu klären.

Nicht beigepflichtet werden kann der Ansicht des BG., 
der Bekl. sei nach dem sich fortsetzenden pflichtwidrigen 
Verhalten des Kl. auf Grund der ihm; auf seinen Antrag 
erteilten Zustimmung des ArbA. zur fristlosen Kündigung 
berechtigt gewesen, wegen dieses Verhaltens des Kl. 
nach seinem Belieben, also auch zu einem ihm beliebten 
Zeitpunkt die Kündigung auszusprechen. Eine „Ermäch- 
tigung“  des ArbA., seine Zustimmung zu einer außer­
ordentlichen Kündigung für eine solche Kündigung auf 
Grund des ferneren Verhaltens des Dienstverpflichteten 
und zu einer dem Kündigenden beliebten Zeit zu ver­
wenden, wie das BG. meint, besteht nicht.

Das RArbG. hat nun bisher (vgl. u. a. RArbG. 18, 
257 [259/60]) den Standpunkt vertreten, daß die außer­
ordentliche Kündigung im Arbeitsrecht zulässigerweise 
mir unbefristet geschehen könne. Dem lag die Erwä­
gung zugrunde, daß der Gefolgsmann die Möglichkeit 
haben müsse, eine für ihn alsbald nach der Kündigung 
sich bietende Gelegenheit, anderweitig Arbeit aufzuneh­
men, auszunutzen, anstatt das Ende der gesetzten Frist 
abzuwarten, um dann womöglich eine Zeitlang ohne Ar­
beit und Verdienst zu sein. Diese Erwägung kann aber 
in dem Falle nicht Platz greifen, wenn in der Gewäh­
rung einer Frist bis zur Beendigung des ArbeitsVerhält­
nisses nur oder zugleich ein Entgegenkommen gegenüber 
dem Gefolgsmann liegt. Der letztere Fall ist aber vor­
liegend gegeben, wo der Bekl. dem KI. statt fristlos 
zum 16. Sept. mit Frist von 14 Tagen erst zum 30. Sept. 
gekündigt hat, einem Termin, an dem sich erfahrungs- 
rnäßig besonders im Rahmen der Landwirtschaft häufig 
Arbeitsplatzwechsel vollziehen und der daher auch dem 
KI. günstige Gelegenheit zur Gewinnung einer anderen 
Stelle bieten konnte. Die außerordentliche Kündigung 
mit dieser Frist und zu diesem Termin ist damit als 
rechtlich zulässig zu erachten, wobei noch zu berück­
sichtigen ist, daß das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung 
der tariflichen Fräst am 16. Sept. erst zum 31. März 
1941 hätte gekündigt werden können. — Der gegebene 
Tatbestand könnte im übrigen rechtlich auch dahin ge­
würdigt werden, daß der Bekl. dem KI. — vorbereiten­
derweise — am 16. Sept. eröffnet habe, daß er das Ar­
beitsverhältnis zu Ende Sept. fristlos lösen müsse. Das 
könnte dann einer unbefristeten Kündigung gleichgeach­
tet werden.

Sind nach allem gegen die Ordnungsmäßigkeit der 
Kündigung des KI. — im Ergebnis mit dem BG. über­
einstimmend — keine Rechtsbedenken zu erheben, so 
kommt es für die Entsch. darauf an, ob die Kündigung 
sachlich-rechtlich berechtigt war. Hierüber hat das BG. 
sich nicht weiter ausgesprochen. Die Nichtbehandlung 
dieser Frage hat wohl darin ihren Grund, daß das BG. 
verkannt hat, daß das ArbA., das seine Entsch. über die 
Erteilung oder Versagung der Zustimmung nur unter 
öffentlichem Gesichtspunkt, unter dem Gesichtspunkt des 
Arbeitseinsatzes, trifft, zu der sachlich-rechtlichen Be­
rechtigung einer auszusprechenden oder, im Ausnahme­
fall, einer bereits ausgesprochenen Kündigung keine Stel­
lung zu nehmen hat (§ 1 Abs. 3 Satz 1, § 6 der vor­
genannten VO.). Über die letztere Frage haben aus­
schließlich die Gerichte zu entscheiden. Zur Nachholung 
der fehlenden Stellungnahme zu der sachlich-rechtlichen 
Berechtigung der Kündigung des Kl. war daher die Auf­
hebung des Urteils und die Zurückverweisung der Sache 
erforderlich.

(RArbG., Urt. v. 16. Jan. 1942, RAG 112/41. — Han­
nover'

*

** 17. RArbG. — Anordnung zur Durchführung des 
Vierjahresplans über die Lohnzahlung an Feiertagen v. 
3. Dez. 1937. Die hierzu ergangene Durchführungsan­
ordnung v. 16. März 1940 (RAnz. Nr. 66) w ill durch 
Rücknahme der gewährten Vergünstigung für den Fall
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unentschuldigten Ausbleibens am letzten Arbeitstag vor 
oder am ersten Arbeitstag nach den Feiertagen die volle 
Inganghaltung der Betriebe bis zu den Feiertagen und 
ihre volle Wiederingangsetzung nach den Feiertagen 
sicherstellen.

Die Kl. ist als Handnäherin in dem Betriebe der Bekl. 
beschäftigt. Für die Zeit zwischen Weihnachten 1940 und 
Neujahr 1941 hatte die Bekl. Betriebsferien angeordnet. 
Am 2. Jan. 1941 erschien außer anderen Gefolgschafts­
mitgliedern auch die Kl. ohne Entschuldigung nicht zur 
Arbeit. Die Bekl. zahlte ihnen daraufhin den Arbeitslohn 
für die beiden Weihnachtsfeiertage und für Neujahr 
nicht.

Die Kl. verlangte, sich auf die Anordnung über die 
Lohnzahlung an Feiertagen v. 3. Dez. 1937 (RAnz. Nr. 280 
v. 4. Dez. 1937) stützend, ihren Lohn für die beiden 
W eihnachtsfeiertage.

Die Bekl. lehnte den Anspruch unter Berufung auf 
die Anordnung des RArbM. zur Durchführung der vor- 
bezeichneten Anordnung v. 16. März 1940 (RAnz. Nr. 66 
v. 18. März 1940) ab. Die Klage ist in allen Instanzen 
abgewiesen.

Nach der Anordnung über die Lohnzahlung an Feier­
tagen v. 3. Dez. 1937 hat der Gefolgsmann Anspruch auf 
Zahlung des regelmäßigen Arbeitsverdienstes für die 
Werktagsarbeitszeit, die infolge des Neujahrstages, des 
Oster- und Pfingstmontags sowie des ersten und zweiten 
Weihnachtsfeiertages ausfällt. Danach hatte die Kl. grund­
sätzlich den Arbeitslohn für die an den Weihnachtsfeier­
tagen 1940 und am Neujahrstage 1941 ausgefallene Ar­
beitszeit zu beanspruchen.

Auf Grund der Nr. 3 der Anordnung hat nun der 
RArbM. zur Durchführung derselben am 16. März 1940 
bestimmt, daß Gefolgschaftsmitglieder, die am letzten 
Arbeitstage vor oder am ersten Arbeitstage nach Feier­
tagen, für die ihnen auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
der Lohnausfall zu vergüten ist, ohne genügende Ent­
schuldigung der Arbeit fern bleiben, keinen Anspruch 
auf Bezahlung der betreffenden Feiertage, d. h. der an 
diesen Feiertagen ausgefallenen Arbeitszeit haben. Die 
Kl. ist, neben anderen Gefolgschaftsmitgliedern, unstrei­
tig ohne Entschuldigung am 2. Jan. 1941 zur Arbeit nicht 
erschienen, als nach Beendigung der Betriebsferien zwi­
schen Weihnachten 1940 und Neujahr 1941 die Arbeiten 
in dem Betriebe der Bekl. wieder aufgenommen wurden. 
Daß sie wegen dieses Fernbleibens von der Arbeit nach 
der genannten DurchfAO. für den Neujahrstag 1941 
keinen Arbeitslohn zu beanspruchen hat, verkennt die Kl. 
nicht. Der Streit geht darum, ob sie Anspruch auf den 
Arbeitslohn für die an den Weihnachtsfeiertagen 1940 
ausgefallene Arbeitszeit hat.

Der Streit ist aus dem Sinn und Zweck der Anordnung 
des RArbM. zu entscheiden. Die Anordnung ist ersicht­
lich ergangen, um Mißstände zu beheben, die sich viel­
fach in Betrieben dadurch herausgebildet hatten, daß 
Gefolgschaftsmitglieder in Verkennung der ihnen durch 
die Feiertagsanordnung gewährten Wohltat, den unge­
kürzten Wochenlohn auch in den Wochen zu erhalten, in 
denen wegen der genannten Feiertage Arbeitszeiten aus­
fielen, und so die Feiertage in Freude verleben zu 
können (vgl. dazu RArbG. 21, 17 [19/20] =  DR. 1939, 
139820 und 139921; RArbG. 21, 26 [28], 300/301), meinten, 
den Arbeitslohn an dem letzten Arbeitstage vor oder an 
dem ersten Arbeitstage nach den Feiertagen entbehren 
und daher — ohne Grund — der Arbeit fernbleiben und 
sich einen weiteren Tag Freizeit verschaffen zu können. 
Die dadurch für die Betriebe geschaffene Lage, die Un­
gewißheit, ob und inwieweit ihr bei dem Schlüsse der 
Arbeit vor und dem Wiederbeginne der Arbeit nach den 
Feiertagen die Arbeitskräfte der Gefolgschaftsmitglieder 
zur Verfügung standen, mußte zu Unzuträglichkeiten und 
Schwierigkeiten in den Betrieben führen; sie schloß aber 
auch für die Durchführung des Vierjahresplans und der 
Kriegswirtschaft ernste Gefahren in sich. Ihnen sollte 
mit der Anordnung begegnet und durch Rücknahme1 
jener durch die Feiertagsanordnung gewährten Vergün­
stigung für den Fall des unentschuldigten Fernbleibens 
von der Arbeit am letzten Arbeitstag vor oder am ersten 
Arbeitstage nach den Feiertagen und durch die darin 
liegende erzieherische Einwirkung auf die ihrer Pflicht

zumal in der gegenwärtigen Kriegszeit nicht genügend 
bewußten Gefolgschaftsmitglieder die volle Inganghal­
tung der Betriebe bis zu den Feiertagen und ihre volle 
Wiederingangsetzung nach den Feiertagen gesichert 
werden.

Bei dieser Zielsetzung der Anordnung kann es nicht 
darauf ankommen, ob die Arbeit nach den Feiertagen 
in dem Betriebe unmittelbar am Tage nach den Feier­
tagen oder — aus irgendwelchen betrieblichen Gründen 
— an einem späteren Tage wieder aufgenommen wird. 
Es soll nur dahin gewirkt werden, daß an dem Tage, 
an dem die Arbeit in dem Betriebe nach den Feiertagen 
tatsächlich wieder aufgenommen wird, alle Gefolgschafts­
mitglieder, soweit sie nicht aus begründetem Anlaß (Ur­
laub, Krankheit) fernzubleiben berechtigt sind, für die 
Arbeit zur Verfügung stehen.

Daraus ist zu folgern: Wenn, wie in dem vorliegend 
zu beurteilenden Falle, für die Zeit zwischen Weihnach­
ten und Neujahr Betriebsferien angeordnet worden sind, 
und die Arbeit erst wieder am Tage nach Neujahr auf­
genommen wird, so ist dieser Tag der erste Arbeitstag 
nach den Feiertagen im Sinne der Anordnung, wobei — 
wegen des Ausfalles der Arbeit in der Zwischenzeit — 
die Weihnachtsfeiertage und der Neujahrstag zusammen­
zufassen sind und als die in der Anordnung gemeinten 
Feiertage zu gelten haben. Sie sind nunmehr zusammen 
die „betreffenden1*. Feiertage, für die der Gefolgsmann 
keine Bezahlung verlangen kann, wenn er ohne genü­
gende Entschuldigung am Tage nach dem letzten Feier­
tage, Neujahr, von der Arbeit fernbleibt, wie die Kl. es 
getan hat.

Hiernach hat die Kl. nicht nur keinen Anspruch auf 
Lohn für die am Neujahrstage 1941, sondern auch nicht 
für die an den Weihnachtstagen 1940 ausgefallene 
Arbeitszeit.

(RArbG., Urt. v. 13. Febr. 1942, RAG 132/41. — Breslau.) 

*

* *  18. RArbG. — §§1.2 ArbeitsplatzwechselVO. vom 
1. Sept. 1939. Die Versagung der Zustimmung des Ar­
beitsamts zu einer bereits ausgesprochenen Kündigung 
hat nicht die Folge, daß die bis dahin schwebend un­
wirksame Kündigung endgültig rechtsunwirksam wird. 
Vielmehr kann die die Zustimmung versagende Entschei­
dung des Arbeitsamts durch das im Aufsichtswege an­
gerufene Landesarbeitsamt abgeändert werden mit der 
Folge, daß die schwebend unwirksame Kündigung nun­
mehr Rechtswirksamkeit erlangt. Auch das Arbeitsamt 
ist grundsätzlich nicht gehindert, seine Entscheidung 
selbst abzuändern l).

Nach §1 Abs. 1, §2 Nr. 1 VO. über die Beschränkung 
des Arbeitsplatzwechsels v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1685) 
bedarf es zur einseitigen Losüng eines Arbeitsverhält­
nisses der Zustimmung des Arbeitsamts. Diese Zustim­
mung kann in Ausnahmefällen (vgl. dazu die Runderlasse 
des RArbM. v. 12. Dez. 1939, Va 5551/205 [RArbBI. [,594 
und v. 24. April 1940, Va 5551/192 [RArbBI. I, 252]) nach­
träglich zu einer ohne sie ausgesprochenen Kündigung 
erteilt werden; dadurch erhält die bis dahin schwebend 
unwirksame Kündigung Rechtswirksamkeit (§ 1 Abs. 2 
der VO.). Die gesetzlichen Bestimmungen gelten, wie 
sich schon aus §1 Abs. 3 Satz 2 ergibt, auch für die 
fristlose Kündigung aus § 626 BGB.

Die Zustimmungserklärung des Arbeitsamts ist eine 
Verwaltungshandlung. Sie unterliegt als solche den 
allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts. Danach 
kann eine Verwaltungshandlung, beim Fehlen anderwei­
tiger gesetzlicher Vorschriften, grundsätzlich abgeändert, 
widerrufen und durch eine andere Entschließung ersetzt 
werden. Dieses g ilt im Interesse der Rechtssicherheit 
jedoch nur so lange; als die Verwaltungshandlung sich 
noch nicht rechtsgestaltend auf das Privatrechtsverhält­
nis der Parteien zueinander ausgewirkt hat. Die durch 
sie mit bewirkte neue Rechtsgestaltung kann durch eine 
Abänderung oder einen Widerruf nicht umgestaltet oder 
aufgehoben werden. — Die Zustimmung des Arbeitsamts

9  Vgl- J a e r i s c h , „Zur Praxis der Arbeitsplatzwechselverord- 
nung“ : DR. 1941, 2585.
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zu einer b e a b s i c h t i g t e n  Kündigung nach §1 Abs. 1 
der VO. ist für den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses 
ohne Rechtsbedeutung, bis die Kündigung ausgesprochen 
wird. Bis dahin kann sie also, zumal gegen sie kein 
besonderes Rechtsmittel vorgesehen ist, abgeändert oder 
widerrufen werden. Erst durch die Kündigung w irkt sie 
sich — vorausgesetzt, daß diese sachlich-rechtlich ge­
rechtfertigt ist — auf das Arbeitsverhältnis in der Rich­
tung der Auflösung desselben aus; von dem Augenblick 
an ist sie daher nicht mehr abänderlich. Die letztere 
Rechtslage ist bei der n a c h t r ä g l i c h e n  Zustimmung 
zu einer bereits ausgesprochenen Kündigung von vorn­
herein gegeben, da die zunächst schwebend unwirksame 
Kündigung durch sie Rechtswirksamkeit erlangt (§ 1 
Abs. 2 der VO.). Vgl. hierzu auch das Urteil RArbO. 23, 
343 (347) =  DR. 1941, 285 mit Anm. W u n d e r l i c h  und 
den RdErl. des RArbM. v. 19. April 1940, Va 5551/177, 
unter 1 (RArbBI. I, 251), in denen darauf hingewiesen 
worden ist, daß eine Ausnahme hiervon zu gelten hat in 
dem Falle, daß die Zustimmung durch unlautere Mittel, 
durch Zwang, Drohung oder arglistige Täuschung, her­
beigeführt worden oder durch Irrtum in der Erklärung 
bedingt ist.

Die V e r s a g u n g  der  Z u s t i m m u n g  zur Kündi­
gung ist hinsichtlich der Möglichkeit ihrer Abänderung 
oder ihres Widerrufs nicht ebenso zu beurteilen wie die 
Zustimmung zur Kündigung. Sie unterliegt als Verwal­
tungshandlung insoweit keiner Beschränkung, weil si» 
sich in keiner Form rechtsgestaltend auf das Arbeitsver­
hältnis auswirkt. Eine solche Rechtswirkung ist insbe­
sondere aus der besprochenen VO. nicht zu entnehmen. 
Wird die Zustimmung zu einer b e a b s i c h t i g t e n  Kün­
digung versagt, so berührt dies das Arbeitsverhältnis 
nicht; eine etwa trotzdem ausgesprochene — befristete 
oder fristlose — Kündigung ist ohne Rechtswirkung für 
das Arbeitsverhältnis (§ 1 Abs. 2 der VO.). Aber auch die 
Versagung der Zustimmung zu einer b e r e i t s  a u s g e ­
s p r o c h e n e n  Kündigung hat. nach der VO. keine rechts­
gestaltende Bedeutung, die nach § 1 Abs. 2 der VO. allein 
der nachträglichen Zustimmung zu einer Kündigung in­
sofern zukommt, als durch sie die schwebend unwirk­
same Kündigung — ihre sachliche Begründetheit vor­
ausgesetzt — Rechtswirksamkeit erlangt. Die Versagung 
der Zustimmung hat insbesondere nicht die Folge, daß 
die bis dahin schwebend unwirksame Kündigung durch 
sie endgültig rechtsunwirksam wird. Die Kündigung, für 
deren Wirksamwerden die Zustimmung des Arbeitsamts 
Voraussetzung ist, bleibt vielmehr wegen des weiteren 
Fehlens dieser Voraussetzung schwebend unwirksam. 
Übrigens ist in der Rspr. bisher auch angenommen wor­
den, daß die Abänderung einer die Zustimmung zu einer 
Kündigung versagenden Entsch. des Arbeitsamts durch 
das im Aufsichtswege angerufene Landesarbeitsamt recht­
lich zulässig sei. Dann kann auch das Arbeitsamt grund­
sätzlich nicht gehindert sein, diese seine Entsch. selbst 
abzuändern. Diesen Rechtsstandpunkt nimmt auch der 
RArbM. im Grundsatz in seinem RdErl. v. 19. April 1940 
unter 2 ein.

Eine andere Rechtsfolgerung ist auch nicht aus dem 
Sinn und sozialpolitischen Zweck der VO. zu ziehen. 
Es ist zwar richtig, daß die Zulassung des Widerrufs der 
Versagung der Zustimmung zu einer Kündigung und der 
Erteilung der Zustimmung darauf die nachteilige Folge 
hat, daß die Ungewißheit der Arbeitsvertragsparteien 
über den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses weiter­
bestehen bleibt und sich verlängert. Diese Folge, welche 
die eine wie die andere Arbeitsvertragspartei trifft, kann 
aber zu keiner anderen Auffassung über die Rechtswir­
kung der Versagung der Zustimmung führen. Zu dem 
Bedenken insbesondere, daß etwa gegenüber dem Be­
schäftigten als Kündigungsempfänger in der Zulassung 
der Änderung der Stellungnahme des Arbeitsamts, nach 
Versagung der Zustimmung zur Kündigung, eine Un­
billigkeit liegen könnte, insofern ihm eine Zeit zur Ge­
winnung eines neuen Arbeitsplatzes verlorengehen und 
er in der Zwischenzeit auch nicht vom Arbeitsamt an 
einen anderen Arbeitsplatz vermittelt werden kann, der 
Beschäftigte — So vor allem bei der fristlosen Kündi­
gung und der Nichtweiterbeschäftigung in der Zwischen­
zeit — dadurch einen Arbeitsverdienst einbüßen kann, 
ist auf folgendes hinzuweisen: Das Arbeitsamt hat es’

wie in der Rspr. anerkannt (vgl. u. a. RArbG. 25, 107 
[113 mit Nachweisungen] =  DR. 1941, 230216), in der 
Hand, die Zustimmung zur Kündigung mit Einschrän­
kungen, so mit der Einschränkung der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses zu einem bestimmten, nach dem 
Kündigungstermin liegenden Zeitpunkt, zu erteilen oder 
auch die Zustimmungserklärung mit Auflagen an den 
Kündigenden zu versehen (§ 6 Abs. 2 der VO:). Auflagen 
zumal können auch bei der nachträglichen Zustimmung 
zu einer fristlosen Kündigung, auch einer solchen aus 
Verschulden des Kündigungsempfängers, gemacht und 
so auch hier ein etwa als billig .erscheinender Ausgleich 
vorgenommen werden. Im übrigen pflegen die abändern­
den Entsch. des Arbeitsamts, nach Versagung der Zu­
stimmung, — soweit solche nach der Anweisung an die 
Arbeitsämter in Nr. 2 des letztbezeichneten Erlasses des 
RArbM., im Interesse der Rechtssicherheit die Versa­
gung der nachträglichen Zustimmung zu einer Kündi­
gung nicht abzuändern, noch Vorkommen —, alsbald zu 
ergehen, und es pflegt der durch die Kündigung herbei­
geführte Schwebezustand nicht lange zu dauern.

(RArbG., Urt. v. 16. Jan. 1942, RAG 118/41. — Han­
nover.)

Reichsverwaltungsgericht

19. RVG. — §§ 1 Abs. 2, 19, 22 Abs. 3 KSSchVO.
1. Die im § 19 KSSchVO. vorgeschriebene Rechtsmittel­

belehrung muß die Angabe enthalten, daß die Beschwerde 
bei der Feststellungsbehörde erster Rechlsstufe einzu­
reichen ist (§ 22 Abs. 3 Salz 1); andernfalls wird die Rechts­
mittelfrist nicht in Lauf gesetzt (vgl. RKA. I, 46/41 vom 
25. Nov. 1941).

2. Die Einstellung der Schiffahrt auf Grenzflüssen kurz 
vor Ausbruch des Krieges stellt keine Maßnahme zur Ab­
wendung eines drohenden Kriegssachschadens dar, son­
dern eine vorsorgliche Maßnahme zum Zweck des Schutzes 
von Schiff und Ladung vor jeder nur möglichen Gefähr­
dung. Aufwendungen, die den Einzelnen aus diesem Anlaß 
treffen, insbesondere Kosten der Umdisposition von La­
dungsgütern, begründen daher keinen Entschädigungsan­
spruch nach § 1 Abs. 2 KSSchVO.

Es ist zunächst festzustellen, daß die zulässige Be­
schwerde fristgerecht eingelegt ist. Zwar wäre die Be­
schwerdefrist des § 22 Abs. 3 KSSchVO. von zwei Wo­
chen schon am 6. Okt. 1941, also vor dem Eingang der 
Beschwerde bei dem RVG., abgelaufen gewesen, wenn 
sie wie regelmäßig mit der Zustellung des angefoch­
tenen Bescheides zu laufen begonnen hätte. Nun be­
stimmt aber § 19 Abs. 1 Nr. 6 KSSchVO., daß die von 
den Feststellungsbehörden erlassenen Bescheide eine 
Belehrung über das zulässige Rechtsmittel enthalten 
müssen.  Dieser Anforderung genügte die Rechtsmittel­
belehrung des angefochtenen Bescheides insofern nicht, 
als darin zwar eine Beschwerde „an das Reichskriegs­
schädenamt in Berlin“  für zulässig erklärt wurde, aber 
keine Belehrung darüber gegeben wurde, daß — wie im 
§ 22 Abs. 3 Satz 1 KSSchVO. bestimmt — die Beschwerde 
bei der Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe einzu­
reichen ist. Dieser Mangel macht die Rechtsbelehrung 
zu einer unvollständigen und darum unrichtigen. Einem 
BeschwF. steht zwar nach § 22 Abs. 3 letzter Satz frei, 
die Beschwerde bei einer Feststellungsbehörde anderer 
Rechtsstufe, also auch bei dem Reichskriegsschädenamt, 
ohne Rechtsnachteil einzureichen. Aus wohlerwogenen 
Gründen sowohl des öffentlichen Interesses an der 
Schnelligkeit des Geschäftsganges bei der Erledigung 
der Beschwerde, welche die Feststellungsbehörde erster 
Rechtsstufe nach § 22 Abs. 3 Satz 2 zunächst daraufhin 
prüfen soll, ob sie ihr abheifen will, als auch im 
Interesse des einzelnen BeschwF. an der besseren Er­
reichbarkeit der Behörde unterer Rechtsstufe und der 
Ausnutzung der Beschwerdefrist ist aber die Vorschrift 
des § 22 Abs. 3 Satz 1 gegeben. Da sie hiernach be­
sonders bedeutsam ist, muß sich die Rechtsmättelbeleh- 
rung auch auf sie erstrecken. Die KSSchVO. enthält nun 
allerdings keine etwa dem § 246 Abs. 3 RAbgO. ent­
sprechenden Vorschriften des Inhalts, daß die Rechts­
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mittelfrist nicht in Lauf gesetzt wird, wenn die gesetz­
lich vorgeschriebene Rechtsmittelbelehrung völlig fehlt 
oder unrichtig erteilt ist. Der Senat hat jedoch diesen 
Rechtsgrundsatz (vgl. Beschluß v. 25. Nov. 1941, RKA/I. 
46/41) auch für das Gebiet des Kriegssachschädenrechts 
angewandt und hält hieran in Übereinstimmung mit der 
ständigen Rspr. des ehemaligen PrOVG. fest. Bei dieser 
Sach- und Rechtslage konnte eine Versäumung der 
Rechtsmittelfrist im vorliegenden Falle überhaupt nicht 
in Frage kommen, so daß die Beschwerde in jedem 
Falle rechtzeitig eingelegt ist.

In der Sache selbst hat die Beschwerde keinen Erfolg.
Bei dem behaupteten Schaden der BeschwF. handelt 

es sich offensichtlich zunächst nicht um einen Kriegs­
sachschaden im Sinne des §1 Abs. 1 KSSchVO., da 
keine Sachen in Verlust geraten oder beschädigt worden 
sind. Zwar hat zur Vermeidung von Zweifeln der RdErl. 
des RMdl. v. 28. Jan. 1941 (MBliV. S. 199) bestimmt:

„1. Als Verlust einer beweglichen Sache im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 KSSchVO. ist es auch anzusehen, wenn die 
Sache zu einem erheblich unter dem wahren Wert lie­
genden Preis verkauft werden mußte und der Verkauf 
die unvermeidliche Folge eines Geschehnisses der in § 2 
Abs. 1 KSSchVO. bezeichneten Art ist, d. h. wenn der 
Geschädigte unter Berücksichtigung der besonderen Ver­
hältnisse den Verkauf nicht vermeiden konnte.“

Ein Teil des Schadens der BeschwF. beruht aller­
dings auf einem nach Lage der Verhältnisse offenbar 
notwendig gewordenen ungünstigen Verkauf unter an­
deren als den ursprünglich vorgesehenen Bedingungen. 
Es fehlt aber an der Voraussetzung, daß ein Geschehnis 
der im § 2 Abs. 1 KSSchVO. aufgeführten Art (be­
sonderes Kriegsereignis) den Verkauf notwendig gemacht 
hat. Weder hat eine Kampfhandlung noch eine mit einer 
solchen in unmittelbarem Zusammenhang stehende mili­
tärische Maßnahme (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) auf die beiden 
Schiffe eingewirkt, noch ist der Verkauf auf Räumung 
eines vom Gegner unmittelbar bedrohten Gebietes (Nr. 3) 
oder auf Flucht zur Vermeidung dringender Gefahr für 
Leib oder Leben' (Nr. 4) zurückzuführen; endlich ist 
auch nicht der Besitz an den Schiffen durch feindliche 
Handlungen entzogen worden (Nr. 6); Nr. 2 und 5 des 
Abs. 1 kommen überhaupt nicht in Betracht.

Ferner kann, da diese Voraussetzungen des §2 Abs. 1 
Nr. 1—6 KSSchVO. nicht gegeben sind, auch kein An­
spruch auf Ersatz wegen eines durch den zeitweisen 
Verlust der N u t z u n g  der Ladung entstandenen Scha­
dens (Nutzungsschaden im Sinne des § 1 Abs. 4 KSSch­
VO.) geltend gemacht werden.

Es kann sich also nur fragen, ob es sich bei dem 
Schaden um ersatzfähige Aufwendungen im Sinne des § 1 
Abs. 2 KSSchVO. zur Abwendung eines drohenden Kriegs­
sachschadens handelt.

Als Aufwendungen, welche die Antragstellerin gemacht 
hat, um ihren Schaden möglichst klein zu halten, können 
insbesondere die Kosten für die Reisen des Inhabers 
der antragstellenden Firma zwecks Weiter Verwertung 
der Ware und die Mehrkosten des Transportes von M. 
nach H. für den Kahn „J. L.“  und für die Ladung des 
Kahnes „Sp.“  von M. nach Mü. gegenüber dem ur­
sprünglich vorgesehenen Weitertransport M.—K. ange­
sehen werden.

Aber diese Aufwendungen sind von der Antragstel­
lerin nicht zur Abwendung eines drohenden K r i e g s -  
sachSchadens  gemacht worden. Nach der ständigen 
Rspr. des Senats (vgl. Beschluß v. 1. Juli 1941 [RKA/1. 
2/41])') kann von einem drohenden Kriegssachschaden 
nur dann gesprochen werden, wenn eine gegenwärtige 
Gefahr infolge eines der im § 2 KSSchVO. aufgezählten 
Kriegsereignisse zu einem sofortigen Eingreifen nötigte. 
Nachdem die Schiffsreisen in M. beendet waren — sei

J) Vgl. DR. 1942, 94.

es, weil die Schiffer sich weigerten, in Richtung K. 
weiterzufahren, sei es mit Rücksicht auf eine behörd­
liche Einstellung der Schiffahrt —, war aber für die 
Ladung der in M. liegenden Kähne auch bei drohendem 
Ausbruch eines Krieges mit Frankreich keinerlei un­
mittelbar bevorstehende Gefahr einer Beschädigung 
durch Kriegsereignisse gegeben. Die Ladung lag infolge 
einer praktisch eingetretenen Schiffahrtssperre für die 
Schiffahrt r . . .  aufwärts nach Orten innerhalb der Grenz­
strecke des R. fest. Dadurch drohte der Antragstellerin 
zwar ein Vermögensschaden, wenn sie die Ladung nicht 
alsbald löschen lassen konnte und infolgedessen dem 
Schiffer Liegegeld bezahlen mußte. Lediglich zur Ab­
wendung dieses — nach der KSSchVO. aber nicht er­
satzfähigen — Vermögensschadens hat die Antragstellerin 
Aufwendungen gemacht. Man kommt auch nicht zu einem 
anderen Schluß, wenn man das Verhalten der Antrag­
stellerin nicht für sich allein betrachtet, sondern mit dem 
Verhalten der Schiffsführer, welches letztlich die Ur­
sache für die spätere Aufwendung bildete, unter dem 
Gesichtspunkte einer einheitlichen Disposition über den 
Transport zusammenfaßt; dann ist der vorangegangene 
Entschluß der Schiffsführer, nicht aus M. heraus weiter­
zufahren, daraufhin zu prüfen, ob dieser vielleicht zur 
Abwendung eines bei Weiterfahrt drohenden Kriegssach­
schadens gefaßt worden ist. Es bestand nun am 27. Aug. 
1939 bzw. 28. Aug. 1939, als die Weiterfahrt eingestellt 
wurde, zwar die unbestimmte Möglichkeit eines militäri­
schen Konflikts mit Frankreich; dies genügt jedoch nicht, 
um bereits das Drohen eines K r i e g s  Sachschadens bei 
einer Weiterfahrt anzunehmen. Denn es stand völlig da­
hin, ob und wann der Krieg ausbrechen würde, wie sich 
im einzelnen mögliche Kriegshandlungen abspielen wür­
den und ob dabei überhaupt die Schiffahrt nach K. be­
einträchtigt werden würde. Haben die Schiffsführer den 
Entschluß zum Liegenbleiben in M. freiwillig gefaßt, wie 
es nach dem Bericht der Feststellungsbehörde erster 
Rechtsstufe anzunehmen ist, so hat es sich dabei um 
eine Vorsichtsmaßnahme mit Rücksicht auf diese all­
gemeine Kriegsgefahr gehandelt, nicht aber mit Rück­
sicht auf einzelne konkret vorhersehbare und unmittelbar 
bevorstehende kriegerische Ereignisse, die bei einer Wei­
terfahrt auf die Schiffe einwirken konnten. Aufwendun­
gen, die als Folge dieser Vorsichtsmaßnahme von der 
Antragstellerin gemacht worden sind, sind also auch nur 
zur Vorbeugung von Nachteilen durch mögliche Feind­
einwirkung gemacht, nicht zur Abwehr einer bereits 
gegenwärtigen drohenden Gefahr. Nicht anders ist es, 
wenn die Schiffahrtsbehörde die Schiffahrt eingestellt 
haben sollte, wie die Antragstellerin behauptet. Dann 
handelte es sich im Ergebnis um eine Grenzsperre, die 
ebenfalls aus solchen Vorsichtsgründen verhängt wurde, 
um jeder möglichen Gefährdung von Gütern vorzu­
beugen, die im Falle eines Krieges der deutschen W irt­
schaft erhalten bleiben mußten. Für eine solche vorsorg­
liche Maßnahme, deren Zweck der Schutz von Schiff und 
Ladung vor Gefahr ist und die im allgemeinen nur eine 
günstige Auswirkung sowohl für das Schiff als auch die 
Ladung haben wird, kann ebenfalls kein Ersatz nach der 
KSSchVO. verlangt werden, wenn auch einmal im Einzel­
falle wie hier den Ladungsbeteiligten besondere Auf­
wendungen infolge des Anhaltens des Transportes ent­
stehen. Schäden, die dadurch entstehen, müssen vom 
einzelnen im Rahmen des ihn auch sonst treffenden 
Risikos getragen werden wie sogar viele Folgen von 
wirklichen Kriegsmaßnahmen, die nicht durch eines der 
in deg KSSchVO. (§ 2) hervorgehobenen kriegerischen 
Ereignisse unmittelbar verursacht sind.

Die Beschwerde ist daher als unbegründet zurückzu­
weisen, und zwar kostenfrei gemäß §23 Abs. 1 KSSchVO.

(RVG. [RKA.], I. Spruch-Sen., Beschl. v. 11. März 1942, 
RKA I 50/42.) [We.J
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Hanewacker ist ein ganz besonderer Tabak. Ein 

Tabak, den man nicht raucht, sondern genießt. Ein 
kleines Stück Hanewacker im Munde verschafft Freude 
und Anregung. Das kommt daher, weil Hanewacker 
aus bestem Tabak und wundervollen Fruchtsäßen her­
gestellt wird. Fragen Sie einmal Ihren Tabak­
händler nach Hanewackerl

W ie Hanewacker auslteht
das sage ich Ih m  noch. ünQawß-atuhlwiSk!

D E T E K T E I  H i i D E M B E R Q  A u s k u n f t e i
BERLIN W 30 /11, Nürnberger Str.29 /30 , FernriH:2 4 3 4 3 4 u. 243480
Von bekannten Anwälten u. Juristen ständig ln Anspruch genommenes RUro für 
die Erledigung vertraulicher Angelegenheiten. Beschaffg. von unbedingt verläß­
lichem Beweismaterial durch unauffällige Beobachtungen und geheime Ermitte­
lungen in allen Fällen des Z iv il-u nd  Strafrechts. Wahrg. Wirtschaft!, und indu­
strieller Interessen, Nachforschungen, Beschaffung von Urkunden etc., sowie 
ausfUhrt. Spezialberichte Uber Personalien, Herkunft, Vorleben, Lebenswandel, 
Einkommen und Vermögenslage usw. allerorts. Unverbindliche Vorbesprechung.

O p f e r t  f ü r  d a s  K H W . i

eses
WAREN
ZEICHEN

dar Fabrik <ham. pharm. Präparate

H .O . ALBERT WEBER
Magdaburg-W., Balforter Str. 23
war u. *. für Sie bisher das Zeichen des 
Vertrauens für meine bewährten Krauler- 
tablalten H. W . M. 86, deren Herstellung 
x. Z. in der allen zuverlässigen-Quaütfil 
nicht mehr möglich ist. Im Interesse der 
Verbraucher ist deshalb bis aul weiteret 
die Fabrikation meiner Krautertabletlen 
K W . M. 86 eingestellt worden.

Ith bitte Sie jedoch, meinenKrautertabletten 
H. W . M. 86 Ihr Wohlwollen tu  erhalten, 
deren Lieferung In unveränderter Qualität 
ich zu gegebener Zeit züsichere.

G lie d e rs c h m e rz e n ,  
R h e u m a ,Is c h ia s ,

[l^UMAWFGf monier«n Sie »chnell fort mit .J h e u m o -  
wag“ . Fragen Sie Ihre« Arzt, er wird 
Bheumoweg gern verordnen, weil es hilft. 
Erhältlich m Apotheken, wo audt da» be­
währte FuBkroftmittel „ B e w a l"  gegen 
Ermüdung, kalte Füße und olie Fußübel 
erhältlich ist. Achten Sie daraut, doß |ede 
Flasche den Nomen Schmlttner trägt.

D e r  S i a o t f s a n w a U
und sein Arbeitsgebiet

mit Beispielen von

Dr. Karl Burchardi unter M itw irkung von Dr.Gerh. Klempahn
Oberstaatsanwalt in Berlin

288 Seiten Din A 5.
Staatsanwalt in Berlin

Kartoniert RM 8.70
„Der Staatsanwalt muß bei seiner Tätigkeit eine große Zahl von Ver­
waltungsvorschriften beachten, deren Anwendung dadurch erschwert 
wird, daß sie an vielen Fundorten verstreut sind. Frühere Zusammen­
stellungen dieser A rt sind größtenteils veraltet. Eines um so stärkeren 
Anklanges kann die vorliegende Schrift gewiß sein, die in knapper aber 
erschöpfender Form alle für das Tätigkeitsgebiet des Sachbearbeiters 
bei einer landgerichtlichen Staatsanwaltschaft erforderlichen Hinweise 
gibt." LGPräs. Dr. Hennericl, Glatz, in „DR“  Nr. 13/14 vom 15.7.41.
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Bas Recht der krafhahrüersiclieruflg
Von Dr. jur. Paul Schmidt-Tüngler

219 Seiten Kart. RM 5.40
Das vorliegende Buch gibt eine gesamte Darstellung der deutschen 
Kraftfahr-Versicherung unter Berücksichtigung sämtlicher neuer Bestim­
mungen. Es ist nicht nur für den Juristen geschrieben, sondern so all­
gemeinverständlich, daß jeder, der sich mit Fragen der Kraftfahr-Ver­
sicherung zu beschäftigen hat, dieses Buch als Rüstzeug braucht. Als 
Anhang sind die wichtigen Gesetzestexte, wie das Pflichtversicherungs­
gesetz, die Ergänzungs- und Änderungs-VO. zum Pflichtversicherungs­
gesetz, das Gesetz Uber den Versicherungsvertrag in neuester Fassung, 
die Verordnung Uber die Versicherung von Kraftfahrzeugen, beigefügt.
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B e w e rb u n g e n  auf Z iffe ra n z e ig e n  stets mit der 
Ziffemummer kennzeichnen; au ch  a u f  dem  U m ­
s c h la g , dort am besten in der linken unteren Ecke, 
mit Buntstift umrahmt. — Bei B ew erbungen  auf 
S te llen an ze ig en  niemals Originalzeugnisse, sondern 
mit Namen und Adresse gekennzeichnete Z e u g n is a b s c h rifte n  
beifügen. Auf L ic h tb ild e  rn  müssen Name und Adresse auf der 
Rückseite vermerkt sein. Unter „Einschreiben“ oder „Eilboten“ 
eingesandte Bewerbungen können nur als „Einschreiben“- oder 
„Eilboten“ - Briefe weitergesandt werden, wenn das Porto hier­
für beigefügt ist. Diese Art Briefe und mehrere Bewerbungsschrei­
ben auf verschiedene Zifferanzeigen dürfen auf dem äußeren Um-

Zur
Deaditung!

„A nzeigen -A bte ilung *

schlag die Ziffemummer n ic h t tragen; sie sind nur 
an die Anzeigenabteilung zu richten. •  A n z e ig e n ­
p re is :  die viergespaltene 46 mm breite m m -Zeile  
45 Rpf.; für Verleger- und Fremdenverkehrsanzeigen 
56 Rpf.; für Stellen- und einspaltige Gelegenheits­

anzeigen 25 Rpf.; für Familienanzeigen und Nachrufe 15 Rpf., 
Ziffergebühr für Stellenangebote 1.50 R M .; für Stellengesuche und Ge­
legenheitsanzeigen 50 Rpf. •  A n z e ig e n s c h lu ß :  jeweils der Don­
nerstag der Vorwoche, nur für eilige Stellenanzeigen und wenn Raum 
noch zur Verfügung steht, jeweils der Montag der Erscheinungs­
woche. •  Z a h lu n g e n  für A n ze ig e n b e trä g e  nur auf das Post­
scheckkonto des Deutschen Rechtsverlages GmbH. -B erlin N r. 451 76

D eutscher R ec h ts v e rla g  GmbH., B erlin  W 35 , LUtzowufer 18.

ji! Offene Stellen ül • •• •••

A n w a lts s o z ie tä t  sucht zur M it-
hllfe Vertreter. Rechtsanw. Dr. Gerh. 
S chm id t und Joachim P r a e to r i u s ,  
Berlin W 8,Unter den Linden 55 (11 3193).

B ü ro v o rs te h e r in , firm in beiden 
Fächern, perfekte Stenotypistin,zu gün­
stigsten Bedingungen, evtl. Halbtags­
stellung, für Anwaltsbüro Unter den 
Linden gesucht. Angebote unter 
A . 2073 an Anzeigen-Abteilung Deut­
scher Rechtsverlag, B e r l i n  W 35, 
Lützowufer 18.

Großes Industrieunternehmen insehr 
schön gelegener Stadt am Harzrande 
sucht für das Sekretariat sofort eine 
gewandte Stenotypistin oder volle 
Sekretärin . Einstellung nach Wunsch, 
evtl, auch als Vertreterin für vorüber­
gehende Zeit. Buchhaltungskenntnisse 
nicht notwendig. Angebote unter- 
A . 2075 an Anzeigen-Abteilung Deut­
scher Rechtsverlag, B e r l i n  W 35, 
LUtzowufer 18.

U r la u b s v e r tre te r  für etwa Ende 
August bis Ende September gesucht 
3-4 nachmittags wöchentlich, eventl. 
auch ohne Notariat bzw. gegenseitig. 
Tätigkeit kann nebenamtlich ausge­
übt werden. Rechtsanwalt und Notar 
Dr. H. F u h r m a n n ,  Berlin-Tegel, 
Schloßstr. 1.

V e r tr e te r  für August nach Berlin ge­
sucht. Angebote unter A . 2076 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

S te n o s e k r e tä r ( in )  oder Büroge- 
hilfe(in), möglichst Fachkraft, auch 
halbtags von Nordberliner Rechtsan­
walt und Notar in Dauerstellung ge­
sucht. Angebote unter A . 2052 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

J u r is te n  von größerer Wirtschafts- 
prüfungs-, Beratungs- und Treuhand­
gesellschaft in Berlin sowie für die 
Niederlassungen im Reich u. den neuen 
Gebieten zur Bearbeitung der verschie­
densten juristischen, insbes. wirtschaft­
lichen Fragen zwecks Unterstützung 
des vorhandenen Syndikus gesucht. 
Angebote mit Lebenslauf, Zeugnisab­
schriften, Gehaltsanspr. und frühestem 
Eintrittstermin erbeten unter A . 2077 
an Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, LUtzowufer 18.

S te n o ty p is t in ,  fachkundig,perfekt, 
evtl, halbtags, gesucht. Gute Dauei- 
stellung in kleinerem Büro Unter den 
Linden. Angebote nnter A . 2074 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

B ü ro v o rs te h e r  Oder B ü r o v o r ­
s t e h e r in  für beide Fächer, erfahren 
und zuverlässig, mögl bald gesucht. 
Gehalt nach Übereinkunft. Angebote 
unter A.2070 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

B ü ro v o rs te h e r z. Vertretung meines 
Bürovorstehers während seines Urlaubs 
in der Zeit von Mitte August bis Mitte 
Sept. 1942 gesucht. Dr. Kuntze,  
Rechtsanwalt und Notar, Magdeburg, 
Otto-v.-Guericke-Straße 18.

KMEOłHIlFSWEBK FOB DAS DEUTSCHE BOTE KBEUZ1M»

Reichspachtschutzordnung
Von Dr. jur. G. Hubernagel

237 Seiten RM 7.50 kart.
In seiner neuen Schrift erläutert der Verfasser die Reichspacht- 
schutzördmingrcGhtlich und wirtschaftlich. Viele auftauchende Lücken 
und Probleme werden behandelt und gelöst. Dabei erblickt der Ver­
fasser in dem Pachtschutzrecht eine neue Grundordnung deutschen 
Bodenrechts, welche neben dem Erbhofrecht steht. Er zeigt, wie 
das Gemeinrecht durch die Pachtschutzordnung stark abgewandelt 
worden ist. Dieser Umbruch des Rechtsdenkens wird durch das 
sachliche und Verfahrensrecht verfolgt. Auch das Wirtschaftsver­
waltungsrecht mit seinen Einwirkungen auf das Bürgerliche Recht 

ist eingehend behandelt
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H., Berlin • Leipzig - Wien
Berl in  W 3 5 ,H i l de b ran d s t r .8 

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudefenland: 
Deutscher Rechtsverlag Q. m. b. H., Wien I, Riemergasse I.
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J u r i s t i n ,  35 J., mehrjährige Mitarbeit 
in Anwaltsbüro (auch als Anwalfsver- 
treterinj, mehrjährige Tätigkeit in der 
Industrie (Spezialerfahrungen: Gesell­
schafts- u. Arbeitsrecht), Steno, Schreib­
maschine, Buchführung, sucht zum 
1.8.42 Stellung in Berlin. Angebote 
unter A . 2071 an Anzeigen-Abt. Deut­
scher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

A n w a lts -B ü r o v o r s te h e r ,  44J.,
entl., hochbefähigt, vers. mit den besten 
Kenntnissen des mat. u. form. Rechts, 
bes. erfahren im Schadensrecht, gew. 
Verhandler, auch langj. Erf. im Notar.- 
Fach,gute Ersch., sucht f bald neuen 
W irkungskreis. Handel, Industrie, 
auch Tät;gk. in den bes. Westgeb. be­
vorzugt. -  Ausführl. Angebote erbeten 
unter A . 2078 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

B ü ro v o rs te h e r  beider Facher,selb­
ständig, übernimmt 2 bis 4 Wochen 
Urlaubsvertretung in Mitteldeutschl. 
August-Sepf. Angebote unter A.2072 
an Anzelgen-Abt. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

jjj Bekanntmachungen •:!
ji: verschiedener A rt :::••• •••

D ik t ie r m a s c h in e  (Pariograph od. 
DiWaphon) sofort zu kaufen ge­
sucht. Angebote erb. unter K.339 an 
Annoncen Knot he,  Breslau I.

Z u  v e r k a u fe n :  r q z . t- iiO ; ROSt. 
1-58; JW. 1891-1923; Grotefend 1806 
bis 1922; Neumann 1-20; Rhein. Arch. 
51-109; Staudinger 7. A u flj Handwtb. 
d. Staatsw. 4. Auf!.; Hdb. d. Politik 1926; 
Holtz.-Kohler, Enzykl. d. R.; Brass.- 
Gottschalk, ABG. 1913 u. a. Ausf. Liste 
durch Th. V e h r  esc h i l d ,  Hamm i. 
Westf., Grünstraße 20.

W ir kaufen zu rü ck:
D e u t s c h e s  R e c h t ,  A u s g a b e  A,

Hefte 3,6,7, 8 von 1940; Hefte 4, 5,7, 9,44,45/46,49,50 u. 
51/52 von 1941; Hefte 4,8 u. 9 von 1942, 5/6 von 1939 der 
alten Ausgabe (im roten Umschläge). Preis je Heft 75 Pfg.

Z u s e n d u n g e n  e r b e t e n  an:
D e u t s c h e r  R e c h t e v e r l a g  G.  m.  b.  H.

Zweigniederlassung Leipzig C 1, Inselstraße 10

Detektei Droszynski !
Geheim -Erm ittlungen — Beobachtungen — Auskünfte
Langjahr, praktische Tätigkeit uerhlirgt gewissenhafte Erledigung! 

S ln t io u a c i fd ie ä  A n g e b o t :
Soergel, Äommentar jum BffiE., 4 Ehe. u. <£rg.-Eb., 1937/39 geb. 3!93t 80.—
9icid)sfiiianjl)Oftmfd)cU)uugen Eb. 1 -4 0 .................................. geb. SR3J1 125 —
©eieSfatnmtung, Brcußifdie, 1900/38 .........................................  geh. gjajj 150._
3u[tiäm iniftcri« lb latl, Bteuß., 1900-1932/33, geb., unb ffortfeßung

Beutfdle 1933-1989................................................................  SRffl 250.—
Kccftttpredjung ber Cbcrl«nbesgcrtrf)tc. 46 Ehe. (1900—1928) geb. ESDI .180.—
3al)rbti(f) bes Icutfißen SRecßts. 3g. 1—30 (1903—1932)........... geb. SÜD! 280.—
3abrb. i. (Sntfd). b. itammerger. St. (folge Sb. 1 -23  (1900-1922) 

unb Sottfeßg. 3nf)rb. b. (ftilftf). in Engel, b. fieiro. »cricö lsbft
Eb. 1-22  geb. u. i. Seften (1924-1941)........................................E®! 320.—

«eid jigelebblalt 1870-1939 ( I I .  I ) ........................................... geb. 3ÜD1 326.—

SSir laufen;
9te<f|i«. unb flnal«toi[fen[d)oftl. EibUotßefen unb CHnjettnerfe.

&  ©d>WcHtfer S o r t i m e n t  / © e r l t n  * 88
SJranäBftidie Straße 16 / getnlpre<ber 12 11 67/68 

Sucfjbanblnng unb «n tiguaria t fü r 9icrt|tä. un» W lrt|ii)aftbiolf|en|rbalten
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1 Das TackUaüs
{üc RecAüam/äite t W  kotace

liefert jeden Bürobedarf, Papiere 
Drucksachen, Vordrucke, Stempel 

Amtstrachten
S p e z i a l i t ä t ;  Neueinrichtungen

I



D a s

S b lik a n
Schreibband
hält noch länger, wenn 

man es alle 8 Tage um­

dreht; dann kommt die 

obere Hälfte nach unten 

und kann sich erholen.

GÜNTHER WAGNER, HANNOVER

---------------------------------------\
25 Millionen RM Antragssumme
allein in den Jahren 1940/41 sind das 
Ergebnis unseres seit Jahren bewähr­
ten Werbesystems, das Hunderte von 
ehrenamtlichen Vertrauensmännern in 
allen Berufsgruppen des NSRB. s e h r  
w i r k u n g s v o l l  un t e r s t O t z e n ,

v______________  J

Deutsche Anwalt- und Notar-Versicherung
L e b e n s v e r s i c h e r u n g s v e r e i n  a. G., zu B e r l i n  

V e r w a l t u n g  H a l l e  ( S a a l e ) ,  K a i s e r s t r a ß e  6a 

V e r t r a u e n s g e s e l l s c h a f t  des  NSRB.

M achen Sie mir Vorschläge :
Ich bin 
geboren am:

Beruf:

Wohnung:

Fernruf:

Unterschrift!

D IE  GROSSE R EP R Ä SE N TA TIVE DEUTSCHE MONATS­

SCHRIFT VON IN T E R N A T IO N A LE R  B ED EUTUNG  

E IN Z E L H E F T  1 R E IC H SM A R K

S T E IN IG E R -V E R L A G E  B E R L IN  SW 68 

__________________________________________________ )

In zweiter Auflage liegt vor:

Dcutfdie Rcthtsgcfchichte 
unö ftcutfdies RcrhtsDenhen

Heft 6 der Schriftenreihe „Rechtspflege und Verwaltung“
Von Prof. D r. Johann von Leers

179 S e i t e n  RM k a r t .  2.40
. . Das Werk verdient, nicht nur zum Studium des jungen Rechts- 

wahrers erarbeitet, sondern darüber hinaus unter den Reehtswahrern 
der Praxis sowohl wie allen politisch interessierten Volksgenossen 
überhaupt, weite Verbreitung zu finden.“

StA. D r . E h rh a rd t in  ,, Deutsches S tra frech t“  7¡8 1941

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G .  m. b. II.
B e rlin  / L e ip z ig  / W ien  

Berlin W  35, HildebrandstraBe 8
Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland : 

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

Das interlokale und interpersonale 
P riu a m i im groOdeuischen Raum

V o n  D r .  G . H u b e rn a g e l
84 S e i t e n  K a r t .  R M  2.70

Der Verfasser behandelt in seinem Werk umfassend und grundlegend 
die Probleme, welche sich aus der Rechtsverschiedenheit im groß­
deutschen Raum ergeben. Bisher sind diese Fragen seit 1915 nicht mehr 
erschöpfend in einer Einzelschrift dargestellt worden. Die Abhandlung 
zeigt erstmalig für das gesamte Gemeinrecht als systematische Dar­
stellung in 15 Abschnitten die Lösungen für das interlokale und inter­
personale Privatrecht auf. Die Gesetze der dem Altreich ein- und an­
gegliederten Gebietsteile sind weitgehend bei den einzelnen Abschnitten 

verwertet.
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag
Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Berlin-Leipzig-Wien

Berlin W  35, HildebrandstraBe 8
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